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Einleitung

,Pirates do not only exist in legends and on rides at Disneyland."1 Mit diesem, zugegebe-
nermalien etwas plakativem, Satz kann man das Bewusstsein von Piraterie in den Kopfen
der Menschen recht prazise zum Ausdruck bringen. Wer hatte beim Wort Pirat bis vor
wenigen Jahren nicht zuerst, wenn nicht ausschlielRlich, an einen jener verwegenen Kerle
mit Augenklappe, Holzbein oder einem Papagei auf der Schulter gedacht, die man aus
zahlreichen Abenteuergeschichten kennt? Mehrere Generationen von Europdern sind
mit Astrid Lindgrens Pippi Langstrumpf und ihrer Begegnung mit den Piraten aus Taka-
Tuka-Land oder Michael Endes Jim Knopf und seinem Kampf mit der Piratentruppe Wilde
13 aufgewachsen. Auch das im Eingangszitat erwahnte Fahrgeschaft Pirates of the Carib-
bean, das sich in jedem Disneyland weltweit findet, diirfte den meisten bekannt sein —
wenn nicht aus eigener Fahrerfahrung, dann doch wenigstens indirekt aus dem Kino oder
dem heimischen PC. Diese Abenteuerbahn stand namlich sowohl Pate fiir die dullerst
erfolgreiche Filmreihe Fluch der Karibik, als auch fiir die nicht weniger erfolgreiche Com-
puterspielreihe Monkey Island. Auch abseits von solch romantisch bis komddiantisch
verklarten Unterhaltungsprodukten ist das Interesse an Piraten in der Bevolkerung grol3.
Oftmals wohl motiviert durch die genannten Adaptionen des Themas befassen sich viele
Kinder, aber auch Erwachsene mit dem Thema Piraterie, indem sie die ebenfalls in un-
Uberschaubarer Zahl vorhandenen Sachbiicher oder Fernsehdokumentationen studieren.
In den meisten Fallen handeln diese von den Piraten langst vergangener Tage. Das Inte-

resse an Piraten ist also ungebrochen.

Interessant ist Piraterie aber mittlerweile nicht mehr nur fir die Menschen der westli-
chen Welt, die mit dem Thema ihre Neugier oder ihren Drang nach Unterhaltung stillen
mochten. In einem ganz anderen Sinne ist Piraterie auch ein Thema fiir die Menschen
aus Teilen der Welt, die zu solch profanen Beschaftigungen gar keine Gelegenheit haben,
weil sie sich Tag fiir Tag um ihr eigenes Uberleben kiimmern miissen. Ins Bewusstsein der
Offentlichkeit geriickt ist dies seit etwa dem Jahr 2008, als die Uberfille durch somali-
sche Seerduber ein solches Ausmals erreichten, dass die europaische Nachrichtenland-
schaft fast taglich dariiber etwas zu berichten hatte. Allerdings sind auch die somalischen
Piraten in der heutigen Zeit nicht die Ersten, die das alte Geschéaft der Piraterie wieder-

entdeckt haben. Bereits etliche Jahre zuvor erlebte die Piraterie eine groRere Renais-

! Dutton, Bringing Pirates to Justice, S. 2.



sance in Asien. Auch in Afrika gab es bereits vor 2008 und aulRerhalb der somalischen

Kiistengewadsser Falle von Piraterie.

Dadurch wurde die Aufmerksamkeit der westlichen Welt in den letzten Jahren mehr und
mehr wieder auf die Piraterie in ihrem eigentlichen Sinne gelenkt. Bis zu den Vorfallen
rund um Somalia war Piraterie bezogen auf aktuelle Themen eher metaphorisch verstan-
den worden. In der Alltagssprache hatten sich Begriffe wie Marken- und Produktpiraterie
eingeblrgert, die einen rechtlichen Bezug vor allem zum Urheberrecht aufweisen. Ein
alltéglich vorkommendes Delikt in diesem Bereich ist immer noch das Raubkopieren vor
allem von Musik und Filmen in diversen Online-Tauschb6rsen. Nicht zufallig tragt eine
Webseite, auf der man bei der Suche nach , kostenloser” Musik und Filmen flindig wer-

den kann, den klangvollen Namen The Pirate Bay.

Doch soll diejenige Piraterie, von der im Zusammenhang mit Marken- und Produktfal-
schungen die Rede ist, hier auRen vor bleiben. Diese Arbeit befasst sich ausschlieBlich
mit der Piraterie im eigentlichen, im klassischen Sinne. Wenn in der Arbeit von Piraterie
bzw. Seerduberei die Rede ist, so ist damit stets der Raubliberfall auf ein Schiff bzw. des-
sen Besatzung gemeint, der sich meist auf See ereignet und in der Regel auch selbst von
einem Schiff ausgeht. Anlass fir diese Arbeit war der Boom der Piraterie rund um Soma-
lia und die dagegen gerichteten Unternehmungen der Weltgemeinschaft ab etwa Ende
2008. Dementsprechend steht die Piraterie vor der Kiste Somalias im Fokus der Arbeit.
Dabei sollen aber die historischen Vorganger der somalischen Piraten nicht auBer Acht
gelassen werden — nicht zuletzt deshalb, weil sich aus einer Betrachtung der Geschichte
der Piraterie Riickschlisse ziehen lassen, die auch bezogen auf die heutige Piraterie ihre
Gultigkeit haben.

Als Auftakt der mittlerweile mehrere Jahre andauernden Pirateniberfdlle auf Schiffe im
Bereich der somalischen Kiiste lasst sich der Angriff auf das Kreuzfahrtschiff Seabourn
Spirit im Jahr 2005 bezeichnen. Obwohl dieser Uberfall fiir die Piraten kein Erfolg war,
wurde der internationalen Gemeinschaft das Problem der somalischen Piraterie hier-
durch erst richtig bewusst’. Im Nachgang begannen die Vorbereitungen fir internationa-
le MaRnahmen gegen die somalische Piraterie>. Ein spektakuldrer Coup gelang den soma-
lischen Piraten im September 2008, als sie den ukrainischen Frachter Faina aufbrachten.

Das besondere hieran war, dass das Frachtschiff schweres militarisches Gerat geladen

2 Murphy, Small Boats, Weak States, Dirty Money, S. 103.
3 Murphy, Somalia: The New Barbary?, S. 37 f.



hatte. Die Fracht bestand aus mehreren Panzern sowie Raketenwerfern und Handfeuer-
waffen®. Neben Passagier- und Frachtschiffen gerieten vor allem auch Fischereischiffe ins
Visier der somalischen Piraten. Beispielhaft sei hier der Uberfall auf den siidkoreanischen

Fischtrawler Dongwon-ho im Jahr 2006 genannt”.

Ein weiteres ,Highlight” der Piratenibergriffe vor Somalia stellt die Entfihrung des sau-
di-arabischen Supertankers Sirius Star im November 2008 dar. Das Besondere an diesem
Vorfall war, dass die somalischen Piraten damit gleich mehrere Superlative in der Ge-
schichte der Piraterie aufstellen konnten. Die Sirius Star ist das grofRte Schiff, das jemals
von Piraten entfihrt wurde, und zugleich auch das wertvollste®. Das Schiff hatte zwei
Millionen Barrel Ol geladen7. Nach mehreren Wochen wurde das Schiff gegen die Zah-
lung von 3 Mio. Dollar Lésegeld wieder freigegeben®. Eine weitere Geiselnahme, die zum
einen eine neue Stufe der Gewaltanwendung durch die Piraten darstellt und zum ande-
ren der aus deutscher Sicht wohl bedeutendste Vorfall dieser Art ist, war die Entfihrung
des Containerschiffs Hansa Stavanger im Frihjahr 2009. Das Schiff befand sich Gber
mehrere Monate in der Gewalt von Piraten. Sowohl gegeniiber den gefangenen Besat-
zungsmitgliedern als auch gegeniiber den Unterhandlern, mit denen die Piraten lber die
Losegeldzahlung verhandelten, zeigten sie sich duflerst gewaltbereit und brutal. Der Vor-
fall beschaftigte die deutsche Politik intensiv. Schlielich wurde eine Befreiungsaktion
durch die Spezialeinheit GSG 9 der Bundespolizei vorbereitet, die jedoch nicht durchge-
fihrt wurde®. Die Hansa Stavanger kam schlussendlich gegen Zahlung eines Losegelds

von iber 2 Mio. Dollar frei'®.

Spatestens seit der Entfihrung der franzésischen Segelyacht Le Ponant im Friihjahr 2008
kann die Entsendung des Militdrs zur Befreiung von entfiihrten Schiffen als {iblich ange-

sehen werden. Die Le Ponant wurde auf der Fahrt durch den Golf von Aden entfiihrt und

Wiese, Piraterie, S. 61.

Murphy, Small Boats, Weak States, Dirty Money, S. 103.
Kneissler, Piratenterror, S. 16.

Wiese, Piraterie, S. 67.

Kneissler, Piratenterror, S. 21.

http://www.spiegel.de/politik/ausland/piraterie-gsg-9-sollte-entfuehrte-hansa-stavanger-
stuermen-a-618384.html
(Artikel vom 09.04.2009 zuletzt abgerufen am 02.02.2015).

10 http://www.spiegel.de/politik/ausland/befreiung-der-hansa-stavanger-politiker-verurteilen-
loesegeldzahlung-an-piraten-a-640481.html
(Artikel vom 05.08.2009, zuletzt abgerufen am 02.02.2015).




befand sich etwa eine Woche lang in der Hand von Piraten. Das franzdsische Militar
Uberwachte das Schiff dabei mit Booten und Hubschraubern, griff jedoch nicht ein.
Nachdem die Piraten das Schiff gegen Zahlung eines Losegelds von 2 Mio. Dollar freige-
lassen hatten, verfolgten die Soldaten die Piraten jedoch und konnten sechs von ihnen
festnehmen. Ebenfalls beispielhaft fiir den Einsatz von Soldaten gegen Piraten ist der Fall
des amerikanischen Containerschiffs Maersk Alabama. Dieses wurde im April 2009 von
somalischen Piraten entfihrt, die das Schiff jedoch nach kurzer Zeit mit dem Kapitan als
Geisel in einem Rettungsboot verlieBen. Dieses Rettungsboot wurde von mehreren ame-
rikanischen Kriegsschiffen verfolgt, von denen aus die Piraten letztendlich ausgeschaltet

und der Kapitan befreit werden konnten'!.

Aus deutscher Sicht ist neben der Entfiihrung der Hansa Stavanger auch der Fall des
Containerschiffs Taipan von Bedeutung. Dieses wurde im Frihjahr 2010 6stlich von So-
malia Uberfallen und von Piraten ibernommen. Nachdem sich die Crew in einen Sicher-
heitsraum zurlickziehen konnte gelang es ihr, Kontakt zur Koordinationsstelle der Opera-
tion Atalanta aufzunehmen. Noch am selben Tag befreiten niederlandische Soldaten das
Schiff und nahmen die zehn beteiligten Piraten fest. Diese wurden nach Deutschland
iberstellt und im Oktober 2012 vom Landgericht Hamburg verurteilt'®. Dies war seit

mehreren Jahrhunderten das erste Mal, dass Piraten in Hamburg vor Gericht standen.

Anstold flr diese Arbeit war der Entschluss der EU, eine eigene Militdroperation mit dem
Namen Atalanta® zum Zweck der Bekdmpfung der somalischen Piraterie ins Leben zu
rufen. Hieraus entspringen zahlreiche Fragestellungen, denen es in der vorliegenden Ar-
beit nachzugehen gilt. Jedoch muss gleich vorweg gesagt werden, dass es nicht Ziel der
Arbeit und sicher auch im Rahmen einer Dissertation nicht moglich ist, alle Fragestellun-
gen, die sich in diesem Zusammenhang ergeben, umfassend darzustellen, geschweige
denn zu beantworten. Dazu sind sie nicht nur zu zahlreich, sondern auch zu unterschied-
lich gelagert. Interessante Aspekte dieses Themas ergeben sich nicht nur im Rahmen ei-
ner juristischen Betrachtung. Auch aus dem Blickwinkel der Politik- und Sozialwissen-
schaft sowie der Geschichtswissenschaft ist das Thema interessant. Dieser Tatsache soll,

soweit das im Rahmen einer juristischen Dissertation geboten ist, Rechnung getragen

1 Wiese, Piraterie, S. 141 ff.
2 LG Hamburg, Urt. v. 19.10.2012, Az.: 603 KLs 17/10.

B Der Name riihrt aus der griechischen Mythologie her, eine kurze Zusammenfassung der ent-
sprechenden Sage findet sich bei Klein, Moderne Piraterie, S. 121 f.



werden. Fragestellungen, die den genannten anderen wissenschaftlichen Disziplinen

zuzuordnen sind, kdnnen aber nur lberblicksartig dargestellt werden.

Im ersten Teil der Arbeit soll der historische Blickwinkel gewahlt werden. Allein die Tat-
sache, dass es sich bei der Piraterie um eines der altesten Phdanomene der Seefahrt han-
delt, rechtfertigt dieses Vorgehen nicht nur, sondern macht es nahezu zwingend not-
wendig. Es soll jedoch nicht allein bei einer historischen Betrachtung bleiben. Die mo-
derne Piraterie und insbesondere die somalische soll vor allem auch aus politischer, 6ko-
nomischer und soziologischer Sicht betrachtet werden. Diese Betrachtung ist vor allem
deswegen wichtig, weil nur so der sprunghafte Anstieg der von Somalia ausgehenden
Piraterie addquat erklart werden kann. Dies wiederum ist unabdingbare Voraussetzung

dafir, die angewandten Methoden zu ihrer Bekampfung kritisch wirdigen zu kénnen.

Im zweiten und dritten Teil der Arbeit geht es darum, die rechtlichen Grundlagen, die
sich mit der Piraterie und ihrer Bekampfung befassen, einer ndheren Betrachtung zu un-
terziehen. Dieser Unterscheidung wird gefolgt, indem zunachst im zweiten Teil nur dieje-
nigen Rechtsvorschriften betrachtet werden, die sich mit dem bloRen Tatbestand der
Piraterie befassen. Es wird zu zeigen sein, dass hierfiir das Volkerrecht die maRgebliche
Rechtsordnung ist. Dieser status quo wird historisch hergeleitet, indem zundchst die alt-
hergebrachte Abgrenzung der Piraterie von anderen Formen von Gewaltanwendung auf
See aufgezeigt wird. Sodann soll die Entstehungsgeschichte der heute maRgeblichen vol-
kerrechtlichen Piraterienormen aufgezeigt werden, bevor zum Abschluss kurz auf die

Situation im deutschen Recht eingegangen wird.

Die rechtlichen Moglichkeiten zur Bekdmpfung der Piraterie sind Untersuchungsgegen-
stand des dritten Teils der Arbeit. Neben einer ausfiihrlichen Darstellung und Analyse der
wesentlichen Rechtsgrundlagen aus dem Volkerrecht, namlich den Bestimmungen des
Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen (SRU)Y, soll der Frage nachgegangen
werden, ob es daneben noch andere vélkerrechtliche Rechtsgrundlagen gibt. Nach der
Darstellung der rechtlichen Grundlagen sollen die tatsachlich ergriffenen MaBnahmen in
den Blick genommen werden. Nach einer kurzen Vorstellung der sonstigen Militdropera-
tionen soll der Fokus auf die EU-Operation Atalanta gelegt werden. Deren europarechtli-
che Grundlagen sollen umfassend dargestellt werden, bevor die Operation an sich und

insbesondere die deutsche Beteiligung in das Zentrum der Betrachtung gerickt wird.

14 BGBI. Teil 11 1994, S. 1799 ff.



Im vierten Teil der Arbeit sollen schlieilich einige der zahlreichen rechtlichen Probleme,
die aus dem Sachverhalt der Pirateriebekdampfung durch internationale Marineverbande
am Horn von Afrika resultieren, naher beleuchtet werden. Die Auswahl erfolgte anhand
der Relevanz und Aktualitat der verschiedenen Rechtsfragen. Als besonders klarungsbe-
dirftig erscheint aus deutscher Sicht vor allem die rechtliche Zuldssigkeit eines Einsatzes
der Bundeswehr zur Pirateriebekampfung. Dieses Problem ist zwar viel diskutiert, aber
immer noch keiner dauerhaften Losung zugefiihrt worden. Allerdings ist es notig, diesbe-
zuglich eine konsistente, tragfahige rechtliche Grundlage zu finden, denn die Haufigkeit
und Vielfdltigkeit der Auslandseinsdtze der Bundeswehr werden in Zukunft wahrschein-
lich noch weiter zunehmen. In diesem Zusammenhang ist auch das zweite wesentliche
Problem, das im vierten Teil behandelt werden soll, zu sehen, namlich die Frage, inwie-
weit bei der Piratenbekampfung insbesondere von deutschen Soldaten Grundrechte zu
beachten sind. Hierfiir gilt es zunéachst, die verschiedenen einschldgigen Grundrechtsre-
gime zu identifizieren und die Frage zu beantworten, ob diese im konkreten Fall Geltung
beanspruchen kénnen. Sodann gilt es die einzelnen bedeutsamen Grundrechte heraus-
zuarbeiten und der Frage nachzugehen, ob diese betroffen sein kdnnen und ob eine
Rechtfertigung fir den jeweiligen Grundrechtseingriff existiert. Weitere Untersuchungs-
schwerpunkte des vierten Teils bilden, neben europarechtlichen Fragen, die Strafverfol-
gung festgenommener Piraten durch Drittstaaten bzw. vor einem internationalen Ge-

richtshof, sowie die Bewachung von Schiffen durch private Sicherheitsdienste.



Teil 1: Piraterie als historisches und aktuelles Phanomen

Die Seeraduberei wird zuweilen, nicht zu Unrecht, als das zweit- oder drittdlteste Gewerbe
der Welt bezeichnet™. Im Laufe seiner mehrere tausend Jahre langen Geschichte hat sich
das Seerduberwesen in Bezug auf seine Motivation, seine geographischen Brennpunkte
und die Art und Weise seiner Durchfihrung teils stark verdndert. Ebenso in standiger
Entwicklung waren und sind die Instrumentarien, die den unmittelbaren und mittelbaren
Opfern der Seerduberei zur Verteidigung und Bekdampfung dieser Gefahr zur Verfligung
stehen. Wenn sich dieser Abschnitt nun mit der Piraterie im Allgemeinen beschaftigt,
geschieht dies so, dass zundchst die Geschichte des Seerduberwesens Uberblicksartig
dargestellt wird. Dabei werden auch die heutige Situation und deren spezielle Umstande
in den Blick genommen. AnschlieRend wird zu untersuchen sein, auf welche Arten zeit-
gendossische Piraten ihre Raubliberfdlle ausiiben und — ein in seiner Bedeutung nicht zu
unterschatzender Aspekt — welche finanziellen Schiaden und Kosten fiir die Betroffenen

die moderne Piraterie verursacht.

A. Zur Geschichte der Piraterie

Piraterie ist ein ausgesprochen altes Phanomen der menschlichen Gesellschaft. Man wird
wohl sagen kdnnen, dass es die Piraterie schon so lange gibt wie die Seefahrt selbst™®.
Ungeachtet der nicht exakt festzustellenden historischen Existenz bzw. Datierung gehen
die ersten Quellen hierzu jedenfalls bis etwa 1.000 Jahre vor unserer Zeitrechnung zu-
riick*’. Es fallt auf, dass schon Herodot in seinem Geschichtswerk die Piraterie behan-
delt'®. Im Folgenden soll daher zunichst ein kurzer Uberblick Gber die Geschichte der
Piraterie im Allgemeinen gegeben werden. Dabei sollen und kénnen aus der langen und

umfangreichen Geschichte der Piraterie allerdings nur einige Zeitabschnitte tGberblicksar-

> Roder in Roder, Piraten — Abenteuer oder Bedrohung?, S. 6 (6); Birnie in Ellen, Piracy at Sea, S.

131 (131).

16

Gosse, The History of Piracy, S. I.

17

Vgl. Berber in Ipsen/Necker, Recht tber See, S. 147 (147), bezugnehmend auf Homer; Leip, Die
Geschichte der Piraterie, S. 17, bezugnehmend auf Kénig Salomon sowie ebenfalls auf Homer.

8 Herodot, Geschichte, Band 1, dort geht es um den Raub einer griechischen Prinzessin (Helena

von Troja) durch phonizische Seefahrer — ein Vorfall, der zwar nicht im klassischen Sinne, aber
doch allgemein als Piraterie bezeichnet werden kann.



tig dargestellt werden, die im gesamthistorischen Kontext eine groRere Rolle gespielt

haben.

I. Antike

Die Geschichte der Piraterie beginnt, wie dargelegt, spatestens zu Zeiten der Odyssee
von Homer. Es gab aber auch auBerhalb der griechischen Geschichte, d.h. vor und nach
der Blutezeit der griechischen Hochkultur, Epochen der Piraterie, welche nun in den Blick
genommen werden sollen. Auf die eigentliche griechische Pirateriegeschichte wird dabei

ebenfalls eingegangen.

1. Die Seevolker

Schon die alten Agypter hatten mit der Piraterie zu kimpfen. Hier finden sich auch die
ersten verbrieften Vorkommnisse von Seerduberei auBerhalb von Dichtung und nach-
traglicher Geschichtsschreibung. Ein Dokument, das etwa auf das Jahr 1385 v. Chr. da-
tiert werden kann und von dem damaligen Herrscher von Alasija (dem heutigen Zypern)
stammt, berichtet davon, dass jedes Jahr Menschen aus dem Land Lukki plindernd auf
der Insel einfielen’®. Bei dem besagten Land handelt es sich um einen Landstrich, der an
der Kiiste der heutigen Tirkei gelegen ist und der zur damaligen Zeit in das Herrschafts-
gebiet der Hethiter fiel”®. So verwundert es auch nicht, dass die Hethiterkénige sich der
Menschen aus diesem Teil ihres Reiches bedienten, um liber den Seeweg gegen ihre Erz-
feinde, die Agypter, vorzugehen21. Ob der Ursprung der ratselhaften Seevdlker tatsach-
lich bei diesen Menschen aus Lukki liegt, ist nicht abschlieRend geklart?. Fest steht aber,
dass der Seevolkersturm der ausgehenden Bronzezeit im Bereich des Mittelmeeres ein
Hohepunkt seerduberischer Gewalt in der Antike war?. Dem Treiben der Seevdlker konn-
te erst im Jahr 1186 v. Chr. durch Pharao Ramses lll. Einhalt geboten werden. Dem Pha-

rao gelang es in einer gewaltigen Schlacht zu Wasser und zu Lande, seine Gegner ver-

Strobel, Seevolkersturm, S. 178.
Kneissler, Piratenterror, S. 62.
Strobel, Seevolkersturm, S. 178.

Vgl. Strobel, Seevélkersturm, S. 101 ff.

Kneissler, Piratenterror, S. 64.



nichtend zu schlagen und dabei nahezu auszurotten®®. In diesem Ereignis kann wohl das

erste systematische Vorgehen gegen Piraten mit militdrischen Mitteln gesehen werden.

2. Piraterie im antiken Griechenland

Alles, was heute Uber die Urspriinge der Piraterie im antiken Griechenland bekannt ist,
entstammt der altgriechischen Poesie. Allen voran sind hier die bereits angesprochenen
Werke Homers zu nennen, aber auch andere bekannte griechische Sagen, wie etwa die
von Jason und den Argonauten. In diesen Geschichten sind seerdauberische Aktivitaten
oftmals nicht klar als solche gekennzeichnet. Tatsachlich sind Piraterie und Seefahrt nicht
nur in der griechischen Mythologie, sondern auch in der griechischen Geschichte aulRer-
gewdhnlich eng miteinander verwoben. Als ein Beispiel kann die angesprochene Sage
von Jason und den Argonauten angefiihrt werden. Nach moderner Deutung handelt die-
se Geschichte vom Beginn der griechischen Seefahrt, verbunden mit dem Auskundschaf-
ten moglicher Kolonialisierungsgebiete im Schwarzmeerraum und dem Erbeuten von
Schitzen®. Auch die Odyssee von Homer liefert Belege dafiir, dass der Ruhm eines See-
fahrers davon abhing, wieviel Beute er auf seinen Fahrten machte. So riihmt sich Odys-
seus an verschiedenen Stellen der Geschichte seiner erfolgreichen Uberfille auf nicht-
griechische Stadte, was ihm letztendlich die Teilnahme am Trojanischen Krieg ermdog-
licht®.

Dementsprechend wird vereinzelt die These vertreten, dass die Peirates der griechischen
Antike keine plindernden und mordenden Unholde waren, sondern vielmehr wagemuti-
ge Entdecker, die ihr Glick in der Seefahrt suchten und dabei auf diesem Gebiet Pionier-
arbeit leisteten?’. Ausgangspunkt dieser Uberlegungen ist das griechische Wort peira,
was so viel bedeutet wie wagen oder unternehmen?®. Eine andere Deutung, die ebenfalls
dieses Wort in den Blick nimmt, kommt zu einem anderen Ergebnis. Hier wird angefiihrt,
dass ein peirata entsprechend dem Ursprung des Wortes ein Unternehmer war, dessen

Geschaft aus dem Uberfallen und Pliindern von Schiffen bestand?. Hier wird eine weni-

* Schiedermair in AGR 135 (2010), S. 185 f.

Kammerer-Grothaus in Roder, Piraten — Die Herren der Sieben Meere, S. 22 (22).
% De Souza in Powell, The Greek World, S. 181.

Schmitt, Der Nomos der Erde, S. 14.

8 Schenkl, Deutsch-Griechisches Schul-Worterbuch, S. 612.

Kneissler, Piratenterror, S. 65.
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ger ehrbare und riihmliche Einschatzung des antiken peirata deutlich. Noch weiter geht
eine Deutung, die dem Wort peira eine andere Bedeutung beimisst, weil es hier mit listi-
ger Anschlag oder Uberfall ibersetzt wird®*. Gestutzt wird diese These mit dem Argu-
ment, dass in antiken griechischen Quellen, wie etwa der Odyssee, das Wort peirata gar
nicht vorkommt, sondern von leister gesprochen wird, was mit Rauber oder Pliinderer
ibersetzt werden kann®'. Im Ergebnis scheint mehr dafiir zu sprechen, dass jemand, der
seinen Lebensunterhalt mit dem Uberfallen fremder Schiffe auf See oder dem Pliindern
von Siedlungen an Land von See aus bestritt, auch schon in der Antike als Verbrecher
galt. Nicht zuletzt kann dies damit belegt werden, dass Taten wie Raub und Mord prak-
tisch schon immer als verwerflich und strafwiirdig angesehen wurden, jedenfalls solange

es hierfiir keine Rechtfertigung gab*2.

Am Beispiel des Odysseus zeigt sich auch die enge Verknlpfung von Piraterie und Kriegs-
fihrung in antiker Zeit. Im Lauf der Geschichte wurde es nicht uniblich fiir griechische
Kriegsschiffskommandeure, sich zusammen mit ihrer Besatzung der Piraterie hinzugeben,
wenn der Krieg, in dem sie gekampft hatten, verloren war. Dabei gehdrten aber keine
griechischen Schiffe zu ihren Angriffszielen®®. Ein weiteres Beispiel stellt der Piratenfiirst
Polykrates dar. Als piratischer Seefahrer eroberte er im 6. Jahrhundert v. Chr. die Insel
Samos, schwang sich zu deren Herrscher auf und unternahm von dort aus unzahlige
Raubfahrten in der Agiis mit seiner riesigen Flotte®*. AuBerdem suchte Polykrates in der
Folgezeit das Biindnis mit den Agyptern auf der einen und den Persern auf der anderen

Seite, wobei er zuweilen auch als Doppelagent agierte®.

Als sich die Piraterie in der Agiis zu einem massiven Problem entwickelte, bedurfte es,
wie schon im alten Agypten, wieder einmal eines entschlossenen militdrischen Eingrei-
fens von staatlicher Seite. Im 5. Jahrhundert v. Chr. gelang es dem attischen Seebund

unter Fihrung des Athenerkdnigs Kimon, die Piraten zu vertreiben, woraufhin der See-

3 Schenkl, Deutsch-Griechisches Schul-Wérterbuch, S. 612.

3! Kaegi Benselers Griechisch-Deutsches Wérterbuch, S. 768; vgl. auch Berber in Ipsen/Necker,

Recht liber See, S. 147 (147).

32 vgl. etwa die Darstellung zum rémischen Strafrecht bei Waldstein/Rainer, Rdmische Rechtsge-

schichte, § 12, Rn. 5 ff.
3 De Souza in Powell, The Greek World, S. 179.

34 Leip, Die Geschichte der Piraterie, S. 22 f.

3 Leip, Die Geschichte der Piraterie, S. 23 f.
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bund den Schutz des Meeres zu einer seiner wichtigsten Aufgaben erklirte®®. Auch die
Mazedonier unter Konig Philip Il. betrachteten es als ihre Aufgabe, fiir die Sicherheit der
Seefahrt in den Gewadssern vor ihrer Kiiste zu sorgen37. Durch diese Schutzmallnahmen
gelang es, das Mittelmeer erneut — zumindest fir eine begrenzte Zeit — sicher und pira-

tenfrei zu machen.

3. Die Romer und die Piraterie

Es ist bekannt, dass Seerduber zeitweise ein grolles Problem fir die Schifffahrt Roms dar-
stellten. Rom hatte hauptsachlich mit Piraten aus Kilikien, ebenfalls eine Region in der
heutigen Tirkei, zu kdampfen. Diese kilikischen Piraten unternahmen nicht nur gelegentli-
che Uberfille auf Handelsschiffe, sondern es gelang ihnen, sich zu einem regelrechten
Machtfaktor im Bezug auf die Schifffahrt im Mittelmeer zu entwickeln. Der Geschichts-
schreiber Appian berichtet, dass die kilikischen Piraten das Mittelmeer in seiner gesam-
ten Ausdehnung kontrollierten und sich in Kdmpfen wie eine staatliche Marine verhiel-
ten®®. In diesem Zusammenhang wird die Geschichte des jungen Julius Caesar, der auf
einer Seereise in die Hande von Piraten fiel, oft erwdhnt. Nachdem fiir Caesar ein Lose-
geld in Hohe von 50 Talenten gezahlt worden war, fiihrte er mithilfe einer von einem
hohen rémischen Beamten geborgten Armee einen privaten Vernichtungsfeldzug gegen

seine Entfihrer®. Dies trug sich im Jahr 78 v. Chr. zu.

Bereits wenige Jahre spater, im Jahr 67 v. Chr., wurde das Piraterieproblem fiir Rom zu
einer Existenzfrage. Mittlerweile herrschten in Rom regelmadflige Hungersnote, weil
durch die Piraterie im Mittelmeer die benotigten Getreidelieferungen ihren Zielort oft-
mals nicht erreichten. Dies fihrte dazu, dass mit Pompeius, dem spiteren Widersacher
Caesars, erstmals einem romischen Politiker diktatorische Befugnisse erteilt wurden, um
gegen die Piraten im Mittelmeer vorzugehen*. Mit diesen Vollmachten ausgestattet

schaffte es Pompeius in kiirzester Zeit, die Piraten zu Lande und zu Wasser vernichtend

® Kammerer-Grothaus in Roder, Piraten — Die Herren der Sieben Meere, S. 22 (24).

% De Souza in Powell, The Greek World, S. 190.

38 Appian, Romische Geschichte, zitiert nach Wirth/Gessel, Bibliothek der griechischen Literatur,

Band 23, S. 394 f.

¥ Gosse, The History of Piracy, S. 4 ff.

0 Bohn, Die Piraten, S. 11.

1 Cicero, Oratio de Imperio Cn. Pompei, zitiert nach Borst, Texte der Weltliteratur Reihe B — La-

teinische Sprache, Heft 26.
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zu schlagen, wobei er nahezu das gesamte militirische Potenzial Roms ausschopfte®.
Tatsachlich fuhrte diese Demonstration militarischer Macht durch das rémische Imperi-
um dazu, dass die Piraterie im Mittelmeer ein jahes Ende fand und fir tGber 500 Jahre bis
zum Untergang des Romischen Reiches (bzw. im 6stlichen Mittelmeer noch wesentlich

linger bis zum Sturz des Byzantinischen Reiches) kein Problem mehr darstellte®.

4. Zwischenergebnis

Als ein erstes Zwischenergebnis der historischen Betrachtung der Piraterie kann festge-
halten werden, dass die Mittelmeerregion die Wiege der Piraterie weltweit darstellt. Das
verwundert nicht, wenn man bedenkt, dass in dieser Region die friihesten Hochkulturen
der Weltgeschichte entstanden sind und sich dementsprechend auch der erste ausge-
pragte Seehandel entwickelt hat. AuBerdem kann festgestellt werden, dass seit frihester
Zeit das Aufkommen und Erstarken von Seerduberei durch schwache oder an der Be-
kampfung nicht interessierte Staatengebilde beglinstigt wird. Auf der anderen Seite kann
aus der historischen Betrachtung geschlossen werden, dass ein entschlossenes und of-
fensives staatliches Auftreten, typischerweise mit militarischen Mitteln, eine erfolgreiche

Bekampfung der Piraterie verspricht.

Il. Mittelalter

Ungeachtet der Tatsache, dass die Piraterie auch im Mittelmeer niemals vollstandig zum
Erliegen kam, sollen als Nachstes geschichtliche Hohepunkte der Piraterie in den Blick
genommen werden, die sich zeitlich und rdumlich weit weg von den Geschehnissen der
Antike abspielten. Diese Vorkommnisse beginnen am Ende des 8. Jahrhunderts. Zu die-
sem Zeitpunkt hatte sich der Brennpunkt der Seerduberei vom Mittelmeer in die Nord-
und Ostsee bzw. den Atlantik verlagert, da sich in dieser Region prosperierende Wirt-
schaftssysteme entwickelt hatten. Dementsprechend handelte es sich bei den nun vorzu-
stellenden Seerdaubern um Menschen aus Skandinavien und Norddeutschland bzw. Nord-

osteuropa.

2 Kammerer-Grothaus in Roder, Piraten — Die Herren der Sieben Meere, S. 22 (25).

3 Kneissler, Piratenterror, S. 70, 73.
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1. Die Wikinger

Das Auftreten der Wikinger als pliindernde, mordende und brandschatzende Seefahrer
Ende des 8. Jahrhunderts liutete gewissermaRen eine neue Ara der Seerduberei ein®.
Uber knapp drei Jahrhunderte spielte das Treiben der Wikinger auf den européischen
Meeren und an den Kiisten Europas und Asiens eine derart bedeutende Rolle, dass diese
Epoche heutzutage als Wikingerzeit bezeichnet wird*. Mit dem Fokus auf die seerduberi-
schen Aktivitdten der Wikinger wird als Beginn der Wikingerzeit der Uberfall auf das Klos-
ter Lindisfarne nah der Nordostkiiste des heutigen England im Jahr 793 angegeben®. Bei
diesem Uberfall wurden nicht nur die Schitze des Klosters geraubt, sondern auch alle
dort lebenden Mdnche getdtet und schlieBlich das Kloster selbst bis auf die Grundmau-
ern niedergebrannt®’. Dieser mit fiir die damalige Bevélkerung Englands unverstéandlicher
Brutalitdt durchgefiihrte Uberfall begriindete und festigte den Ruf der Wikinger als un-
barmherzige Plinderer nachhaltig. In der Folgezeit Uberfielen Wikingergruppen die Kis-
ten Schottlands und Irlands. Teilweise will die Geschichtsforschung hierin einen mehrjah-
rigen, koordinierten Raubzug erkennen®. Fest steht, dass es im Laufe der knapp 300-
jahrigen Wikingerzeit zahlreiche VorstéBe und Uberfille der Wikinger unter anderem in
Frankreich, Spanien und auch Deutschland gab49. Tatsachlich weisen viele dieser Wellen
von Raubziigen durch Europa zahlreiche Hinweise auf eine gewisse Organisation auf’.
Die Seerduberei der Wikinger zeichnete sich dadurch aus, dass das Uberfallen von ande-
ren Schiffen allenfalls eine untergeordnete Rolle spielte. Die Hauptziele der Wikinger bei
ihren Uberfillen waren menschliche Niederlassungen jedweder Art an Land. Als Seeriu-
berei kann das Treiben der Wikinger dennoch insoweit bezeichnet werden, als sie immer
vom Meer aus angriffen, liber das sie aus ihrer skandinavischen Heimat gekommen wa-

ren. Durch die besondere Bauweise der Wikingerschiffe waren allerdings auch weiter im

* Die Herkunft des Wortes Wikinger kann nicht abschlieBend geklart werden. Fest steht aber,

dass der Begriff schon vor dem Auftreten der so bezeichneten Pliinderer von nicht nordischen
Quellen fiir Rduber und Piraten verwendet wurde. Im Ubrigen gibt es verschiedene Versuche,
die Herkunft des Wortes aus der altnordischen Sprache heraus zu rekonstruieren (vgl. Banck,
Die Wikinger, S. 16 f.).

* Banck, Die Wikinger, S. 18 f.

% Krause, Die Welt der Wikinger, S. 47.

*" Krause, Die Welt der Wikinger, S. 47 ff.

8 Logan, Die Wikinger in der Geschichte, S. 35 f.

% Simek, Die Wikinger, S. 48 ff.

>0 Weidinger in Roder, Piraten — Die Herren der Sieben Meere, S. 26 (26 f., 31).
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Inland gelegene Siedlungen eine hiufige und leichte Beute®. Ein Wikingerschiff war so
gebaut, dass es nicht nur (hoch-)seetauglich war, sondern durch seinen geringen Tief-

gang auch problemlos Flisse befahren konnte>?.

Die genauen Grinde dafir, dass die Wikinger Ende des 8. Jahrhunderts ihre skandinavi-
schen Stammlander verlieBen, um sich Uber ganz Europa, Teile Asiens und den Atlantik
bis nach Amerika auszubreiten, sind bis heute ungeklart. Teilweise wird die grundsatzlich
eher unwirtliche Geographie Skandinaviens als Grund angerhrtsa, andere nehmen eine
akute Uberbevélkerung der skandinavischen Linder zu jener Zeit an>*. Was jedoch fest-
steht, ist das Fehlen staatlicher Strukturen im nordeuropdischen Raum der damaligen
Zeit. So gab es zundchst nur zwei Reiche, die jeweils nur kleine Teile des Gebiets be-
herrschten: Zum einen das der Skjoldunge in Danemark, zum anderen das der Ynglinge in
Norwegen®. Der Mangel an klar organisiertem staatlichem Gefiige und damit an Infra-
struktur, der die verstreut lebenden Wikingerstamme sich selbst tberlieR, diirfte die Aus-

falle der Wikinger aus ihren angestammten Gebieten zumindest beglinstigt haben.

Anders als frilheren Piraten wurde den Wikingern am Ende nicht durch GegenmaRBnah-
men der Betroffenen der Garaus gemacht, sondern das Problem der pliindernden und
mordenden Wikingerhorden erledigte sich durch den Verlauf der Geschichte ganz von
selbst. Zundchst begannen die mittlerweile weit verstreuten Wikinger sesshaft zu werden
und die Seefahrerei einzustellen. Dabei blieben sie in den Gebieten, die sie auf ihren
Fahrten erkundet und erobert hatten, siedelten sich also aufler in den skandinavischen
Stammlandern auch in England und Frankreich, Island oder den Farber-Inseln, aber auch
im heutigen Russland an>®. Beim Aufkommen stabiler staatlicher Geflige in diesen Gebie-
ten wurden die Wikinger in die neu entstandenen Staaten integriert und den jeweiligen

Staatsgewalten unterworfen®’. Daneben tat die zunehmende Christianisierung ihr Ubri-

>t vgl. etwa die Uberfille auf Hamburg und Bremen in der Mitte des 9. Jahrhunderts (Weidinger

in Roder, Piraten — Die Herren der Sieben Meere, S. 26 (27 f.)).

> Kneissler, Piratenterror, S. 76.

> Banck, Die Wikinger, S. 20.
>* Logan, Die Wikinger in der Geschichte, S. 23 f.

>> Krause, Die Welt der Wikinger, S. 33, 42.

*® Banck, Die Wikinger, S. 49 ff.; Cohat, Die Wikinger, S. 61 ff.

>’ Kneissler, Piratenterror, S. 75.
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ges, ihnen die Raubziige auszutreiben®®. Im Endeffekt verschwanden die Wikinger so

schnell von der Bildflache der Weltgeschichte, wie sie auf dieser erschienen waren.

2. Die Vitalienbriider und die Hanse

Ein weiterer Schwerpunkt der Pirateriegeschichte liegt in der spdten Phase des Mittelal-
ters, im 14. Jahrhundert in Mittel- und Nordeuropa. Hier agierten zu dieser Zeit die soge-
nannten Vitalienbrider, von denen Klaus Stortebeker wohl der Bekannteste sein dirf-
te®. Im Rahmen dieser Epoche der Piraterie zeigt sich auch erstmals deutlich die politi-
sche Einbindung von Piraten in die zeitgendssischen zwischenstaatlichen Konflikte und

die daraus bzw. in deren Folge entstehenden Probleme.

Die Piraterie der Vitalienbriider steht in einem unaufléslichen Zusammenhang mit den
kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen den Kdénigshdausern von Mecklenburg und
Danemark zur damaligen Zeit®. Da Mecklenburg keine eigene Kriegsmarine ausriisten
konnte, wurde seitens des Konigshauses dazu aufgefordert, die skandinavischen Reiche
zu schadigen. Die sich daraufhin einfindenden Freiwilligen wurden zwar teilweise auch
zusammen mit reguldren Truppen der Mecklenburger eingesetzt, sie erhielten jedoch
keinen Sold, sondern waren darauf angewiesen, ihren Lebensunterhalt durch Kaperei zu
verdienen®!. Aus diesem Umstand resultiert auch die Bezeichnung Vitalienbriider, die
sich von Viktualien, einer altertiimlichen Bezeichnung flr Lebensmittel, ableitet®%. Spater
kam auch der Begriff Likedeeler auf, der in etwa ,Gleichteiler” bedeutet und darauf an-
spielt, dass die Seerduber ihre Beute zu gleichen Teilen aufzuteilen pflegten®. Sicher ist
somit, dass die Vitalienbriider im staatlichen Auftrag handelten — ob sie allerdings, wie

teilweise angenommen®, im Besitz regelrechter Kaperbriefe, also staatlicher Kaperge-

% Weidinger in Roder, Piraten — Die Herren der Sieben Meere, S. 26 (35).

> vgl. zur Diskussion um die Authentizitdt der Figur Klaus Stortebeker: Ehbrecht in Ehbrecht,

Stortebeker, S. 37 (37 ff.); Die Legende um die Herkunft Stortebekers und seines Namens wird
wiedergegeben in Zimmerling, Stortebeker, S. 13 ff.

% vgl. dazu naher: Puhle in Ehbrecht, Stortebeker, S. 15 (17 ff.); Fritze/Krause, Seekriege der Han-

se, S. 96 ff.

1 Meier, Seefahrer, Hindler und Piraten, S. 144.

%2 Roder in Roder, Piraten — Die Herren der Sieben Meere, S. 36 (38).

8 puhle in Ehbrecht, Stortebeker, S. 15 (16).

% So etwa von Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jorzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (503).
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nehmigungen, waren, kann nicht gekliart werden®. Fest steht allerdings, dass die Vitali-
enbriider schon zu Zeiten des Mecklenburgisch-Danischen Krieges nicht nur danische,
sondern auch deutsche Schiffe angriffen, jedenfalls sofern diese aus Hansestadten ka-
men, die nicht auf der Seite Mecklenburgs standen®. Dies brachte alsbald die Hanse auf
den Plan, denn die Aktivitaten der Seerduber in Nord- und Ostsee waren eine groRe Ge-
fahr fir die Handelsaktivititen des Wirtschaftsbunds in diesen Gewassern®’. So versuchte
die Hanse zunachst durch eine Art wirtschaftliche Kriegsfihrung den Krieg zwischen

Mecklenburg und Danemark zu beenden, was letztlich auch gelang®.

Spatestens nach dem Ende des Konflikts zwischen Mecklenburg und Danemark im Jahr
1395 begannen die Vitalienbrider, die nun dazu Ubergingen, alle moéglichen Schiffe und
Stadte zu Uberfallen, sich erst recht zu einem massiven Problem fir die Handelsschiff-
fahrt in Nord- und Ostsee zu entwickeln, welche durch sie nahezu voéllig zum Erliegen
gebracht wurde®. In Folge dessen gingen der Deutsche Orden und die Hanse massiv ge-
gen die nun von allen Seiten nur noch als Piraten betrachteten Vitalienbrider vor. Dies
ist insofern bemerkenswert, als der Deutsche Orden und die Hanse sich seit jeher eher
misstrauisch gegeniberstanden und ein gemeinsames Vorgehen keineswegs selbstver-
standlich war’®. 1398 zerstorte ein Heer des Deutschen Ordens das Hauptquartier der
Piraten auf der Insel Gotland’, und die Streitkrafte der Hanse schafften es bis spatestens
um das Jahr 1400 herum, die verbliebenen Seerduber nahezu vollstdndig zu bezwingen.
Diese Geschehnisse sind zwar ein weiteres Beispiel fiir die Bekimpfung von Piraten mit
militdarischen Mitteln, jedoch ging in diesem Fall die militarische Gewalt nicht von staatli-
cher Seite aus, da sowohl der Deutsche Orden als auch die Hanse mehr oder weniger

private, religios bzw. wirtschaftlich motivierte Interessenvereinigungen waren’?.

65

Vgl. Puhle in Ehbrecht, Stortebeker, S. 15 (17). Eingehend zur Kaperei und zu Kaperbriefen s.u.
Teil 2, A, I.

 Meier, Seefahrer, Handler und Piraten, S. 144 ff.
" Bohn, Die Piraten, S. 12.

68 Zimmerling, Stortebeker, S. 125 ff.

 Fritze/Krause, Seekriege der Hanse, S. 105.

70 Zimmerling, Stortebeker, S. 127 f.

% Bohn, Die Piraten, S. 12.

72 Vgl. fiir den Deutschen Orden: Militzer, Die Geschichte des Deutschen Ordens, S. 12 ff,

fur die Hanse: Hommel-Kiesow, Die Hanse, S. 10.
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3. Zwischenergebnis

Auf den ersten Blick scheinen keine offensichtlichen Gemeinsamkeiten zwischen den
soeben vorgestellten Epochen zu bestehen. Dies vor allem deswegen, weil die hier be-
trachteten Seerduber in den teilweise weit auseinanderliegenden historischen Perioden
zundchst sehr unterschiedlich anmuten. Dabei entsprechen die Vitalienbriider wohl am
ehesten dem populdren Vorstellungsbild von Piraten, wahrend man in Bezug auf die Wi-
kinger doch eher an ein Kriegervolk denkt. Dabei ist aber nicht zu vergessen, dass, ob-
wohl die Vitalienbriider kein eigener Volksstamm waren, sie sich im Laufe der Zeit doch
zu einer Art Volksgemeinschaft entwickelt haben und sogar eigene abgeschlossene Sied-

lungen unterhielten’.

Mit Blick auf die Fragestellung der Arbeit kann hier festgehalten werden, dass die Ge-
schehnisse in der Zeit des Mittelalters in logischer Fortsetzung der zur Antike gewonne-
nen Erkenntnisse Folgendes verdeutlichen: Einerseits konnen schwache oder gar nicht
vorhandene Staatsstrukturen das Aufkommen von Piraterie befordern. Andererseits
kénnen starke Staatsstrukturen durch die Sozialisation und Einbindung der Menschen
Piraterie unterdriicken oder beenden — dies sogar ohne regelrechte Bekdmpfung dersel-
ben. Weiterhin zeigt sich, dass die Verwendung privater Seefahrer als Séldner in einem
Krieg ebenfalls ein Ausloser (oder jedenfalls ein Katalysator) fur die Aufnahme piratischer
Aktivitaten sein kann, spatestens nach dem Ende der entsprechenden Konflikte. Es zeigt
sich aber auch, dass ein entschlossenes und koordiniertes Vorgehen gegen Seerduber

zum Erfolg fihren kann.

I1l. Neuzeit

Zwei der wichtigsten Epochen der weltweiten Pirateriegeschichte sind in der Neuzeit
anzusiedeln. Es handelt sich hierbei zum einen um das seerduberische Treiben, das von
den sogenannten Barbareskenstaaten in Nordafrika ausging. Durch die Barbareskenstaa-
ten wurde die Seerduberei in ihre ,Heimat”, das Mittelmeer, zuriickgeholt. Zum anderen
muss hier selbstverstindlich die Piraterie in der Karibik genannt werden. Dies ist sicher
die Art und Zeit von Seerdaubertum, die in der populdren Vorstellung am engsten mit dem
Begriff Pirat verknipft ist. Dabei ist aber zu bemerken, dass diese Phase der Seerduberei

von dem Geschehen rund um die Barbareskenstaaten gleichsam zeitlich eingerahmt

® Bracker in Ehbrecht, Stortebeker, S. 57 (81 ff.).
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wird, denn die Zeit der Barbareskenstaaten begann frilher und endete spéter als die Pira-

terie in der Karibik.

1. Die Barbareskenstaaten und das Abendland

Mehr als ein Jahrhundert nach den Vitalienbriidern zeigte sich die Verknipfung von Pira-
terie und Politik Gberdeutlich in den fast 400 Jahre dauernden Konflikten zwischen Euro-
pa und den sogenannten Barbareskenstaaten. Diese waren aus dem durch die Kreuzziige
begriindeten Konflikt zwischen der christlichen und der islamischen Welt hervorgegan-
gen. Verscharft wurde der Konflikt ab der Mitte des 14. Jahrhunderts durch die spanische
Reconquista, in deren Rahmen die Mauren aus Spanien vertrieben wurden und sich, er-
fallt von unbdndigem Hass auf Spanien und die Christenheit, in Nordafrika neu ansiedel-

ten’?,

Bei der Entwicklung der Barbareskenstaaten spielten die sogenannten Barbarossa Briider
eine tragende Rolle. Gemeint sind damit die von der Insel Lesbos stammenden S6hne
eines Frachtschiffkapitans Arouj und Khair ad-Din’®>. Um den drmlichen Verhiltnissen in
seiner Heimat zu entfliehen, begab sich Arouj nach Konstantinopel, wo er auf einem Kor-
sarenschiff anheuerte. Er ibernahm durch Meuterei das Kommando Uber das Schiff und
begann der Seerduberei nachzugehen. Seinen jingeren Bruder Khair ad-Din konnte er
ebenfalls flr dieses Gewerbe begeistern, und so durchquerten die Briider das Mittelmeer
mit dem Ziel, europiische Schiffe zu uberfallen’®. Durch ein Abkommen gelang es den
Briidern, den Hafen von Tunis als Basis fiir ihre Raubziige zu nutzen’’. Als die Spanier
begannen, weite Teile Nordafrikas zu erobern, rief der Scheich von Algier die Barbarossa
Briider als Verstiarkung im Kampf gegen die Spanier zur Hilfe’®. Im Laufe der Zeit machten
sich die Bruder selbst zu Herrschern von Algier, bevor das von ihnen beherrschte Gebiet

im Jahr 1518 unter die Herrschaft des Osmanischen Reiches kam’®. Dies geschah auf Ini-

" Méssner, Barbareskenstaaten, S. 3.

> leip, Die Geschichte der Piraterie, S. 88; den Beinamen Barbarossa bekamen die Briider auf-

grund ihrer rétlichen Haar- und Bartfarbe, die fir Menschen aus dem Mittelmeerraum eher
ungewdhnlich war, verliehen (Gosse, The History of Piracy, S. 13 f.).

76 Leip, Die Geschichte der Piraterie, S. 89.

77 Murphy, Somalia: The New Barbary?, S. 158.

8 Méssner, Barbareskenstaaten, S. 4.

® Méssner, Barbareskenstaaten, S. 5.
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tiative Khair ad-Dins, des amtierenden Herrschers von Algier — Arouj war zu dieser Zeit

schon nicht mehr am Leben®.

Von den Barbareskenstaaten® Algier, Tunis und Tripolis aus unternahmen in der Folge-
zeit zahlreiche Seerdauber ihre Raubziige vom Mittelmeerraum bis in den Atlantik hin-
ein®2. Natirlich wurden dabei nicht wenige Schiffe und Hafenstadte geplindert. Eine fast
noch wichtigere Rolle als die Plinderungen spielte im Rahmen der Barbaresken-Piraterie
aber die Sklaverei. Die christlichen Einwohner und Besatzungsmitglieder der angegriffe-
nen Hafenstidte und Schiffe wurden als Sklaven nach Afrika verschleppt®. Die gefange-
nen Christen brachten sowohl als ,Handelsware” im Sklavenhandel mit anderen Mos-
lems, als auch als Geiseln, fiir die ihre europdischen Heimatlander hohe Losegelder zu
zahlen bereit waren, viel Geld ein®. Das Ganze geschah im Rahmen des Krieges des Os-
manischen Reiches mit dem christlichen Europa. Daher ist bis heute umstritten, ob es
sich bei den Aktivitaten der Barbareskenkorsaren® tatsichlich um Piraterie oder um Ka-
perei als legitimes Mittel der Seekriegsfihrung handelte®. Fest steht allerdings, dass
auch die europdischen Machte Freibeuter fiir ihre Zwecke einsetzten, die sich, ebenso
wie die Barbareskenkorsaren, selbst als legitime Kampfer betrachteten, von der jeweili-

gen Gegenseite aber als Piraten angesehen wurden®’,

Der beschriebene Krieg endete im Jahr 1571 mit einer verheerenden Niederlage des Os-
manischen Reiches in der Seeschlacht von Lepanto, was auf die Seerduberei der Barba-
reskenkorsaren allerdings keine Auswirkungen hatte®. In der Folgezeit, bis 1795, schlos-
sen nahezu alle européischen Seefahrernationen und die USA Vertrage mit den Barba-

reskenstaaten Uber den Schutz ihrer Schiffe und den Austausch von Gefangenen und

8 Murphy, Somalia: The New Barbary?, S. 158.

81 Die Bezeichnung Barbareskenstaaten geht wohl auf die Stimme der Berber zuriick, die die

Nordkiste Afrikas urspriinglich bevolkerten; sie kann aber auch daher riihren, dass die Men-
schen Arabiens fiir die Europder lange Zeit als barbarisch und unzivilisiert galten (ndher dazu:
Méssner, Barbareskenstaaten, S. 1).

8 | agoni in Ipsen/Schmidt-Jorzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (504).

8 Gosse, The History of Piracy, S. 70 f.

8 Kneissler, Piratenterror, S. 88 ff.

% Das Wort Korsar hat seinen Ursprung im lateinischen cursus, was soviel wie Raubzug bedeutet

(Kneissler, Piratenterror, S. 120).

8 Stiel, Der Tatbestand der Piraterie nach geltendem Volkerrecht, S. 40.

8 Kneissler, Piratenterror, S. 90 f.

8 Gosse, The History of Piracy, S. 39 f.
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Sklaven®. Wieder einmal konnte dem Treiben der Barbareskenstaaten bzw. ihrer Piraten,
letztlich nur durch eine groflangelegte militdarische Intervention, diesmal wieder von
staatlicher Seite, ein Ende gemacht werden. Frankreich eroberte im Jahr 1830 Algier und
zwang daraufhin auch Tunis und Tripolis vertraglich, von Sklavenhandel und Piraterie
Abstand zu nehmen. Tunis geriet in der Folgezeit ebenfalls unter franzdsische Herr-

schaft®,

2. Das sogenannte Goldene Zeitalter der Piraterie

Den Hohepunkt der Piraterie in der Neuzeit bilden die Aktivitaten der sogenannten Bu-
kaniere und Filibustiers in der Karibik, die in das sogenannte Goldene Zeitalter der Pirate-
rie mindeten®. Wieder einmal stehen seeriuberische Aktivititen dabei in einem un-
trennbaren Zusammenhang mit der Politik der damals vorherrschenden Weltmachte
Spanien, Frankreich und England. Spanien war von Papst Alexander VI. das alleinige
Recht eingerdumt worden, in Nord- und Siidamerika Kolonien zu griinden und wirtschaft-
lichen Aktivitaten nachzugehengz. Die Spanier schafften in den ersten Jahren ihrer Allein-
herrschaft Unmengen von Schatzen aus der Neuen Welt nach Europa. Zum Ziel groB an-
gelegter Raubereien wurden die spanischen Schatzflotten, nachdem eines der Schiffe im
Jahr 1523, wohl mehr oder weniger zufallig, von dem franzdsischen Freibeuter Jean Fleu-
ry und seiner Mannschaft aufgebracht und geplindert wurde®. Die Beute, die bei diesem
Uberfall gemacht wurde, hatte einen Gegenwert von umgerechnet 200 Millionen Euro —
einen wertvolleren Schatz hat kein Seerduber jemals, vor oder nach Jean Fleury, erbeu-
ten kénnen®®. Dieses Schliisselerlebnis veranlasste die franzdsische Krone, im groRen Stil
Freibeuter auf die Schiffe des verfeindeten Spanien loszulassen. Dabei wurden zahlreiche

Kaperbriefe ausgestellt. Aber auch nach Reichtum gierende franzdsische Seefahrer ohne

89 Vgl. die Ubersicht bei: Mdssner, Barbareskenstaaten, S. 89 ff.

% pMgssner, Barbareskenstaaten, S. 31.

1 Mit diesem Ausdruck werden meist die 200 Jahre zwischen 1530 und 1730 bezeichnet (vgl.

Roder in Roder, Piraten — die Herren der Sieben Meere, S. 64 (64); vgl. auch: Bohn, Die Piraten,
S. 69).

Gosse, The History of Piracy, S. 141.

% Roder in Roder, Piraten die Herren der Sieben Meere, S. 64 (64).
94

92

Kneissler, Piratenterror, S. 114 f.
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jede Ermichtigung machten Jagd auf spanische Schiffe®. Diese Uberfille beschrinkten

sich zunachst noch auf die europdischen Gewasser und den Atlantik.

In die karibischen Gewdsser und damit direkt in das eigentlich ausschlie8lich spanische
Hoheitsgebiet hinein verlagerte sich das Geschehen dadurch, dass ungeachtet der beste-
henden Beschrankungen zahlreiche franzosische Seefahrer in die Gewdsser Amerikas
kamen. Diese begannen, auf kleineren Karibikinseln, die von den Spaniern bereits wieder
verlassen worden waren, Handelsniederlassungen zu griinden, um die spanischen Kolo-
nien Uber eine Art Schwarzmarkt zu versorgen.’®. Dorthin verschlug es alsbald auch ent-
flohene Sklaven und Kriminelle vom amerikanischen Festland. Daneben bildete sich auf
Jamaika, nachdem dieses von England in Besitz genommen worden war, ein Sammelbe-
cken fiir Handeltreibende und Auswanderer aus GroRbritannien®’. Spitestens ab dem
Beginn des 17. Jahrhunderts unterhielten Frankreich und England offizielle Kolonien in
der Neuen Welt*®. Die Kolonisten begannen bald, die Lukrativitdt des Seeraubes flr sich
zu entdecken und so schlossen sich immer mehr von ihnen zu kleineren Gruppen zu-
sammen, um auf See Jagd auf spanische Handels- und Frachtschiffe zu machen®. Als Bu-
kaniere werden diese ersten karibischen Piraten in Anlehnung an ihre Urspriinge als zu-
riickgezogen lebende Inselbewohner bezeichnet, die hauptsachlich der Jagd nachgingen
und die erlegten Tiere auf eine ganz bestimmte, urspriinglich indianische, Art zubereite-

ten'®,

Das eintragliche Gewerbe der Seerduberei wuchs im Laufe der Zeit immer mehr an, und
es bildeten sich auf der Insel Tortuga, spatestens nachdem diese unter franzésische Herr-
schaft gekommen war, und in dem auf Jamaika gelegenen, also eigentlich englisch kon-

trollierten, Hafen Port Royal regelrechte Piratenstitzpunkte heraus'®. Diese Piratennes-

% Kneissler, Piratenterror, S. 115.

% Bohn, Die Piraten, S. 39 f.

97

Gosse, The History of Piracy, S. 154.

% Gosse, The History of Piracy, S. 142.

% lagoni in Ipsen/Schmidt-Jorzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (503). Interessant ist dabei,

dass die Uberfalltaktik der frithen Bukaniere der der somalischen Piraten von heute sehr dhn-
lich ist. Auch damals naherten sich die Bukaniere in kleinen, schnellen Booten dem zu liberfal-
lenden Schiff, nahmen dieses von den Booten aus unter Feuer und versuchten schlieRlich,
langsseits moglichst nah an das Schiff heranzukommen, um es zu entern (vgl. Bohn, Die Pira-
ten, S. 40).

10 paher kommt auch das heutige Wort Barbeque (Bohn, Die Piraten, S. 39 f.).

01 njemann in Roder, Piraten — Abenteuer oder Bedrohung?, S. 66 (67 ff.).
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ter kénnen zeitweise sogar als regelrechte Piratenstaaten betrachtet werden®®.

Hier
fihrten die Bukaniere und andere zwielichtige Personen ein Eigenregime und schlossen
sich zur sogenannten Bruderschaft der Kiiste zusammen, einer Piratengesellschaft mit
eigenen Regeln und Gesetzen, die sich keiner auswartigen Autoritdt mehr unterstellen

wollte!®

. Unter den Briidern der Kiiste wurde nach und nach die Bezeichnung Bukaniere
durch Filibustiers ersetzt. Dieses Wort stellt eine Ubernahme des niederldndischen Wor-

tes fir Freibeuter (Vrybuiter) ins Franzésische dar'®.

Die Umstédnde in der Karibik waren nun derart beschaffen, dass es immer mehr franzosi-
sche und englische Kolonien in der Region gab. Daneben agierten zahlreiche Bukaniere
aus Frankreich und England in diesen Gewadssern. Hinzu kam, dass sowohl Frankreich als
auch England immer wieder mit Spanien im Krieg lagen, wobei es in erster Linie um die
Vorherrschaft in der Neuen Welt ginglOS. Die neu gegriindeten Kolonien konnten zu-
nachst nicht mit einer eigenen (See-)streitmacht zu ihrem Schutz ausgestattet werden.
Daher lag es fir die jeweiligen Mutterlander nah, die Bukaniere, die sich ohnehin haupt-
sachlich der Plinderung spanischer Schiffe und Hafen verschrieben hatten, in ihre Diens-
te zu nehmen und sie so zu Hilfstruppen im Krieg gegen Spanien zu machen'®. Dabei
steht fest, dass Kaperbriefe in groBem Mal an die Bukaniere ausgegeben wurden, wobei
diese allerdings weder auf Raubziige verzichteten, wenn sie nicht im Besitz eines solchen

waren, noch sich immer an die Grenzen ihrer Kapererlaubnis hielten'®’.

Der Zusammenhang zwischen Piraterie und Politik wird besonders deutlich, wenn man
sich das Ende des Piratentums in der Karibik vor Augen fiihrt. Ahnlich wie im Fall der Vi-
talienbriider kam es auch im 18. Jahrhundert zur Beendigung der Konflikte, die die Taten
der Bukaniere begiinstigt hatten. In Folge dessen wurden die ehemaligen Kaperfahrer zu
einem Argernis fiir die europdischen Michte, die nun an einem reibungslosen Seehandel

interessiert waren®®

. Hierdurch wurden diese veranlasst, koordiniert und massiv gegen
die Piraten vorzugehen. Nachdem zunachst ein GroRteil der karibischen Seerduber durch

Amnestieangebote zurlick in ein Leben jenseits der lllegalitat geholt werden konnte,

102

Vgl. Leip, Die Geschichte der Piraterie, S. 178, 186 f.

103 Kneissler, Piratenterror, S. 122.

104

Leip, Die Geschichte der Piraterie, S. 187.

105 Marley, Wars of the Americas, S. 241.

1% Grewe, Epochen der Volkerrechtsgeschichte, S. 358 ff.
107 peibstein, Vélkerrecht, S. 445 ff.

1% Bohn in Roder, Piraten — Die Herren der Sieben Meere, S. 14 (21).
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wurde auf die verbliebenen Piraten gnadenlos Jagd gemacht, bis sie schlieRlich alle ge-

109

fangen genommen worden oder geflohen waren . Dies bedeutete letztendlich das Ende

des Seerdaubertums in der Karibik.

3. Zwischenergebnis

Wie schon erwdhnt handelt es sich bei den beiden soeben betrachteten Epochen der
Piraterie um zwei der wichtigsten, wenn nicht, jedenfalls historisch gesehen, um die
Wichtigsten. Dabei bestehen durchaus Gemeinsamkeiten zwischen den Barbareskenkor-
saren und den Freibeutern der Karibik. In beiden Fallen spielte die Anwerbung der See-
rauber als Kaperfahrer, also im Prinzip als Soldner, flir den Einsatz in kriegerischen Aus-
einandersetzungen eine zentrale Rolle. Wieder einmal zeigt sich hier, dass diese Praktik
es vermag, Piraterie zum Entstehen zu bringen oder jedenfalls zu fordern. Sowohl unter
den Barbareskenkorsaren als auch unter den Bukanieren waren zwar schon vor ihrer Ein-
beziehung in die Kriege ihrer jeweiligen Zeit viele der Seerduberei nachgegangen. Die
Moglichkeit einer offiziellen Beschaftigung barg aber auch fir eine erhebliche Anzahl von
Menschen den notigen Anreiz, sich der Kaperei zuzuwenden. AuRerdem zeigen die Ge-
schehnisse um die Barbareskenkorsaren und die Bukaniere, dass die Grenzen zwischen
Kaperei und Piraterie immer flieRend sind und aullerdem im Auge des Betrachters liegen.
Denn ein offizieller Kaperbrief hat seinen Inhaber noch nie vor der Behandlung als Pirat

110

durch die Gegenseite bewahren kénnen . Insoweit kann man die Kaperei in ihrer recht-

lichen Behandlung mit der Spionage vergleichen. Auch diese wird als volkerrechtlich all-

111 112

gemein zuldssig angesehen . Auch wird sie von nahezu allen Staaten betrieben . Den-

noch wird Spionage von einem betroffenen Staat in der Regel als Affront angesehenm.

19 knejssler, Piratenterror, S. 136 f.

10 wWagner in HFR 2010, S. 31 (34).
1 BVerfGE 92, S. 277 (328).

112

Doehring, Volkerrecht, Rn. 1159.

13 Beispielhaft konnen hier die Vorfille in Deutschland im Rahmen der sogenannten NSA-Affire

angefiuhrt werden (vgl. etwa: http://www.zeit.de/politik/ausland/2014-07/bundesregierung-
geheimdienstler-ausweisung
(Artikel vom 10.07.2014, zuletzt abgerufen am 04.02.2015)).
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114

Die meisten Staaten haben die Spionage dariber hinaus unter Strafe gestellt™™". Einer

solchen Strafverfolgung steht auch das Vélkerrecht nicht entgegen™®.

Ein weiteres wichtiges Fazit, das an dieser Stelle gezogen werden muss ist, dass sich hier
einmal mehr und damit seit der Antike durchgehend das Phanomen zeigt, dass eine er-
folgreiche Bekampfung der Piraterie moglich ist, wenn seitens der verantwortlichen
staatlichen Autoritaten der Wille dazu vorhanden ist und die nétigen Finanz-, Personal-

und Sachmittel bereitgestellt werden.

IV. Moderne

Nachdem der analytische Streifzug durch die Geschichte der Piraterie abgeschlossen ist,
soll nun die moderne Piraterie in den Mittelpunkt der Betrachtung treten. Dabei soll al-
lerdings ebenfalls chronologisch vorgegangen werden. Dies geschieht derart, dass zu-
nachst die moderne Piraterie in asiatischen Gewassern untersucht werden soll, da sich
hier der friheste Fokus moderner Piraterie verorten ldsst. Im Anschluss soll der Blick auf
die im Rahmen der aktuellen Pirateriedebatte bedeutsamste Region der Erde, namlich
Afrika und hier vor allem die Gewasser vor der somalischen Kiiste, gelenkt werden. Ob-
wohl seit der letzten Blitezeit der Seerduberei mehrere Jahrhunderte vergangen sind,
haben, wie zu zeigen sein wird, zahlreiche der aus der Analyse der Pirateriegeschichte
gewonnenen Erkenntnisse nicht an Gultigkeit verloren. Es ist also moglich, aus den Erfah-
rungen der Vergangenheit Riickschliisse auf die fir die Gegenwart gebotenen Verhal-

tens- und Vorgehensweisen zu ziehen.

1. Asien

In den letzten Jahren waren es vor allem die asiatischen Gewasser, in denen sich auller-

16 Tatsichlich war der Schwerpunkt

gewohnlich viele Fdlle von Seerduberei ereigneten
moderner Piraterie lange Zeit in den Gewdssern Sidostasiens zu verorten. Damit sind,
genauer gesagt, der norddstliche Teil des Indischen Ozeans und vor allem der Golf von

Thailand sowie das Stidchinesische Meer gemeint. Grund fiir die Beliebtheit dieser Regi-

Y% Doehring, Volkerrecht, Rn. 1159; in Deutschland kommen vor allem die §§ 94, 99 StGB in Be-
tracht (https://www.generalbundesanwalt.de/de/spionage.php
(zuletzt abgerufen am 04.02.2015)).

1> BverfGE 92, S. 277 (328 ff.).
118 |MB, Annual Report 2010, S. 5; 2013, S. 5.
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onen bei Piraten war und ist die geographische Beschaffenheit. Die Kistenlinie der Lan-
der Sldostasiens hat eine Gesamtlange von mehreren tausend Kilometern. Die Gegend
ist auBerdem gepragt von zahlreichen, teils unbewohnten, Inseln und Inselgruppen sowie
von relativ engen WasserstraRen, die durchfahrende Handelsschiffe benutzen miissen®’.
Dazu kommen die guten Flucht- und Unterschlupfmdoglichkeiten, die die Gewadsser den-
jenigen Seefahrern bieten, die sich in ihnen auskennen. Hierzu zahlen vor allem zahlrei-
che Riffe und Sandbanke sowie der dichte Urwald an vielen Stellen der Kisten und In-

118

seln™". All dies soll zum Anlass genommen werden, sich mit der Piraterie in Asien einge-

hender zu beschaftigen.

a) Abriss der Pirateriegeschichte in Asien

Selbstverstandlich kam die Piraterie auch in den asiatischen Gewdssern im 20. Jahrhun-
dert nicht aus dem Nichts, sondern hat, ebenso wie die Piraterie weltweit, eine lange
Vorgeschichte. Natirlich gibt es auch nicht die asiatische Piraterie oder die asiatische
Pirateriegeschichte, sondern verschiedene Zeiten und Regionen Asiens mit jeweils eige-
nen Gegebenheiten, die unterschieden werden muissen. Die teils bis heute bedeutsams-
ten Kapitel der asiatischen Pirateriegeschichte sollen hier exemplarisch herausgegriffen

und kurz erldutert werden.

aa) China

Anders als heutzutage ging von China in der Zeit etwa vom 4. Jahrhundert bis zu Beginn
des 19. Jahrhunderts ein buntes und lebhaftes Treiben von verschiedensten Piratenban-
den aus. Der erste amtliche Fall von Piraterie in Chinas Gewassern stammt aus dem Jahr
589™°. Den Hohepunkt erreichte das Seerdubertreiben aber etwa ab der Mitte des 17.
Jahrhunderts. Zu dieser Zeit lebte der machtigste Piratenfiirst des Fernen Ostens, Zheng
Cheng Gong (oder auch als Koxinga bekannt). Er kommandierte eine machtige Piraten-

120 \wie so viele Piratenanfiihrer vor ihm

flotte, die er von seinem Vater geerbt hatte
stellte auch Zheng Cheng Gong seine Piratenarmee als Soldnerstreitmacht zur Verfligung

und kampfte auf Seiten des Ming-Kaisers gegen die aus dem Norden vorriickenden

1

_

’ EkI6f, Pirates in Paradise, S. 5.

8 Murphy, Contemporary Piracy and Maritime Terrorism, S. 25 f.

19 Kneissler, Piratenterror, S. 106.

120 Gosse, The History of Piracy, S. 270.
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Mandschu und deren Qing-Dynastie'**. Nachdem dieser Krieg fiir den Kaiser verloren und
die Ming-Dynastie damit untergegangen war, lberfiel Zheng Cheng Gong vorwiegend die
Schiffe der Hollander, die die Insel Taiwan besetzt hatten. Er zwang die Hollander
dadurch letztendlich dazu, die Insel aufzugeben, woraufhin Zheng Cheng Gong auf Tai-

wan die erste Piratenrepublik Chinas grindete*2.

100 Jahre spater lebte die einzige bedeutende Piratenfiirstin der Geschichte, Zheng Yi
Sao. Sie befehligte eine Flotte von etwa 1.000 Schiffen mit knapp 150.000 Mann Besat-
zung*®. Diese Piratenarmee hatte Zheng Yi Saos Ehemann Zheng Yi zusammengestellt,
indem er die verschiedenen chinesischen Piratenbanden zu einem einzigen machtigen
Blndnis vereinte. Nach Zheng Yis Tod Ubernahm seine Witwe das Kommando Ulber den

d*?*. Diese Piraten machten zunichst vor allem den Handelsschiffen der Kolo-

Piratenbun
nialmachte das Leben schwer. Diese bezahlten teilweise sogar Schutzgeld fir die friedli-
che Uberfahrt ihrer Schiffe'®. Spater wandte sich die Piratenflotte Zheng Yi Saos vorwie-
gend chinesischen Schiffen zu. Die kaiserliche Marine hatte keine Mdéglichkeit, ihrem

Treiben Einhalt zu gebieten?.

Ebenfalls ein wichtiger Geschaftszweig der Piraten war zu dieser Zeit der Opiumschmug-
gel nach China. Nachdem die Einheimischen jedoch von den Engliandern aus diesem Ge-
schaft verdrangt wurden, gingen sie dazu Uber, die englischen Opiumschiffe zu tGberfal-

len, was allerdings auch zu einem Teil aus der Motivation heraus geschah, die verhassten

127

Engldnder ganz allgemein zu schadigen™’. Der Opiumhandel mit China war aber fir die

englische Wirtschaft so wichtig, dass England nicht nur zwei Kriege mit China fiihrte, um

128

diese Moglichkeit des Handels Gberhaupt erst zu erzwingen . Um ihren Opiumhandel

aufrecht zu erhalten, entsandten die Englander auch zahlreiche Kriegsschiffe in chinesi-

121 Allerbeck in Roder, Piraten — Die Herren der Sieben Meere, S. 84 (85).
122 Allerbeck in Roder, Piraten — Die Herren der Sieben Meere, S. 84 (86).

123 Kneissler, Piratenterror, S. 108.

124 Allerbeck in Roder, Piraten — Die Herren der Sieben Meere, S. 84 (86 f.).

12> Allerbeck in Roder, Piraten — Die Herren der Sieben Meere, S. 84 (88).

126 Leip, Die Geschichte der Piraterie, S. 398 f.

127 Leip, Die Geschichte der Piraterie, S. 440 f.

128 B5hm, Englands Opiumkriege in China, S. 10 ff; 15.
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129

sche Gewdsser, um Jagd auf Piraten zu machen . Dies fiihrte spatestens gegen Ende des

19. Jahrhunderts dazu, dass das Piratenwesen rund um China endgiiltig beendet wurde.

bb) Thailand und die umliegenden Gewdésser

Die Region des Golfs von Thailand mit der StraBe von Malakka ist ebenfalls nicht erst seit
dem spéaten 20. Jahrhundert Ausgangspunkt zahlreicher Piratentiberfalle. Tatsachlich hat
die Region eine lange piratische Tradition. Die Stamme der verschiedenen Inseln und
Kistenstreifen der Region gingen schon im frihen 5. Jahrhundert der Seerduberei

130
h

nach™". Zu nennen sind insbesondere die Sulu von der Insel Jolo, die llanun von der Insel

Mindanao (welche heute beide zu den Philippinen gehéren), die Aceh von Sumatra (heu-

131

te Indonesien) und die Dayak aus Borneo . Schon damals war die StralRe von Malakka

eine der bedeutendsten Handelsrouten der Gegend und die Bewohner der Kiisten waren

132 |n der friihen Ge-

»stchtig nach Piraterie”, wie ein chinesischer Chronist schreibt
schichte der Region gelang es zweimal, dem Piraterieproblem einigermaRBen Herr zu wer-
den. Hierzu bedurfte es beide Male gefestigter und machtiger staatlicher Strukturen so-
wie der Kooperation mit dem selbst seerduberisch aktiven Seenomadenvolk der Orang
Laut™*®. Die Reiche Srivijaya und Melaka wurden zu ihren jeweiligen Bliitezeiten im 9. und
15. Jahrhundert zu den florierendsten Handelsmachten in der Region und hatten daher
ein groRes Interesse an einer sicheren Schifffahrt. Darliber hinaus schufen sie sich auch
eine zusatzliche Einnahmequelle, indem sie mit tatkraftiger Unterstlitzung der Orang

Laut von fremden Handelsschiffen Schutzgelder fiir eine sichere Passage verlangten134.

Durch das Auftreten der Kolonialmachte ab dem 16. Jahrhundert, vor allem Portugals
und Englands, wurde die Vormachtstellung des Melakareiches gebrochen. Auf diese Wei-
se konnte die Piraterie in der Region wieder aufbliihen, wobei nun auch und gerade die

135 Eine erneute Phase der

Schiffe der Europaer beliebte Angriffsziele der Piraten wurden
relativen Sicherheit wurde durch Interventionen der Englander und Amerikaner erreicht,

die mit zahlreichen Kriegsschiffen die Seerduber in Siidostasien zu bekdampfen begannen,

1

N

° Allerbeck in Roder, Piraten — Die Herren der Sieben Meere, S. 84 (89).

130 Murphy, Contemporary Piracy and Maritime Terrorism, S. 25.

B1 Kneissler, Piratenterror, S. 106.

132 Vgl. EkIGf, Pirates in Paradise, S. 6.

133 Cribb, Historical Atlas of Indonesia, S. 76.

134 EkI6f, Pirates in Paradise, S. 6 f.

13 Gosse, The History of Piracy, S. 285 f.
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selbstverstandlich primar, um ihre wirtschaftlichen Betatigungen in ihren Kolonialgebie-
ten zu sichern. Diese Phase endete aber bald wieder, als die europdischen Machte auf-
grund der beiden Weltkriege gezwungen waren, ihre militarischen Ressourcen anderwei-
tig einzusetzen. Nach dem Ende der Kolonialzeit zeigten die neu entstandenen Staaten
Slidostasiens zunachst kaum Interesse, in den Gewassern aullerhalb ihrer Hoheitsgebiete

fur Recht und Ordnung zu sorgen.

b) Asien als Brennpunkt moderner Piraterie

Seit den spaten 70er Jahren des 20. Jahrhunderts hatte sich die Region Sidostasien er-
neut zu einer Hochburg seerduberischen Treibens entwickelt. Dabei hatten diese Vor-
kommnisse urspriinglich ausnahmsweise einmal nichts mit dem Seehandel zu tun. In den
70er und frihen 80er Jahren des 20. Jahrhunderts kam es zu massiven Stromen von

136 Ein Teil dieser

Flichtlingen aus dem nunmehr komplett kommunistischen Vietnam
Flichtlinge versuchte auf dem Seeweg nicht kommunistische Lander Sidostasiens, allen
voran Thailand, zu erreichen®’. Diese Fliichtlingsstrome wurden alsbald beliebte An-
griffsziele thailandischer Piraten. Bei diesen Uberfillen biiRten die Fliichtlinge teilweise
nur ihre personlichen Besitztimer ein’®. Es gab jedoch auch zahlreiche Vorfille, bei de-
nen die Seerdauber dulRerste Brutalitat an den Tag legten. Nicht nur, dass jede Gegenwehr
schwere koérperliche Misshandlungen oder gleich den Tod nach sich zog — die Piraten gin-
gen auch dazu uber, die an Bord befindlichen Frauen auf ihre Boote zu verschleppen, um
sie dort zu vergewaltigen. Die Frauen wurden zum Teil auch dauerhaft von den Piraten

verschlepptm.

Teilweise wurde behauptet, dass die Piratentiberfalle auf die Flichtlingsschiffe mit Dul-
dung oder sogar auf Anweisung der thaildandischen Regierung erfolgten, um die vietna-

190 Dies kann jedoch

mesische Bevolkerung vor einer Flucht nach Thailand abzuschrecken
nicht abschlielend geklart werden. Fest steht aber, dass die thaildandischen Behorden
erst damit begannen, wahrnehmbar gegen die Piraterie in den Gewassern vor Thailand

vorzugehen, als millionenschwere Anti-Piraterie-Programme durch das UN-

B3¢ Aiin WA 2/2014, S. 38 (38).

137 Blaney in Ellen, Piracy at Sea, S. 101 (101).
138 Boulanger in Ellen, Piracy at Sea, S. 83 (83).

139 Vitty/Wiyono in Ellen, Piracy at Sea, S. 97 (97).

140 EkI6f, Pirates in Paradise, S. 26 f.
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%1 Diese Programme fiihrten im Er-

Hochkommissariat fiir Fliichtlinge finanziert wurden
gebnis (im Zusammenspiel mit dem Rickgang der Flichtlingsstrome Mitte der 90er Jahre

des 20. Jahrhunderts) zu einem Ende der Vorkommnisse im Golf von Thailand.

Ganz andere Umstande flhrten dazu, dass spatestens seit dem Jahr 2000 die Seerduberei
im Bereich der StraBe von Malakka einmal mehr eine Renaissance erfuhr. Genau wie zu
historischen Zeiten bilden die Strale von Malakka und das Sidchinesische Meer auch
heute noch eine der wichtigsten und damit vielbefahrensten Schifffahrtsrouten des
Welthandels**?. Bis zu 2.000 Schiffe taglich transportieren insgesamt schitzungsweise 25
Prozent der weltweit verschifften Handelsgiiter und 50 Prozent der weltweiten Ol- und

3 Vor diesem Hintergrund ist es nicht ver-

Gaslieferungen durch diese WasserstraRRe
wunderlich, dass sich im sldostasiatischen Seegebiet zwischen dem ausgehenden 20.
und dem beginnenden 21. Jahrhundert zeitweise fast die Halfte der weltweiten Falle von

Piraterie ereignet hat™*.

Zwei Arten von Uberfillen sind charakteristisch fiir die Seerduberei im Bereich der StraRe
von Malakka. Ziel der ersten Art von Piratenangriff sind meist stehende Schiffe, d.h. vor
allem Schiffe in Hafen oder auf Reede. Die Seerduber entern das Schiff meist im Schutze
der Nacht und machen sich sodann auf die Suche nach Wertgegenstanden. Hierbei wird
der Kapitdn gezwungen, die Schiffskasse herauszugeben und der Besatzung werden Geld
und personliche Wertgegenstande abgenommen, was oft mit der putativen Anwendung
von brutaler Gewalt einhergeht, um moglichen Widerstand gar nicht erst aufkommen zu

1% Todesopfer sind bei dieser Art von Uberfall allerdings eher selten. Anders ist

lassen
dies bei der zweiten Variante: Ziel bei diesen Angriffen ist meist ein fahrendes Schiff,
wobei den Seerdubern hier die Tatsache zu Hilfe kommt, dass die Schiffe bei der Passage
durch die Stralle von Malakka wegen des hohen Verkehrsaufkommens ihre Geschwindig-
keit drosseln miissen. Die Piraten haben es bei dieser Art Uberfall auf das Schiff als sol-
ches und dessen Ladung abgesehen. Da die Besatzung fiir die Piraten in diesem Fall eher
eine Last bedeutet, wird sie meist ohne Skrupel getotet oder liber Bord geworfen, was
nicht selten auf dasselbe hinaus lauft. AnschlieBend laufen die Piraten mit dem erbeute-

ten Schiff einen sicheren Hafen an. Dort beginnen ganze Heerscharen von Komplizen und

L Blaney in Ellen, Piracy at Sea, S. 101 (102 f.).

142 Biinte in JCSAA 28 (2009), S. 88 (88).

143 Kneissler, Piratenterror, S. 177.

144 EkI6f, Pirates in Paradise, S. 2.

145 Sogenannte Hit-Rob-Run-Taktik (Stehr, Piraterie und Terror auf See, S. 38).
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Hintermannern mit ihrer Arbeit. Die Schiffsladung wird gel6scht und als Hehlerware ver-
kauft. Das Schiff selbst bekommt einen neuen Namen und gefdlschte Papiere, um dann
als gewohnliches Frachtschiff in verschiedensten Hafen Ladung an Bord zu nehmen, die
dann selbstverstandlich ebenfalls verschwindet und als Hehlerware auf dem Schwarz-
markt wieder auftaucht. Ein weiterer Aspekt bei diesen Schiffsentfiihrungen ist unter
Umstanden der Versicherungsbetrug. Es gibt zumindest einige Hinweise darauf, dass
derartige Schiffsentfiihrungen von den jeweiligen Reedereien in Auftrag gegeben wur-
den, um die Versicherungssumme fir Schiff und Ladung zu kassieren*®. Letztendlich

kann dies aber nicht geklart werden.

Was jedoch auBer Frage steht, ist die Tatsache, dass die Vorkommnisse von Seerduberei
im Bereich der StraRe von Malakka, bzw. generell in den sidostasiatischen Gewadssern,
seit dem Jahr 2005 drastisch zuriickgegangen sind'*’. Dabei bewegt sich die Zahl der Vor-
falle im Bereich der StralRe von Malakka seit dem Jahr 2008 im unteren einstelligen Be-
reich'*®. Dies ist in erster Linie auf die enorm gestiegenen Bemihungen der Anrainerstaa-
ten zur Bekampfung der seerduberischen Aktivitaten zurtickzufihren. Wahrend zunachst
insbesondere Indonesien, in dessen Gewissern mit Abstand die meisten Uberfille statt-
fanden, wenig Einsatz zeigte, ist es spater zu einer Vielzahl von bi-, tri- und multilateralen
Zusammenarbeiten zur Bekampfung der Piraterie gekommen. Die ASEAN-Staaten™®® ver-
einbarten zahlreiche gemeinsame Patrouillen ihrer Kiistenwachen in den betroffenen
Gewassern sowie die verstarkte Zusammenarbeit ihrer jeweiligen Marinen und Polizei-
behorden mit- und untereinander™®. Dies war aber letztendlich nur durch finanzielle Zu-
schisse in Millionenhohe durch die GroRmaéachte China, Japan, Indien und die USA, die
groBes eigenes Interesse an einem reibungslosen Ablauf des weltweiten Seehandels ha-
ben, moglich™!. Wie bereits mehrfach in der historischen Herleitung beobachtet werden
konnte, zeigt sich hier wieder einmal, dass ein entschlossenes Vorgehen, auch mit milita-
rischen Mitteln, im Ergebnis zu einer weitgehenden Einddmmung der Seerauberei fliihren

kann.

18 EkI6f, Pirates in Paradise, S. 66 f.
7 1MB, Annual Report 2009, S. 5; 2010, S. 5; 2013, S. 5.
1“8 |MB, Annual Report 2010, S. 5; 2013, S. 5.

9 Es handelt sich hierbei um einen 1967 gegriindeten Kooperationsverbund stidostasiatischer

Staaten, der vor allem fiir politische Stabilitdt in der Region sorgen soll (Weidner, Piraterie,
S. 257).

150 Murphy, Contemporary Piracy and Maritime Terrorism, S. 28.

B EkIsf, Pirates in Paradise, S. 145 f.
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2. Afrika und Sidamerika

Der afrikanische Kontinent hat sich im 20. Jahrhundert neben den asiatischen Gewadssern
zu einem Hauptbrennpunkt der Piraterie entwickelt. Spatestens seit dem Abebben der
Piraterievorfalle im asiatischen Raum liegt das Hauptaugenmerk der Welt6ffentlichkeit,
was die Piraterie angeht, auf Afrika. Dies ist vor allem der Tatsache geschuldet, dass die
neue Welle der Piraterie vor allem von der Kiiste Somalias ausgeht. Aber auch an der
Westkuste des afrikanischen Kontinents gab und gibt es Piratenhochburgen, wenn es die
Piratenoperationen, die von diesen ausgefiihrt werden, auch selten in die Schlagzeilen
westlicher Medien schaffen. Nur der Vollstandigkeit halber wird auch auf die Pirateriesi-
tuation in den stidamerikanisch-/karibischen Gewadssern kurz eingegangen werden, ob-

wohl diese heutzutage global gesehen kaum eine Rolle spielen.

a) Sidamerika

Ganz im Gegensatz zu friheren Zeiten ist die Seerduberei in der Karibik, aber auch im
angrenzenden siidamerikanischen Raum, heutzutage nicht mehr von grofRer Relevanz. In
den letzten Jahren wurden nur verhiltnismaRig wenige piratische Ubergriffe im Bereich

152

von Mittel- und Siidamerika registriert™*. Dabei spielen, anders als sonst bei der moder-

nen Piraterie, Uberfélle auf Frachtschiffe eine eher untergeordnete Rolle. Wenn solche

Angriffe stattfinden, dann meist auf Schiffe, die in einem Hafen vor Anker liegen®>. D

a-
bei versuchen die Piraten, moéglichst schnell an Bord zu kommen, Geld und Wertgegen-
stande, notfalls unter Einsatz von Gewalt, an sich zu bringen und ebenso schnell wieder
zu verschwinden, meist ohne dabei Tote oder Schwerverletzte zuriickzulassen®*. Vorran-
giges Opfer von Piratentiberfdllen in den mittel- und siidamerikanischen Gewadssern sind
dagegen private Yachten. Diese werden meist ebenfalls vor Anker liegend geentert, teils
aber auch direkt wahrend der Fahrt angegriffen’. Auch hier haben es die Seerauber auf

Geld und Wertgegenstinde abgesehen. Da solche Uberfille fiir gewdhnlich von eher

kleinen Seerdaubergruppen veriibt werden, kommt es nicht selten vor, dass die Crew ei-

132 |MB, Annual Report 2013, S. 5.

133 Wiese, Piraterie, S. 32.

>* Roder in Roder, Piraten — Abenteuer oder Bedrohung?, S. 10 (11 f.).

> vgl. Wiese, Piraterie, S. 29 f.
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ner angegriffenen Yacht Widerstand leistet. Dieser Widerstand ist zuweilen durchaus

erfolgreich, endete aber mehrfach auch schon mit dem Tod von Crewmitgliedern®.

b) Westafrika

Seerdauberei kommt an den Kisten Westafrikas schon seit dem 18. Jahrhundert vor. Da-
mals waren es hauptsachlich Piraten aus Europa, die auf die Sklavenschiffe, die von
Westafrika nach Amerika fuhren, Jagd machten. Meist hatten diese Seerduber urspriing-
lich in der Karibik ihr Unwesen getrieben und waren im Zuge der massiven Pirateriebe-

157

kampfung aus diesen Gewadssern vertrieben worden™’. Heutzutage bilden im Bereich von

Westafrika seit langem das Nigerdelta und der Golf von Guinea die Hauptproblemregion,

158

was die Piraterie angeht™°. Dies begann in den 70er Jahren, als die Olwirtschaft in Nige-

ria im Bereich des Nigerdeltas anfing zu florieren. Aus diesem Grund nahm der Schiffs-

139 Dije Schiffe transportierten Baumaterial und

verkehr in dieser Gegend sprunghaft zu
Verbrauchsgiter fiir die Errichtung der fiir die Olférderung nétigen Infrastruktur und die
an ihrer Errichtung beteiligten Menschen. Heutzutage ist ein GroRBteil des Schiffsverkehrs
im Nigerdelta auf die Versorgung der zahlreichen Olbohrinseln, den Transport des ge-
wonnenen Ols in die Hifen und dessen dortige Weiterverschiffung zurtickzufiihren®®,
Durch die hohe Zahl an Schiffen, die durch das Nigerdelta fahren und die dortigen Hafen
anlaufen, sind die Wartezeiten fiir jedes einzelne Schiff, das seine Ladung in einem Hafen

81 In der Zeit, in der die

[6schen moéchte, sehr lang, manchmal mehrere Tage bis Wochen
Schiffe vor Anker liegen, werden sie meist Opfer der Piratenliberfdlle. Hier gehen die
Piraten, dahnlich wie ihre ,Kollegen” in Sidamerika und zum Teil in Asien, meist so vor,
dass sie sich in kleinen Booten dem Schiff ndhern, es entern und dann, moéglichst unbe-

merkt, Geld, Wertsachen oder auch Schiffsausriistung und Ladungsteile mitnehmen™®%.

Zwar ist die nigerianische Regierung etwa seit den 80er Jahren des 20. Jahrhunderts be-

miht, effektiv gegen Uberfille in nigerianischen Hifen vorzugehen. Die Behérden stoRen

16 Kneissler, Piratenterror, S. 198 f.

7 Bohn in Roder, Piraten — Die Herren der Sieben Meere, S. 14 (21).

3% |MB, Annual Report 2013, S. 5.

19 Office of the Defence Attache in Ellen, Piracy at Sea, S. 219 (220).

160 Wiese, Piraterie, S. 39.

161 Kneissler, Piratenterror, S. 194.

162 Trésoret, Seepiraterie, S. 602.
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dabei aber auf Probleme, die eine wirklich effektive Bekampfung dieser Aktivitdten bis

163

heute verhindert haben™°. Etwa seit der letzten Jahrtausendwende haben sich die Vor-

falle von Seerduberei insbesondere in den nigerianischen Hafen auf einem konstanten,

184 Hier lag bis vor kurzem zwar ein quantitativer, auf-

mittelhohen Niveau eingependelt
grund der relativ harmlosen Art und Weise der Uberfille aber kein qualitativer Fokus der
modernen Piraterie. Dies hat sich in den letzen zwei Jahren jedoch gedndert. Die Zahl der
Piratenangriffe im Bereich der westafrikanischen Kiste steigt seither wieder'®. Auch die
Art und Weise der Uberfélle ist mittlerweile eine andere. So gehen die Piraten Westafri-
kas mit steigender Aggressivitat vor und gehen dazu Uber, wie bisher die somalischen
Piraten, vor allem die Besatzungen angegriffener Schiffe als Geiseln zu nehmen und Lo-

segeld zu verlangen®®®.

c) Brennpunkt Somalia

Das Hauptaugenmerk dieser Arbeit liegt auf den Geschehnissen, deren Ausgangspunkt in
Somalia liegt. Dies ist der Tatsache geschuldet, dass die Gewadsser vor der Kiiste Somalias
bis in den indischen Ozean hinein seit einigen Jahren den Hauptschauplatz der Piraterie
weltweit bilden. Ein rapider Anstieg der Vorfadlle von Seerduberei ist hier etwa seit dem

167

Jahr 2006 zu verzeichnen™’. Auch davor war Piraterie in Somalia zwar nicht unbekannt,

die Vorfille beschrankten sich jedoch auf gelegentliche Ubergriffe auf Yachten oder klei-

nere Frachtschiffe'®®

. Lediglich im Roten Meer hat die Piraterie in dieser Region eine ge-
wisse Tradition. Von der nicht umsonst als Piratenkiiste bekannten Region zwischen Sau-

di-Arabien und Oman aus unternahmen arabische Piraten seit der Antike Raubziige'®.

163 Office of the Defence Attache in Ellen, Piracy at Sea, S. 219 (221 f.).

164 Stehr, Piraterie und Terror auf See, S. 38.

165 |MB, Annual Report 2012, S. 8; 2013, S. 8.

%6 http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/neuer-krisenherd-piraten-vor-westafrika-werden-

aktiver-12666663.html
(Artikel vom 15.11.2013, zuletzt abgerufen am 04.02.2015).

167

IMB, Annual Report 2007, S. 8; 2011, S. 5; dabei hat es aber auch in den somalischen Gewas-
sern wesentlich friiher schon Vorfalle von Seerduberei gegeben, wenn auch eher vereinzelt
(ndher: Murphy, Somalia: The New Barbary?, S. 11 ff.; Stehr, Piraterie und Terror auf See,
S. 35).

168 Murphy, Somalia: The New Barbary?, S. 11 ff.; vgl. auch die Ubersicht bei: Stehr, Piraterie und

Terror auf See, S. 36 ff.

169 Leip, Die Geschichte der Piraterie, S. 401.
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Diesem Treiben wurde jedoch zwischenzeitlich ab dem Jahr 1819 Einhalt geboten’®. Da
die Piraterie in und um Somalia den Schwerpunkt der Arbeit bildet, soll auch den histori-
schen- und gesellschaftlichen Hintergriinden dieser jlingsten Art der Piraterie ein eige-

ner, spaterer Abschnitt gewidmet sein.

3. Zwischenergebnis

Hinsichtlich der modernen Piraterie ergeben sich einige Abgrenzungspunkte zu ihren his-
torischen Erscheinungsformen. Zunachst fallt auf, dass sich die politische Dimension der
Piraterie nahezu ganzlich verloren hat. So kommt es heutzutage nicht mehr vor, dass Pi-
ratengruppen eigene Gesellschaften oder gar Nationen bilden. Dies ist ein Effekt der
Auspragung moderner Staatlichkeit. Damit im Zusammenhang steht auch das zwischen-
zeitliche Verschwinden des Phdanomens der Einbeziehung privater Unternehmungen in

171 stattdessen entwickelte sich die Piraterie der Moderne vollends zur

die Kriegsfihrung
maritimen Variante der klassischen Kriminalitdt. Uberfille von Seerdubern dienen nun-
mehr nur dem simplen Zweck des Verlibens von Diebstdhlen, Geiselnahmen und Betri-
gereien. Eine irgendwie geartete Legitimation hierfiir, wie in friheren Zeiten durch die
Praxis der Kaperbriefe, spielt hierbei keine Rolle mehr. Gleichzeitig hat diese Art der Kri-
minalitdt einen Prozess der Professionalisierung durchlaufen. Hinter Seerduberoperatio-
nen stehen heutzutage haufig groRRe, gut organisierte Banden, deren Mitglieder arbeits-
teilig zusammenwirken. Die moderne Piraterie kann daher als eine Art der organisierten

Kriminalitat bezeichnet werden.

B. Das aktuelle Geschehen

Aufgrund der herausragenden Bedeutung, die Somalia fiir die momentane Piraterieprob-
lematik hat, soll diesem Land und der Piraterie, die von ihm ausgeht, der folgende Ab-
schnitt dieser Arbeit gewidmet sein. Im Jahr 2010 lag die Zahl gemeldeter Uberfille im
Bereich von Somalia und dem Golf von Aden zusammengefasst bei 19272, Weitere 27

Vorfille, die sich in benachbarten Regionen, unter anderem auch dem Roten Meer, zuge-

170

Gosse, The History of Piracy, S. 264.

L Die Privatisierung militarischer Aufgaben hat allerdings in jiingster Zeit in Gestalt der privaten

Sicherheitsdienste eine Renaissance erfahren (vgl. die zahlreichen Nachweise bei: Marauhn in
Weingartner/Krieger, Streitkréfte, S. 161 (162, Fn. 1). Zur Frage des Einsatzes solcher privaten
Sicherheitsdienste im Rahmen der Pirateriebekampfung s.u. Teil 4, E.

72 |MB, Annual Report 2010, S. 5 f.



35

173

tragen haben, werden ebenfalls den somalischen Piraten zugeschrieben™’". Dabei ist aber

174 Um der Bedeutung der

davon auszugehen, dass die Dunkelziffer deutlich héher liegt
Piraterie im Bereich Somalias fiir das Thema gerecht zu werden, sollen im Folgenden
Uberblicksartig die Situation, in der sich der Staat Somalia und seine Bevdlkerung derzeit
befinden und die Hintergriinde hierzu dargestellt werden. Anschlieend wird ein kurzer
Uberblick iiber die Organisation sowie Art und Weise der Pirateniiberfille in diesem Ge-

biet gegeben.

I. Zu den Hintergriinden der Piraterie vor Somalia

Die Umstande innerhalb Somalias, die das Aufkeimen der Piraterie an dessen Kiiste be-
glinstigt haben, sollen Gegenstand der folgenden Darstellung sein. Genau wie bei den
zuvor geschilderten Piraterievorkommnissen sind es auch hierbei historisch bedingte
Probleme des Staatswesens auf der einen Seite und wirtschaftliche Probleme, die die
Bevélkerung betreffen, auf der anderen. An dieser Unterscheidung orientiert sich die

folgende Untersuchung.

1. Die politischen Hintergriinde

Um die wichtigsten historischen Umstande darzustellen, die bis heute die politische Situ-
ation in Somalia pragen, muss man, wie so oft im Fall der Lander Afrikas, bis in die vorko-
loniale Zeit zurlickgehen. Die Abwesenheit einer Zentralregierung und ein Gesellschafts-
system, das hauptsachlich von einem Familien- und Clanwesen gepragt ist, zeichneten

175 S0 gab es im Siedlungsgebiet der Somali-Stimme

Somalia schon seit friihester Zeit aus
vor der Kolonialisierung tberhaupt kein einheitliches Staatswesen'’®. Dies dnderte sich
auch im kolonialen Zeitalter nicht, da das betreffende Gebiet von mehreren europai-
schen Kolonialherren und dem Athiopischen Kaiserreich beansprucht und schlieRlich un-

ter diesen aufgeteilt wurde®”’.

73 1MB, Annual Report 2010, S. 6. Allgemein ist zu beobachten, dass die somalischen Seerauber

ihr Operationsgebiet seit Anfang 2009 bis weit in den Indischen Ozean hinein ausgedehnt ha-
ben (Stehr, in IP 06/2009, S. 63 (64)).

% Jenisch in NordOR 2009, S. 385 (385).

75 Richter, Collapsed States, S. 34.

176 Spilker in Heinrich-Boll-Stiftung, Somalia, S. 10 (12 f.).

77" Matthies in Kollmer/Miickusch, Horn von Afrika, S. 141 (144).
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Nach dem Ende der Kolonialzeit war der neu geschaffene somalische Nationalstaat von
einer tiefen Zerrissenheit des Landes gepragt. Obwohl die Bevilkerung Somalias zu 95%
demselben Volk angehdrt, was fir subsaharaafrikanische Verhaltnisse eher untypisch ist,

entwickelten sich die einzelnen Landesteile im Laufe der Geschichte in unterschiedliche

178

Richtungen"". Zuriickzufliihren ist dies zundchst darauf, dass der nérdliche Teil des heuti-

gen Somalia aus dem ehemals britisch kolonialisierten Gebiet besteht, wahrend der sid-
liche Teil unter italienischer Kolonialverwaltung stand. Nach dem Ende der Kolonialzeit

hatten sich in den beiden ehemaligen Kolonien folglich unterschiedliche politische Sys-

179

teme etabliert™”". Eine Mehrheit der Bevoélkerung des nérdlichen Somaliland war gegen

180

die Verschmelzung mit dem stdlichen Teil zu einem somalischen Gesamtstaat™ . Den-

noch wurde die Zusammenlegung der beiden Teilgebiete im Jahr 1960 vollzogen und die

Republik Somalia als Gesamtstaat ausgerufen®®

. Um dieses instabile Gebilde einigerma-
Ren zusammenzuhalten und auch von Konflikten im Inneren abzulenken, wurde von der
neuen Zentralregierung ein somalischer Nationalismus propagiert, der auch die Wieder-
vereinigung mit den Somaligebieten zum Ziel hatte, die noch nicht zum neuen Somalia

gehoérten®,

Im Jahr 1969, also nur neun Jahre nach Grindung der Republik, putschte die somalische
Armee gegen die demokratisch gewahlte Zentralregierung. Unter dem Oberkommandie-
renden der Armee, General Siad Barre, wurde die Verfassung auBer Kraft gesetzt und

eine Militardiktatur etabliert'®®. Das Regime Siad Barres schaffte es durch seine Methode

des Regierens mit eiserner Hand, voriibergehend einen einigermallen stabilen somali-

184

schen Gesamtstaat zu erzwingen . Wie jedes diktatorische Regime provozierte aber

auch das Barre-Regime das Entstehen zahlreicher Freiheitsbewegungen, die letztendlich

so michtig wurden, dass das Regime ihnen nicht mehr standhalten konnte®®.

178

Spilker in Heinrich-Boll-Stiftung, Somalia, S. 10 (11).
% poore in STJIL 45 (2009), S. 117 (119).
180 Fggers in BCICLR 30 (2007), S. 211 (212).

81 Schréder, vélkerrechtliche Verantwortlichkeit, S. 23, Fn. 29.

82 Matthies, Kriege am Horn von Afrika, S. 137 f.

8 Krech, Der Blrgerkrieg in Somalia, S. 18; da der Staatsstreich von der UdSSR unterstitzt wur-

de, erklarte die Militarregierung in der Folge auch den Sozialismus zum Leitbild fiir die Ent-
wicklung Somalias.

188 schréder, volkerrechtliche Verantwortlichkeit, S. 24.

8 Menkhaus in Heinrich-Boll-Stiftung, Somalia, S. 32 (33 f.).
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Ausgangspunkt der Widerstandsbewegungen war der Umstand, dass das Barre-Regime
nicht in der Lage war, einen gewissen Wohlstand in Somalia zu etablieren. Das Land war
permanent hochgradig abhdngig von auslandischer Entwicklungshilfelgs. Die hierdurch
bedingten UnmutsaduBerungen der Bevolkerung fihrten dazu, dass der Regierungsstil des
Barre-Regimes noch brutaler und totalitarer wurde. Dies flihrte zur Militarisierung des

187 Dieser fiihrte

Widerstands und zum offenen Ausbruch eines Bilrgerkriegs im Jahr 1988
zwar im Jahr 1991 zum Sturz des Diktators Barre, der Birgerkrieg in Somalia kam
dadurch aber keineswegs zu einem Ende. Der schon unter Siad Barre zum General aufge-
stiegene und zwischenzeitlich zu den Rebellen lbergelaufene Mohammed Aidid fihrte in
der Folgezeit mit ihm loyal gegeniiberstehenden Truppen einen Machtkampf gegen die
neu gebildete Regierung unter dem ehemaligen Rebellenfiihrer Ali Mahdi'®. Auch nach-
dem dieser Konflikt im Jahr 1992 durch einen Waffenstillstand beendet wurde, kam So-

189 Begrundet lag dies vor allem in der generellen Zersplitterung der

malia nicht zur Ruhe
ehemaligen Anti-Barre-Gruppierungen, nachdem der Zusammenhalt durch den gemein-
samen Feind weggefallen war'®®. Um den Waffenstillstand zu berwachen und den
Schutz von internationalen Hilfslieferungen, insbesondere von Nahrungsmitteln, zu ga-
rantieren, wurde noch im Jahr 1992 durch den UN-Sicherheitsrat mit der Resolution SR-
Res. 751/1992 die Mission UNOSOM | ins Leben gerufen®*. Die Mission stieR jedoch auf
viel Ablehnung, weil sie als Einmischung in innersomalische Angelegenheiten wahrge-

nommen wurde'®.

Verscharft wurde die Lage im Laufe der 90er Jahre des 20. Jahrhunderts durch eine lang
andauernde Hungersnot, die vor allem dadurch immer weiter verschlimmert wurde, dass
die internationalen Lebensmittellieferungen regelmafRig gepliindert wurden und so die

allgemeine Bevolkerung nahezu gar nicht mehr erreichten®.

Da die im Rahmen der Mis-
sion UNOSOM | eingesetzten Soldaten keine Ermachtigung zum Einschreiten gegen sol-

che Pliinderungsaktionen oder anderweitige Ubergriffe auf Zivilisten besaRen, wurde im

88 Matthies, Kriege am Horn von Afrika, S. 158.

87 Matthies in Kollmer/Miickusch, Horn von Afrika, S. 141 (145).

188

Krech, Der Birgerkrieg in Somalia, S. 56 f.

89 Krech, Der Birgerkrieg in Somalia, S. 57.

190 gichter, Collapsed States, S. 37.

Y Murphy, UN Peacekeeping, S. 51.

192 Hainzl/Feichtinger, Piraten und Islamisten, S. 5 f.

% Spilker in Heinrich-Béll-Stiftung, Somalia, S. 10 (22).
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Oktober 1992 die Mission UNITAF durch die SR-Res. 794/1992 eingesetzt194. UNITAF war
die erste Mission auf der Grundlage von Kapitel VII UNCh** und damit eine Mission, die
den Truppen auch die Befugnis verlieh, gewaltsam fiir die Aufrechterhaltung der Ord-
nung und die Erzwingung von Frieden zu sorgenl%. Die UNITAF erreichte diese Ziele tat-
sachlich bis zu einem gewissen Grad, jedoch waren diese Erfolge groRtenteils oberflach-
lich und I6sten die eigentlichen Probleme in der somalischen Gesellschaft nicht. Insbe-

197

sondere gelang es nicht, die zahlreichen Clanmilizen zu entwaffnen™’. Dennoch wurde

Anfang 1993 mit der SR-Res. 814/1993 die Mission UNOSOM Il als Nachfolgemission von
UNITAF eingesetztlgg. Die UNOSOM Il verfiigte Gber ein erweitertes Mandat mit dem Ziel,
den Wiederaufbau einer funktionierenden Regierung, Wirtschaft und Infrastruktur vo-

%9 Jedoch fihrten diese Bestrebungen dazu, dass die eingesetzten Truppen

ranzutreiben
zunehmend als Invasoren wahrgenommen wurden, wozu insbesondere Mohamed Aidid
beitrug, der sich als Wahrer somalischer Interessen gegen die angeblich imperialistisch

200 gchlieRlich kam es zu einer

motivierten Unternehmungen der UN-Truppen darstellte
bewaffneten Auseinandersetzung zwischen Miliziondren, aber auch Zivilisten, und den
UN-Truppen in Mogadischu, die zahlreiche Todesopfer forderte und zur Folge hatte, dass

201 Die verbliebenen

sich die USA, aber auch andere Staaten aus der Mission zuriickzogen
Truppen hatten dem Wiederaufflammen der internen Konflikte in Somalia nichts enge-
genzusetzen, und so wurde die UNOSOM Il im Jahr 1995 beendet und Somalia wieder
weitestgehend sich selbst iiberlassen®®. Im Anschluss an UNOSOM Il wurde lediglich das
United Nations Political Office for Somalia (UNPQOS) gegriindet, dessen Aufgaben sich
aber bis heute auf die Koordination der humanitdren Hilfeleistungen fiir Somalia und

Versuche der politischen Vermittlung beschrankt®®.

194 Kapteijns in JGR 15 (2013), S. 421 (424).

%5 Charta der Vereinten Nationen (UN-Charta), BGBI. Teil 11 1973, S. 430 ff.
1% Spilker in Heinrich-Béll-Stiftung, Somalia, S. 10 (22).

7 Murphy, UN Peacekeeping, S. 60 f.

%8 Hainzl/Feichtinger in Hainzl/Feichtinger, Somalia, S. 11 (12).
199 Kapteijns in JGR 15 (2013), S. 421 (431).

2 spilker in Heinrich-Boll-Stiftung, Somalia, S. 10 (22 f.).

Y Hainzl/Feichtinger in Hainzl/Feichtinger, Somalia, S. 11 (12).
22 spjlker in Heinrich-Boll-Stiftung, Somalia, S. 10 (23.).

2% Hainzl/Feichtinger in Hainzl/Feichtinger, Somalia, S. 11 (12).
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Im Ergebnis blieb Somalia dauerhaft ein von der Herrschaft der lokalen Clans gepragtes
Land®®. Diese Clans bilden bis heute die Kernzellen der somalischen Gesellschaft. Fiir
Somalis ist es in erster Linie der Clan, der in schwierigen Zeiten Sicherheit und Schutz

205 Aus tatsichlichen Griinden ist das nachvollziehbar,

bietet, und keineswegs der Staat
weil der somalische Staat nicht in der Lage ist, seinem Volk Sicherheit und Schutz zu ge-
wahren. Auf der anderen Seite stellt sich aber auch die Frage, ob nicht die tiefe Verwur-
zelung im und der Verlass auf das Clanwesen den Aufbau starker staatlicher Strukturen

erheblich ausbremst.

Als erneuter Versuch, ein stabiles Staatsgebilde zu etablieren, wurde im Jahr 2004 mit
internationaler Unterstltzung eine UbergangsmafRige Zentralregierung (Transnational
Federal Government — TFG) etabliert, deren Herrschaft allerdings effektiv nie (iber ein-
zelne Teile der Hauptstadt Mogadischu hinausgingzos. Im Jahr 2006 trat die Union islami-
scher Gerichte (Islamic Courts Union — ICU) auf den Plan. Diese islamistische Organisation
schaffte es, im Jahr 2006 die Hauptstadt Mogadischu unter ihre Kontrolle zu bringen.
Tatsadchlich konnte die ICU in Mogadischu fiir Sicherheit und Ordnung sorgen, was ihr die

207

Sympathie groRer Teile der Einwohnerschaft einbrachte””’. In der Folgezeit brachte die

ICU weite Teile des stdlichen und zentralen Somalia unter ihre Kontrolle und konnte dort

208 somalias Nachbarland

zundchst ein verhdltnismalig stabiles Staatswesen errichten
Athiopien jedoch sah durch die Politik der ICU seine Staatsinteressen bedroht und inter-
venierte militarisch zusammen mit Kraften der somalischen Ubergangsregierung®®. Un-
terstlitzung kam dabei auch von den USA, die das Entstehen einer Keimzelle des interna-
tionalen Terrorismus in einem islamistisch geprigten Somalia befirchteten?®. Dadurch
wurde die ICU Ende 2006 wieder entmachtet. Dies hatte allerdings nicht das Ende der
islamistisch-militanten Opposition in Somalia zur Folge. Aus der ICU gingen nach deren
Entmachtung die radikal islamischen Al-Shabaab-Milizen hervor, die seitdem den Kampf

um die Macht in Somalia weiterfihren, mit dem Ziel, einen islamistisch gepragten Staat

204 schréder, volkerrechtliche Verantwortlichkeit, S. 33.

205

Murphy, Somalia: The New Barbary?, S. 39.

26 natthies, Kriege am Horn von Afrika, S. 171; Petretto, Somalia und Piraterie, S. 3.

27 Murphy, Somalia: The New Barbary?, S. 81.
298 Bgehr in KAS Auslandsinformationen 8/2011, S. 22 (24).

29 spilker in Heinrich-Boll-Stiftung, Somalia, S. 10 (25 ff.).

2

[y

0 Hainzl/Feichtinger, Piraten und Islamisten, S. 7.
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211 Daneben gibt es noch die ebenfalls aus der ICU hervorgegangene Hizbul-

zu errichten
Islam-Bewegung, die dhnlich wie die Al-Shabaab-Milizen nach der Macht strebt, um ei-
nen islamisch gepragten Staat zu etablieren, sich dabei aber hinsichtlich Ideologie und
Methodik in einigen Punkten von diesen unterscheidet®*?. Die Aktivitaten der ICU veran-
lassten den UN-Sicherheitsrat dazu mit der SR-Res. 1725/2006 die Afrikanische Union zu
ermichtigen, eine Militdrmission in Somalia durchzufiihren, mit dem Ziel die Ubergangs-
regierung zu unterstitzen. Diese AMISOM genannte Mission besteht bis heute und ver-
sucht, zum Teil erfolgreich, die politischen Verhaltnisse in Somalia durch Bekampfung der

Gegener der TFG zu stabilisieren®®®.

Trotz aller Bemiihungen der Weltgemeinschaft und auch des somalischen Volkes lasst

214 Als gleichzeitig mit dem

sich feststellen, dass der Blirgerkriegszustand bis heute anhalt
Blrgerkriegszustand beginnend und parallel zu diesem bis heute andauernd lasst sich der
Staatszerfall in Somalia charakterisieren. Staatszerfall ist in diesem Fall auch wortlich,
d.h. rdumlich, zu verstehen. Zwar ist die Ubergangsregierung TFG die einzige internatio-

215

nal anerkannte Regierung fiir ganz Somalia®”. Im Laufe der langen Biirgerkriegsperiode

kam es aber auch zu Abspaltungen einzelner Landesteile. Die Regionen Puntland und
Somaliland im Nordosten bzw. Nordwesten des Landes streben nach Unabhingigkeit?®.
Puntland hatte beim Aufbau eigener Staatlichkeit eher maRigen Erfolg und stellt fir sich
genommen einen dhnlich ineffektiven und funktionsunfdhigen Staat dar wie der somali-

sche Gesamtstaat, was vor allem an der weit verbreiteten Korruption Iiegtm.

Die im Jahr 1991 unmittelbar nach dem Sturz des Barre-Regimes ausgerufene Republik
Somaliland findet hingegen international einige Beachtung. Somaliland verfiigt Giber we-
sentliche Staatsmerkmale, wie eine Nationalflagge, eine eigene Wahrung, eine Armee
und einen Polizeiapparat®'®. Dariiber hinaus finden regelmiRige Wahlen statt, aus denen

219

Parlament und Regierung hervorgehen”. Im Gegensatz zum Ubrigen Land sind diese

21 Bgehr in KAS Auslandsinformationen 8/2011, S. 23 ff.

212 petretto, Somalia und Piraterie, S. 4.

23 Neumann/Salomon in HuV-1 2011, S. 165 (167).

214 Wiese, Piraterie, S. 45.

21> GeiR/Petrig, Piracy, S. 14.

218 pichter, Collapsed States, S. 39 f.

217 Kneissler, Piratenterror, S. 49.
218 poore in STJIL 45 (2009), S. 117 (117).

1 Gorka in KAS Auslandsinformationen 7/2011, S. 85 (85 f.).
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staatlichen Strukturen in Somaliland funktionsfihig und durchaus erfolgreich??. Somali-
land wird daher zuweilen als eine Art ,besseres” Somalia bezeichnet und zahlreiche
Stimmen beflrworten die internationale Anerkennung der de facto autonomen Repub-
lik*?!, Somaliland strebt mittlerweile die Mitgliedschaft in der Afrikanischen Union an®*%.
Einer der Griinde fiir den Erfolg Somalilands ist, dass nach dem Ende des Barre-Regimes
in dieser nordwestlichen Region nur eine bewaffnete Oppositionsgruppe ubrig blieb, die
die Macht in der Folgezeit neu organisierte und dabei die vorhandenen Clanstrukturen

intensiv mit einbezog?®>.

Somalia an sich gilt nach alledem aufgrund der langen Dauer des Zustandes des volligen
Chaos und des Fehlens jeglicher funktionierender staatlicher Autoritat als Paradebeispiel

eines failed state®*

. Ein solcher ist dadurch gekennzeichnet, dass keine der staatlichen
Kernfunktionen noch in nennenswerter Weise vorhanden ist und sich anstelle der staatli-
chen eine von nichtstaatlichen Akteuren getragene Gewaltordnung durchgesetzt hat®®>.
Neben dem Staatszerfall hatte der permanente Biirgerkriegszustand noch einen weiteren
Effekt auf die somalische Gesellschaft, der heute Gewalt und Kriminalitdt im Allgemeinen
und somit auch Piraterie im Besonderen begiinstigt: Unter der somalischen Zivilbevolke-
rung ist der Besitz und das Tragen von Waffen enorm verbreitet. Die Waffen stammen
groRtenteils aus den Blirgerkriegen und mangels staatlicher Autoritat ist eine Kontrolle

der Waffen im Privatbesitz nicht méglichzzs.

Dieser anhaltende Zustand von Chaos und Staatsverfall kann unter anderem damit er-
klart werden, dass zahlreiche Biirgerkriegsgewinnler und Geschaftemacher mit dieser
Situation durchaus zufrieden sind und deren Erhaltung daher in ihrem Interesse Iiegtm.
Dieses Problem geht auRerdem Ulber die Grenzen Somalias hinaus. Vor allem der Nach-
barstaat Athiopien, mit dem Somalia schon des Ofteren kriegerische Auseinandersetzun-

gen hatte, unternimmt immer wieder Versuche, den Aufbau eines funktionierenden

20 pichter, Collapsed States, S. 39.

221 Eggers in BCICLR 30 (2007), S. 211 (222); Gorka in KAS Auslandsinformationen 7/2011,
S. 85 (106); Poore in STJIL 45 (2009), S. 117 (150).

222 Fggers in BCICLR 30 (2007), S. 211 (214).

22 1brahim/Terlinden in Heinrich-Béll-Stiftung, Somalia, S. 58 (63).

224 Kau in Graf Vitzthum/ProelB, Vélkerrecht, 3. Abschnitt, Rn. 85; Geif3/Petrig, Piracy, S. 14.
225 Geise, Piraterie vor Somalia, S. 3.

%2 Onuoha in ASR 18 (2009), Nr. 3, S. 31 (37).

227 Menkhaus in Heinrich-Boll-Stiftung, Somalia, S. 32 (38 f.).
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Staatswesens in Somalia zu boykottieren??®. Beispielhaft ist hierfir das Verhalten Athio-
piens wahrend der Herrschaft der ICU in Somalia. Obwohl es sich hierbei nach auRRen so
darstellt, dass die dthiopische Intervention zum Schutz der legitimen Regierung erfolgte,
muss man beachten, dass hierdurch die einigermaRen stabile Herrschaft der ICU zuguns-

ten der schwachen und ineffektiven TFG beendet wurde?®.

2. Die wirtschaftlichen Hintergriinde

Es ist keineswegs uniiblich, dass wirtschaftliche Not Menschen in die Kriminalitat treibt.

Zur Piraterie lieRen sich Menschen vielfach im Lauf der Geschichte hinreien, weil sie

0

sonst keine Maéglichkeit sahen, ihren Lebensunterhalt zu verdienen®®’. Dieser Aspekt

spielt auch heutzutage in Somalia eine herausragende Rolle, wenn es darum geht zu er-
klaren, warum sich die Menschen dort verstarkt der Piraterie zuwenden. Ganz generell
kann in Somalia als Folge der andauernden Biirgerkriegsunruhen ein Trend in der Bevol-

231

kerung hin zur Kriminalitat beobachtet werden®". Allerdings kénnen Biirgerkrieg und

Staatszerfall nicht die einzigen Griinde daflr sein, dass Menschen ihren Lebensunterhalt
nicht mehr ohne Kriminalitdt bestreiten kénnen. Auch in Somalia kamen noch weitere
Umstande hinzu, die letztendlich bewirkten, dass sich zahlreiche Menschen gezwungen

sahen, zu Piraten zu werden.

Naturgemal} gingen die Bewohner der somalischen Kiiste urspriinglich vor allem der Fi-

232

scherei nach, um ihren Lebensunterhalt zu verdienen®. In Folge des volligen Fehlens

staatlicher Autoritat als Konsequenz des andauernden Biirgerkriegs gab es jedoch keine

233

Kontrolle mehr iber die Fischgriinde vor der Kiiste””. Dies ermoglichte Fischereiunter-

nehmen anderer Staaten, ihre Fangflotten in diese fischreichen Gewasser zu entsenden.
Aufgrund ihrer technischen Uberlegenheit nahmen diese den einheimischen Fischern

234

nahezu jede Moglichkeit, ihrer Beschaftigung nachzugehen®”. Es handelte sich hierbei

ausnahmslos um illegale Fischerei, bei der nicht zuletzt Fischereiflotten aus EU-Staaten

228 poore in STJIL 45 (2009), S. 117 (127).

22 Murphy, Somalia: The New Barbary?, S. 89 f.

2% Murphy, Contemporary Piracy and Maritime Terrorism, S. 12 f.

21 Menkhaus in Heinrich-Boll-Stiftung, Somalia, S. 32 (39).

22 vgl. Petretto/Petrovic in APuZ 48/2012, S. 10 (11 f.).

23 Fichstaedt, Pirate State, S. 29.

234 Murphy, Small Boats, Weak States, Dirty Money, S. 102.
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beteiligt waren®>. Verstirkt wurde die Zerstérung der somalischen Fischgriinde noch
durch die tonnenweise illegale Entsorgung von Giftmill, welcher in den betreffenden
Gewadssern einfach ins Meer geworfen wurde. Auch hierbei waren Unternehmen aus EU-

236 Hinzu kommt noch die allgemein schlechte wirtschaftliche

Staaten nicht unbeteiligt
Situation der somalischen Bevdélkerung verbunden mit einer anhaltenden Lebensmittel-
knappheit. In diesen 6konomischen Umstanden kann der Ursprung der somalischen Pira-

terie des 21. Jahrhunderts gesehen werden®’.

Die Vorfalle vor der somalischen Kiiste begannen damit, dass die aus ihrem Geschaft
verdrangten Fischer sich zu bewaffneten Banden zusammenrotteten, um die Fischtrawler

zu Uberfallen, die in ihre einstigen Fischgriinde eingedrungen waren und von ihnen eine

238

Art Schutzgeld fir die Fischerei zu erpressen™. Alsbald zeigte sich aber, dass die somali-

schen Piraten ihre Aktivitaten in jeder Hinsicht ausweiteten. Sie begannen Uber das Ge-

biet direkt vor der Kiiste hinaus zu operieren und dabei vor allem auch Jagd auf groRere

239

Schiffe wie etwa Frachter, aber auch Passagierschiffe zu machen”. Dies lag auch darin

begriindet, dass die meisten Fischereiflotten die Gewasser bereits wieder verlassen hat-
ten. Dennoch blieb die Motivation zundchst die gleiche. Die bewaffneten Banden, die
sich zum Teil bis heute als ,,Freiwillige Somalische Kiistenwache” bezeichnen, sahen und
sehen in ihren Uberfillen eine Méglichkeit, quasi indirekt von der westlichen Welt eine

Kompensation fiir die zu Unrecht erlittenen Einnahmeausfélle durch Raubfischerei und

240

Giftmiillentsorgung zu erlangen“”. Daneben gab es zahlreiche Uberfille auf Schiffe des

Welternahrungsprogramms, mit dem Ziel, die transportierten Lebensmittel zu erbeu-

ten*,

Im Laufe der Zeit erwies sich die Vorgehensweise als immer koordinierter und professio-

242

neller®™. Tatsachlich steht diese Entwicklung im Zusammenhang mit der Tatsache, dass

235 Kneissler, Piratenterror, S. 185.

236 Kneissler, Piratenterror, S. 187.

27 Unbestritten ist dies allerdings nicht. Es finden sich auch Stimmen, die die Ansicht vertreten,

dass die Fischgriinde vor der somalischen Kiiste nach wie vor sehr ertragreich seien und die Pi-
raterie von Anfang an von organisierten kriminellen Gruppierungen ausgegangen sei (Ulrich in
Der Spiegel 25/2011, S. 60 (62)).

238 Wiese, Piraterie, S. 46.

2% Murphy, Contemporary Piracy and Maritime Terrorism, S. 29 f.

240 Geise, Piraterie vor Somalia, S. 5.

21 Nincic in ASR 18 (2009), Nr. 3, S. 2 (11).

22 bersicht zur Vorgehensweise der Piraten bei: Walter in Die Polizei 2012, S. 1 (2).
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243

sich die Piraterie in Somalia zu einem regelrechten Wirtschaftszweig entwickelt hat™™”. Im

wirtschaftlich mehr als schwachen Somalia handelt es sich hierbei sogar um den mit Ab-

stand florierendsten "Wirtschaftszweig"244

. Den Schluss auf ein ,, Geschaftsmodell Pirate-
rie” lassen verschiedene Beobachtungen zu. Die Art und Weise, wie die somalischen Pira-
ten ihre Uberfille durchfihren®, erfordert mittlerweile einen aulBergewohnlich hohen
Personal- und Materialaufwand, der mit dem der friiheren unter dem Deckmantel der
,freiwilligen Kiistenwache” veriibten Angriffen nicht vergleichbar ist. Fiir die teils hoch-
moderne Ausristung der Piraten sind Komplizen im Hintergrund verantwortlich, die die

246

bendtigten Geratschaften ins Land schmuggeln®”. Um den Personalbedarf zu decken,

wird den Menschen aus den Kiistengebieten die Moglichkeit gegeben, sich als Investo-

247 Jeder Teilnehmer

ren, aber auch als Teilnehmer an den Piratenaktionen zu beteiligen
an einer Aktion leistet seinen Beitrag, der von unterschiedlichster Art sein kann, und er-
halt dafir nach der erfolgreich durchgefiihrten Aktion einen genau festgelegten Anteil
am Gewinn?*®, Der erwirtschaftete Uberschuss wird wiederum investiert, um fur zukinf-

tige Aktionen noch besser ausgeristet zu sein®*

. Angesichts des mittlerweile hochpro-
fessionellen Vorgehens der Piraten werden hinter den Menschen, die die eigentlichen
Uberfélle ausfiihren, internationale Strukturen von organisierter Kriminalitit vermu-

tet®°. Fest steht, dass Hintermanner in der ganzen Welt, meist Exilsomalier, an der Pira-

d®. Nicht zuletzt sind auch die értlichen Autorititen, soweit vorhan-

terie beteiligt sin
den, in die Verflechtungen der Piraterie eingebunden —sei es durch Schmiergeldzahlun-
gen, sei es durch regelrechte Beteiligung an den Unternehmen, wie es in der Region

Puntland nicht selten vorkommt?>2,

23 Dije somalische Wirtschaft besteht seit Jahrzehnten, analog zum Staatswesen, nur aus einer

sogenannten Birgerkriegsokonomie (hierzu: Matthies, Kriege am Horn von Afrika, S. 167 ff.),
in die sich der Wirtschaftszweig der Piraterie einfligt.

** Walter in Die Polizei 2012, S. 1 (1); Kénig in NordOR 2011, S. 153 (153).
** Hierzu s.u. Teil 1, B. Il., 1.

% vgl. Geif3/Petrig, Piracy, S. 9.

7 petretto/Petrovic in APuZ 48/2012, S. 10 (14).

*® Diese Vorgehensweise ist keineswegs eine neue Erfindung. Schon die karibischen Piraten or-

ganisierten ihre Raubziige nach einem ganz dhnlichen Muster, wenn auch sicher weniger pro-
fessionalisiert und nicht fir jedermann zuganglich (vgl. Bohn, Die Piraten, S. 44).

29 Stehrin IP 6/2009, S. 63 (64).
20 Wiese, Piraterie, S. 47.
»1 GeiR/Petrig, Piracy, S. 9.

22 Bahadur, The Pirates of Somalia, S. 113.
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Es verwundert nicht, dass die althergebrachten Clanstrukturen auch bei der Piraterie

eine zentrale Rolle spielen253

. Den Kern der unterschiedlichen Piratengruppen bilden in
der Regel Stammesgesellschaften, die ihrerseits den einzelnen Clans der betreffenden
Gebiete zugeordnet werden kdnnen. Es wird von einigen Hauptgruppen von Piraten aus-
gegangen, die allerdings ihrerseits weit verzweigt sind und aus verschiedenen Unter-

gruppen bestehen®*

. Die Anflhrer der Piratengruppen sind hochrangige Clanmitglieder,
die teilweise zusammen arbeiten, sich teilweise aber auch bekdmpfen®>. Ansissig sind
die verschiedenen Piratengruppen in bestimmten Kistenstddten Somalias, die sich im
Zuge des Aufbliihens der Piraterie in Somalia zu regelrechten Piratenhochburgen oder
Piratennestern entwickelt haben. Vor allem sind hier die Orte Eyl, Hobyo und Harardere
zu nennen®®. Bezeichnend fiir die Rolle Puntlands als Hort der somalischen Piraterie ist,
dass zwei dieser Piratenstadte in dieser Region Iiegen257. Eyl ist darliber hinaus der Sitz

28 Hier werden aber auch entfihrte Schiffe festgehalten®®. Ob-

der Regionalregierung
wohl Harardere nicht in Puntland liegt, ist auch diese Kiistenstadt ein absoluter Schwer-

punkt piratischen Treibens, wohin ebenfalls entfiihrte Schiffe verbracht werden?®.

Il. Die aktuelle Situation

Etwa seit dem Ende des Jahres 2008 bis heute halt die somalische Piraterie die Weltof-
fentlichkeit teils starker, teils schwacher in Atem. In dieser Zeit haben sich die Piraterie-
vorfdlle im Bereich des Golfs von Aden zu einem ernstzunehmenden Problem fiir die
Weltwirtschaft entwickelt. Als Folge hiervon begannen verschiedene militarische Initiati-
ven unterschiedlicher Staaten und Bilindnisse zur Eindammung und Bekdmpfung der Pira-
terie. Immer wieder schafften es einzelne Operationen der somalischen Piraten auf die
Titelseiten westlicher, insbesondere europaischer Zeitungen. Bei diesen Vorfillen ero-
berten die Piraten mehrere Handelsschiffe. Hierbei wurden auch mehrfach die vorhan-

denen Pirateriebekdampfungskrafte auf die Probe gestellt. Es kam zu mehreren Rettungs-

23 petretto/Petrovic in APuZ 48/2012, S. 10 (12).

2% |nternational Expert Group on Piracy off the Somali Coast, Piracy, S. 17.

25 Kneissler, Piratenterror, S. 46 f.

2% |nternational Expert Group on Piracy off the Somali Coast, Piracy, S. 17.

>7 vgl. die Landkarte am Anfang von Eichstaedt, Pirate State.

28 Bahadur, The Pirates of Somalia, S. 175.
29 Bahadur, The Pirates of Somalia, S. 177.

260 gneissler, Piratenterror, S. 18, 39 ff.



46

einsatzen von Truppen verschiedener Staaten, die teils erfolgreich waren, teils ganz oder
zum Teil scheiterten. Im Folgenden wird auf die konkrete Vorgehensweise der Piraten
eingegangen und gezeigt, dass diese in gewisser Hinsicht neu und einzigartig ist®*!. Ab-
schlieBend soll dargestellt werden, welchen wirtschaftlichen Schaden die somalische Pi-

raterie bis heute anrichtet.

1. Vorgehensweise der somalischen Piraten

Die somalische Piraterie unterscheidet sich deutlich von den bisher hauptsachlich be-
kannten Arten moderner Piraterie. Hier geht es nicht mehr (jedenfalls nicht mehr haupt-
sachlich) darum, das angegriffene Schiff und dessen Besatzung auszurauben oder das
Schiff zu erbeuten und fiir weitere Verbrechen einzusetzen. Ziel der Piraten ist es statt-
dessen, das angegriffene Schiff unter ihre Kontrolle zu bringen und in einem ihrer Kis-
tenstiitzpunkte festzuhalten, um von der betreibenden Reederei ein Losegeld fir das
Schiff und dessen Besatzung zu erpressenzsz. Um ihre Uberfille erfolgreich durchzufiih-
ren, arbeiten die Piraten koordiniert und vor allem arbeitsteilig zusammen?®, Abgesehen
von den Investoren, Komplizen und Hintermdnnern, die fir die Durchfihrung und das
Gelingen einer jeden Piratenoperation von Bedeutung sind, geh6ren zum ,operativen”
Teil eines Uberfalls in der Regel drei Piratenteams mit unterschiedlichen Aufgaben. Ins-

264 Zunichst

gesamt sind zwischen zehn und zwolf Seerduber an einer Operation beteiligt
tritt das Angreiferteam in Aktion. Die Angehdrigen dieses Teams erledigen die eigentliche
Piratenarbeit. Sie fahren in kleinen wendigen Schnellbooten, den sogenannten Skiffs, auf
See oder lassen sich von groRReren Schiffen, sogenannten Mutterschiffen (in der Regel
erbeutete Frachtschiffe), bis weit vor die Kiistengewasser transportieren, um dann in die

265

Skiffs umzusteigen®™. Mit den Skiffs wird dann ein als lohnendes Ziel erachtetes Schiff

angesteuert.

Als erste Phase des Angriffs wird das Schiff dazu gebracht, seine Fahrt zu verlangsamen.
Hierzu geben die Piraten meistens , Warnschiisse” ab. Diese gehen aber keineswegs, wie

die Bezeichnung vermuten lassen kdnnte, ins Wasser, sondern richten sich gezielt gegen

261 vgl. auch umfassend: Trésoret, Seepiraterie, S. 96 ff.

%2 Wiese, Piraterie, S. 75 f.

263 Murphy, Small Boats, Weak States, Dirty Money, S. 102.

%4 Fichstaedt, Pirate State, S. 62.

265 Wiese, Piraterie, S. 57; Kneissler, Piratenterror, S. 41.
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das angegriffene Schiff. Nicht selten wird dabei mit Panzerfdausten oder anderen Rake-
ten- bzw. Granatwerfern die Briicke ins Visier genommenzss. Als nachster Schritt des
Uberfalls folgt das Entern des Schiffs. Dabei versuchen die Piraten, sich seitlich des
Schiffs festzusetzen. Hierfiir wird teilweise eine Taktik verwendet, bei der zwei Skiffs mit
einer Leine verbunden werden. Die Skiffs fahren dann links und rechts an dem angegrif-
fenen Schiff vorbei, durch die Leine werden sie dann automatisch an die Bordwand gezo-
gen267

Deck ein und steuern das Schiff anschliefend vor die somalische Kiste in die Nahe eines

. Danach erklimmen die Angreifer das Deck des Schiffs, sperren die Crew unter

der zahlreichen Piratennester. Dort Gbernimmt das Bewacherteam das Schiff, welches

quasi im Schichtbetrieb das Schiff und die gefangene Crew unter Kontrolle hilt**®. Dabei

269

werden die Piraten meistens tatkraftig durch die 6rtliche Bevolkerung unterstitzt™-. Das

dritte Team kiimmert sich wahrenddessen um die Losegeldverhandlungen und die Orga-

nisation der L('jsegeld[]bergabe270.

2. Kosten der somalischen Piraterie

An dieser Stelle soll sich einmal kurz mit der Frage auseinandergesetzt werden, welche
Kosten und Schaden die moderne Piraterie eigentlich verursacht. An erster Stelle ist hier
das Losegeld zu nennen, welches natirlich einen Verlust fir die zahlende Reederei dar-

stellt. Schatzungsweise betrug z.B. die Gesamtsumme der im Jahr 2008 an somalische

271

Piraten gezahlten Lésegelder 150 Mio. Euro®’". Hiermit ist es aber bei Weitem nicht ge-

tan. Die Piraterie verursacht erhebliche Folgekosten von jahrlich mindestens 13 Mrd.

272

Euro®’“. Diese beginnen bei den Einnahmeausfillen, die den Reedereien dadurch entste-

hen, dass sie ihre Schiffe und Crews nicht einsetzen kdnnen, solange diese sich in der
Hand der Piraten befinden. AuRerdem steigen die Versicherungspramien fir die Reede-
reien. Dadurch entstehen enorme Schaden fir den Welthandel. Heutzutage werden tber

273

90% des Welthandels auf dem Seeweg abgewickelt”’". Dabei stellt der Golf von Aden ei-

%6 Fichstaedt, Pirate State, S. 61.

267

Vgl. Murphy, Small Boats, Weak States, Dirty Money, S. 48.

268 Kneissler, Piratenterror, S. 44.

%9 Klein, Moderne Piraterie, S. 76.

2% Hierzu ausfihrlich: Wiese, Piraterie, S. 75 f.

"1 Braun/Plate in DOV 2010, S. 203 (204).
22 Wiese, Piraterie, S. 149.

273 Trésoret, Seepiraterie, S. 149.



48

2’* Die einzige Moglichkeit, bei einer

nen der wichtigsten Seewege des Welthandels dar
Passage von Asien nach Europa den Golf von Aden zu meiden, besteht darin, den afrika-
nischen Kontinent komplett zu umfahren. Dies dauert erheblich ldnger und ist somit auch
mit erheblich héheren Kosten verbunden. AuBerdem wirde die Route um Afrika herum
dazu fihren, dass insgesamt weniger Fahrten durchgefiihrt und somit weniger Giter

275

transportiert werden konnten“’". Dies alles hatte bedeutende Preissteigerungen zur Fol-

ge, die letztendlich von den Endverbrauchern getragen werden miussten.

Dieser Effekt ist allerdings auch nicht ganzlich ausgeschlossen, wenn der Golf von Aden
wie bisher befahren wird. Bedingt durch die groRe Zahl piratischer Uberfille in diesen
Gewadssern haben sich die Versicherungspramien, die die Reedereien fir ihre Schiffe zu

276

zahlen haben, dramatisch erhoht””. AuBerdem sind einige Reedereien dazu libergegan-

gen, ihren Schiffsbesatzungen fir Fahrten durch die somalischen Gewdsser hohe Risiko-

277

zuschldge zu zahlen, was weitere Kosten verursacht™’. Auch der Transport von Waren

durch den Golf von Aden ist also mit deutlich hoheren Kosten als friiher verbunden, was

278

ebenfalls zu Preissteigerungen fiihrt”’". Nicht zu vergessen sind auBerdem die volkswirt-

schaftlichen Schaden, die durch eine gednderte Handelsroute fiir die Lander rund um den

279

Suezkanal entstehen®’”. All diese Faktoren miissen mit berechnet werden, wenn man die

Kosten moderner Piraterie beziffern mochte.

C. Bewertung der aktuellen Situation vor sozialhistorischem Hintergrund

Nach diesem Streifzug durch die Geschichte der Piraterie und die duBeren Umstande, die
Somalia pragen, stellt sich die Frage, ob man aus der Geschichte Lehren fiir die Gegen-
wart und Zukunft ziehen kann. Um ein Ergebnis vorweg zu nehmen: die Antwort kann
nur ein klares Ja sein. Ein Blick auf die Geschichte hat gezeigt, dass es bestimmte Fakto-
ren gibt, die das Entstehen von Piraterie beglinstigen und solche, die zu ihrem Nieder-

gang fuhren. Die begilinstigenden Faktoren lassen sich dabei in objektive und subjektive

2% Weidner, Piraterie, S. 27 f.
27> Stehrin IP 06/2009, S. 63 (65).
2% Schiedermair in AGR 135 (2010), S. 185 (193).

277 Trésoret, Seepiraterie, S. 142.

2’8 Ceska/Ashkenazi in APUZ 34/35 2009, S. 33 (34).

279 Kneissler, Piratenterror, S. 27.
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einteilen. Es handelt sich hierbei um die objektive Moglichkeit, der Piraterie nachzuge-

hen einerseits und den subjektiven Antrieb hierzu andererseits.

Als beglinstigender Faktor ist zuallererst das schlichte Vorhandensein der objektiven
Moglichkeit zur Piraterie zu nennen®’. Diese Moglichkeit hat langst nicht jeder. Die Mog-
lichkeit, der Piraterie nachzugehen setzt mehr voraus, als ein Schiff und einen Zugang
zum Wasser zu haben. Diese Moglichkeit ergibt sich vielmehr dann, wenn verschiedene
Faktoren zusammentreffen. Dazu gehort auch eine vorteilhafte geographische Lagezgl.
Neben einem bloRen Zugang zum Meer ist diese aber vor allem auch dadurch bedingt,
dass vorbeifahrende Schiffe gezwungen sind, relativ nah am Festland entlang zu fah-

n?®2. Das ist zum einen im Golf von Aden der Fall, war zum anderen aber auch schon in

283

re
der Vergangenheit kennzeichnend fir Pirateriegebiete””. Dadurch befinden sich die po-
tentiellen Angriffsziele in kurzer Distanz von den Riickzugshafen der Seerduber®®. Solche
sicheren Hafen bildeten und bilden den Ausgangspunkt jeder Seerdauberoperation — ob
dies die Stutzpunkte der kilikischen Piraten an der Mittelmeerkiiste waren oder die Kis-
tenstatte der Barbareskenstaaten, die Piratennester auf Tortuga und Jamaika oder eben
die somalischen Hafenstdadte entlang der Kiiste. Die Nutzung fester Stlitz- und Riickzugs-
punkte war und ist typisch fiir Piraterie. Dariliber hinaus bewirkt natirlich das Vorhan-
densein aussichtsreicher und leichter Beute, dass sich gewisse Kistenregionen zu Pira-
tenzentren entwickeln. Bestimmend sind hierflr eine hohe Zahl vorbeifahrender Schiffe
und die Tatsache, dass diese schlecht auf eine Verteidigung vorbereitet sind®®.

Ein weiterer Faktor, der die Moglichkeit, der Piraterie nachzugehen ausmacht, ist, wie
sich ebenfalls aus der historischen Analyse ergibt und durch einen Blick auf die aktuelle
Situation bestatigt, das Fehlen fester und starker staatlicher Strukturen. Dies zeigt sich
auf verschiedenen Ebenen. Zum einen ist hier die gesetzliche Ebene zu nennen. Beglins-

286

tigend flr Piraterie wirkt etwa das Fehlen von entsprechenden Verbotsgesetzen®". Dies

gilt umso mehr auf Hoher See, weil diese nach wie vor als hoheits- und im Ergebnis damit

29 Murphy, Small Boats, Weak States, Dirty Money, S. 24.

81 vgl. EKI6f, Pirates in Paradise, S. 35 ff.

82 Treyes, EJIL 20 (2009), S. 399 (400).

8 Murphy, Contemporary Piracy and Maritime Terrorism, S. 14 f.

284 peterson in Ellen, Piracy at Sea, S. 41 (43).

285 Murphy, Contemporary Piracy and Maritime Terrorism, S. 19.

286 Trésoret, Seepiraterie, S. 115.
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auch als rechtsfreier Raum betrachtet werden muss?®’. Dieses Ergebnis entspringt aller-
dings einer Betrachtung der tatsachlichen Situation und entspricht nicht der formalen
Rechtslage. Danach ist die Hohe See ein internationaler Gemeinschaftsraum, der zwar
keiner staatlichen Gebietshoheit, wohl aber dem entsprechenden volkerrechtlichen Re-
gime, vor allem dem SRU, unterliegtm. Das Fehlen von Hoheitsgewalt erschwert aller-
dings, wie auch im Fall der somalischen Piraterie zu beobachten ist, die Durchsetzung des
jeweils geltenden Rechts. Daneben sind die verschiedenen auf nationaler Ebene existie-
renden Pirateriestraftatbestande sehr unterschiedlich ausgestaltet und sehen zum Teil

289

erheblich unterschiedliche Strafen vor™”. Vor diesem Hintergrund kann eine simple Risi-

koeinschatzung zu dem Ergebnis fliihren, dass sich Piraterie als lohnendes Geschaft er-

weisen wird?®

. Mit der gesetzlichen Ebene korrespondiert stets die exekutive Ebene.
Wenn schon keine tauglichen Gesetze gegen Piraterie existieren, kdnnen diese auch
nicht erfolgversprechend angewendet werden. Aber auch wenn es entsprechende Geset-
ze gibt, heillt das eben noch nicht, dass sie auch durchgesetzt werden. Wenn von staatli-
cher Seite nichts gegen Piraterie unternommen wird — gleichgiiltig, ob dies auf dem Un-
willen der Staatsmacht, wie etwa zur Bliitezeit der karibischen Piraterie beruht oder auf
dem schlichten Fehlen irgendeiner Gbergeordneten staatlichen Macht, wie etwa in Skan-
dinavien zur Wikingerzeit — fihrt dies zum Erbliihen piratischer Aktivitaten, weil auf diese
Weise sichere Riickzugsgebiete entstehen. Im heutigen Somalia verhalt es sich nicht an-
ders. Mangels einer funktionierenden Polizei missen die Seerdauber hier keine Strafver-
folgung furchten®®. Die angesprochenen Defizite auf gesetzlicher und exekutiver Ebene
treten besonders haufig und ausgepragt dann auf, wenn ein Staatswesen durch andau-
ernde innere oder dulRere Konflikte geschwacht bzw. destabilisiert ist. Dies gilt flir Soma-

292 Historische Beispiele fur einen

lia genauso wie etwa fiir den stidostasiatischen Raum
Zusammenhang zwischen Kriegen und dem Erstarken von Piraterie wurden bereits zahl-

reich genannt.

An zweiter Stelle ist als beglinstigender Faktor fiir Piraterie der innere Antrieb hierzu bei

den Betreffenden zu nennen. Auch dieser entsteht durch ein Zusammenspiel mehrerer

287 vgl. Clingan in Ellen, Piracy at Sea, S. 168 (171).
28 Hobe, Einflhrung in das Volkerrecht, S. 458.
8 Dahlvang in RIIL 4 (2006), S. 17 (39 ff.).

290 Murphy, Small Boats, Weak States, Dirty Money, S. 24.

21 ceska/Ashkenazi in APuZ 34-35/2009, S. 33 (37).

2 Eine knappe Ubersicht findet sich bei: Trésoret, Seepiraterie, S. 121.
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Griinde. Zundachst ist hier das Streben nach materieller Bereicherung zu nennen, das oft-

293 yerstarkt wird dieser Faktor insbesondere

mals in eigener Armut begriindet liegt
durch das Bewusstsein der eigenen Armut und Perspektivlosigkeit, etwa durch vermehr-
ten Kontakt zu reicheren Teilen des Landes oder der Welt. Dieser Faktor spielt immer
eine wesentliche Rolle, wenn sich Menschen der Kriminalitdt zuwenden. Diese Rolle ist
im Falle der Piraterie allerdings weniger stark ausgepragt, weil hierflir immer besondere
personliche Fahigkeiten hinsichtlich der Seefahrt vonnoten sind, weshalb sich nicht je-
dermann ohne weiteres der Piraterie zuwenden kann. Wo aber diese Fahigkeiten vor-
handen waren oder schnell erlernt wurden, war Piraterie schon immer eine beliebte Ein-

nahmequelle, wie sich z.B. bei den Vitalienbriidern oder den Bukanieren zeigte.

Neben diesen personlichen Bedingungen bilden auch immer kulturelle Gegebenheiten
den Antrieb zur Piraterie. Diese entspringen oftmals aus der Geschichte. Dort, wo Pirate-
rie auch heute noch vermehrt vorkommt, hat sie in aller Regel auch eine starke Traditi-

294
on

. Diese Tradition ist zwar in der Vorstellung der heutigen Bewohner der westlichen
Welt nicht immer so prasent, weil sie etwa aus europdischer Sicht vor allem vor dem Hin-
tergrund der Piratenzeitalter des Mittelalters und der Neuzeit verblasst, aber sie ist vor-
handen. So stellt es sich auch in Somalia dar. Hatte man auch bis vor wenigen Jahren
kaum etwas Uber somalische Piraterie gehort, so gibt es sie doch schon seit vielen Jahr-

295

zehnten®™. Wenn in einem Gebiet die Piraterie allgemein akzeptiert wird, erleichtert dies

das Geschaft der Piraten enorm. So erst entstehen breite Absatzmarkte fur erbeutete

2% Hinzu

Ware oder auch sichere Rickzugsgebiete und Verstecke fir entfiihrte Schiffe
kommt mitunter noch eine gewisse Verehrung der lokalen Bevolkerung fiir die Seerdu-
ber. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn wie in Somalia sich diese Seerduber als
Racher an den westlichen Ausbeutern darstellen, die der Bevolkerung den aus ihrer Sicht

gerechten Anteil am Wohlstand der westlichen Welt zukommen lassen®”’.

Spiegelbildlich zu diesen begiinstigenden Faktoren gibt es auch eine Reihe von Faktoren,
die bedeutsam sind, um die Piraterie einzuddmmen. Schlagwortartig lassen sich diese
zusammenfassen als Bekdampfung einerseits und Integration andererseits. Hierzu finden

sich ebenfalls zahlreiche historische Beispiele. Spiegelbildlich sind diese Umstande des-

23 Arnauld in AVR 47 (2009), S. 454 (478).

294 Murphy, Small Boats, Weak States, Dirty Money, S. 43.

> Murphy, Somalia: The New Barbary?, S. 11.

2% peterson in Ellen, Piracy at Sea, S. 41 (50, 57).

27 | ehr/Lehmann in Lehr, Violence at Sea, S. 1 (3).
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halb, weil es sich im Prinzip um GegenmalRnahmen handelt, die das Ausmal der begilins-
tigenden Faktoren zu verringern in der Lage sind. So ist eine entschlossene Bekampfung
und Verfolgung von Piraterie letztlich eine GegenmalRnahme gegen die beglinstigend
wirkenden exekutiven Defizite. Das wohl aktuellste Beispiel einer erfolgreichen Unter-
drickung von Piraterie durch entschlossenes Bekampfen derselben ist der siidostasiati-

298

sche Raum mit der StralRe von Malakka“®. Hier konnte die Piraterie durch ein entschlos-

senes Vorgehen der Anrainerstaaten nahezu ausgerottet werden®”.

Wie allerdings z.B. im Falle des Wikingertums gezeigt wurde, kann auch die Integration
von ehemaligen Piraten in einen starken Staat als verantwortungsbewusste Staatsblrger
dazu beitragen, dass Menschen dem Seerdaubertum abschwdéren. Gerade im Fall Somalias

stellt sich die Frage, ob die beste Losung fiir das Piratenproblem nicht wére, die Staat-

300

lichkeit Somalias wieder aufzubauen und zu unterstiitzen™". Auch diese Vorgehensweise

wadre spiegelbildlich zu den begilinstigenden Faktoren der Piraterie zu sehen, da u.a. eine
fragile Staatlichkeit bzw. das Fehlen staatlicher Strukturen und Autoritdten ein solch be-
glnstigender Faktor ist. Problematisch ist hierbei aber zweifellos, dass bereits mehrere
UN-Interventionen zur Stabilisierung Somalias gescheitert sind*®*. Seither scheint sich die

Staatengemeinschaft auf die Beobachtung der inneren Konflikte und Lebensmittelhilfe

302

fir die Bevolkerung zu beschranken™". Angesichts der somalischen Geschichte stellt sich

ohnehin die Frage, inwieweit ein Staatsaufbau hier Giberhaupt méglich ist. Einen funktio-

303

nierenden somalischen Gesamtstaat hat es noch nie gegeben™". Auch die diversen halb-

autonomen bzw. autonomen Regionen haben zum Teil kein Interesse, sich in einen Ge-

304

samtstaat zu integrieren” . Jedenfalls diirfte eine politische Lésung des Piraterieprob-

lems nicht zeitnah realisierbar sein.

8 Hierzu umfassend: EkI6f, Pirates in Paradise, S. 127 ff.

29 \Weidner, Piraterie, S. 259.

30 Geijse, Piraterie vor Somalia, S. 10 f.

1 Weidner, Piraterie, S. 150.

302 Geise, Piraterie vor Somalia, S. 3.

393 Hesse in JCAS 28 (2010), S. 247 (247 f.).

394 Klein, Moderne Piraterie, S. 43 f.
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Teil 2: Piraterie als rechtliches Phanomen

Waéhrend im vorherigen Abschnitt das Phdnomen der Piraterie in seiner Allgemeinheit im
Rahmen einer historischen Darstellung und Ubertragung der so gewonnenen Erkenntnis-
se auf die aktuelle somalische Piraterie beleuchtet wurde, soll nun im nachsten Schritt
der rechtliche Aspekt des Seerduberwesens in den Mittelpunkt geriickt werden. Hierbei
soll aufgezeigt werden, welche rechtlichen Vorstellungen und Mdéglichkeiten der Pirate-
riebekdampfung im Laufe der Geschichte eine Rolle spielten und wie sich daraus schliel3-
lich der derzeit giiltige Rechtsrahmen zur Bekdampfung von Seerduberei entwickelte. Die-

ses aktuelle Regelungsregime soll darauf folgend ndher analysiert werden.

Wahrend oben noch von der Geschichte der Piraterie gesprochen wurde, wurden dabei
doch verschiedenste Phanomene der Seefahrt vermengt. Dies klang insoweit schon an,
als verschiedentlich die Frage hervorgehoben wurde, ob die jeweiligen Akteure im Besitz
von Kaperbriefen waren oder nicht. Flr eine Betrachtung der Entwicklung des Rechtsbe-
griffs der Piraterie ist es nun unumganglich, dass dieser Begriff von anderen Rechtsbe-
griffen des Seerechts abgegrenzt wird. Erst nachdem dies geschehen ist, soll auf den ei-
gentlichen Pirateriebegriff im rechtlichen Sinne und dessen Entwicklung eingegangen

werden.

A. Abgrenzung zu anderen Aspekten des Seerechts

Der Seekrieg ist ebenso fest und beinahe ebenso lang mit der Seefahrt verbunden wie

die Seeriuberei®®

. Dabei haben sich im Laufe der Zeit verschiedenste Vorgehensweisen
herausgebildet, bei denen es darum ging, private Seeleute in die Kriegsfihrung einzubin-
den oder aus unterschiedlichen Motiven heraus Kriegsbeute zu machen. Diese Methoden
der Seekriegsfiihrung sind von der Piraterie im eigentlichen Sinne zu trennen und bediir-

fen daher ndherer Betrachtung.

I. Kaperei

Die Kaperei ist ein althergebrachtes Instrument des Seekriegs, das heutzutage allerdings
keine Anwendung mehr findet. Im Gegensatz zur Piraterie geht es bei der Kaperei darum,

private Seefahrer gleichsam als Ersatz oder Verstdrkung fir eine nicht vorhandene oder

3% Mordal, 25 Jahrhunderte Seekrieg, S. 7.
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306

nicht ausreichend starke Kriegsmarine einzusetzen™". Zu diesem Zweck wurden Kaper-

briefe ausgestellt, die den Inhaber ermachtigten, feindliche Schiffe oder auch Schiffe von
mit dem Feind verbilindeten Staaten anzugreifen und aufzubringen, schlicht: zu ka-

pern®”.

Die Kaperei war stets eher von Bedeutung im Bereich des Seehandelskriegs als im eigent-
lichen Seekrieg. Der Grund war, dass die Kaperfahrer es aus wirtschaftlichen und takti-

schen Griinden vorzogen, gegen Handelsschiffe vorzugehen anstatt in Kaimpfe mit gegne-

308

rischen Kriegsschiffen verwickelt zu werden™". Der Gewinn der Kaperfahrer war dabei

die Beute, die sie durch die Kaperung eines gegnerischen Schiffs machen konnten oder

309

zumindest eine Beteiligung daran™". Im Gegensatz zu einem Piraten handelte der Kaper-

fahrer also im staatlichen Auftrag. Die Praxis der Kaperei war volkergewohnheitsrechtlich

310

anerkannt™". Das Volkergewohnheitsrecht verlieh dem Kaperfahrer nicht nur eine Legi-

timation zur Erbeutung fremder Schiffe, sondern machte ihn auch zum Kriegsbeteiligten
mit der Folge, dass ihm der Kombattantenstatus zukam3®'!. Kombattanten sind, zusam-
menfassend gesagt, Menschen, die aufgrund staatlichen Auftrags bzw. staatlicher Unter-

stltzung volkerrechtlich befugt sind, fiir den jeweiligen Staat in einem bewaffneten Kon-

312

flikt Kampfhandlungen vorzunehmen®*. Wichtigste Rechtsfolge des Kombattantenstatus

ist, dass Kombattanten im Falle einer Gefangennahme durch den Gegner als Kriegsgefan-

313
d

gene zu behandeln sind”™". Die allgemeine Anerkennung der Kaperei in der friihen Neu-

zeit zeigt sich unter anderem an der Verrechtlichung ihrer Abldufe. So musste stets ein

Gericht die RechtmaRigkeit einer Kaperung liberpriifen, bevor die Beute zu Geld gemacht

314

und die Kaperfahrer ausbezahlt werden durften®". Aus einem Kaperfahrer konnte aller-

3% Wagner in HFR 2010, S. 31 (32).

37 Grewe, Epochen der Vélkerrechtsgeschichte, S. 354.

%8 Heintschel von Heinegg, Seekriegsrecht, S. 3665.

39 Wagner in HFR 2010, S. 31 (32).

310 stiel, Geschichte des Piraterierechts, S. 42.

31 Wagner in HFR 2010, S. 31 (32).

312 stadimeier in Reinisch, Osterreichisches Handbuch des Vélkerrechts, Rn. 2645 ff.; der volker-

gewohnheitsrechtlich entstandene Begriff des Kombattanten wurde erstmals in Art. 1 und
Art. 2 der Haager Landkriegsordnung von 1907 kodifiziert und ist heute in erweiterter Form in
Art. 4 des 3. Genfer Abkommens von 1949 und in Art. 43 des 1. Zusatzprotokolls zu den Genfer
Abkommen von 1977 enthalten.

313 Doehring, Volkerrecht, Rn. 588.

34 Witt in Forster/Jansen/Kronenbitter, Riickkehr der Condottieri?, S. 77 (82).
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dings ein Pirat werden, wenn er die Kaperei nach Ablauf oder Riicknahme des Kaper-

315 Ein Kaperbrief war grundsatzlich mit dem Ende des ihn rechtfertigen-

briefs fortsetzte
den Krieges ungUItig316. Die Kaperei wurde im Jahr 1856 mit der Pariser Seerechtsdekla-

ration allgemein flr unzuldssig erklart®"’.

Il. Seefreischarlerei

Das Phdanomen der Seefreischéarlerei bewegt sich in einem engen, aber doch bestimmba-
ren Zwischenraum zwischen Piraterie einerseits und der Kaperei andererseits. Ganz all-
gemein ist flr die Freischarlerei kennzeichnend, dass sie nicht von staatlicher Seite aus-
geht und auch nicht staatlich autorisiert werden kann, da es sich nicht um eine legitime

318 Freischirler sind Menschen,

Art der Kriegsfihrung, sondern um eine Straftat handelt
die, ohne Angehdérige einer Streitmacht zu sein, an Kampfhandlungen in Kriegen teilneh-
men. Diese genieBen dann grundsatzlich keinen Kombattantenstatus. Etwas anderes gilt
nur dann, wenn sie als sogenannte Freiwilligenverbande in die staatliche Streitmacht
inkorporiert sind®'. Seefreischirlerei bedeutet nun nichts anderes, als dass ein privates
Schiff auf See in Kampfhandlungen im Rahmen eines Krieges eingreift. Im Gegensatz zur
Kaperei und in Gemeinsamkeit mit der Piraterie ist die Seefreischarlerei ein krimineller
Akt*®. Gleichwohl sind Seefreischirler nicht ohne weiteres mit Piraten gleichzusetzen.
Den Unterschied bildet die Richtung der Feindseligkeiten. Wahrend Piraten grundsétzlich
jedes Schiff, egal welcher Flagge, angreifen, das ,fette Beute” verspricht321, fihlen sich
Seefreischarler einer Kriegspartei zugehorig und richten ihre feindseligen Handlungen
nur gegen feindliche Schiffe oder Schiffe solcher Staaten, die mit dem Feind verblindet

322
d

sind™“. Dieses Verhalten lasst sie wiederum in die Nahe von Kaperfahrern ricken.

> Da die Einstufung als (legaler) Kaperfahrer oder (illegaler) Pirat also nur von der Inhaberschaft

eines glltigen Kaperbriefs abhangig war, kann die Kaperei auch als ,legale Form der Piraterie”
bezeichnet werden (Witt in Forster/Jansen/Kronenbitter, Riuckkehr der Condottieri?, S. 77
(77).

316

Vgl. Grewe, Epochen der Volkerrechtsgeschichte, S. 361 f.
37" Heintschel von Heinegg, Seekriegsrecht, S. 3665.

318 Bothe in Graf Vitzthum/ProelR, Vélkerrecht, 8. Abschnitt Rn. 66.
319 Stein/Buttlar, Vdlkerrecht, Rn. 1249,

3% Wagner in HFR 2010, S. 31 (36).

321 schlikker, Die vélkerrechtliche Lehre von der Piraterie, S. 36.

322 vgl. Wagner in HFR 2010, S. 31 (36).
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[1l. Staatspiraterie

Unter Staatspiraterie ist ein von staatlicher Seite erlaubtes oder selbst betriebenes See-
raubgewerbe zu verstehen — wichtigstes Beispiel sind hierfir die Barbareskenstaaten®?.
Diese Tatsache zeigt allerdings auch, dass die Staatspiraterie nach dieser Definition seit

32 Dennoch sei

dem Niedergang der Barbareskenstaaten de facto nicht mehr vorkommt
sie hier erwdhnt, denn sie spielt im Folgenden insoweit eine Rolle, als klargestellt sein
muss, dass die mittlerweile einschldagigen volkerrechtlichen Bestimmungen gegen Pirate-
rie nicht auf staatliche oder staatlich autorisierte Akte, die der Piraterie gleichkommen,
anwendbar sind®*?. In diesem Zusammenhang sei noch auf eine alternative Definition von
Staatspiraterie hingewiesen. Teilweise wird der Tatbestand der Piraterie reduziert auf
jegliche gewalttdtige Auseinandersetzung auf See, die nicht durch das Seekriegsrecht
abgedeckt ist. Folgt man dieser Definition, so ist es moglich, militdrische Zwischenfalle
zwischen Kriegsschiffen verschiedener Nationen, die sich offiziell nicht im Krieg mitei-
nander befinden oder auch staatliche Ubergriffe auf private Schiffe als (Staats-)piraterie

aufzufassen>%.

IV. Prisenrecht

Unter Prisenrecht ist die Summe der geschriebenen oder ungeschriebenen voélkerrechtli-

chen Normen betreffend den Umgang mit gegnerischem oder neutralem Privateigentum

327

im Rahmen der Kriegsfiihrung auf See zu verstehen™". Das bedeutet, dass es sich hierbei

wieder um Akte staatlicher Schiffe oder vielmehr deren Besatzung handelt, wobei aller-

328

dings zu Zeiten der Kaperfahrer auch diese dem Prisenrecht unterfielen™". Ursprung des

Prisenrechts ist die These von Hugo Grotius, dass man im Krieg alle Sachen des Feindes

329

zerstoren oder rauben dirfe”. Dies traf zwar nicht auf neutrale Sachen zu, jedoch war

es zum Beispiel legitim, ein neutrales Schiff zu versenken, das feindliche Ladung trans-

32 Wagner in HFR 2010, S. 31 (37); vgl. auch Stiel, Geschichte des Piraterierechts, S. 7.

Vgl. zur Moglichkeit von modernen Fomen der Staatspiraterie: Murphy, Small Boats, Weak
States, Dirty Money, S. 54 ff.

32 Affeld in HuV-1 2000, S. 96 (96); dazu s.u. Teil 2, B., 1., 3., a), dd).

32 Murphy, Small Boats, Weak States, Dirty Money, S. 55 m.w.N.

327 colombos, Internationales Seerecht, § 929 (S. 689 f.).

328 Witt in Forster/Jansen/Kronenbitter, Riickkehr der Condottieri?, S. 77 (83 ff.).

329 Grotius, De Jure Belli Ac Pacis, Liber lII, Caput V, Sectio I, Grotius beruft sich wiederum unter

anderem auf Cicero und Tacitus.
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330 Bei MaRnahmen

portierte, sofern die Besatzung vorher in Sicherheit gebracht wurde
im Rahmen des Prisenrechts handelt es sich also im zweifachen Unterschied zur Piraterie
um rechtlich legitimierte und von staatlicher Seite begangene Handlungen der Zersto-
rung oder Wegnahme von Sachen. Wenn seine praktische Bedeutung mittlerweile auch
geschrumpft sein mag, so ist das Prisenrecht immer noch Bestandteil des Seekriegs, in
dessen Rahmen gegen feindliche Handelsschiffe vorgegangen werden darf. Mittlerweile

mussen aber prisengerichtliche Verfahren eingeleitet werden®!,

V. Maritimer Terrorismus

Maritimer Terrorismus ist letztendlich nichts anderes als Terrorismus auf See. Terroris-
mus lasst sich als politisch motivierte Gewalt revolutiondr gesinnter Minderheiten gegen
einen Staat oder ein System begreifen, wobei man noch zwischen (echtem) Terrorismus

332 Wichtigstes Ziel von Terroristen ist es meist, durch

und Guerilla unterscheiden kann
ihre Aktionen Angst und Unsicherheit innerhalb der Bevdlkerung zu verbreiten, um auf
diesem Wege den zu bekampfenden Staat oder das zu bekdmpfende System zu schwa-
chen®*®. Terroristische Aktionen auf See sind im Vergleich zu solchen an Land oder auch
in der Luft verhadltnismdRig selten. Sie kénnen beispielsweise in der Entfihrung eines

334, Derartige Handlun-

Passagierschiffs oder in Sprengstoffangriffen auf Schiffe bestehen
gen konnen den Tatbestand der Piraterie sowohl nach Vélkerrecht als auch nach nationa-
lem Recht erfiillen, wobei eine Einstufung als Piraterie allerdings oft daran scheitert, dass
terroristische Akte aus politischen Motiven heraus begangen werden, wahrend Piraterie

typischerweise von rein privater Motivation getragen ist®%.

Jingste Entwicklungen terroristischer Anschlage zeigen jedoch auch Gemeinsamkeiten
zwischen der Piraterie und dem sogenannten globalen Terrorismus. Dieser kennzeichnet
sich dadurch, dass weder Tater noch Opfer terroristischer Anschlage mehr eindeutig be-

stimmten Regionen oder Bevdlkerungsgruppen zugeordnet werden kénnen, noch sich

330 Heintschel von Heineg, Seekriegsrecht, S. 567.

331 Bothe in Graft Vitzthum/ProelR, Vélkerrecht, 8. Abschnitt Rn. 85.

332 Jesse in Heun/Honecker/Morlok/Wieland, Evangelisches Staatslexikon, S. 2450 (,Terroris-

mus“).

333 Murphy, Small Boats, Weak States, Dirty Money, S. 184 f.

3% Uberblick tiber bisherige Aktionen bei: Murphy, Contemporary Piracy and Maritime Terrorism,

S. 45 f.
3> Ghafur Hamid in TJICL 15 (2006/07), S. 155 (156 f.).
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die Anschldge gegen bestimmte Staaten oder Bevolkerungsgruppen richten, sondern

336

vielmehr gegen gesamte Ideologie- bzw. Wertegemeinschaften™". Durch diese globale

Dimension des Terrorismus werden Terroristen zuweilen, genau wie Piraten, als hostis

337

humani generis bezeichnet™’. Es bleibt aber dabei, dass politisch motivierte Anschlage

grundsatzlich nicht der persénlichen Bereicherung dienen und somit gerade keine priva-

ten Zwecke verfolgt werden, sondern ein dariiber hinaus gehender ,groBerer” oder ,ho-

k**. Die Einordnung mag im Einzelfall allerdings schwierig- und die Ubergin-

339

herer” Zwec
ge konnen flieBend sein™". Jedenfalls fallen die hier zu untersuchenden Aktivitaten der
Piraten vor der somalischen Kiiste nicht unter den Begriff des maritimen Terrorismus,

d**°. Ebenso wenig konnte bis jetzt eine regelrechte

weil sie nicht politisch motiviert sin
Zusammenarbeit oder gegenseitige Unterstitzung von somalischen Piraten und terroris-
tischen Vereinigungen in Somalia nachgewiesen werden, obwohl der eine oder andere

341 Tatsichlich versuchen die aufstin-

lose Kontakt zwischen den Gruppen bestehen mag
dische Gruppen Somalias gelegentlich sich einen Teil der Beute der Piraten zu sichern;
dies allerdings wiederum gewaltsam, sodass nicht von einem Kooperationsverhaltnis

ausgegangen werden kann>*2.

VI. Zwischenergebnis

Die Betrachtung dieser verschiedenen seerechtlichen Phanomene ermoglicht eine erste
Bestimmung des Begriffs der Piraterie. Es handelt sich um eine negative Begriffsbestim-
mung in Abgrenzung zu den beschriebenen Phanomenen des Seerechts. Danach kann
Piraterie zunichst einmal beschrieben werden als gewaltsamer Uberfall auf See, der ge-
gen ein Schiff gerichtet ist. Dies stellt allerdings eine Gemeinsamkeit mit den Ubrigen
beschriebenen Phdnomenen dar. In Abgrenzung zu diesen kann festgehalten werden,
dass Piraten zum einen den Zweck verfolgen, sich personlich zu bereichern. Insbesondere
verfolgen sie mit ihren Taten kein irgendwie geartetes ,hoheres” Ziel, d.h. ihre Taten

sind nicht politisch motiviert. Das unterscheidet Piraten von Terroristen einerseits und

336 Fournier, Einsatz, S. 46.

337 pathak in WRLSI 20 (2005), S. 65 (73).
338 Trésoret, Seepiraterie, S. 206.

39 Arnauld in AVR 47 (2009), S. 454 (463).

340 Vgl. maribus gGmbH, World Ocean Review, S. 174 ff.
1 Murphy, Somalia: The New Barbary?, S. 139 ff.

32 Neumann/Salomon in HuV-1 2011, S. 165 (167).
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von Seefreischarlern andererseits. Zum anderen ist die Piraterie nicht nur nicht politisch
motiviert, sondern auch nicht politisch legitimiert. Das bedeutet, dass Piraten weder im
staatlichen Auftrag handeln, was sie von Kaperfahrern abgrenzt, noch selbst staatliche
Akteure sein kénnen. Im letzten Fall wiirde es sich nicht um ,echte” Piraterie, sondern

um Staatspiraterie handeln.

B. Die rechtliche Behandlung der eigentlichen Piraterie

Nach dieser Abgrenzung stellt sich nun die Frage, wie die rechtliche Behandlung dessen,
was als eigentliche Piraterie oder Seeraduberei bezeichnet wird aussieht. Dazu sollen die
beiden in diesem Zusammenhang einschldgigen Ebenen der Rechtsordnung, namlich das
Volkerrecht und das nationale, in diesem Fall das deutsche, (Straf-)recht in den Blick ge-

nommen werden3*,

|. Das Volkerrecht

Auf volkerrechtlicher Ebene ist zunachst eine allgemeine Anerkennung des Problems der
Piraterie und dessen Achtung zu beobachten. Dies reicht, wie auch die Piraterie selbst,
bis in die Antike zurlick. Die Einordnung der Piraterie als Problem aller Volker kann schon
mit der Bezeichnung des Piraten als Feind der gesamten Menschheit (hostis humani ge-

344 Im Laufe der Jahrhunderte hat sich die all-

neris) durch Cicero nachgewiesen werden
gemeine Uberzeugung der Volker von der Verwerflichkeit der Piraterie als fester Be-
standteil des Volkergewohnheitsrechts manifestiert, wonach Piraterie nicht nur ggf. nach

nationalem Recht strafbar, sondern schon vélkerrechtswidrig ist>*.

1. Entwicklung im Volkerrecht

Will man untersuchen, wie sich diese Voélkerrechtswidrigkeit beziglich der Bekampfung
und Behandlung von Piraten ausgewirkt hat bzw. noch auswirkt, wird schnell klar, dass
hierfir die Unterscheidung zu den oben beschriebenen Phanomenen von gréRter Bedeu-
tung ist. Der entscheidende Unterschied ist, dass die eigentliche Piraterie im Gegensatz

zu den ihr verwandten Phdanomenen nicht im Zusammenhang mit der Kriegsfihrung zur

33 Auf europarechtlicher Ebene existieren keine die Piraterie direkt betreffenden Normen.

4 Cicero, De Officiis, Liber Tertius Abs. 107.

3% Schlikker, Die vélkerrechtliche Lehre von der Piraterie, S. 5 m.w.N.
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346 Aus diesem Umstand resultiert die Erkenntnis, dass der

See im weitesten Sinne steht
eigentlichen Piraterie nicht mit kriegerischen, sondern mit strafrechtlichen Mitteln zu
begegnen ist**’. Dies zu unterscheiden, bereitet aber aus historischer und auch aus heu-
tiger Perspektive mitunter Probleme. Immerhin werden gerade heutzutage Kriegsschiffe
mit der Jagd auf Piraten, insbesondere vor Somalia, beauftragt. Dies ist auch keine neue
Erscheinung, sondern wurde schon immer so praktiziert. Dementsprechend fanden und
finden sich in den Darstellungen des Piraterierechts auch immer wieder Stimmen, die die

Bekdmpfung der Piraterie dem Kriegsrecht unterstellen wollen®*,

Das bekannte Phanomen der Pirateriebekdmpfung mit militarischen Mitteln und die Be-
handlung von festgenommenen Piraten im Sinne des Kriegsrechts, dhnlich der von Frei-
scharlern, ist aber grofRtenteils eher auf praktische als auf rechtliche Gesichtspunkte zu-

riickzufiihren3*

. Zwar wurden noch zu Beginn des 20. Jahrhunderts Reste der kriegs-
rechtlichen Auffassung von Piraterie nachgewiesen35°. Alles in allem hatte sich zu diesem
Zeitpunkt die Lehre von der rein strafrechtlichen Behandlung der Piraterie allerdings

%! |n der Vélkerrechtslehre wurden zahlreiche Versuche unternom-

schon durchgesetzt
men, den Begriff in einem Tatbestand zu definieren®?. Zusammenfassend lasst sich die
Vorstellung von Piraterie im Volkergewohnheitsrecht als jedes ohne staatliche Ermachti-
gung, in rduberischer Absicht, auf die Ausfiihrung von Gewaltakten auf Hoher See gerich-

tete bewaffnete Unternehmen bezeichnen®>,

2. Frihere Kodifikationen

Es erscheint nur logisch, dass nach verschiedenen Versuchen zur Bestimmung und Defini-
tion dessen, was als Piraterie im Sinne des Volkerrechts gelten soll, verschiedene Unter-
nehmungen begannen, die Piraterie durch kodifiziertes Volkerrecht zu regeln. Die ersten

Versuche hierzu wurden im ausgehenden 19. Jahrhundert unternommen. Interessant ist

346

Wolfrum in Graf Vitzthum, Handbuch des Seerechts, Kapitel 4, Rn. 47.

347 Stiel, Geschichte des Piraterierechts, S. 14 f.

%8 vgl. zu entspsrechenden neueren Anséatzen: Neumann/Salomon in HuV-l 2011, S. 165 (165 ff.),

die selbst die Anwendung des Kriegsrechts auf die Pirateriebekampfung zu Recht ablehnen.

%9 Stiel, Der Tatbestand der Piraterie nach geltendem Volkerrecht, S. 42 ff.

30 stiel, Geschichte des Piraterierechts, S. 26 ff.

31 Schlikker, Die vélkerrechtliche Lehre von der Piraterie, S. 12 f.

32 Ubersicht bei: Schlikker, Die vélkerrechtliche Lehre von der Piraterie, S. 20 ff.

3 Wagner in HFR 2010, S. 31 (37).
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dabei, dass diese ersten Versuche auf private Initiativen zuriickgehen, was bei der Ge-

setzgebung normalerweise nicht vorkommt®*.

a) Der Matsuda-Entwurf

Die erste Initiative zur Kodifikation der rechtlichen Behandlung der Piraterie von offiziel-

ler Stelle ging 1924 vom Vélkerbund aus®>®

. Tatsachlich ging es dabei aber zunachst nicht
um Piraterie. Es wurde beschlossen, ein Expertenkomitee zusammenzustellen, das sich
der Aufgabe annehmen sollte, diejenigen Bereiche des Volkerrechts einer Regelung
durch kodifiziertes Recht zuzufiihren, fir die dies sinnvoll, wiinschenswert und erfolgver-
sprechend erschien®*®. Das Expertenkomitee wihlte selbst die Piraterie als eines seiner
Arbeitsgebiete aus und beauftragte zwei seiner Mitglieder als Unterkomitee mit der Be-
arbeitung. Diese legten mit dem sogenannten Matsuda-Entwurf, benannt nach dem ja-

panischen Mitglied des Unterkomitees, ein erstes Ergebnis vor®’.

Der Matsuda-Entwurf enthielt bereits einige wesentliche Merkmale der rechtlichen Be-
handlung der Piraterie, die noch heute Giiltigkeit haben. Dazu zahlen etwa die private
Motivation, die Beschrankgung auf die Hohe See und die verschiedenen Rechte von
Kriegsschiffen bei der Bekiampfung der Piraterie®*®. In der Folgezeit wurde jedoch ent-
schieden, das Thema Piraterie aus der Liste der zu kodifizierenden Probleme des Volker-
rechts zu streichen. Das Thema wurde als einerseits zu schwierig, andererseits zu un-
wichtig erachtet, und so wurde es auf der Kodifikationskonferenz des Volkerbundes im
Jahr 1930 nicht behandelt®**. Allerdings wurde durch den Matsuda-Entwurf eine Entwick-
lung in Gang gesetzt, die sich (ber mehrere Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts erstreckte
und an deren Ende die heutigen kodifizierten Regelungen zum Thema Piraterie stehen.
Insofern kann der Matsuda-Entwurf zu Recht als Quelle und Ausgangspunkt des moder-

nen Piraterierechts bezeichnet werden3®.

3% Geif/Petrig, Piracy, S. 37, Fn. 186.

35 Rubin, The Law of Piracy, S. 331.

3% Birnie in Ellen, Piracy at Sea, S. 131 (137).

Sattler, Die Piraterie im modernen Seerecht, S. 234 f.

8 Der Entwurf ist abgedruckt in: AJIL 26 (1932), S. 739 (873 ff.).
Stehr, Piraterie und Terror auf See, S. 18.

Einige Elemente der Pirateriedefinition des Matsuda-Entwurfs gehdren heute zu den charakte-
ristischen Merkmalen der Piraterie nach volkerrechtlichem Verstandnis (vgl. Birnie in Ellen, Pi-
racy at Sea, S. 131 (137)).
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b) Die Harvard-Draft-Convention

Den ndchsten Schritt in dieser Entwicklung leitete die Harvard Law School in den 30er
Jahren des 20. Jahrhunderts ein. Angesichts der vorhergegangenen Bemiihungen des
Volkerbundes wurde in Harvard beschlossen, selbst ein Expertengremium einzusetzen,
das aus anerkannten Wissenschaftlern, nicht nur von der Harvard Law School, bestehen

%1 Diesem Gremium sollte die Aufgabe zukommen, die Themenbereiche, die zuvor

sollte
vom Expertenkomitee des Voélkerbundes dem Versuch einer Kodifikation unterzogen
worden waren, erneut zu untersuchen und eigene Kodifikationsentwirfe zu erarbeiten.
Die Arbeit des Gremiums sollte dabei, da ja eine renommierte Universitat im Hintergrund
stand, einen wissenschaftlicheren Schwerpunkt haben als die Arbeit der Expertenkom-
mission des Volkerbundes, deren Arbeit mehr auf praktischen und politischen Gesichts-

32 Diese Umstinde hatten zur Folge, dass das Expertengremium neben

punkten fullte
dem Entwurf einer Kodifikation auch eine sorgfaltige Zusammenstellung der bestehen-
den nationalstaatlichen Piraterievorschriften und des aktuellen Stands der Ansichten zur

353 Die Ergebnisse der

Behandlung der Piraterie im Volkergewohnheitsrecht erarbeitete
Arbeit des Expertengremiums wurden 1932 vorgelegt und fanden viel Aufmerksamkeit in

wissenschaftlichen Kreisen®*,

Diese sogenannte Harvard-Draft-Convention wurde zwar selbst nie in verbindliches Vol-
kervertragsrecht umgesetzt. Allerdings stellt sie nichtsdestoweniger einen Meilenstein
auf dem Weg hin zu einer vélkerrechtlichen Kodifikation des Piraterierechts dar. Die Har-
vard-Draft-Convention wurde zur Grundlage der Arbeit der Volkerrechtskommission im

365

Bereich des Piraterierechts™. Die Harvard-Draft-Convention geht teilweise Uber die

3% Etwa indem sie in Art. 3 Piraterie nicht

Bestimmungen des Matsuda-Entwurfs hinaus
mehr auf die Hohe See beschrankt, sondern in jedem Gebiet, dass nicht der Herrschafts-
gewalt eines Staates unterliegt annimmt. Ebenso wird die Bekampfung von Piraten nicht
mehr auf Kriegsschiffe beschrankt, sondern in Art. 12 bestimmt, dass diese nur in staatli-
chem Auftrag erfolgen darf. In Art. 2 wird die universelle Jurisdiktion eines jeden Staates

Uber Piraten festgelegt.

%1 Geif/Petrig, Piracy, S. 38.

%2 Rpubin, The Law of Piracy, S. 335.

363 Murphy in Lehr, Violence at Sea, S. 155 (157).
%% Birnie in Ellen, Piracy at Sea, S. 131 (138).

365

Trésoret, Seepiraterie, S. 175.

3% Der Entwurf ist abgedruckt in: AJIL 26 (1932), S. 739 (739 ff.).



63

c) Der Entwurf der Volkerrechtskommission

Die Volkerrechtskommission wurde im Jahr 1947, also schon kurz nach Griindung der UN,
durch deren Generalversammlung ins Leben gerufen®’. Sie ist ein Neben- oder Hilfsor-

368
h

gan der Generalversammlung i.S.v. Art. 22 UNCh™", Die V6lkerrechtskommission bekam

die Aufgabe, das bestehende Volkerrecht weiterzuentwickeln und vor allem auch zu ko-

difizieren®®®

. Durch diese Arbeit soll sie die Generalversammlung bei der Erflllung der ihr
gem. Art. 13 Abs. 1 lit. a) UNCh zukommenden Aufgabe, die fortschreitende Entwicklung
des Volkerrechts und seine Kodifikation zu beglinstigen, unterstitzen®”°. Als einen ihrer
Themenschwerpunkte wéahlte die Volkerrechtskommission schon zu Beginn ihrer Arbeit

das internationale Seerecht®”!

. Allerdings wurde mit der Arbeit an einem Entwurf zur
zusammenhdngenden Kodifikation des internationalen Seerechts erst im Jahr 1954 be-
gonnen, nachdem die Volkerrechtskommission von der Generalversammlung der UN ex-

plizit mit der Erarbeitung eines solchen Entwurfs beauftragt worden war®’?.

Firr die Erarbeitung der Regeln zur Piraterie in diesem Entwurf zeichnete der Niederlan-
der Francois verantwortlich, der dem Entwurf bewusst die Harvard-Draft-Convention

373 |m Entwurf der Vélkerrechtskommission wird erstmals in Art. 38 die

zugrunde legte
Pflicht aller Staaten zur Zusamenarbeit bei der Bekampfung der Piraterie statuiert®””
Dort werden als mogliche Tatorte der Piraterie auRerdem nun sowohl die Hohe See, als
auch andere Orte, die keiner Hoheitsgewalt unterstehen genannt. In Art. 46 wird die Be-
fugnis zum Vorgehen gegen Piraten wieder allein Kriegsschiffen zugewiesen. Die Jurisidk-
tion Uber aufgegriffene Piraten wird von Art. 43 demjenigen Staat zugewiesen, dessen

Krafte die Piraten aufgegriffen haben.

367

Stein/Buttlar, Volkerrecht, Rn. 398.

%8 Hobe, Einflhrung in das Volkerrecht, S. 132.

%9 Stein/Buttlar, Volkerrecht, Rn. 396.

370 Simma/Wittich in Reinisch, Osterreichisches Handbuch des Vélkerrechts, Rn. 210.

31 Dubner, The Law of international Sea Piracy, S. 105.

32 sattler, Die Piraterie im modernen Seerecht, S. 341.
33 Rubin, The Law of Piracy, S. 349.

3% Der Entwurf ist abgedruckt in: YILC 1956 Vol. Il, S. 254 (256 ff.).
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d) Das Ubereinkommen {iber die Hohe See

Die Generalversammlung der UN beraumte zu Beginn des Jahres 1958 eine Konferenz in

Genf an, mit dem Ziel, die Arbeit der Volkerrechtskommission auf dem Gebiet des inter-

375

nationalen Seerechts in bindendes Voélkervertragsrecht umzusetzen””. Ahnlich wie im

Rahmen der vorangegangenen Kodifikationsentwirfe wurde auf der Konferenz dem
Thema Piraterie eine bestenfalls untergeordnete Bedeutung fiir das internationale See-
recht beigemessen. Piraterie galt nach wie vor als Phanomen aus der Vergangenheit, das

376

fur das internationale Seerecht des 20. Jahrhunderts keine Rolle spielt™”. Trotzdem oder

gerade wegen der geringen Bedeutung, die dem Thema beigemessen wurde, stand am
Ende der Konferenz aber die Ubernahme der Regeln zur Piraterie aus dem Entwurf der
Volkerrechtskommission, in (iberarbeiteter Fassung, in das von der Konferenz ausgear-

377 Dieses Ubereinkommen trat noch

378

beitete Ubereinkommen iiber die Hohe See (HSU)
im Jahr 1958 in Kraft und wurde seitdem von zahlreichen Staaten ratifiziert™’". Zwar wur-
de es mittlerweile zum Teil durch das SRU ersetzt. Sofern Staaten aber dem SRU nicht

beigetreten sind, wohl aber dem HSU, ist letzteres fiir diese weiterhin von Bedeutung379.

3. Das Seerechtsiibereinkommen

In der Folgezeit der Genfer Seerechtskonferenz hielt die UN weitere Konferenzen zum
internationalen Seerecht ab. Auf der dritten Konferenz hierzu wurde schlieRlich das Pro-
jekt einer umfassenden Kodifikation des internationalen Seerechts, und eben nicht nur
des Rechts betreffend die Hohe See, in Angriff genommen und mit der Verabschiedung
des SRU im Jahr 1982 vollendet®’. Dem SRU ist bis heute eine groBere Akzeptanz be-

schert als dem HSU. Dem SRU sind mittlerweile 160 Staaten beigetreten®®'.

Der Tatbestand der Piraterie ist in Art. 101 SRU geregelt. Dieser Vorschrift war die Be-

stimmung des Art. 15 HSU vorausgegangen, die sinn- und nahezu wortgleich war®,

37> Geif/Petrig, Piracy, S. 39.
36 Dubner, The Law of international Sea Piracy, S. 123.
*"7 BGBI. Teil 11 1979, S. 1091 ff.

378 Birnie in Ellen, Piracy at Sea, S. 131 (138).

379 Trésoret, Seepiraterie, S. 176, Fn. 744.

% Bijrnie in Ellen, Piracy at Sea, S. 131 (139).
L Geif/Petrig, Piracy, S. 41.

%2 Bijrnie in Ellen, Piracy at Sea, S. 131 (140).
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Hierbei handelt es sich jeweils um Kodifikationen eines volkergewohnheitsrechtlich ent-

383 Daher lassen sich unschwer die einzelnen Merkmale erkennen, die

standenen Begriffs
schon im vélkergewohnheitsrechtlichen Pirateriebegriff vorhanden waren. Vor allem sind
dies folgende Merkmale: der Tatort auf Hoher See, das gewalttatige Vorgehen der Pira-
ten, die Widerrechtlichkeit der Tat und die fehlende staatliche Autorisation®*. Nicht
durchsetzen konnten sich im Ergebnis die Vorstellungen von GewerbsméiBigkeit385 oder

Gewinnsucht als konstitutive Merkmale des Piraterietatbestands>%.

a) Der Tatbestand der Piraterie nach dem Seerechtsiibereinkommen

In Art. 101 SRU ist der Tatbestand der Seerduberei folgendermaRen definiert:

Seerauberei ist jede der folgenden Handlungen:

a) jede rechtswidrige Gewalttat oder Freiheitsberaubung oder jede Pliinderung,
welche die Besatzung oder die Fahrgaste eines privaten Schiffes oder Luftfahr-

zeugs zu privaten Zwecken begehen und die gerichtet ist:

i) auf Hoher See gegen ein anderes Schiff oder Luftfahrzeug oder gegen
Personen oder Vermogenswerte an Bord dieses Schiffes oder Luftfahr-

zeugs,

ii) an einem Ort, der keiner staatlichen Hoheitsgewalt untersteht, gegen

ein Schiff, ein Luftfahrzeug, Personen oder Vermogenswerte;

b) jede freiwillige Beteiligung am Einsatz eines Schiffes oder Luftfahrzeugs in
Kenntnis von Tatsachen, aus denen sich ergibt, dass es ein Seerduberschiff oder

-luftfahrzeug ist;

c) jede Anstiftung zu einer unter Buchstabe a) oder b) bezeichneten Handlung

oder jede absichtliche Erleichterung einer solchen Handlung.

Ausgehend von dieser Definition sollen nun die einzelnen Tatbestandmerkmale von

Art. 101 SRU naher dargestellt werden. Dabei soll noch auf einige Fragen eingegangen

383 Lagoni, in Ipsen/Schmidt-Jorzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (524); Fournier, Einsatz,

S. 33 bezeichnet den Pirateriebegriff des SRU als ,kleinsten gemeinsamen Nenner der ver-
schiedenen Ansichten, was vom vélkerrechtlichen Begriff der Piraterie umfasst sein soll”.

384 Schlikker, Die vélkerrechtliche Lehre von der Piraterie, S. 28, 32, 40 f.

38 Stiel, Der Tatbestand der Piraterie nach geltendem Volkerrecht, S. 77 f.

38 Schlikker, Die vélkerrechtliche Lehre von der Piraterie, S. 35.
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werden, die sich im Zusammenhang mit diesem Tatbestand stellen, in Art. 101 SRU aber

nicht explizit zum Ausdruck kommen.

aa) Tathandlung

Art. 101 lit. a) SRU nennt drei Tatalternativen, namlich Gewalttat, Freiheitsberaubung
und Plinderung. Zunéachst ist festzuhalten, dass der Begriff der Gewalttat sehr weit aus-
zulegen ist und daher von der einfachen Kérperverletzung bis hin zum Mord alle straf-
rechtlich relevanten Gewalthandlungen erfasst®’. Ebenso erfasst sind mit einem Ge-
waltmoment verknipfte Vermoégensdelikte, nicht aber einfache oder mit einem T&u-

schungsmoment verknipfte Vermt')gensdeliktea'88

. AuBerdem wird Uber den Begriff Ver-
mogenswerte in Art. 101 lit. a) sublit. i) SRU auch Gewalt gegen Sachen erfasst®®. Durch
die Formulierung jede in Art. 101 lit. a) SRU wird klargestellt, dass entgegen fritheren
Vorstellungen der Tatbestand der Piraterie auch schon bei der erstmaligen bzw. einmali-
gen Ausfiihrung einer Tat i.S.v. Art. 101 lit. a) SRU erfiillt ist und es insbesondere keines

gewerbsmaRigen Handelns bedarf®.

Teilweise wird angenommen, dass der Katalog der Tatalternativen in Art. 101 lit. a) SRU
nicht abschliefend sei, sondern es sich hierbei vielmehr um Regelbeispiele handele®**.
Dem ist aber nicht zuzustimmen. Richtig ist, dass die Beschreibung der Tathandlungen in
Art. 101 lit. a) SRU sehr weit gefasst ist>>2. Dementsprechend fillt es leicht, alle mégli-
chen Straftaten unter die drei Tatalternativen des Art. 101 lit. a) SRU zu subsumieren®®.
Das ist allerdings das Gegenteil der Aufstellung von Regelbeispielen. Regelbeispiele die-

nen bei einem Straftatbestand dazu, einen abstrakt gefassten Tatumstand ndher zu kon-

%7 Schmahl in ASR 136 (2011), S. 44 (53).

3% agoni in Ipsen/Schmidt-Jorzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (513).

389 Dahm/Delbriick/Wolfrum, Volkerrecht, § 119, Rn. Il.1.; Wolfrum in Graf Vitzthum, Handbuch
des Seerechts, Kapitel 4, S. 306; anders ohne jegliche Begriindung und daher nicht iberzeu-
gend: Trésoret, Seepiraterie, S. 177.

30 schmahl in ASR 136 (2011), S. 44 (45); Dahm/Delbriick/Wolfrum, Vélkerrecht, § 119, Rn. I1.1.

¥ Trésoret, Seepiraterie, S. 177; Lagoni, in lpsen/Schmidt-Jorzig, Recht — Staat — Gemeinwohl,

S. 501 (513); Fournier, Einsatz, S. 34.

392 Wolfrum in Graf Vitzthum, Handbuch des Seerechts, Kapitel 4, S. 307.

3% Das durfte vor allem der Tatsache geschuldet sein, dass das SRU nationalrechtliche Piraterie-

begriffe nicht verdrangen oder inkorporieren mochte (Nordquist, United Nations Convention
on the Law of the Sea 1982, Art. 101, Rn. 101.1; s.u. Teil 2, B, I1.).
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3% Im Falle von Art. 101 lit. a) SRU werden aller-

kretisieren, ohne abschliefend zu sein
dings nur drei abstrakt gefasste Tatumstdnde statuiert, welche konkretisiert werden
kénnen und sogar miissen. Hierzu gibt das SRU aber gerade keine Hilfestellungen in Form
von Beispielen. Daher handelt es sich bei den Tatalternativen in Art. 101 lit. a) SRU zwar
um ausfullungsbedirftige Rechtsbegriffe, die noch dazu sehr viel Raum zum Ausfillen
bieten. Gerade deswegen handelt es sich aber um eine abschlieBRende Aufzdahlung und

gerade nicht um Regelbeispiele.

bb) Tatort

Art. 101 SRU beschrankt die Orte, an denen eine Tat begangen werden kann, um tatbe-
standsmalig zu sein, auf die Hohe See und jeden Ort, der keiner staatlichen Hoheitsge-
walt untersteht. Von diesen beiden Orten ist auch schon in Art. 100 SRU die Rede. Genau
genommen stellen sich diese beiden Bestimmungen etwas widerspriichlich dar. Einer-
seits spricht Art. 100 SRU davon, dass alle Staaten bei der Bekdmpfung von Piraterie auf
Hoher See oder an anderen Orten ohne staatliche Hoheitsgewalt zusammenarbeiten sol-
len. Andererseits bestimmt Art. 101 SRU, dass Piraterie zwingend die Begehung auf Ho-
her See oder an einem Ort ohne staatliche Hoheitsgewalt voraussetzt. Eine Erwdhnung
dieser Umstinde in Art. 100 SRU ist also eigentlich iberfliissig, da es gem. Art. 101 SRU
Piraterie nur in bzw. an diesen beiden Orten geben kann. Hierin ist aber wohl nur die
Bekriftigung der Tatsache zu sehen, dass sich das SRU generell nicht auf staatliche Ho-
heitsgebiete bezieht und auch evtl. vorhandene nationalrechtliche Pirateriebegriffe nicht

in Frage stellen oder inkorporieren will**°.

(1.) Die Hohe See

Der Begriff der Hohen See ist in Art. 86 SRU negativ definiert als der Bereich des Meeres,
der nicht innerhalb der Eigengewdsser oder den besonderen Seegebieten eines Staates

Iiegt396

. Zur Abgrenzung missen also zundchst diese Bereiche definiert werden, wobei
sich meist entsprechende Bestimmungen im SRU finden. Die verschiedenen Zonen des
Meeres und anderer Gewadsser lassen sich in Gruppen einteilen. Den Ausgangspunkt fir

die Bestimmung der verschiedenen Gewadsserzonen bildet dabei in jedem Fall die soge-

3% vgl. umfassend Gossel in Weigend/Kiipper, Festschrift Hirsch, S. 183 (183 ff.).

39 Vgl. Nordquist, United Nations Convention on the Law of the Sea 1982, Art. 101 SRU, Rn.

101.8(d).

3% Stehr, Piraterie und Terror auf See, S. 25.
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nannte Basislinie. Hierbei handelt es sich gem. Art. 5 SRU um die Niedrigwasserlinie ent-
lang der Kiiste gemals den Eintrdagen in amtlichen Seekarten. Mit dem Begriff Niedrigwas-
serlinie ist der durchschnittliche Wasserstand bei Ebbe gemeint397. Fiir besondere geo-
graphische Gegebenheiten bietet Art. 7 SRU alternative Bestimmungen der Basislinie®®.
Das SRU gliedert das Meeresgebiet systematisch von der Basislinie ausgehend seewirts
und teilt es dabei in verschiedene Zonen ein, in denen den Kiistenstaaten, zusammenfas-
send gesagt, mit wachsender Entfernung vom Festland immer weniger (Hoheits-)rechte

zukommen3®°,

(a) Eigengewdisser

Die Eigengewadsser eines Staates zeichnen sich dadurch aus, dass sie vollumfanglich zum
staatlichen Hoheitsgebiet gehdren*®. Zu den Eigengewdssern eines Staates gehéren die
inneren Gewasser und das Kistenmeer. Diese Gewadsser werden, da sie den maritimen
Teil des Staatsgebiets ausmachen, zusammenfassend als maritimes Aquitorium bezeich-

net*®!,

(aa) Innere Gewdisser

Die inneren Gewadsser eines Staates befinden sich von der Basislinie aus gesehen in Rich-
tung des Festlands. Dies bestimmt Art. 8 SRU. Dementsprechend gehoren auch und vor
allem solche Gewasser hierzu, die sich im Inland befinden. Hierzu zdhlen etwa Seen, Ka-

402

nale und Flusse, aber auch Hafen™ . Umstritten, aber hier nicht relevant, ist insofern die

Frage der Abgrenzung der inneren Gewadsser von den Binnengewéssern403. In den von

37 Stein/Buttlar, Volkerrecht, Rn. 278.

3% Umfassend zum System der Basislinien: Graf Vitzthum in Graf Vitzthum, Handbuch des See-

rechts, Kapitel 2, Rn. 12 ff; vgl. auch: IGH, Urt. v. 18.12.1951, ICJ Reports 1951, S. 116 ff. (,,Fi-
scherei”).

399 Jenisch in NuR 2006, S. 79 (80).
400 Herdegen, Volkerrecht, § 31, Rn. 3.

401 Graf Vitzthum in Graf Vitzthum, Handbuch des Seerechts, Kapitel 2, Rn. 1.

402 Trésoret, Seepiraterie, S. 182.

403 Vgl. hierzu: Graf Vitzthum in Graf Vitzthum, Handbuch des Seerechts, Kapitel 2, Rn. 34 ff.
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Art. 7 SRU erfassten Konstellationen kdénnen zu den inneren Gewissern auch groRere

Flichen des Meeres gehéren®™.

(bb) Kiistenmeer

Mit dem Kilistenmeer beginnt der Bereich des Meeres, der sich seewdrts der Basislinie
befindet. Gem. Art. 2 Abs. 1 SRU gehdort dieser Bereich zum Hoheitsgebiet der jeweiligen
Kiistenstaaten. Gem. Art. 3 SRU ist jeder Staat befugt, einen Bereich von bis zu zwélf
Seemeilen® seewirts der Basislinie fiir sich als Kiistenmeer zu beanspruchen. Hierdurch
hat das SRU die maximal mégliche Breite des Kiistenmeeres erheblich erweitert, nach-
dem traditionell im Volkergewohnheitsrecht von einer Breite von nur drei Seemeilen
ausgegangen wurde, basierend auf der normalen Schussweite damals Ublicher Kano-

n*%. Die Hoheitsgewalt der Anrainerstaaten ist im Bereich des Kiistenmeeres insoweit

ne
eingeschrankt, als sie das Recht anderer auf friedliche Durchfahrt gemall den Bestim-

mungen der Art. 17 ff. SRU achten missen®”’.

(b) Anschlusszone

Auf das Kistenmeer folgt die Anschlusszone. Anders als im friiheren Volkerrecht gehort

408 Hierbei

die Anschlusszone nach dem SRU gerade nicht zum Bereich der Hohen See
handelt es sich um einen Bereich des Meeres, der gem. Art. 33 Abs. 2 SRU bis zu 24 See-
meilen ab der Basislinie betragen darf. Ausgehend von einer maximalen Ausdehnung des
Kistenmeeres kann die Anschlusszone also eine héchstmogliche Breite von zwolf See-
meilen seewdrts der Grenze des Kiistenmeeres haben. Die Anschlusszone und damit die
entsprechenden Rechte zu beanspruchen steht im Belieben der Anrainerstaaten und
langst nicht alle Staaten beanspruchen tatsachlich eine Anschlusszone®®. Art. 33 Abs. 1
SRU gibt den Anrainerstaaten das Recht, in ihrer Anschlusszone hoheitliche MaRnahmen
durchzufihren, um Versto6Re gegen ihre Zoll-, Finanz-, Einreise- oder Gesundheitsvor-

schriften zu verhindern bzw. derartige VerstoRRe, die im Staatsgebiet oder dem Kiisten-

% Herdegen, Vélkerrecht, § 31, Rn. 4.

%> Eine Seemeile entspricht 1,852 Km.

% Hobe, Einflhrung in das Volkerrecht, S. 83.
407 Proelf3 in Graf Vitzthum/ProelB, Vélkerrecht, 5. Abschnitt, Rn. 47.

408 Proelf3 in Graf Vitzthum/ProelR, Voélkerrecht, 5. Abschnitt, Rn. 52; Graf Vitzthum in Graf
Vitzthum, Handbuch des Seerechts, Kapitel 2, Rn. 186.

9% Stehr, Piraterie und Terror auf See, S. 26.
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meer begangen wurden, zu ahnden*™. Hierauf ist die Hoheitsgewalt der Anrainerstaaten

in der Anschlusszone jedoch beschrankt*'.

(c) Gewdsser mit Sondernutzungsrechten

Neben dem maritimen Aquitorium als Kategorie von Gewdsserzonen und der Anschluss-
zone als eigenem Gewassertyp existiert als weitere Kategorie diejenige der Gewadsser, in

denen den Anrainerstaaten bestimmte exklusive Rechte zukommen®'.

Neben diesen
Exklusivrechten steht den Anrainerstaaten in diesen Gewadssern aber die Ausiibung von
Hoheitsgewalt nicht zu; sie ist also auf die Falle beschrankt, in denen ein Zusammenhang

mit der Ausiibung der den Anrainerstaaten zustehenden Exklusivrechte besteht*'*.

(aa) AusschliefSliche Wirtschaftszone

Die Ausschliellliche Wirtschaftszone (AWZ) schlieRt sich an die Anschlusszone, oder wenn
eine solche nicht beansprucht wird, an das Kiistenmeer an. Gem. Art. 57 SRU darf die

414 Geht man von

AWZ eine maximale Breite von 200 Seemeilen ab der Basislinie haben
der maximalen Ausdehnung der ibrigen Gewdsserzonen aus, ergibt sich fur die AWZ also
eine hochstmogliche Breite von 176 Seemeilen seewarts der Grenze der Anschlusszone.
Die AWZ wurde durch das SRU erstmals vélkervertragsrechtlich verankert*™. Eine solche
Zone war jedoch auch schon vorher vélkergewohnheitsrechtlich anerkannt*®. Wie die
Bezeichnung nahelegt und Art. 56 Abs. 1 SRU bestimmt, haben die Kiistenstaaten in der
AWZ das exklusive Recht zur Erforschung, Ausbeutung und Bewirtschaftung des Wassers,
des Meeresbodens und des Erdreichs. Das schlieft auch das Recht zur Fischerei mit ein,

weshalb die volkergewohnheitsrechtlich anerkannte exklusive Fischereizone nunmehr in

10 Herdegen, Vélkerrecht, § 31, Rn. 6.; Fournier, Einsatz, S. 52

1 proelf in Graf Vitzthum/ProelR, Volkerrecht, 5. Abschnitt, Rn. 52.
2 Herdegen, Vélkerrecht, § 31, Rn. 6.

3 Schmahl in A8R 136 (2011), S 44 (56).

a4 Kneissler, Piratenterror, S. 159.

415 Proelf3 in Graf Vitzthum, Handbuch des Seerechts, Kapitel 3, Rn. 212 ff.

1 1GH, Urt. v. 12.10.1984, ICJ Reports 1984, S. 246 ff. (,,Golf von Maine”).



71

17 Hoheitliche Befugnisse kommen den Kiistenstaaten nur in-

soweit zu, als ein Zusammenhang zur Ausiibung der Exklusivrechte besteht*®.

der AWZ aufgegangen ist

(bb) Festlandsockel

Ein weiteres Meeresgebiet, in dem die Kistenstaaten besondere ausschlieRliche Rechte
haben, ist der Festlandsockel*®. Gem. Art. 76 Abs. 1 SRU ist damit die natirliche Verlin-
gerung der Landmasse gemeint, die unter Wasser bis zur duflersten Kante des Festland-
rands verlduft. Der Festlandrand markiert als Teil der kontinentalen Erdkruste den Uber-
gang vom Festland zu den Tiefseebecken, welche Teil der ozeanischen Erdkruste sind*?°.
In jedem Fall erstreckt sich der Festlandsockel gem. Art. 76 Abs. 1, 5, 6 SRU mindestens
200 und héchstens 350 Seemeilen ab der Basislinie®”*. Bei maximaler Ausdehnung der
anderen Meereszonen ergibt sich also ein Festlandsockel von hdchstens 150 Seemeilen
seewarts der Grenze der AWZ. Dementsprechend kann der Festlandsockel eines Kiisten-

staates aber auch komplett innerhalb seiner AWZ liegen.

Die vélkerrechtliche Stellung des Festlandsockels wird im SRU erstmals vélkervertrags-
rechtlich verankert, war aber schon vorher vélkergewohnheitsrechtlich anerkannt*??. Die
Anrainerstaaten haben hinsichtlich des Festlandsockels das ausschlieBliche Recht zu des-
sen Erforschung und zur Ausbeutung seiner natirlichen Ressourcen, was insbesondere
Bodenschitze betrifft*?®. Hoheitsbefugnisse diirfen nur insofern ausgeiibt werden, als ein
Zusammenhang mit der Ausliibung dieser Rechte besteht***. Anders als in der AWZ und
entsprechend der Definition des Festlandsockels betreffen die Exklusivrechte am Fest-

landsockel nur den Meeresboden und den Untergrund, aber nicht das Wasser dariiber*®>.

7 Herdegen, Volkerrecht, § 31, Rn. 7.

8 Trésoret, Seepiraterie, S. 185.

19 vgl. grundlegend zum Festlandsockel: IGH, Urt. v. 20.02.1969, ICJ Reports 1969, S. 3 ff. (,Nord-
seefestlandsockel”).

420 Lagoni in Graf Vitzthum, Handbuch des Seerechts, S. 168.

2L gneissler, Piratenterror, S. 159.

“2 Hobe, Einflihrung in das Volkerrecht, S. 464.

423 Kneissler, Piratenterror, S. 159.

a4 Proelf3 in Graf Vitzthum/ProelB, Vélkerrecht, 5. Abschnitt, Rn. 61.

4% Stehr, Piraterie und Terror auf See, S. 26.
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Die Kistenstaaten missen im Bereich des Festlandsockels, mit wenigen Ausnahmen, das

Recht anderer Staaten achten, dort Kabel und Rohrleitungen zu verlegen®?.

(d) Ergebnis der Uberlegungen zur Hohen See

Die ndhere Bestimmung der in Art. 86 SRU zur Abgrenzung von der Hohen See genannten
Meereszonen zeigt, dass es, anders als der Wortlaut des Art. 86 SRU zunichst nahelegen
mag, nicht im Belieben der einzelnen Staaten steht, ihr Territorium seewarts ihrer Kiiste
zu bestimmen®?. Dementsprechend stellt das SRU jedenfalls Anhaltspunkte fiir die Aus-
dehnung der Hohen See fest, die sich an den Ubrigen Gewasserzonen orientieren. Wenn
man also die héchstmogliche Ausdehnung aller Meereszonen, Uber die die Anrainerstaa-
ten wenigstens teilweise verfliigen kdnnen, zu Grunde legt, so beginnt die Hohe See 200
Seemeilen nach der Basislinie eines Staates und endet 200 Seemeilen vor der Basislinie
des nachsten Staates. Anders gewendet markiert den Anfang und das Ende der Hohen
See jeweils die Grenze zur AWZ eines Staates. Da das Wasser (iber dem Festlandsockel
von den Regelungen lber den Festlandsockel nicht berihrt wird, gehort es mit zur Hohen

See*?®,

Der Rechtsstatus der Hohen See wird im SRU nicht niher geregelt. Einzig die Grundsitze
der Freiheit der Hohen See und des Okkupationsverbots werden in Art. 87 bzw. Art. 89
SRU sanktioniert. Das Okkupationsverbot setzt das grundsitzliche Fehlen von staatlicher
Hoheitsgewalt Giber die Hohe See voraus. Beides bildet die Grundlage fiir den Grundsatz
der Freiheit der Hohen See®”. Die Freiheit der Hohen See beinhaltet nach Art. 87 Abs. 1
SRU, dass jeder Staat das Recht zum Durchfahren und Uberfliegen dieses Gebiets hat
sowie dort Kabel und Rohrleitungen zu verlegen, Anlagen zu errichten sowie Forschung

und Fischerei zu betreiben.

Es ist also gerade kein Staat berechtigt, MaBnahmen gegen andere Schiffe zu ergreifen,
jedenfalls sofern diese nicht der eigenen Staatsgewalt unterfallen®®*. Das beinhaltet
auch, dass die Hohe See gerade keiner Kontrolle im Sinne irgendeiner Polizeigewalt un-

terliegt. Einzelne Stimmen, die die Aufstellung einer internationalen Meerespolizei ge-

426 Lagoni in Graf Vitzthum, Handbuch des Seerechts, Kapitel 3, Rn. 136.

" Dahm/Delbriick/Wolfrum, Vélkerrecht, § 116, Rn. II. 1.

428 Proelf3 in Graf Vitzthum/ProelB, Vélkerrecht, 5. Abschnitt, Rn. 61.

29 Dahm/Delbriick/Wolfrum, Vélkerrecht, § 116, Rn. Ill. 3.

430 Wolfrum in Graf Vitzthum, Handbuch des Seerechts, Kapitel 4, Rn. 44.

4

N

N
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31 vor diesem Hintergrund erkliren sich

fordert hatten, konnten sich nicht durchsetzen
die Vorschriften der Art. 100 ff. SRU, die ein Vorgehen gegen Piraterie auf Hoher See erst

moglich machen.

(2.) Andere Orte ohne Hoheitsgewalt

Das SRU bestimmt, dass Seerduberei entweder auf Hoher See oder an anderen Orten, die
keiner Hoheitsgewalt unterliegen, stattfindet. Letzteres ist nicht von groRRer praktischer
Bedeutung und zudem auch nicht ganz leicht vorstellbar. In erster Linie sind mit dieser
Bezeichnung Inseln gemeint, die von keinem Staat beansprucht werden (sogenannte ter-

432 3 Ebenfalls als ein Ort, der

434

rae nullius)™*. Solche finden sich beispielsweise in der Arktis

keiner Hoheitsgewalt untersteht, gilt der unbeanspruchte Teil der Antarktis™". AuRerdem
zahlen hierzu Riffe, Sandbanke und dhnliche Formationen vor der Kiiste einer unbean-

spruchten Insel**>.

(3.) Weitere Orte im Anwendungsbereich von Art. 101 SRU

Entgegen dem eigentlich eindeutigen Wortlaut von Art. 101 SRU ist Piraterie in diesem
Sinne nicht nur auf Hoher See und an Orten ohne Hoheitsgewalt moglich, sondern es gibt
Ausnahmen. Die Kodifikation einer solche Ausnahme stellt Art. 58 Abs. 2 SRU dar. Die
Vorschrift erklart das Piraterieregime der Art. 100 ff. SRU in der AWZ fiir anwendbar,
obwohl diese keinesfalls zur Hohen See gehort*®. Art. 58 Abs. 2 SRU statuiert allerdings
auch, dass in Einzelfallen die Art. 100 ff. SRU nicht anwendbar sein sollen, ndmlich dann,
wenn dadurch die spezifischen Rechte eines Staates in der AWZ beeintrachtigt wir-

den437

1 Dahm/Delbriick/Wolfrum, Vélkerrecht, § 119, Rn. I.1.

432

Vgl. Nordquist, United Nations Convention on the Law of the Sea 1982, Art. 100 SRU,
Rn. 100.7(b).

3 Herdegen, Vélkerrecht, § 31, Rn. 1.

434

Lagoni in in Ipsen/Schmidt-Jorzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (514).
435 Nordquist, United Nations Convention on the Law of the Sea 1982, Art. 100 SRU, Rn. 100.7(b).

% vgl. zu abweichenden Interpretationen einzelner Staaten: Trésoret, Seepiraterie, S. 188.

7 Naher mit Beispielen: Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jortzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501

(515).
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Analog zu dieser Regelung wird teilweise die Anwendung der Art. 100 ff. SRU auch in der
Anschlusszone proklamiert, jedenfalls dann, wenn dadurch die Sonderrechte der Anrai-

nerstaaten nicht beriihrt werden*®

. Diese Ansicht ist indes nicht unwidersprochen439.
Auffallig ist, dass diese beiden kontraren Ansichten jeweils nicht ndher ausgefihrt, son-
dern ohne weiteres postuliert werden. Einziges Argument ist jeweils die wiederum nicht
ndaher begriindete, explizit oder implizit gedulRerte Behauptung, dass die Gewasser der

40 Es wurde

Anschlusszone zur Hohen See gehorten bzw. eben gerade nicht gehorten
bereits aufgezeigt, dass unter dem Regime des SRU die Anschlusszone keinesfalls zur Ho-
hen See zu zihlen ist**'. Dem bloRen Wortlaut des Art. 86 SRU nach kénnte man dies
zwar vermuten, da die Anschlusszone hier gerade nicht genannt wird. Allerdings teilt das
SRU die Meereszonen systematisch nach ihrer Entfernung von der Basislinie ein und gibt
den Anrainerstaaten immer weniger Rechte, je weiter eine Zone von der Basislinie ent-

42 Es widerspriche daher der Systematik des SRU, wenn man die Existenz zweier

fernt ist
Zonen der Hohen See anndhme, die durch die AWZ, die schon nach dem Wortlaut des
Art. 86 SRU nicht zur Hohen See zihlt, gleichsam geteilt wiren und in denen die Kiisten-

staaten ein unterschiedlich hohes Mal an Rechten hatten.

Dementsprechend lieRe sich allenfalls Gber eine analoge Anwendung der Vorschriften
der Art. 100 ff. SRU in der Anschlusszone nachdenken. Die Frage, ob Analogieschliisse im
Voélkerrecht tiberhaupt zuldssig sind, wird heutzutage wohl Gberwiegend bejaht**. Ab-
schliefend braucht sie hier nicht beantwortet zu werden, denn wenn man von der Zulas-
sigkeit der Analogie im Volkerrecht ausgeht, so miissten deren Voraussetzungen vorlie-
gen. Hierzu zahlt vor allem eine planwidrige Regelungsliicke, also das Fehlen einer Rege-
lung in einem Normenkomplex, deren Vorhandensein nach dem Gesamtplan des Nor-
menkomplexes zu erwarten ware***. Angesichts der Entstehungsgeschichte des SRU, ins-

besondere der Tatsachen, dass die Anschlusszone nach langen Diskussionen und in be-

38 Trésoret, Seepiraterie, S. 186; Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jortzig, Recht — Staat — Gemeinwohl,

S. 501 (514); Brittin in Ellen, Piracy at Sea, S. 159 (164).
9 Miinchau, Terrorismus auf See, S. 94; Mejia/Mukherjee in JIML 10 (2004), S. 316 (324).

0 Brittin in Ellen, Piracy at Sea, S. 159 (164) einerseits; Mejia/Mukherjee in JIML 10 (2004), S. 316
(324) andererseits.

1 5.0.Teil 2, B, 1., 3., a), bb), (1), (b).
2 5 0. Teil 2, B, 1., 3., a), bb), (1).

43 7Zusammenfassend: Bleckmann in AVR 17 (1977/78), S. 161 (161 ff.) auch mit Hinweisen auf
Gegenargumente.

44 | arenz/Canaris, Methodenlehre, S. 194 f.
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wusstem Gegensatz zum friheren Recht aus dem Bereich der Hohen See ausgenommen
wurde und, dass bewusst nur fliir den Bereich der AWZ die Vorschriften liber die Hohe
See fir anwendbar erklart wurden, lasst sich kaum von einer planwidrigen Regelungsli-
cke sprechen®®. Das bloRe Bedirfnis nach einer Anwendung der Art. 100 ff. SRU in der

Anschlusszone, das durchaus bestehen mag, vermag hier kein Recht zu schaffen.

Im Ergebnis muss also festgehalten werden, dass eine Anwendung der Art. 100 ff. SRU in
der Anschlusszone ausscheidet, weshalb es in ihr keine Piraterie nach dem SRU geben
kann. Der Anwendungsbereich der Piraterievorschriften des SRU beginnt Giber Art. 58

Abs. 2 SRU ab der Grenze der AWZ, also spitestens 24 Seemeilen seewirts der Basislinie.

cc) Tatobjekt und Tatsubjekt

Art. 101 SRU bestimmt die méglichen Objekte, gegen die sich ein Angriff richten muss,
um ein Akt der Piraterie zu sein. Die Vorschrift differenziert dabei in vielerlei Hinsicht
zwischen einem Angriff auf Hoher See (lit. a) sublit. i)) und einem Angriff an einem ande-
ren Ort ohne Hoheitsgewalt (lit. a) sublit. ii)). Hieran orientiert sich auch die folgende

Darstellung.

(1.) Angriff auf Hoher See

Gem. Art. 101 lit. a) sublit. i) SRU ist auf Hoher See ein Angriff dann als Piraterie einzustu-
fen, wenn er sich gegen ein anderes Schiff oder Luftfahrzeug®® bzw. die Besatzung eines
solchen richtet. Aus der Formulierung anderes Schiff ergibt sich zunachst einmal, dass
der Angriff selbst auch von einem Schiff aus erfolgen muss, mithin an einem Piratenlber-
fall also mindestens zwei Schiffe beteiligt sein mussen (sogenannte Two-Ship-Rule)*"’.
Der Begriff des Schiffs ist dabei weit zu verstehen. Eine volkerrechtliche Definition bietet
das SRU selbst nicht an, gingig ist jedoch die Definition als Wasserfahrzeug gleich wel-

448

chen Typs, das sich in maritimer Umgebung fortbewegt™. Daher gelten im Sinne des

Art. 101 lit. a) sublit. i) SRU auch Boote, Yachten und andere kleine Wasserfahrzeuge als

445

Nordquist, United Nations Convention on the Law of the Sea 1982, Art. 33, Rn. 33.3 ff., Art. 58
SRU, Rn. 58.2 ff.

*% Der Aspekt der Beteiligung von Luftfahrzeugen an piratischen Vorfillen soll hier auRer Acht
gelassen werden.
*7 Kontorovich in AJIL 103 (2009), S. 734 (737).

8 vgl. Walker in CAWILJ 33 (2003), S. 196 (218).
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Schiffe, obwohl diese umgangssprachlich nicht als solche bezeichnet werden®*. Ferner
bedeutet anderes Schiff in diesem Zusammenhang nicht fremdes Schiff im Sinne der
Staatszugehorigkeit. Daher ist der Tatbestand von Art. 101 lit. a) sublit. i) SRU auch er-
fullt, wenn das angreifende Schiff und das angegriffene Schiff unter der gleichen Flagge

fahren®?®,

In Bezug auf das angreifende Schiff stellt Art. 103 SRU kraft der dort bestimmten Defini-
tion fest, wann es sich bei einem Schiff um ein Seerduberschiff handelt. Das soll dann der
Fall sein, wenn ein Schiff von den Personen, unter deren tatsdchlicher Gewalt es steht,
dazu bestimmt ist, zur Begehung einer Handlung nach Art. 101 SRU benutzt zu werden
bzw. wenn es zu einer solchen Handlung benutzt wurde und sich noch immer unter der
Kontrolle der Personen befindet, die diese Handlung begangen haben. Auch ein von Pira-
ten angegriffenes und unter ihre Kontrolle gebrachtes Schiff ist ein Seerduberschiff i.S.v.
Art. 103 SRU*. Die Qualifikation als Seerduberschiff ist also nicht erst von der tatsachli-
chen Durchflihrung eines Piratenangriffs abhangig, sondern steht gewissermalien im Be-
lieben der Besatzung, die es durch die Bestimmung zu seerduberischen Handlungen
gleichsam zum Seeriuberschiff widmet**?. Die Befugnisse, die Art. 105 SRU zur Bekdmp-
fung von Seerduberschiffen einrdumt, greifen also genau genommen ab diesem ,Wid-

“453 Freilich wird sich ein solcher in der Praxis schwerlich nachweisen lassen.

mungsakt
Daher sind die Moglichkeiten praventiver Pirateriebekdampfung stark eingeschrankt. Wei-
terhin muss es sich bei dem angreifenden Schiff, im Gegensatz zum angegriffenen Schiff,
grundsatzlich um ein privates, d.h. nicht in irgendeiner Weise im Staatsdienst stehendes
Schiff handeln®™*. Eine Ausnahme besteht nur in den Féllen des Art. 102 SRU. Hierbei ist
aber Voraussetzung, dass sich die Besatzung dauerhaft von der Einbindung in die staatli-

chen Strukturen losgesagt hat*.

449

Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jortzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (515).
0 schmahl in AGR 136 (2011), S. 45 (54); Trésoret, Seepiraterie, S. 192.

1 Fournier, Einsatz, S. 38.

452 Trésoret, Seepiraterie, S. 193.

453 Anders ohne jegliche Begrindung: Dahm/Delbriick/Wolfrum, Volkerrecht, § 119, Rn. II.1.

54 Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jortzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (516).

455 Trésoret, Seepiraterie, S. 195.
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(2.) Angriff an einem anderen Ort ohne Hoheitsgewalt

Diese Umstande stellen sich fir die Falle, dass ein Piratenangriff an einem anderen Ort
ohne Hoheitsgewalt als der Hohen See erfolgt zum Teil anders dar. Zunachst erwahnt
Art. 101 lit. a) sublit. ii) SRU nichts von einem anderen Schiff. Daraus folgt jedenfalls, dass
in diesen Fallen nicht zwei Schiffe involviert sein missen*®. Dementsprechend kénnen in
solchen Fallen auch Taten an Bord eines Schiffs, z.B. die klassische Meuterei oder auch
die Schiffsentfihrung von Bord des zu entflihrenden Schiffs aus als Piraterie eingestuft
werden. Angesichts dieser Unterschiede wurde teils dafir pladiert, die Two-Ship-Rule
auch bei Vorgangen auf Hoher See nicht zur Anwendung kommen zu lassen. Da die Hohe
See auch ein Ort ohne Hoheitsgewalt sei, kénne man auch hier Art. 101 lit. a) sublit. ii)

%7 Dem ist aber entgegen zu halten, dass Art. 101 lit. a) sublit. ii) SRU

SRU anwenden
zwar tatsachlich nicht von einem anderen Ort ohne Hoheitsgewalt in Abgrenzung zur
Hohen See spricht. Allerdings ist die Vorschrift angesichts der Systematik des SRU und
der Entstehungsgeschichte der Norm zwingend in diese Richtung zu interpretieren®®. Es
kann sich bei der Hohen See also nicht um einen Ort nach Art 101 lit. a) sublit. ii) SRU

handeln, sodass diese Vorschrift dort nicht zur Anwendung gebracht werden kann.

Ein weiterer auffilliger Unterschied besteht darin, dass Art. 101 lit. a) sublit. ii) SRU nicht
vorschreibt, dass sich Personen oder Vermogenswerte, gegen die sich ein Angriff richtet,
an Bord eines Schiffs befinden miissen. Daraus folgt theoretisch, dass man nahezu jede
Straftat gegen Personen oder Vermogenswerte, die sich an einem Ort ohne Hoheitsge-
walt ereignet, als Piraterie einstufen misste. So ware es etwa auch Piraterie, wenn zwei
Schiffbrichige auf einer unbeanspruchten Insel gestrandet sind und einer dem anderen
gewaltsam z.B. Nahrungsmittel wegnimmt. Diese Konstellation ist sicher nahezu ohne
praktische Bedeutung. Dennoch stellt sich die Frage, ob es tatsdchlich die Absicht des
SRU ist, so etwas als Piraterie einzustufen. Diese Frage ist im Hinblick auf die Entste-

459

hungsgeschichte der Norm wohl eher zu verneinen™”. Die Materialien zum Entwurf der

Vélkerrechtskommission, der Wurzel des SRU, zeigen, dass hierbei sowohl auf Hoher See

456 Nordquist, United Nations Convention on the Law of the Sea 1982, Art. 101 SRU, Rn. 101.8(e).
*7 vgl. Luis Jesus in IJMCL 18 (2003), S. 363 (377).
458 Nordquist, United Nations Convention on the Law of the Sea 1982, Art. 101 SRU, Rn. 101.8(e).

9 Anders: Fournier, Einsatz, S. 55, die allerdings nur vom Wortlaut des Art. 101 lit. a) SRU aus-

geht.
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als auch an anderen Orten ohne Hoheitsgewalt nur an Straftaten gegen Personen und

Vermégenswerte, die sich an Bord eines Schiffs befinden, gedacht wurde*®.

dd) Tatausrichtung

Art. 101 lit. a) SRU bestimmt, dass eine Tat der Piraterie zu privaten Zwecken veriibt
werden muss. Hierbei handelt es sich um ein Merkmal des objektiven Tatbestands, des-
sen Vorliegen dementsprechend nach objektiven Kriterien zu beurteilen ist*®'. Das

kommt daher, dass Art. 101 SRU Gberhaupt keinen subjektiven Tatbestand hat*®?.

Fir die Frage nach dem Vorliegen von privaten Zwecken wird die oben vorgenommene
Abgrenzung der Piraterie von anderen Phdnomenen des Seerechts relevant. Die geschil-
derten Falle zeichnen sich namlich dadurch aus, dass sie hauptsachlich politisch motiviert
sind*®. Solche Taten dienen daher eben gerade nicht privaten Zwecken*®*. Die politische
Motivation kann dabei von unterschiedlichster Art sein und ist weit zu verstehen®®. Es
sind damit nicht nur die politisch motivierten Verbrechen gemeint, an die man vorder-
griindig denken kénnte und die etwa beim maritimen Terrorismus auch die zentrale Rolle

¢ Als politisch motiviert sollen hier aber auch die Taten verstanden werden, die

spielen
im Rahmen des Seekriegs vorkommen und die staatlich bzw. von einer quasi-staatlichen
Macht autorisiert sind*®’. Im Ergebnis kann man alle die Taten als privat motiviert be-
trachten, hinter denen kein ,groBerer” Zweck steht, d.h. den Tatern kommt es nur auf

die Tat an sich an. Diese kann der persdnlichen Bereicherung dienen, aber auch die bloRRe

0 vslkerrechtskommission in YBILC 1956 Vol. II, S. 13 (18 f.); S. 37 (64).
1 Miinchau, Terrorismus auf See, S. 97; Dahm/Delbriick/Wolfrum, Volkerrecht, § 119, Rn. II.1.
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Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jortzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (517).

3 |m Falle des maritimen Terrorismus kommen freilich auch religiése Motive in Betracht, diese
sind gleichwohl nicht privater Natur i.S.v. Art. 101 lit. a) SRU.
%4 Arnauld in AVR 47 (2009), S. 454 (462); Schmahl in ASR 136 (2011), S. 44 (57 f.).

8 Wiefelspiitz in UBWV 2009, S. 361 (361); Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jortzig, Recht — Staat — Ge-
meinwohl, S. 501 (518).

¢ Fischer-Lescano in NordOR 2009, S. 49 (50).

467 Wolfrum in Graf Vitzthum, Handbuch des Seerechts, Kapitel 4, Rn. 52 f.; Schmahl in A6R 136
(2011), S. 44 (57 f.).
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Ausiibung von Gewalt als Selbstzweck reicht aus, wie der insofern eindeutige Wortlaut
von Art. 101 lit. a) SRU belegt*®®.

ee) Rechtswidrigkeit

Der Wortlaut von Art. 101 lit. a) SRU enthilt das Wort rechtswidrig — hieraus ergeben
sich vor allem zwei Fragen: Zum einen, auf welche der Tatalternativen sich diese Rechts-
widrigkeit beziehen soll, zum anderen, welche Umstande die Rechtswidrigkeit entfallen
lassen kdnnten. Fest steht jedenfalls, dass das SRU keine eigenen Rechtfertigungsgriinde
fur piratische Akte enthalt, anders als dies noch in der Harvard-Draft-Convention der Fall

ar®®. In der Konsequenz wird der Begriff der Rechtswidrigkeit in Art. 101 lit. a) SRU zum
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w
Teil als bedeutungsloses Uberbleibsel angesehen™”. Will man dem Merkmal eine Bedeu-
tung beimessen, so gilt es allerdings zu bestimmen, ob sich das Erfordernis der Rechts-
widrigkeit nur auf die daneben stehende Tatalternative der Gewalttat bezieht oder auch
auf die Tatalternative der Freiheitsberaubung oder auf alle drei Tatalternativen bzw.

471 Der Wortlaut dirfte nahelegen, dass sich

auch auf ungeschriebene Tatalternativen
das Merkmal der Rechtswidrigkeit nur auf die ersten beiden Tatalternativen bezieht, also
die Gewalttat und die Freiheitsberaubung. Danach wird die Rechtswidrigkeit namlich
nicht wiederholt, sondern vielmehr jede (und eben nicht jede rechtswidrige) Pliinderung

als Tatalternative genannt.

Interessanter ist allerdings die Frage nach der Moglichkeit einer Rechtfertigung von Ak-
ten der Piraterie nach Art. 101 SRU. Diese Frage war auch schon im Zusammenhang mit
dem HSU umstritten?’2. Hier geht es hauptséchlich darum, ob mégliche Rechtfertigungs-
griinde dem Volkerrecht selbst entstammen miissen oder ob die Formulierung des
Art. 101 SRU als Verweisung auf Rechtfertigungsgriinde des nationalen Rechts verstan-

473

den werden kann®’". Die Problematik der letztgenannten Sichtweise liegt auf der Hand:

8 Auf den ersten Blick missverstandlich, im Ergebnis aber wohl wie hier: Arnauld, AVR 47 (2009),

S. 454 (462), der in einer Uberschrift von einer Beschriankung auf 6konomische Ziele spricht,
im betreffenden Absatz aber wieder allgemein von privaten Zielen ausgeht.

%9 Art. 3 der Harvard-Draft-Convention ldsst den Fall, dass jemand gutglaubig meint, einen An-

spruch auf die erbeuteten Wertgegenstande zu haben nicht unter den Pirateriebegriff fallen
(AJIL 26 (1932), S. 739 (743)).
% Nordquist, United Nations Convention on the Law of the Sea 1982, Art. 101 SRU, Rn. 101.8(c).
47 Vgl. Trésoret, Seepiraterie, S. 179.
2 Noyes in CWILJ 21 (1990/91), S. 105 (106 f.).

3 Menefee in ConnlIL, 6 (1990/91), S. 127 (142).
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Wenn Rechtfertigungsgriinde des nationalen Rechts mafigeblich sein sollen, wiirde sich
angesichts der zahlreichen verschiedenen nationalen Rechtsordnungen der Mitglieds-
staaten des SRU eine starke Divergenz dessen ergeben, was jeweils noch als Piraterie
zdhlen wirde bzw. was nach den jeweiligen nationalrechtlichen Rechtfertigungsgriinden

474

gerechtfertigt wire™". Diese Konsequenz entsprache nicht der Intention des SRU, einen

einheitlichen internationalen Pirateriebegriff zu schaffen®”>.

Auf der anderen Seite kann es aber auch keine volkerrechtlichen Rechtfertigungsgriinde
fir den Tatbestand der Piraterie geben®’®. Dies folgt schon daraus, dass Art. 101 SRU, wie
noch zu zeigen sein wird, kein volkerrechtlicher Straftatbestand ist, sondern die Pirate-
rieregelungen das SRU vielmehr die universelle Verfolgbarkeit der Piraterie statuieren
und hierfir Jurisdiktionsregeln aufstellen*’’. Das Merkmal der Rechtswidrigkeit in
Art. 101 SRU hat demnach nur eine sehr eingeschrinkte Bedeutung. Diese Bedeutung
kommt in den Fallen zum Tragen, in denen in der nationalen Rechtsordnung eines Staa-
tes ein Piraterietatbestand existiert, der sich durch eine dynamische Verweisung auf den
volkerrechtlichen Pirateriebegriff auszeichnet. In diesen Fallen, aber eben auch nur in
diesen Fillen, wird das Merkmal der Rechtswidrigkeit in Art. 101 SRU als ein Verweis auf

die Rechtfertigungsgriinde des nationalen Rechts zu verstehen sein*’®,

ff) Teilnahme und Versuch

Die Teilnahme an einem Akt der Seerduberei wird von Art. 101 SRU ebenso erfasst wie
dessen eigentliche Begehung. Dies wird klargestellt, indem Art. 101 SRU statuiert, dass
jede freiwillige Beteiligung am Einsatz eines SeerduberSchiffs, sowie jede Anstiftung oder
jede Erleichterung einer solchen Beteiligung oder eines Akts der Seerdauberei ebenso zu
Seerauberei erklart wird wie der Akt der Seerduberei selbst*’®. Vom Tatbestand der Pira-

terie nach Art. 101 SRU ist also jede Begehung eines oder jede Beteiligung an einem den

7% Menefee in ConnlIL, 6 (1990/91), S. 127 (142).

4> Trésoret, Seepiraterie, S. 181.

476 Teilweise findet sich die Ansicht, dass die staatliche Erlaubnis, also im Endeffekt ein Kaper-

brief, die Rechtswidrigkeit der Piraterie i.S.v. Art. 101 SRU trotz der Vélkerrechtswidrigkeit der
Kaperei entfallen lassen kénnte (Bartels-Leipold, Internationaler Gerichtshof fiir Piraterie,
S. 63). Allerdings liegt im Fall der Kaperei schon tatbestandlich keine Piraterie vor, sodass sich
die Frage der Rechtfertigung nicht stellt.

7 5 u. Teil 2, B., 1., 3., a), ee).

478 Trésoret, Seepiraterie, S. 181.

*% Wagner in HFR 2010, S. 31 (37).
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Merkmalen des Art. 101 SRU entsprechenden Aktes erfasst. Im Gegensatz zur eigentli-
chen Begehung erfordert die Beteiligung allerdings ein subjektives Element, namlich die
Kenntnis von Tatsachen, aus denen sich ergibt, dass ein Seerduberschiff vorliegt, oder die

Absicht in Bezug auf die Erleichterung einer seerduberischen Handlung48°.

Nicht vom Wortlaut des Art. 101 SRU erfasst ist der Versuch einer Tat nach Art. 101 lit. a)

SRU. Eine dementsprechende Regelung enthielt lediglich die Harvard-Draft-Convention,

481

sie wurde allerdings in keines der folgenden Regelwerke Gbernommen™". Dennoch be-

steht praktisch Einigkeit dariliber, dass auch der Versuch eines piratischen Akts bzw. einer

Beteiligung hieran unter den Tatbestand des Art. 101 SRU gefasst werden muss*?, |

m
Grunde genommen ergibt sich dies auch aus dem Wortlaut der SRU-Vorschriften selbst.
Das SRU kniipft an den Begriff des Seerduberschiffs an, dieses wird in Art. 103 S. 1 SRU
dahingehend definiert, dass schon die Bestimmung desselben zu seerdauberischen Taten
nach Art. 101 SRU ausreicht. Das muss erst recht gelten, wenn tatsichlich mit der Aus-
fihrung solcher Taten begonnen wurde, diese also in das Versuchsstadium gelangt

d*®. Da die Eingriffsbefugnisse des Art. 105 SRU nicht verlangen, dass ein seerduberi-

sin
scher Angriff bereits stattgefunden hat, ergibt sich zwingend, dass schon der Versuch,

484

einen seerduberischen Akt zu begehen, als Seerduberei zu bezeichnen ist™". Das muss

erst recht gelten, wenn ein seerduberischer Angriff nur deshalb nicht vollendet wurde,

8 Eine derartige Auslegung von Art. 103

weil er erfolgreich abgewehrt werden konnte
SRU wird auch von einer Zusammenschau mit Art. 101 lit. b), c) SRU gestiitzt, da es in-
konsequent wire, die Teilnahme an Handlungen nach Art. 101 lit. a) SRU von dessen Tat-

bestand erfassen zu lassen, nicht aber deren Versuch als Form der Taterschaft*®®.

b) Die Rechtsnatur der Piraterie nach dem Seerechtstibereinkommen

Die Analyse der Pirateriedefinition bzw. des Tatbestands der Piraterie gem. Art. 101 SRU

lasst zunachst die Frage offen, welchen Rechtscharakter diese Bestimmung hat. Unstrei-

480

Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jortzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (520).

8L Trésoret, Seepiraterie, S. 211, Fn. 928.

482

Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jortzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (520).

8 Dahm/Delbriick/Wolfrum, Vélkerrecht, § 119, Rn. I.1.

a84 Trésoret, Seepiraterie, S. 212.

485 Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jortzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (520).

486 Vgl. Trésoret, Seepiraterie, S. 212.
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tig ist dabei die oben bereits beschriebene Vélkerrechtswidrigkeit der Piraterie®’. Nicht
so eindeutig ist hingegen, wie sich diese in Bezug auf Art. 101 SRU auswirkt. Méglicher-
weise stellt diese Bestimmung einen origindaren voélkerrechtlichen Straftatbestand dar,
moglicherweise handelt es sich aber auch um eine bloBe Ermachtigungsnorm als eine Art
Einfallstor fiir die national(straf-)rechtliche Behandlung von Piraterie im Sinne eines vol-

kerrechtlichen Delikts.

aa) Die Kategorien volkerrechtlichen Fehlverhaltens

Wie soeben angedeutet ist es notig, zwischen volkerrechtlichen Straftatbestidnden und
volkerrechtlichen Delikten zu unterscheiden. Voélkerstrafrechtliche Normen sind solche
volkerrechtlichen Bestimmungen, die an ein bestimmtes Verhalten von Individuen be-
stimmte, typischerweise strafrechtliche, Rechtsfolgen kniipfen und unmittelbar anwend-

d*®8. Charakteristisch hierbei ist also die unmittelbare strafrechtliche Verantwort-

489

bar sin
lichkeit des Einzelnen nach dem Volkerrecht™". Diese hat zur Folge, dass ein Verstol$ ge-
gen die entsprechende volkerrechtliche Strafbestimmung von nationalen oder internati-
onalen Gerichten unter unmittelbarer Anwendung dieser vélkerrechtlichen Strafnorm
geahndet werden kann und muss, ohne dass es einer Transformation in nationales Recht

bedarf*®.

Der Grundstein fiir die Entwicklung des Volkerstrafrechts wurde nach dem Ende des Ers-
ten Weltkriegs im Friedensvertrag von Versailles gelegt. Hierin finden sich Bestimmungen
zur gerichtlichen Aburteilung von Kriegsverbrechern durch einen internationalen Ge-
richtshof, der allerdings in der dort vorgesehenen Form, also zur Aburteilung von Verbre-

1 Erst nach dem Ende des Zweiten

chen aus dem Ersten Weltkrieg, nie errichtet wurde
Weltkriegs wurde in den Kriegsverbrecherprozessen von Niirnberg und Tokio mit der
Umsetzung des Konzepts der volkerrechtlichen Verantwortlichkeit einzelner fir schwer-

wiegende VolkerrechtsverstoRe begonnen492

. Trotz der immer wieder gelibten Kritik an
diesen Verfahren hatte sich im Anschluss der Gedanke einer unmittelbaren strafrechtli-

chen Verantwortung Einzelner fir VerstoRe gegen bestimmte volkerrechtliche Normen

87 5.0.Teil 2, B., 1.

8 Ambos, Internationales Strafrecht, § 5, Rn. 1.

489 Ipsen in Ipsen, Volkerrecht, § 31, Rn. 1.

49 Werle, Volkerstrafrecht, Rn. 87.
91 Werle, Volkerstrafrecht, Rn. 6 ff.

492 Herdegen, Volkerrecht, § 61, Rn. 1; Miinchau, Terrorismus auf See, S. 152 ff.
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durchgesetzt. Zwischenzeitlich wurde die Volkerrechtskommission mit der Erstellung ei-

ner volkerstrafrechtlichen Kodifikation beauftragt, deren Entwurf im Jahr 1996 vorgelegt

wurde.*%3,

Als Weiterentwicklung der nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelten Idee der strafrecht-

lichen Wiirdigung bestimmter VerstoRe gegen das Volkerrecht konnen die Prozesse der

494

UN-Tribunale fiir das ehemalige Jugoslawien und fir Ruanda gesehen werden™". In der

Errichtung des Sondergerichtshofs fiir Sierra Leone im Jahr 2000 setzte sich das Prinzip

495
h

der strafrechtlichen Verfolgung von VolkerrechtsverstofRen erneut durch™. In einem

weiteren Schritt erfolgte die Errichtung eines Internationalen Strafgerichtshofs durch die

Verabschiedung des IStGH-Statuts auf der Staatenkonferenz von Rom im Jahr 1998,

Hierdurch wurde eine Institutionalisierung der internationalen Strafgerichtsbarkeit er-

497

reicht™’. Das Statut des IStGH weist diesem die Zustandigkeit flr vier Straftaten zu, nam-

lich Verbrechen gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen, Vélkermord und Aggressi-

on®®. Der Kodifikationsentwurf der Vélkerrechtskommission von 1996 fand dabei Ein-

gang in das Statut des IStGH, obwohl der Entwurf selbst nie in Kraft gesetzt wurde*®?. v

or
dem Hintergrund der allgemeinen strafrechtlichen Dogmatik muss eine Norm des Volker-
strafrechts neben dem eigentlichen Tatbestand auch die Rechtsfolgen benennen und
dabei dem Bestimmtheitsgrundsatz gen'ugen500

01 Aktuell gelten die Straftaten nach dem IStGH-Statut, man-

. Darliber hinaus muss das zugehorige
Verfahren festgelegt sein

gels anderer Ubereinkommen, als die einzigen vélkerrechtlichen Straftaten®®.

Das volkerrechtliche Delikt hat demgegeniiber eine andere Bedeutung. Zunidchst muss
darauf hingewiesen werden, dass der Begriff des volkerrechtlichen Delikts hier nicht, wie

in der Literatur zum Teil gebrduchlich, synonym fiir Fragen der Staatenverantwortlichkeit

93 volkerrechtskommission in YBILC 1996 Vol. II., S. 17 (17 ff.).

9 SR-Res. 827 (1993) bzgl. Jugoslawien; SR-Res. 955 (1994) bzgl. Ruanda; Vgl. umfassend: Hess,
Kriegsverbrechen, S. 123 ff.

95 schweisfurth, Vélkerrecht, 16. Kapitel, Rn. 20 f.
¢ BGBI. Teil I 2000, S. 1394 ff.

7 Ambos, Internationales Strafrecht, § 5, Rn. 2.

8 Herdegen, Vélkerrecht, § 61, Rn. 5.

49 Ambos, Internationales Strafrecht, § 6, Rn. 22.

0 stein/Buttlar, Vdlkerrecht, Rn. 1163.

1 Trésoret, Seepiraterie, S. 168 f.

92 stein/Buttlar, Vdlkerrecht, Rn. 1164,
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gebraucht werden soll®®. Es geht vielmehr, wie beim Vélkerstrafrecht, um die Verant-
wortlichkeit von Individuen fir volkerrechtwidrige Handlungen, die allerdings nicht die
Qualitit eines vélkerrechtlichen Verbrechens i.S.d. Vélkerstrafrechts haben®®. Diese
Ausgangssituation liegt zwar auch bei volkerrechtlichen Delikten i.S.d. Staatenverant-
wortlichkeit vor, da Staaten nur durch ihre Organe, also letztendlich durch einzelne Men-
schen, handeln kénnen. Gerade diese Organstellung unterscheidet aber die potenziellen
Tater eines volkerrechtlichen Delikts i.S.d. Staatenverantwortlichkeit von denen eines
volkerrechtlichen Delikts in dem Sinne, wie er hier verwendet werden soll. Rein private
Akte fallen ndmlich gerade nicht unter das Regime der Staatenverantwortlichkeit®®. Ein
volkerrechtliches Delikt im hier relevanten Sinne liegt vor, wenn eine Person gegen eine
Norm des Volkervertrags- oder -gewohnheitsrechts verstof3t, die den Schutz von fir die

Staatengemeinschaft besonders hochrangigen Rechtsgiitern zum Zweck hat>®.

Diese Merkmale treffen dem Grunde nach auch auf volkerrechtliche Verbrechen zu und

zum Teil findet in der Literatur auch keine klare Abgrenzung zwischen volkerrechtlichen

507

Delikten und volkerrechtlichen Verbrechen statt™’. Hinzu kommt, dass das volkerrechtli-

che Delikt in dem hier verwendeten Sinne auch haufig als international crime bezeichnet
wird®. Dieser Terminus macht eine Abgrenzung zum vélkerrechtlichen Verbrechen nicht
gerade leichter. Der entscheidende Unterschied ist jedoch, dass beim vdlkerrechtlichen
Delikt zwar der Tatbestand, nicht jedoch die Strafe, die zur Ahndung berufenen Stellen
und das anzuwendende Verfahrensrecht unmittelbar vélkerrechtlich festgelegt ist°®.
Stattdessen findet durch das Voélkerrecht nur eine Ermachtigung bzw. Verpflichtung aller
Staaten zur Ahndung des volkerrechtlichen Delikts nach ihrem jeweiligen nationalen

Straf- und Strafverfahrensrecht, das ggf. dem Tatbestand des volkerrechtlichen Delikts

%% vgl. Schlochauer in AVR 16 (1973-75), S. 239 (239 f.); Schréder in Graf Vitzthum/ProelB, Vélker-
recht, 7. Abschnitt, Rn. 5.

504

Vgl. Kavanagh in AuslIL) 1999, S. 127 (145), der auch andeutet, dass dieses Verstandnis des
volkerrechtlichen Delikts gewissermalRen eine Weiterentwicklung der Grundsatze der Staaten-
verantwortlichkeit ist. Zur Staatenverantwortlichkeit hat die Vélkerrechtskommission im Jahr
2001 den Entwurf eines Regelwerks vorgelegt (vgl. hierzu: Crawford, State Responsibility,
S. 45 ff.).

% Crawford, State Responsibility, S. 137.

06 Dahm/Delbriick/Wolfrum, Vélkerrecht, § 189, Rn. I.1.; Doehring, Volkerrecht, Rn. 836.

07 Vgl. Dahm/Delbriick/Wolfrum, Vélkerrecht, § 189, Rn. I.1.; Doehring, Volkerrecht, Rn. 836.
%8 Trésoret, Seepiraterie, S. 165; Doehring, Volkerrecht, Rn. 836.

99 stein/Buttlar, Vdlkerrecht, Rn. 1163.
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10 Dabei ist es charakteristisch fiir ein vélkerrechtliches

angepasst werden muss, statt
Delikt, dass es von jedem Staat, unabhangig von der Nationalitat der Tater oder Opfer

und unabhingig vom Begehungsort, verfolgt und geahndet werden kann>*.

bb) Einordnung der Piraterie

Nach dem oben Gesagten kann relativ leicht festgestellt werden, dass es sich bei der Pi-

12 Die Piraterie ist nicht

raterie nicht um ein volkerrechtliches Verbrechen handeln kann
eigens in Art. 5 IGStH-Statut genannt und ldsst sich auch nicht unter die dort genannten
Straftaten subsumieren. Mangels des notwendigen Vorliegens eines Krieges kann die

13 sje erfiillt auch nicht die Kriterien

Piraterie schon kein Kriegsverbrechen i.d.S. sein
eines Verbrechens gegen die Menschlichkeit und hat mit Aggression und Voélkermord
Uberhaupt nichts zu tun. Auch aus systematischen Griinden kann die Piraterie nicht als
volkerrechtliches Verbrechen kategorisiert werden. Art. 101 SRU legt lediglich fest, wann
Piraterie vorliegt und Art. 100 SRU statuiert deren Verbot. Jedoch finden sich im SRU kei-
ne Vorschriften, die einen Strafrahmen fiir Piraterie aufstellen oder ein internationales

Gericht zu deren Ahndung errichten®*.

>1> Die Normen, die

Vielmehr hat die Piraterie den Status eines vélkerrechtlichen Delikts
ihren Tatbestand und ihr Verbot statuieren, entstammen dem Voélkerrecht mit Art. 100,
101 SRU. Gleichzeitig wird aber durch Art. 105 SRU die Jurisdiktionskompetenz auf die
einzelnen Staaten Ubertragen, die dadurch Piraten nach ihrem nationalen Straf- und

1 Epenfalls dient das Verbot der Piraterie dem

Strafprozessrecht aburteilen kdnnen
Schutz internationaler Rechtsgiiter von hohem Wert fir die Staatengemeinschaft, nam-
lich die Sicherheit des friedlichen Seeverkehrs und des internationalen Handels>’. Tat-

sachlich ist die Piraterie aufgrund der Entwicklungsgeschichte das dlteste volkerrechtli-

510

Ipsen in Ipsen, Volkerrecht, § 31, Rn. 8.

511

Ipsen in Ipsen, Volkerrecht, § 31, Rn. 6 f.

12 1psen weist allerdings darauf hin, dass die Piraterie auch heute noch vielfach als klassisches

Beispiel eines volkerrechtlichen Straftatbestands bezeichnet wird, freilich schlief$t er sich die-
ser Auffassung zu Recht nicht an (/psen in Ipsen, Vélkerrecht, § 31, Rn. 10).

13 Trésoret, Seepiraterie, S. 169.

>4 Trésoret, Seepiraterie, S. 169.

15 50 auch: Doehring, Volkerrecht, Rn. 522.
> Schmahl in AGR 136 (2011), S. 44 (61).

> Barrios in BCICLR 28 (2005), S. 149 (149).
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che Delikt der Welt>*®. Gleichzeitig ist Piraterie auch aufgrund ihrer langen Geschichte
das einzige volkerrechtliche Delikt, das schon aufgrund von Vélkergewohnheitsrecht all-
gemein, d.h. von jedem Staat Uberall auf der Welt, verfolgt und geahndet werden

kann>®,

Il. Das nationale Recht

Im deutschen Strafrecht spielt die Piraterie ebenfalls eine, wenn auch eher untergeord-
nete, Rolle. Bis zum Ende der 60er Jahre des 20. Jahrhunderts kannte das deutsche StGB
noch den Seeraub als Unterfall des schweren Raubs nach § 250 Abs. 1 Nr. 3 StGB a.F. Da-
nach wurde ein auf offener See oder einer Wasserstralle veriibter ,,gewdhnlicher” Raub
als schwerer Raub bestraft. Dabei war der Begriff der offenen See dem Vélkerrecht zu

20 panach ist die offene See niemals Inland. Da der Seeraub nicht zu den

entnehmen
international verfolgbaren Delikten im Sinne des internationalen Strafrechts zidhlte, hatte
§ 250 Abs. 1 Nr. 3 a.F. auf die regelrechte Piraterie nur dann Anwendung gefunden, falls
diese von deutschen Staatsangehorigen oder deutschen Schiffen oder gegen solche ver-
bt worden wire®?!. Diese Strafbestimmung innerhalb des § 250 StGB fiel jedoch Anfang

der 70er Jahre weg.

Stattdessen wurde eine neue Vorschrift in das StGB aufgenommen. In § 316c StGB a.F.
wurde die Luftpiraterie unter Strafe gestellt, was aus aktuellen Anldssen der Zeit, nam-

lich dem verstarkten Vorkommen von Flugzeugentfihrungen, geschah und auf mehrere

522

internationale Konferenzen zurilickzufihren war’“. Ende der 80er Jahre kam es zu inter-

nationalen Ubereinkommen (iber die Sicherheit des Seeverkehrs. Aufgrund der ver-
gleichbaren Interessenlage wurde im Jahr 1990 die Vorschrift des § 316c StGB gedndert

und erfasst seither auch Angriffe auf Schiffe>%.

8 5.0. Teil 2, B., I.; vgl. auch: Barrios in BCICLR 28 (2005), S. 149 (149).

1 Wiefelspiitz, NZWehrr 2009, S. 133 (134).

>20 Binding, Lehrbuch des gemeinen deutschen Strafrechts, S. 315.

>z Binding, Lehrbuch des gemeinen deutschen Strafrechts, S. 314.
22 Wieck-Noodt in Joecks/Miebach, Miinchener Kommentar, § 316 ¢ StGB, Rn. 5 f.

>23 Vgl. Zieschang in Kindhduser/Neumann/Paeffgen, StGB, § 316 ¢, Rn. 1.
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Die Vorschrift lautet:

(1) Mit Freiheitsstrafe nicht unter flnf Jahren wird bestraft, wer

1. Gewalt anwendet oder die EntschlulRfreiheit einer Person angreift oder sonsti-

ge Machenschaften vornimmt, um dadurch die Herrschaft Gber

a) ein im zivilen Luftverkehr eingesetztes und im Flug befindliches Luftfahrzeug

oder
b) ein im zivilen Seeverkehr eingesetztes Schiff
zu erlangen oder auf dessen Fiihrung einzuwirken, oder

2. um ein solches Luftfahrzeug oder Schiff oder dessen an Bord befindliche La-
dung zu zerstéren oder zu beschadigen, SchuRwaffen gebraucht oder es unter-

nimmt, eine Explosion oder einen Brand herbeizufiihren.

Einem im Flug befindlichen Luftfahrzeug steht ein Luftfahrzeug gleich, das von
Mitgliedern der Besatzung oder von Fluggdsten bereits betreten ist oder dessen
Beladung bereits begonnen hat oder das von Mitgliedern der Besatzung oder von
Fluggasten noch nicht planmaRig verlassen ist oder dessen planmaRige Entladung

noch nicht abgeschlossen ist.

(2) In minder schweren Fallen ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu

zehn Jahren.

(3) Verursacht der Tater durch die Tat wenigstens leichtfertig den Tod eines an-
deren Menschen, so ist die Strafe lebenslange Freiheitsstrafe oder Freiheitsstrafe

nicht unter zehn Jahren.

(4) Wer zur Vorbereitung einer Straftat nach Absatz 1 SchuRwaffen, Sprengstoffe
oder sonst zur Herbeifilhrung einer Explosion oder eines Brandes bestimmte
Stoffe oder Vorrichtungen herstellt, sich oder einem anderen verschafft, ver-
wahrt oder einem anderen Uberlallt, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten

bis zu funf Jahren bestraft.

Nach § 6 Nr. 3 StGB unterféllt der Angriff auf den Luft- und Seeverkehr nach § 316c StGB
unabhangig vom Ort seiner Begehung dem deutschen Strafrecht. Hiervon ist also auch

die Piraterie auf Hoher See erfasst®**.

> Bgse in Kindhduser/Neumann/Paeffgen, StGB, § 6, Rn. 11.
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Im Ubrigen werden bei einem Piratenangriff in der Regel von den Tatern zahlreiche wei-
tere Straftatbestdande verwirklicht. Zu denken ist unter anderem an Koérperverletzung
(§§ 223 ff. StGB), Totschlag (§ 212 StGB) und Mord (§ 211 StGB) sowie an Raub (§§ 249 ff.
StGB), rauberische Erpressung (§ 255 StGB) und erpresserischen Menschenraub (§ 239a
StGB)525. Alle diese Straftaten unterfallen allerdings nicht dem Weltrechtsprinzip des § 6
StGB, sodass hier stets ein Anknupfungspunkt an das deutsche Strafrecht gem. §§ 4 oder

7 StGB bestehen muss®®.

[Il. Zwischenergebnis

Zusammenfassend sei noch einmal festgestellt, dass sich einschldgige rechtliche Bestim-
mungen hinsichtlich der Piraterie sowohl im Volkerrecht als auch im nationalen Recht
finden lassen. Das Volkerrecht bildet jedoch, jedenfalls aus deutscher Sicht, die maRgeb-
liche Rechtsquelle. Dies liegt in der langen Geschichte der Piraterie begrindet. Aus-
gangspunkt ist die allgemeine Achtung der Piraterie durch die gesamte Weltgemein-
schaft, die als bestimmendes Prinzip den Ursprung des heutigen vélkerrechtlichen Pirate-
rierechts bildet. Weiterentwickelt hat sich die rechtliche Einordnung der Piraterie und
deren Bekdampfung seither insbesondere durch die Einstufung der Piraterie als privates
Delikt, welches dementsprechend nicht dem Kriegsrecht untersteht. Diese Einordung ist
der zentrale Ausgangspunkt fir die langjahrige Kodifikationsgeschichte des volkerrechtli-
chen Piraterierechts. Den Abschluss dieses Prozesses bilden das HSU und das SRU, die
jeweils einen im Wesentlichen gleich definierten Tatbestand der Piraterie enthalten und,
jedenfalls zusammengenommen, die einschlagige Rechtsgrundlage fiir nahezu die gesam-

te Weltgemeinschaft bezliglich der Piraterie und deren Bekdampfung bilden.

Der Weg in die nationalen Rechtsordnungen wird durch den Charakter der Piraterie in
der Volkerrechtsordnung geebnet. Danach stellt sich die Piraterie als volkerrechtliches
Delikt dar, das zwar von jedem Staat geahndet werden kann, aber eben nach dessen je-
weiligem nationalem Recht. Hierfiir bedarf es nicht zwingend eines eigenen Piraterietat-
bestands im nationalen Recht, sondern es kann auch auf die ,normalen” Tatbestande fir

Gewaltdelikte zurickgegriffen werden. Das deutsche Recht hat zwar mit § 316¢c StGB

% Vgl. Trésoret, Seepiraterie, S. 600 ff.; Zieschang in Kindhduser/Neumann/Paeffgen, StGB,
§ 316c, Rn. 38.

>2%6 Wessels/Beulke/Satzger, Strafrecht Allgemeiner Teil, Rn. 62 f.
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guasi einen eigenen Piraterietatbestand, jedoch schlielt dieser die Anwendung der Gbri-

gen, mitunter mit schwererer Strafe bedrohten, Tatbestidnde nicht aus.
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Teil 3: Piraterie als zu bekampfendes Phdanomen

Im Fokus der vorliegenden Untersuchung steht die EU-Operation Atalanta. Diese hat,
zusammenfassend gesagt, den Auftrag, die Piraterie vor der Kiiste Somalias einzudam-
men und zu bekdampfen. Ausgehend von dieser Feststellung stellen sich zunachst vor al-
lem zwei Fragen aus rechtlicher Sicht. Erstens gilt es, die fiir diesen Auftrag einschlagigen
Rechtsgrundlagen zu finden. Im Rahmen der Operation kann es zu einem mitunter ge-
waltsamen Vorgehen von Marineeinheiten gegen Privatpersonen, die im Normalfall nicht
Blirger der an der Operation beteiligten Staaten sind, weit von den Heimatgewassern der
besagten Marineeinheiten entfernt kommen. Dass es hierfiir besonderer Rechtsgrundla-
gen bedarf, liegt auf der Hand. Zweitens muss, ausgehend von den jeweiligen Rechts-
grundlagen, dargestellt werden, wer genau die MaRBnahmen der Pirateriebekampfung
durchfihren darf und wie. Dazu soll zundchst geklart werden, ob es neben der Operation
Atalanta noch weitere, ahnlich gelagerte, Operationen gibt bzw. gab und wer mit diesen
befasst ist bzw. war. Anschliefend soll die Ausgestaltung dieser Operationen naher be-
leuchtet werden, wobei der Fokus allerdings deutlich auf der Operation Atalanta liegen

soll.

A. Die rechtlichen Grundlagen der Pirateriebekdampfung

Bei der Suche nach einschldagigen Rechtsgrundlagen fir eine Militaroperation zur Be-
kampfung der Piraterie sollen die zuvor gefundenen Ergebnisse hinsichtlich der Behand-
lung von Piraterie in den verschiedenen Rechtsregimen zum Ausgangspunkt genommen
werden. Vorangestellt sollen dabei diejenigen Mdéglichkeiten zur Bekampfung der Pirate-
rie in den Blick genommen werden, die sich aus dem Voélkerrecht ergeben. Hier haben die
vorangegangenen Untersuchungen ergeben, dass das Piraterieregime des SRU das heut-
zutage bedeutsamste Regelwerk in Bezug auf Piraterie ist. Daneben kommen noch weite-
re volkerrechtliche Rechtsgrundlagen in Betracht, die ebenfalls in den Blick zu nehmen
sind. Auf weitere Rechtsgrundlagen, die sich nicht aus dem Vdlker-, sondern aus dem
Europa- bzw. dem nationalen Recht ergeben, soll dann weiter unten im Rahmen der Be-
trachtung der konkreten Ausgestaltung der Militdroperation Atalanta eingegangen wer-

den.

|. Das Seerechtsiibereinkommen

Im zweiten Teil lag der Fokus in erster Linie auf der Frage, wie sich die einzelnen Rechts-

ordnungen lberhaupt zur Piraterie verhalten insbesondere, ob Piraterie als rechtlicher
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Tatbestand in den verschiedenen Rechtsordnungen vorkommt oder nicht und was jeweils
als Piraterie im Sinne der Rechtsordnung verstanden wird. Wie bereits angedeutet, soll
nun aber die Bekampfung von Piraterie in den Blick genommen werden. Dafiir ist weni-
ger der Tatbestand der Piraterie nach dem SRU interessant. Dargestellt werden sollen
vielmehr die Bestimmungen des SRU, die sich konkret mit der Pirateriebekdmpfung be-
fassen. Von besonderem Interesse ist hierbei, welche Mdglichkeiten der Bekampfung

eroffnet und wem diese eingerdaumt werden.

1. Der Regelungsgehalt von Art. 100 SRU

Ausgangspunkt der piraterierechtlichen Regelungen des SRU ist dessen Art. 100. Danach
arbeiten alle Staaten bei der Bekéimpfung527 der Seerduberei in groRtmoglichem Malde
zusammen>?%. Diese Formulierung statuiert grundsatzlich eine Kooperationspflicht fir die

Unterzeichnerstaaten des SRU%

. Fir diejenigen Staaten, die zwar nicht Parteien des
SRU, aber des Vorgdngerabkommens HSU sind, ergibt sich die gleiche Pflicht aus Art. 14
HSU*. Umstritten ist aber in Bezug auf beide Vorschriften, welchen Inhalt diese Pflicht
genau hat. Hier geht es insbesondere um die Frage, ob Art. 100 SRU ein aktives Tatig-
werden jedes Staates verlangt oder ob auch andere Formen der Zusammenarbeit denk-

bar sind.

Gegen eine strenge Pflicht zur aktiven Bekampfung der Piraterie, das hieRe vor allem die
Pflicht, nach piratischen Aktivitditen Ausschau zu halten und gegen jedes der Piraterie
verdichtige Schiff aktiv aufgrund der Befugnisse aus dem SRU vorzugehen, spricht aller-
dings schon die interne Systematik der Regelungen des SRU selbst. Die Befugnisse, die
Art. 105, Art. 110 und Art. 111 SRU den hierin genannten Schiffen zur Bekdmpfung von

Piraterie gewdhren, sind namlich, wie noch zu zeigen sein wird, samtlich als Kompeten-

27 7u beachten ist, dass die amtliche, englische Version des SRU nicht von Bekampfung, sondern

von Unterdriickung (repression) spricht (ndher, auch zum Bedeutungsunterschied: Trésoret,
Seepiraterie, S. 253) Nach hier vertretener Ansicht ergibt sich aus der Wortwahl allerdings kein
gravierender Unterschied, da viele Arten sowohl der Bekampfung, als auch der Unterdriickung
denkbar sind, die sich zum Teil nicht sonderlich voneinander unterscheiden.

328 Die Einschrankung ,,auf Hoher See oder an jedem anderen Ort, der keiner staatlichen Hoheits-

gewalt untersteht” korrespondiert mit dem Tatbestand der Seerduberei in Art. 101 SRU (vgl.
Jenisch in NordOR 2009, S. 385 (385)).

>2 Arnauld in AVR 47 (2009), S. 454 (456).

>30 Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jortzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (522).
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31 Es wire daher widersprichlich, eine Pflicht zur

zen, nicht als Pflichten ausgestaltet
Wahrnehmung dieser Befugnisse, wie sie sich aus den Befugnisnormen selbst gerade
nicht ergibt, aus Art. 100 SRU abzuleiten. Auch ein vergleichender Blick auf Art. 98 SRU,
auf den spater noch einzugehen sein wird, stiitzt diese Annahme. Nach allgemeiner Mei-
nung statuiert Art. 98 Abs. 1 SRU eine echte Pflicht zum Titigwerden bei Gefahrensitua-
tionen auf See®*?. Der entscheidende Unterschied zu Art. 100 SRU ist aber, dass Art. 98
Abs. 1 SRU ausdriicklich eine Verpflichtung erwdhnt und sich nicht wie Art. 100 SRU in

der Formulierung bloR auf eine Art Programmsatz beschrankt®.

Argumente fir eine strenge Bekampfungspflicht, die sich ausschlieBlich auf den Charak-
ter der Piraterie als volkerrechtswidrig und allgemein schadlich fiir das hohe vélkerrecht-
liche Rechtsgut der internationalen Schifffahrt stiitzen, vermogen nicht zu lberzeugen.
Diese Einschatzung der Piraterie ist zwar zutreffend®®. Allein daraus entgegen dem
Wortlaut des SRU und der soeben dargelegten Systematik der Vorschriften aber eine

>3 Im Ubrigen entspricht es

Pflicht zur Bekampfung abzuleiten, erscheint kaum haltbar
der allgemeinen Uberzeugung der Staatengemeinschaft, dass zwar eine grundsatzliche
Pflicht zur Kooperation bei der Bekdmpfung der Piraterie aus Art. 100 SRU folgt, es dabei
jedoch jedem Staat frei steht, selbst zu entscheiden, auf welche Art und mit welchen

Mitteln er dieser Pflicht nachkommt>3,

Auch durch die aktuellen Bemihungen der Staatengemeinschaft um die Bekampfung der
Piraterie vor Somalia hat die Bestimmung des Art. 100 SRU keinen Bedeutungswandel
erfahren. Mittlerweile sind schon seit einigen Jahren zahlreiche Staaten im Rahmen von
internationalen Militaroperationen oder auch in Eigenregie standig vor Ort und beteili-
gen sich aktiv am Kampf gegen die Piraterie in den Gewéassern vor Somalia®®’. Es besteht
daher die Moglichkeit, dass sich der Regelungsgehalt von Art. 100 SRU vélkergewohn-

heitsrechtlich zu einer echten Pflicht verdichtet hat. Die Entstehung von Vélkergewohn-

>3 Vgl. Nordquist, United Nations Convention on the Law of the Sea 1982, Art. 100 SRU,
Rn. 100.7(d); anders: Stein in Ipsen/Schmidt-Jortzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 487
(489 f.), allerdings ohne jegliche Begriindung und daher nicht Gberzeugend.

32 Allmendinger/Kees in NZWehrr 2008. 60 (62); Tésoret, Seepiraterie, S. 253.

>3 Kavanagh in AuslL) 1999, S. 127 (149).

>34 Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jortzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (522).

>% S0 aber: Stehr, Piraterie und Terror auf See, S. 22.

> Wagner in HFR 2010, S. 31 (38); Allmendinger/Kees in NZWehrr 2008. 60 (63).

>37 Reininghaus in Feichtinger/Hainzl, Somalia, S. 205 (212 ff.).
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heitsrecht setzt zunachst eine allgemeine Staatenpraxis in Bezug auf eine bestimmte
Sachverhaltskonstellation voraus, die sich durch eine gewisse Einheitlichkeit und Dauer
auszeichnet und von der Uberzeugung getragen ist, zu dieser Staatenpraxis rechtlich ver-

>3 Dabei muss keine weltweit einheitliche Staatenpraxis vorliegen, je-

pflichtet zu sein
doch schwacht die fehlende Beteiligung vieler oder einzelner bedeutsamer Staaten die
Allgemeinverbindlichkeit der StaatenpraxisSag. Bezuglich der Dauer kann auch ein ver-
haltnismaRig kurzer Zeitraum gentigen®*. Insofern kann man feststellen, dass diese Vo-
raussetzungen erfillt sind. Aufgrund der Vielzahl von Staaten, die sich an der Piraterie-
bekdampfung rund um Somalia beteiligen, kann von einer universellen Staateniibung ge-
sprochen werden. Die Dauer dieser Ubung von mittlerweile ca. sechs Jahren erscheint
auch jedenfalls nicht als zu kurz. Beziiglich der Einheitlichkeit der Ubung darf kein zu gro-
Res MalR an Uniformitdt des Handelns gefordert werden, sondern es diirfte ausreichend

sein, dass jeder beteiligte Staat irgendeinen Beitrag, gleich welcher Art, leistet™*.

Allerdings ist unverzichtbare Voraussetzung fiir die Entstehung von Voélkergewohnheits-
recht auch die Uberzeugung der Staaten, rechtlich zu diesem Handeln verpflichtet zu
sein, und zwar in Form einer staatentbergreifenden Grundiiberzeugung**. Es kommt fir
die Beurteilung eines Wandels des Regelungsgehalts von Art. 100 SRU also maRgeblich
darauf an, ob eine solche Grundiiberzeugung allgemein vorliegt und nicht nur auf die
besondere Situation rund um Somalia begrenzt ist. Insofern sprechen die Resolutionen
des UN-Sicherheitsrats eine deutliche Sprache. Hier wird namlich mehrfach betont, dass
es sich bei der Pirateriebekdmpfung vor Somalia um eine Ausnahmesituation handelt und
die Entstehung von Vélkergewohnheitsrecht aufgrund des Tatigwerdens nach MaRgabe

der Resolutionen und des SRU gerade nicht begriindet werden soll**.

>% 5o die vorherrschende Meinung, etwa: Kaczorowska, Public International Law, S. 35; Graf

Vitzthum in Graf Vitzthum/ProelR, Volkerrecht, 1. Abschnitt, Rn. 131; Doehring, Volkerrecht,
§ 4, Rn. 287; Schweisfurth, Volkerrecht, S. 63, Rn. 46; zu vereinzelt vertretenen Meinungen
wonach auf eines der beiden Elemente, Ubung oder Uberzeugung, verzichtet werden kann vgl.
Simma/Wittich in Reinisch, Osterreichisches Handbuch des Volkerrechts, Rn. 176 ff.

339 Graf Vitzthum in Graf Vitzthum/ProelR, Vélkerrecht, 1. Abschnitt, Rn. 133.

%0 1GH, Urt. v. 20.02.1969, ICJ Reports 1969, S. 3 ff. (,Nordseefestlandsockel”); Doehring, Vélker-
recht, § 4, Rn. 288 f.

> Trésoret, Seepiraterie, S. 348.

>*2 Spogenannte opinio iuris; IGH, Urt. v. 20.11.1950, ICJ Reports 1950, S. 266 ff. (,Asyl“); Urt. v.
06.04.1955, ICJ Reports 1955, S. 4 ff. (,Nottebohm®); Urt. v. 20.02.1969, ICJ Reports 1969,
S. 3 ff. (,Nordseefestlandsockel”).

>43 Fournier, Einsatz, S. 104.
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Dies alles soll aber nicht dariber hinwegtduschen, dass es sich bei der Kooperations-
pflicht aus Art. 100 SRU keineswegs bloB um einen inhaltsleeren Programmsatz handelt.
Tatsichlich enthélt Art. 100 SRU zumindest grob umrissene Mindestpflichten fiir die be-
teiligten Staaten, die ihrerseits volkergewohnheitsrechtlich begriindet sind®**. Hierzu
zahlt jedenfalls die Pflicht, die Piraterie nicht aktiv oder auch nur durch Untatigkeit direkt
zu unterstlitzen. Diese beinhaltet ein Verbot, Piraten in eigenen Hafen einen sicheren
Unterschlupf zu gewdhren oder vom eigenen Staatsgebiet ausgehende Piraterie zu dul-

%> Ebenso verbietet Art. 100 SRU ein Verhalten, das eine akute durch Piraten her-

vorgerufene Gefahrensituation bewusst ignoriert*®.

den

2. Die Befugnisse zur Pirateriebekampfung

Das SRU sieht in Art. 105 und ergidnzend in Art. 110 Abs. 1 lit. a) und Art. 111 Abs. 1 ver-
schiedene Befugnisse fiir Schiffe und deren Besatzungen vor, mit deren Hilfe u.a. eine
effektive Pirateriebekdmpfung erméglicht werden soll. Im Einzelnen diirfen die Berech-
tigten ein Seerdauberschiff bzw. ein der Seerduberei verdachtiges Schiff verfolgen, anhal-
ten, betreten, aufbringen, an Bord befindliche Personen kontrollieren und festnehmen.
Des Weiteren dirfen sie an Bord befindliche Vermogenswerte beschlagnahmen, sowie
die wegen Piraterie festgenommenen Personen der Aburteilung zufiihren. Diese Kompe-
tenzen sind im System des SRU untrennbar verkniipft mit der Definition der Piraterie in
Art. 101 SRU. Daraus folgt, dass die verliehenen Kompetenzen zwingend das Vorliegen

47 Mit anderen Worten: Die vom

eines Pirateriefalles gem. Art. 101 SRU voraussetzen
SRU verliehenen Kompetenzen zur Pirateriebekdmpfung sind in jedem Fall auf das Gebiet

der Hohen See bzw. iiber Art. 58 Abs. 2 SRU auf die AWZ beschrankt®,

a) Anknipfungspunkt der Befugnisse

Dadurch, dass das SRU bei der Auswahl der zur Pirateriebekdmpfung Berechtigten in Art.

107 keine Einschrankungen hinsichtlich der Staatsangehorigkeit macht, wird bewirkt,

> Trésoret, Seepiraterie, S. 254.

> Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jortzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (522); Somalia hat inso-

fern seiner Verpflichtung genlige getan, indem es die UN um Hilfe bei der Pirateriebekamp-
fung gebeten hat.

% Arnauld in AVR 47 (2009), S. 454 (456).

>47 Trésoret, Seepiraterie, S. 250.

> Jenisch in NordOR 2009, S. 385 (386); Menefee in IIMCL 14 (1999), S. 353 (360).
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dass Seerduberschiffe, gegen die vorgegangen wird, den Schutz ihrer Flagge gem. Art. 92
Abs. 1 S. 1 SRU verlieren®*. Bei den vom SRU bereitgestellten Befugnissen zur Piraterie-
bekampfung handelt es sich in erster Linie um Befugnisse der Strafverfolgung und weni-

>0 Daher ist eine kurze Untersuchung der

ger um originar militdrische Eingriffsbefugnisse
Moglichkeiten angebracht, unter denen das Volkerrecht es zuldsst, Hoheitsgewalt (i.S.v.
strafrechtlichen MalBnahmen) gegeniber fremden Staatsangehorigen auszuiiben und wie

sich die Regelungen des SRU in dieses System einordnen lassen.

aa) Die verschiedenen Prinzipien der Ausdehnung nationaler Strafgewalt

Das Volkerrecht verbietet es den Staaten grundsatzlich, ihre Strafgewalt nach eigenem

Ermessen unbegrenzt auszudehnen*

. Insbesondere dort, wo es um die Unterwerfung
fremder Staatsangehoriger unter die Strafgewalt eines Staates geht, werden Grenzen
durch den vélkerrechtlichen Nichteinmischungsgrundsatz gesetzt552. Dieser Grundsatz
findet sich heutzutage in Art. 2 Abs. 1 UNCh, wo von der souverdnen Gleichheit der Staa-
ten die Rede ist. Nach diesem Grundsatz stellt die eigenmachtige Anwendung des eige-
nen nationalen Strafrechts auf auslandische Sachverhalte potentiell eine Verletzung der
Souverdnitat desjenigen Staates dar, dessen nationales Strafrecht und dessen eigener
Strafanspruch damit tberlagert wird>>. Dies hat zur Folge, dass es immer einen vélker-
rechtlichen Anknipfungspunkt fiir die Ausiibung nationalstaatlicher Strafgewalt geben

mu55554.

(1.) Territorialitétsprinzip

Das Territorialitatsprinzip stellt das grundlegende Prinzip der Auslibung von Strafgewalt

dar und beschreibt zugleich die selbstverstandlichste Legitimation zur Ausiibung von

555

Strafgewalt durch einen Staat™”. Nach dem Territorialitdtsgrundsatz darf ein Staat alle

Taten, und damit alle Tater, seinem Strafrecht unterwerfen, die auf seinem Staatsgebiet

549

Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jortzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (520).
% Schmahl in ASR 136 (2011), S. 44 (60).

>>L Grundlegend: StIGH, Urt. v. 07.09.1927, PClJ, Series A., No. 10, 1927 (, Lotus*).

>2 Ambos, Internationales Strafrecht, § 2, Rn. 2 f.

>33 Safferling, Internationales Strafrecht, § 2, Rn. 2.

>* Ambos in Joecks/Miebach, Miinchener Kommentar, vor §§ 3-7 StGB, Rn. 21.

> Miinchau, Terrorismus auf See, S. 140.
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¢ Der Terri-

verlbt wurden. Dies gilt unabhangig von der Staatsangehorigkeit des Taters
torialitatsgrundsatz ist als Ausdruck der inneren Souverdnitat des Tatortstaates volker-
rechtlich anerkannt®’. Daneben rechtfertigen aber auch praktische Erwagungen die

> |m Laufe

strafrechtliche Verfolgung einer Tat an dem Ort, an dem sie begangen wurde
der Zeit hat der Territorialitatsgrundsatz einige Erweiterungen erfahren. Ein Beispiel aus
dem Seerecht hierflr ist die Befugnis der Staaten zur begrenzten Ausiibung von Hoheits-
gewalt in der Anschlusszone und der AWZ. Da diese Seegebiete nicht zum Staatsgebiet
der Kiistenstaaten gehoren, ist diese Befugnis mit einer analogen Anwendung des Terri-

559

torialitatsprinzips zu begriinden™”. Die wichtigste Erweiterung des Territorialitatsprinzips

erfolgte durch die Etablierung des Auswirkungsgrundsatzes, welcher volkerrechtlich all-

gemein anerkannt ist>°°

. Danch gilt als Tatort nicht nur der Ort, an dem der Tater gehan-
delt hat, sondern auch der Ort, an dem der Taterfolg eingetreten ist°®'. Aufgrund dessen
kann ein inlandischer Tatort auch bei solchen Taten konstruiert werden, bei denen nur

562

der Erfolgsort im Inland liegt™*. Dadurch kénnen diese Taten nach dem Territorialitats-

prinzip dem nationalen Strafrecht unterstellt werden®®.

(2.) Aktives und passives Personalitdtsprinzip

Es gehort zu den grundlegenden Prinzipien des Volkerrechts, dass ein Staat seine Ho-
heitsgewalt, auBer liber sein Territorium, vor allem (ber seine Staatsangehdrigen ausu-
ben darf>®*. Aus diesem Prinzip erklirt sich der aktive Personalitatsgrundsatz. Dieser be-
sagt, dass ein Staat seine eigenen Staatsangehodrigen seiner Strafgewalt unterwerfen

565

kann, unabhangig davon, wo sie eine Straftat verlibt haben . Vor allem in Landern, in

denen ein striktes Auslieferungsverbot fiir eigene Staatsangehorige herrscht, kdnnen

> Danilenko in MJIL 21 (1999-200), S. 445 (457).

>’ Ambos in Joecks/Miebach, Minchener Kommentar, vor §§ 3-7 StGB, Rn. 24 f.

8 Gless, Internationales Strafrecht, Rn. 181.

> Miinchau, Terrorismus auf See, S. 140.

% Meng in AVR 27 (1989), S. 156 (183).
81 Ausfuhrlich: Rotsch in ZIS 2010, S. 168 (170).

562

Heintschel-Heinegg in Heintschel-Heinegg, StGB, § 9, Rn. 1.

> Der Auswirkungsgrundsatz ist daher keine Durchbrechung, sondern eine Erweiterung des Ter-

ritorialitatsprinzips (Safferling, Internationales Strafrecht, § 3, Rn. 16).

% Ambos in Joecks/Miebach, Miinchener Kommentar, vor §§ 3-7 StGB, Rn. 35.

% Volkmann, Strafverfolgung, S. 31.
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durch diesen Grundsatz Liicken in der Ahndung von Straftaten geschlossen werden’®.
Dies wird naturgemal} vor allem dann bedeutsam, wenn am Tatort sonst keine Strafge-
walt vorhanden ist, was z.B. auf dem Gebiet der Hohen See grundsatzlich der Fall ist>®’.
Hingegen ist ein unbedingtes aktives Personalitdtsprinzip, also eine Strafbarkeit des Ta-
ters nach dem Recht seines Heimatstaates, wenn seine Tat nach dem Recht des Tatort-
staates gar nicht strafbar ist, volkerrechtlich nur sehr schwer zu begriinden, da hierdurch

der volkerrechtliche Nichteinmischungsgrundsatz verletzt wiirde®®®,

Im Gegensatz zum aktiven Personalitdtsprinzip ermoglicht das passive Personalitatsprin-
zip es einem Staat, seine Strafgewalt auf solche Straftaten auszudehnen, die sich gegen
einen eigenen Staatsangehdrigen richten, auch wenn der Tater Auslander ist und die Tat

nicht im Inland veriibt wurde>®

. Die Anerkennung dieses Prinzips ist in der Staatenpraxis
keineswegs weit verbreitet und in der volkerrechtlichen Lehre durchaus umstritten®’®.
Bei strenger Durchsetzung dieses Prinzips wirde der Heimatstaat des Opfers seine nach
dem passiven Personalitdtsprinzip begriindete Strafgewalt Gber die nach dem Territoria-
litatsprinzip begriindete Strafgewalt des Tatortstaates stellen. Fir das passive Personali-
tatsprinzip spricht allerdings die Schutzpflicht eines Staates gegeniber seinen Staatsan-
gehorigen®’!. Aus Griinden des Schuldprinzips kann aber jedenfalls ein unbedingtes pas-
sives Personalitatsprinzip, nach dem der Tater nach dem Recht des Heimatstaates des
Opfers strafbar ware, auch wenn das Recht des Tatortstaates keine Strafbarkeit vorsieht,

72 7umindest bedarf es auch hier des Erforder-

volkerrechtlich nicht begriindet werden
nisses einer identischen Strafnorm nach dem Recht des Tatortstaates. Es wiirde namlich
die Grenzen der personlichen Vorwerfbarkeit sprengen, zu verlangen, dass ein Tater

nicht nur tGber die Herkunft seines Opfers, sondern auch Uber die strafrechtliche Situati-

%% Baier in GA 2001, 427 (431 f.).
%7 5.0.Teil 2, B., I., 3., a), bb), (1), (d).

%8 Ambos in Joecks/Miebach, Miinchener Kommentar, vor §§ 3-7 StGB, Rn. 37; Eser in Schon-

ke/Schréder, StGB, vor §§ 3-9, Rn. 15.

%9 Stein/Buttlar, Vélkerrecht, Rn. 620.

>70 Vgl. Herdegen, Volkerrecht, § 26, Rn. 11; Werle/JefSberger in Leipziger Kommentar, vor

§ 3 StGB, Rn. 229 f.; Miinchau, Terrorismus auf See, S. 143.

>1 volkmann, Strafverfolgung, S. 33.

>’ Kiihl/Heger in Lackner/Kiihl, StGB, § 7, Rn. 3.
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on in dessen Herkunftsstaat Bescheid weil3. Existiert am Tatort kein Strafrecht, wie z.B.

auf Hoher See, so kann allerdings auf dieses Erfordernis verzichtet werden>’>.

(3.) Flaggenprinzip

Nach dem Flaggenprinzip erstreckt sich die Hoheits- und damit auch die Strafgewalt ei-
nes Staates auf alle Schiffe, Luft- und Raumfahrzeuge, die unter seiner Flagge operie-
ren>’*. Hierbei handelt es sich allerdings nicht, wie vor allem friher vereinzelt vertreten,
um eine Ausdehnung des Hoheitsgebiets auf Schiffe, Luft- und Raumfahrzeuge als

>7> Vielmehr handelt es sich um eine bloRe

schwimmendes bzw. fliegendes Hoheitsgebiet
Erstreckung der Strafgewalt auf das Schiff, Luft- oder Raumfahrzeug576. Diese erfolgt aus
rein praktischen Griinden, um sonst vorhandene Liicken der Strafverfolgung auf Hoher
See sowie im Luft- oder Weltraum zu schlieBen’’’. Gelangt ein Schiff bzw. Luft- oder
Raumfahrzeug in das Hoheitsgebiet eines anderen Staates, so tritt dessen Strafgewalt

nach dem Territorialititsgrundsatz konkurrierend neben die des Flaggenstaates®’®.

(4.) Schutzprinzip

Nach dem Schutzprinzip darf ein Staat solche Taten seiner Strafgewalt unterwerfen, die
wichtige eigene Rechtsgiiter des Staats betreffen®” — dies in Abgrenzung zu den anderen
Anknlpfungsprinzipien auch dann, wenn weder der Tater die eigene Staatsangehorigkeit
besitzt, noch die Tathandlung auf eigenem Territorium veriibt wurde, noch der Taterfolg

auf eigenem Territorium eingetreten ist>®

581

. Das Schutzprinzip ist heutzutage vélkerrecht-
lich anerkannt". Es beruht auf dem Gedanken, dass kein Staat Angriffe auf seine politi-

sche und militdrische Integritat dulden muss und daher in einer Art Notwehr gegen den

3 Miinchau, Terrorismus auf See, S. 143.

>"* Heintschel-Heinegg in Heintschel-Heinegg, StGB, § 4, Rn. 2-4; vgl. auch Art. 92, 94 SRU.

> vgl. Lemke in Wassermann, Alternativkommentar, § 4 StGB, Rn. 1; Rudolf in NJW 1954, S. 219
(219 f).

7% Bgse in Kindhduser/Neumann/Paeffgen, StGB, § 4, Rn. 2.

>’ Ambos in Joecks/Miebach, Minchener Kommentar, vor §§ 3-7 StGB, Rn. 26.

"8 Miinchau, Terrorismus auf See, S. 143, vgl. auch Art. 27 SRU.
> Kiihl/Heger in Lackner/Kiihl, StGB, § 5, Rn. 1.
% Meng in AVR 27 (1989), 156 (188).

81 BVerfGE 92, S. 227 (321).
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582

Tater vorgehen kann °“. Da der Tater durch die Tat selbst eine direkte Beziehung zu dem

betroffenen Staat herstellt, wird hier sogar auf das Erfordernis einer identischen Straf-

*8 Diese weitreichende Erstreckung eigener

norm im Heimatrecht des Taters verzichtet
Strafgewalt erfordert selbstverstandlich irgendeine Form der Begrenzung. Die Grenzen
liegen dahingehend vor, dass das Schutzprinzip nur bei Gefahren fir die Sicherheit, In-
tegritat, Souveranitat oder wichtige Regierungsfunktionen eines Staates Anwendung fin-

den soll*®,

(5.) Prinzip der stellvertretenden Strafrechtspflege

Grundsatzlich sieht das Institut der stellvertretenden Strafrechtspflege vor, dass ein Staat
seine eigene Strafgewalt (iber einen Tater ausiiben kann, der nach den erlduterten Prin-
zipien eigentlich der Strafgewalt eines anderen Staates unterfiele, wobei dieser Staat

85 Der Umstand, dass der ei-

aber zur Strafverfolgung nicht willens oder in der Lage ist
gentlich zustandige Staat zur Strafverfolgung nicht in der Lage ist, kann sich auch daraus
ergeben, dass eine Auslieferung des Taters in diesen Staat aus rechtlichen oder tatsachli-

> Der eine Staat handelt also gleichsam stellvertretend

chen Griinden nicht moglich ist
fir den anderen nach dem Prinzip aut dedere aut iudicare®® . Umstritten ist hierbei aber,
ob die volkerrechtliche Ermachtigung zum stellvertretenden Handeln sich schon aus der
faktischen Unwilligkeit oder Unfdhigkeit des eigentlich zustandigen Staates ergibt588 o-
der, ob es einer ausdriicklichen Erméchtigung durch diesen Staat bedarf>®. In jedem Fall
bedarf es bei der Ausiibung der stellvertretenden Strafrechtspflege einer identischen
Strafnorm nach dem Recht des Tatortstaates, was schon daraus folgt, dass dieser ansons-

ten gar kein Interesse an einer stellvertretenden Strafrechtspflege hatte>®.

582

Werle/Jefiberger in Leipziger Kommentar, vor § 3 StGB, Rn. 225.
8 Ambos, Internationales Strafrecht, § 3, Rn. 68; BVerfGE 92, S. 277 (317 f.).

8 Miinchau, Terrorismus auf See, S. 144.

8 Miinchau, Terrorismus auf See, S. 145.

% Gless, Internationales Strafrecht, Rn. 203.

87 Volkmann, Strafverfolgung, S. 33.

> vgl. Pappas, Stellvertretende Strafrechtspflege, S. 79 ff.

*% S0 etwa: Werle/Jefberger in Leipziger Kommentar, vor § 3 StGB, Rn. 248.

>0 volkmann, Strafverfolgung, S. 33.
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(6.) Weltrechtsprinzip

Das Weltrechtsprinzip, auch Universalitdtsprinzip genannt, besagt, dass ein Staat seine
Strafgewalt auf gewisse Taten erstrecken kann, unabhangig davon, wer sie begangen hat

91, Anknlipfungspunkt fir die Ausiibung von Hoheitsge-

oder wo sie begangen wurden
walt ist im Gegensatz zu den anderen Prinzipien nicht der Tatort oder der Tater, sondern
die bloRBe Tat an sich. Insofern ergeben sich hier Parallelen zum Schutzprinzip. Das Welt-
rechtsprinzip unterscheidet sich von diesem allerdings in der Zielsetzung. Wahrend das
Schutzprinzip den (Selbst-)schutz der Staaten vor Verletzungen ihrer grundlegendsten
Funktionen bezweckt, zielt das Weltrechtsprinzip darauf ab, Verletzungen des Volker-

592

rechts zu bekampfen’’*. Aufgrund dieser Natur kann das Universalitatsprinzip aber nur

auf Taten gegen solche Rechtsgiiter angewandt werden, deren Schutz tatsachlich im be-

593 Anerkannterweise kdnnen sich diese

sonderen Interesse der Volkergemeinschaft liegt
besonders schutzwirdigen Rechtsgliter sowohl aus dem Volkervertrags- als auch aus
dem Vélkergewohnheitsrecht ergeben®®*. Unumstritten ist dies allerdings nicht. Das
Weltrechtsprinzip ermdglicht eine strafrechtliche Behandlung von Tatern, die Straftaten
gegen volkerrechtliche Rechtsgliter begangen haben, durch Nationalstaaten und deren
Strafrechtspflege. Hierin liegt im Ubrigen auch der entscheidende Unterschied zum Vél-

595

kerstrafrecht”. Insofern ergeben sich vor dem Hintergrund des Prinzips nulla poena sine

lege Bedenken gegen eine Begrindung der Strafbarkeit durch (Volker-)

% Aber auch eine Strafbarkeitsbegrindung durch Vélkervertragsrecht

gewohnheitsrecht
erscheint zumindest in Bezug auf die Nicht-Unterzeichnerstaaten des jeweiligen Abkom-
mens und deren Staatsangehérige problematisch®®’. Hier soll und muss diese Problema-
tik allerdings nicht naher erdrtert werden, da die hier interessierende Norm in diesem

Zusammenhang Art. 101 SRU und Somalia Vertragsstaat des SRU ist.

1 Volkmann, Strafverfolgung, S. 21.

392 Ipsen in lpsen, Volkerrecht, § 31, Rn. 7; Eser in Schénke/Schréder, StGB, vor §§ 3-9, Rn. 19.
393 Herdegen, Volkerrecht, § 26, Rn. 13; Stein/Buttlar, Volkerrecht, Rn. 623.

% Miinchau, Terrorismus auf See, S. 146; Werle/JefSberger in Leipziger Kommentar, vor § 3 StGB,

Rn. 242; Stein/Buttlar, Vdlkerrecht, Rn. 625.

9% Ipsen in Ipsen, Volkerrecht, § 31, Rn. 7.

% Gless, Internationales Strafrecht, Rn. 182, 653, 661.

> Werle/Jefberger in Leipziger Kommentar, vor § 3 StGB, Rn. 243.
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bb) Einordnung der Befugnisse

Nachdem die allgemein anerkannten Anknipfungspunkte zur Ausiibung nationaler Straf-
gewalt nun dargestellt wurden, sollen die Regelungen des SRU, die zum Vorgehen gegen
Piraten ermadchtigen, vor diesem Hintergrund betrachtet werden. Hierbei wird sehr
schnell klar, dass die betreffenden Bestimmungen des SRU nicht verlangen, dass ein ein-
greifender Staat irgendeinen Bezug zu dem betreffenden Akt der Piraterie haben muss.
Vielmehr bestimmt Art. 100 SRU, dass alle Staaten bei der Bekampfung der Piraterie zu-
sammenarbeiten, und nach Art. 105 SRU darf jeder Staat gegen ein Seerduberschiff vor-
gehen, gleich welche Nationalitat dieses Schiff oder seine Besatzungsmitglieder haben.
Diese Normen erzeugen also eine Wirkung erga omnes . Dies resultiert aus dem Chara-
ter der Piraterie als volkerrechtliches Delikt. Da sich ein solches gegen Ubergeordnete
Werte der Staatengemeinschaft richtet, darf auch jedes Mitglied der Staatengemein-

>%_ Ebenso wie die Piraterie als Urtyp eines volkerrechtlichen

schaft dagegen vorgehen
Delikts bezeichnet wird, wird das Vorgehen dagegen zu Recht als Paradebeispiel eines

Vorgehens nach dem Weltrechtsprinzip verstanden®®.

b) Die einzelnen Befugnisse

Die Besonderheit der Kompetenzen, die das SRU zur Bekdmpfung von Piraterie zur Ver-
figung stellt ist, dass es sich hierbei um Eingriffsbefugnisse handelt, die die Freiheit der
Seeschifffahrt einschranken®! — dies deshalb, weil es den berechtigten Schiffen gestattet
wird, MaRnahmen gegen fremde Schiffe auf Hoher See zu treffen. Nachdem die Grundla-
gen, auf denen diese MaRnahmen fulRen, nun ausfiihrlich dargestellt wurden, soll im Fol-
genden der Blick auf die konkreten MaRnahmen, die das SRU bereitstellt, gelenkt wer-
den. Hierzu werden die einzelnen moglichen MalRnahmen vorgestellt und herausgearbei-

tet, welchen Inhalt sie im Einzelfall haben kénnen.

% Schmahl in AGR 136 (2011), S. 44 (60 f.); allgemein zu vdlkerrechtlichen Normen mit Wirkung
erga omnes: Kaczorowska, Public International Law, S. 28.

% 5.0.Teil 2, B., I, 3., b), aa).

%0 Herdegen, Volkerrecht, § 26, Rn. 13; Schmahl in AGR 136 (2011), S. 44 (60 f.). Das bedeutet
freilich nicht, dass im konkreten Fall nicht auch eine Strafgewalt nach einem oder mehreren
der Gbrigen Anknipfungspunkte gegeben sein kann (Bartels-Leipold, Internationaler Gerichts-
hof fir Piraterie, S. 85).

601 Dahm/Delbriick/Wolfrum, Vélkerrecht, § 119, Rn. I.1.; Wolfrum in Graf Vitzthum, Handbuch
des Seerechts, Kapitel 4, Rn. 44.
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aa) Recht zum Anhalten, Betreten und Untersuchen verdéachtiger Schiffe

Art. 110 SRU eroffnet berechtigten Schiffen die Moglichkeit, fremde Schiffe unter be-
stimmten Umstanden anzuhalten, zu betreten und zu untersuchen. In gewisser Weise ist
Art. 110 SRU den anderen Befugnissen vorgelagert, dies jedenfalls dann, wenn noch nicht
feststeht, dass es sich bei einem Schiff um ein Seerduberschiff i.S.d. Art. 103 SRU han-
delt®®. Voraussetzung ist hierbei immer die duBerliche Fremdheit des angehaltenen
Schiffs®®; dieses muss also eine andere Flagge fuhren als das anhaltende Schiff oder gar

%% Die Befugnisse des Art. 110 SRU sind nicht speziell zur Bekdmpfung von Piraten-

keine
schiffen gedacht, sondern stehen immer dann zur Verfligung, wenn das Schiff, gegen das
vorgegangen wird, im Verdacht steht, einen der in Art. 110 Abs. 1 lit. a)-e) SRU aufge-

zihlten VerstoRe gegen das Seerecht begangen zu haben®®.

Der Verdacht der Piraterie ist einer dieser aufgezahlten Verst6fRe und wird in Art. 110
Abs. 1 lit. a) SRU genannt. Dabei wird allerdings nicht ndher spezifiziert, welche Anforde-
rungen an diesen Verdacht zu stellen sind. Aus der Kommandostruktur, die auf allen
Schiffen und in besonderem MalRe auf solchen, die nach Art. 107, Art. 110 SRU zur Pira-
teriebekampfung berechtigt sind, herrscht, ergibt sich, dass ausschlaggebend nur der

%% |m Hinblick auf die Haftungsvor-

Verdacht des kommandierenden Offiziers sein kann
schriften nach Art. 110 Abs. 3, Art. 106 SRU wird man die Anforderungen an den nétigen
Verdacht nicht allzu hoch ansetzen diirfen. Art. 106 SRU spricht davon, dass das Aufbrin-
gen eines Schiffs nicht ohne hinreichenden Grund erfolgen darf. Art. 110 Abs. 3 SRU be-
sagt, dass das angehaltene Schiff keine den Verdacht rechtfertigende Handlung began-

gen haben darf. Vor dem Hintergrund dieser Vorschriften dirfte es angezeigt sein, fur

2 schmahl in ASR 136 (2011), S. 44 (63).

83 Allerdings regelt Art. 110 Abs. 1 lit. €) auch den speziellen Fall, dass das Schiff gerade deswe-

gen angehalten wird, weil der Verdacht besteht, dass es die gleiche Staatsangehorigkeit wie
das anhaltende Schiff besitzt, obwohl es eine andere oder gar keine Flagge fiihrt. Im Ubrigen
haben Kriegs- und andere Staatsschiffe gegenliber Schiffen der eigenen Staatsangehorigkeit
selbstverstandlich diejenigen Rechte, die ihnen nach ihrem nationalen Recht zukommen,
Art. 92 SRU (vgl. Arnauld in AVR 47 (2009), S. 454 (465)).

604 Trésoret, Seepiraterie, S. 257.
%> Heintschel von Heinegg in GYIL 48 (2005), S. 151 (171).

% schmahl in AGR 136 (2011), S. 44 (63).
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das Anhalterecht des Art. 110 SRU einen objektiv nachvollziehbaren, willkiirfreien An-

fangsverdacht ausreichen zu lassen, der sich auf beobachtete Tatsachen stiitzt®”’.

Als weitere Moglichkeiten zur Ausraumung oder Erhartung des Verdachts sieht Art. 110
Abs. 2 SRU die Uberpriifung der Registrierung des angehaltenen Schiffs und schlieRlich

%8 Zu diesen Zwecken darf das angehaltene Schiff betreten

dessen Durchsuchung vor
werden. Diese Befugnisse stehen allerdings in einem strengen Stufenverhdltnis zueinan-
der und sind jeweils vor dem Hintergrund des VerhaltnismaRigkeitsprinzips durchzufiih-
ren, wie Art. 110 Abs. 2 S. 3 a.E. andeutet®®. Das bedeutet zum einen, dass die Durchsu-
chung erst erfolgen darf, wenn die Uberpriifung der Registrierung den Verdacht eines

610

VerstolRes gegen das Seerecht nicht ausrdaumen konnte”. Zum anderen darf, auch zum

Zwecke der Uberpriifung, das angehaltene Schiff nur betreten werden, wenn die Uber-

1 Kommt es zur Durchsuchung, hat diese nach Art. 110

prifung nicht anders moglich ist
Abs. 2 S. 3 SRU so riicksichtsvoll wie méglich zu erfolgen. Ergibt die Durchsuchung letzt-
lich, dass es sich um ein Seerauberschiff handelt, so ist die Moglichkeit der Anwendung

der im Folgenden beschriebenen weiteren MaBnahmen des SRU eréffnet.

Nicht unproblematisch ist die Frage, ob ein berechtigtes Schiff seine Befugnisse aus
Art. 110 SRU notfalls auch mit Gewalt durchsetzen darf. Verneint wird dies mit dem Ar-
gument, dass das SRU generell an keiner Stelle den Einsatz von Gewalt erlaube®?. Daher
kénne ein solcher nur im Rahmen der Nothilfe méglich sein, die aber in Art. 110 SRU ent-
sprechenden Situationen nicht einschligig sein kdnne®®. Tatsichlich dirfte aber der Ein-
satz von Gewalt als eine Art Annex zu Art. 110 SRU moglich sein. Hierfiir spricht unter
anderem die Gefahr einer Aushéhlung der gewdhrten Befugnisse, die im Zweifel ohne

Einsatz von unmittelbarem Zwang nicht ausgeiibt werden kénnten. Dies kann nicht im

87 vgl. Dahm/Delbriick/Wolfrum, Vlkerrecht, § 119, Rn. 11.4; Schmahl in A6R 136 (2011), S. 44
(63).

%8 Obwohl Art. 110 Abs. 2 S. 1 SRU nur von der Uberpriifung der Berechtigung zur Flaggenfih-

rung des verdachtigen Schiffes spricht, liegt es nah, die Vorschrift so auszulegen, dass zumin-
dest im konkreten Fall die Uberpriifung, ob es sich um ein Seerduberschiff handelt, gemeint ist
(Geif3/Petrig, Piracy, S. 57).

%9 Heinicke in KJ 2009, S. 178 (185).

610 Nordquist, United Nations Convention on the Law of the Sea 1982, Art. 100 SRU,

Rn. 110.11(d).
®11 Heinicke in KJ 2009, S. 178 (185).
®12 Fischer-Lescano in NordOR 2009, S. 49 (51).
13 Allmendinger/Kees in NZWehrr 2008, S. 60 (64).

-
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Sinne einer effektiven Pirateriebekdmpfung, wie sie etwa Art. 100 SRU vorsieht, sein®*.
Daher muss der Einsatz von Gewalt als vélkergewohnheitsrechtlich anerkanntes Mittel
zur Durchsetzung der von Art. 110 SRU gewihrten Befugnisse gesehen werden, dessen

615

Einsatz sich jedoch streng am VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz zu orientieren hat’™. Dies

entspricht auch der einschlagigen vélkerrechtlichen Rechtsprechung zum SRU®®

. Ausge-
hend hiervon kdnnte etwa ein Warnschuss, der das Schiff zum Anhalten bringen soll, ge-
rechtfertigt sein, ein gezielter Schuss auf den Antrieb jedoch nicht. AuRerdem liegt es
nah, die Zuldssigkeit des Einsatzes von Gewalt auch daran zu messen, welcher Fall des
Art. 110 Abs. 1 SRU vorliegt. Aufgrund der historisch tief verwurzelten besonderen vél-
kerrechtlichen Verwerflichkeit von Piraterie und Sklavenhandel®"’ kénnte in diesen Fallen
ein hoheres MaR an Gewalt zuldssig sein als in den anderen Fallen des Art. 110 Abs. 1

SRU.

bb) Recht zum Aufbringen

Gleichsam einen Schritt weitergehend als Art. 110 SRU gewihrt Art. 105 S. 1 Alt. 1 SRU
den berechtigten Schiffen die Befugnis zum Aufbringen von Seerduberschiffen bzw. von
durch Seerduberei erbeuteten und in der Gewalt von Seerdubern stehenden Schiffen®®,
Letzteres bedeutet, dass die Seerduber die effektive Kontrolle tiber die wesentlichen Tei-
le des Schiffs ausiiben®™. Genauer gesagt muss das Schiff hierflr Ziel eines piratischen
Angriffs i.S.v. Art. 101 SRU geworden sein und sich unter der Kontrolle derjenigen Perso-
nen befinden, die diesen Angriff verlibt haben, denn im Gegensatz zur Seerduberei liefert
das SRU keine Definition des Seerdubers®®’. Diese Variante spielt eine nicht unerhebliche
Rolle, da Schiffsentfihrungen das Wesensmerkmal der Piraterie vor Somalia ausma-

chen®®. Art. 105 SRU verzichtet auf das Merkmal der Fremdheit des anderen Schiffs, so-

% Treves in EJIL 20 (2009), S. 399 (412); Arnauld in AVR 47 (2009), S. 454 (466).

®13 | E. ebenso: Trésoret, Seepiraterie, S. 259.

%16 vgl. aus der jiingeren Rechtsprechung: ISGH, Urt. v. 01.07.1999, Case No. 2, Ziff. 153 ff. (,Sai-
ga“).
7 Dahm/Delbriick/Wolfrum, Vélkerrecht, § 119, Rn. I1.1.; IV.2.

®% Das gleiche Recht gilt in Bezug auf Seerduberluftfahrzeuge bzw. durch Seerduber erbeutete

und in deren Gewalt stehende Luftfahrzeuge. Dieser Aspekt soll hier jedoch keine Rolle spie-
len, da er auch in der Praxis eher irrelevant ist.

619 Trésoret, Seepiraterie, S. 264.
620 Geif/Petrig, Piracy, S. 66.

21 5 0. Teil 1, B, II., 1.
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dass hier fiir die berechtigten Schiffe die Moglichkeit besteht, gegen Schiffe derselben
Staatsangehdrigkeit nicht nur aufgrund nationalgesetzlicher Kompetenzen, sondern auch

aufgrund der volkerrechtlichen Kompetenz aus Art. 105 SRU vorzugehen®?.

Die Vorschrift bildet insoweit den Nachgang zu den Rechten aus Art. 110 SRU, da fiir die
Ausiibung der Rechte aus Art. 105 S. 1 Alt. 1 SRU feststehen muss, dass es sich bei dem
Schiff, gegen das vorgegangen wird, um ein solches der vorbezeichneten Art handelt,
wihrend diese Frage durch die Ausiibung der Rechte aus Art. 110 SRU gerade einer Kla-
rung zugefihrt werden soll. In der Konsequenz bedeutet dies, dass immer dann, wenn
der Verdacht besteht, dass es sich bei einem Schiff um ein Seerdauberschiff oder ein
durch Seerduberei erbeutetes und in der Gewalt von Seerdubern befindliches Schiff han-
delt, zunichst die Untersuchungsrechte aus Art. 110 SRU geltend gemacht werden miis-
sen®®, Typischerweise steht die Eigenschaft eines Schiffs als Seerduberschiff i.S.v. Art.
103 SRU fest, wenn dieses Schiff bei einem Akt der Piraterie auf frischer Tat ertappt wur-
de®*. Die spezielle Kennzeichnung von Piratenschiffen, etwa durch die berihmt-
beriichtigte Totenkopfflagge, den Jolly Roger625, kommt heute praktisch nicht mehr

vor®®®,

Nichtsdestotrotz obliegt die Feststellung, dass es sich um ein dem Art. 105 S. 1 SRU ent-
sprechendes Schiff handelt, dem kommandierenden Offizier des Schiffs, das die Rechte

aus Art. 105 SRU wahrnehmen méchte®?’

. Insofern kann es zu Fehleinschatzungen kom-
men. Fir diese Fille bestimmt Art. 106 SRU die Haftung des aufbringenden Staates, falls
das Aufbringen ohne hinreichenden Grund erfolgt ist. AuRerdem spricht die Vorschrift
vom Aufbringen eines der Seerduberei verdachtigen Schiffs. Daher stellt sich die Frage
nach der Abgrenzung zu Art. 110 SRU. Jedenfalls wird man aufgrund von Art. 106 SRU
nicht den Schluss ziehen kdnnen, dass sich die Einschligigkeit von Art. 105 SRU allein
nach objektiven Kriterien bestimmt, eine darauf gestitzte Mallnahme also rechtswidrig
ist, wenn objektiv kein dem Art. 105 SRU entsprechendes Schiff aufgebracht wurde®®.

Allerdings muss vor dem Hintergrund von Art. 110 SRU gefordert werden, dass fiir die

622 Trésoret, Seepiraterie, S. 262.

* Allmendinger/Kees in NZWehrr 2008, S. 60 (63).

2% Arnauld in AVR 47 (2009), S. 454 (468).
625

6

N

Einige Beispiele hierzu bei: Bohn, Die Piraten, S. 84.

%26 Schmahl in A8R 136 (2011), S. 44 (63).

®?’ S.0.Teil 3, A, 1., 2., b), aa).

28 5o aber: Allmendinger/Kees in NZWehrr 2008, S. 60 (63 f.).

N
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rechtmiRige Ausiibung der Rechte aus Art. 105 SRU ein héheres MaR an Uberzeugung
von der Eigenschaft als Seerdauberschiff bzw. von Seerdubern erbeutetes und unter ihrer
Gewalt stehendes Schiff vorliegen muss. Ansonsten wiirde die vorrangige Durchfiihrung

der Untersuchung gem. Art. 110 SRU unterlaufen.

Daher ist zur Unterscheidung auf folgendes abzustellen: Der bloRe Verdacht, es handele
sich um ein Seerduberschiff, lasst Zweifel zu, die durch die Wahrnehmung der Rechte aus
Art. 110 SRU ausgerdumt werden miissen, bevor weitere MaRnahmen getroffen werden
kénnen. Die Feststellung, dass ein Seerduberschiff vorliegt und der Anwendungsbereich
des Art. 105 SRU eréffnet ist, erfordert ein auf objektiven Kriterien beruhendes, so hohes
MaR an Uberzeugung, dass verniinftigerweise keine Zweifel hieran bestehen kénnen. Bei
falscher Einschiatzung der Gefahrenlage ist daher durch Art. 106 SRU eine Haftung nur

begriindet, wenn die Einschatzung als willkiirlich oder unhaltbar anzusehen ist®?.

Das Aufbringen eines Schiffs i.S.v. Art. 105 S. 1 Alt. 1 SRU bedeutet die (vorriibergehen-

630
f

de) Ubernahme der Kontrolle {iber das Schiff>>". Um diese Kontrolle zu erlangen, ist das

aufbringende Schiff berechtigt, Gewalt einzusetzen®!. Insofern ist die Problemstellung
die gleiche wie im Falle von Art. 110 SRU. Dementsprechend fillt auch die Antwort gleich
aus. Ein Einsatz von Gewalt zur Durchsetzung der von Art. 105 SRU gewidhrten Rechte ist
nach Vélkergewohnheitsrecht, gleichsam als Annex zu den Rechten aus Art. 105 SRU

selbst, zuldssig, hat sich aber streng am Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit auszurich-

632

ten””“. Dadurch nicht beantwortet wird allerdings die Frage, ob auch ein gezieltes Be-

kampfen und Versenken von Piratenschiffen oder erbeuteten Schiffen zuldssig sein kann.

Es steht auRer Frage, dass das Versenken eines Schiffs etwas anderes ist als das Aufbrin-

633

gen desselben®>. Auch steht fest, dass das SRU keine ausdriickliche Grundlage fiir den

gezielten Beschuss und das Versenken eines Piratenschiffs oder erbeuteten Schiffs lie-

634

fert™". GleichermalRen wurde aber auch schon festgestellt, dass ein Einsatz von Gewalt

629 | E. ebenso: Allmendinger/Kees in NZWehrr 2008, S. 60 (64); anders wohl: Trésoret, Seepirate-
rie S. 264, der allerdings die Begriffe Scheingefahr, Anscheinsgefahr und Putativgefahr, auf die
er seine Argumentation stitzt, nur ungenau bis missverstandlich voneinander abgrenzt.

630 Trésoret, Seepiraterie, S. 260.

31 Geif/Petrig, Piracy, S. 69.

2 5.0.Teil 3, A, 1., 2., b), aa).

®33 Fischer-Lescano in NordOR 2009, S. 49 (54).

3% Heinicke in KJ 2009, S. 178 (186); Geif3/Petrig, Piracy, S. 69.
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volkergewohnheitsrechtlich zuldssig sein kann, solange er sich am VerhaltnismaRigkeits-

grundsatz orientiert®®>.

Nun ist es aber kaum vorstellbar, dass ein gezielter Einsatz von Gewalt mit dem Ziel der
Toétung von einzelnen Piraten oder des Versenkens des Schiffs einer VerhdltnismaRig-

%3¢ Dies gilt umso mehr, wenn es sich um ein erbeutetes Schiff

keitspriifung standhalt
handelt, auf dem sich noch Besatzungsmitglieder oder Passagiere befinden. Die Unver-
haltnismaRigkeit folgt schon daraus, dass der Einsatz von Gewalt, wie gezeigt, als not-
wendiger Annex der Durchsetzung der durch das SRU gewidhrten Rechte dienen muss.
Ein gezieltes Toten einzelner oder das gezielte Versenken des Schiffs erfiillt diese Voraus-

637

setzung aber gerade nicht™’. In diesem Zusammenhang kdnnen nur Warnschiisse oder

das gezielte Ausschalten des Antriebs bzw. der Mandvrierfahigkeit des anderen Schiffs in

638 Natiirlich kann dabei nicht ausgeschlossen werden, dass so schwere

Betracht kommen
Schiaden an dem beschossenen Schiff entstehen, dass ein Sinken letztendlich unvermeid-
lich ist. Solch eine Situation stellt allerdings kein gezieltes Versenken dar und diirfte auch
eher unwahrscheinlich sein. Weitergehende Einsdtze von Gewalt kdnnen nur in Fallen
der Notwehr und Nothilfe als zuldssig angesehen werden®®. Allerdings gilt auch in diesen

640

Konstellationen der Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit® . Daher fallt es schwer, sich das

gezielte Versenken eines Schiffs als notwendige Verteidigungshandlung vorzustellen.

cc) Recht zur Festnahme und Beschlagnahme

Das Recht zum Aufbringen wird durch Art. 105 S. 1 Alt. 2, 3 SRU dadurch erginzt, dass
die Besatzung des aufbringenden Schiffs auch das Recht hat, die an Bord des aufgebrach-
ten Schiffs befindlichen Personen festzunehmen und dort befindliche Vermégenswerte
zu beschlagnahmen. Grundsétzlich ist dieses Recht nicht auf Piraten und deren Beute
beschrankt, sondern erlaubt die Festnahme samtlicher an Bord befindlicher Personen
sowie die Beschlagnahme samtlicher Vermdgenswerte, auch solcher, die nicht geraubt

641

wurden’ . Diese Rechte dienen der Beweissicherung und der Ermoglichung von Ermitt-

835 Wiefelspiitz in NZWehrr 2009, S. 133 (135).
83 Wiefelspiitz in NZWehrr 2009, S. 133 (135).
637 Trésoret, Seepiraterie, S. 354.

638 Geif/Petrig, Piracy, S. 69.

® Treves in EJIL 20 (2009), S. 399 (412).

0 Wiefelspiitz in NZWehrr 2009, S. 133 (135).

% Geif/Petrig, Piracy, S. 66.
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lungsmaRnahmen gegen der Piraterie verdichtige Personen®?. Insofern ist selbstver-
standlich zu fordern, dass ein gewisser Verdacht gegen Personen bzw. eine gewisse Be-
weiswirkung bei Vermdgenswerten vorliegt, um eine Fest- oder Beschlagnahme nicht
willkirlich und damit rechtswidrig erscheinen zu lassen®?. Art. 105 S. 1 Alt. 3 SRU impli-
ziert unter Erweiterung des Wortlauts auch die Zuldssigkeit der Beschlagnahme des See-
rauberschiffs und sogar eines erbeuteten Schiffs selbst zu Zwecken der Strafverfol-

gungGM.

Im Falle von rechtswidrigen Handlungen kann allerdings nicht auf die Haftungsvorschrift
des Art. 106 SRU zuriickgegriffen werden, da diese Vorschrift zum einen nur die Haftung
fir rechtswidriges Aufbringen regelt und zum anderen nur eine Haftung gegeniiber dem
Staat, unter dessen Flagge das aufgebrachte Schiff fahrt, begriindet. Allerdings sind Ein-
zelpersonen gegen MalRnahmen nach Art. 105 S. 1 Alt. 2, 3 SRU keineswegs schutzlos
gestellt. Fest- und Beschlagnahme richten sich namlich als Teil des nachfolgenden Straf-
verfahrens nach den nationalrechtlichen strafprozessualen Regeln desjenigen Staates,

645

dessen Schiffsbesatzung die Fest- bzw. Beschlagnahme durchgefiihrt hat™”. Demzufolge

wiirde bei MalRnahmen deutscher Soldaten das deutsche Staatshaftungsrecht im Falle

%46 Das ist allerdings nicht ganz unumstritten. Da

von Fehlverhalten Anwendung finden
sich der fragliche Einsatz, bei dem es zu rechtswidrigen Handlungen deutscher Soldaten
kommen kann, auf der Ebene des Volkerrechts bewegt, stellt sich die Frage, ob dieses die

nationalen Haftungsregeln verdrangt.

Das ware zunachst dann denkbar, wenn es auf volkerrechtlicher Ebene selbst Schadens-
ersatzanspriche des Einzelnen gegenliber schadigendem Verhalten von Angehdrigen
fremder Streitkrifte gdbe. Das SRU hilt, wie gezeigt, solche Anspriiche nicht bereit. Dis-
kutiert wird die Frage vor allem mit Blick auf das Humanitare Volkerrecht. Nach allge-
meiner Meinung enthalt jedoch auch dieses keine individuellen Schadensersatzanspru-
che®. Vereinzelt findet sich allerdings die Ansicht, dass das Humanitire Vélkerrecht in

Bezug auf durch die Streitkrafte verursachte Schaden das nationale Staatshaftungsrecht

®42 vgl. Heinicke in KJ 2009, S. 178 (185); Treves in EJIL 20 (2009), S. 399 (402).
3 GeifR/Petrig, Piracy, S. 66 f.

% Trésoret, Seepiraterie, S. 265.

645 Trésoret, Seepiraterie, S. 265.

646 Vgl. Kneissler, Piratenterror, S. 148.

7 Woedtke, Die Verantwortlichkeit Deutschlands fiir seine Streitkrafte, S. 294; Raap in Wein-

gartner/Krieger, Streitkrafte, S. 137 (139 ff.); Schmahl in Za6RV 66 (2006), S. 699 (704 f.).
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648

in jedem Fall verdrangt, auch wenn es keine Kompensationsanspriiche enthalt™™. Dieser

649, Richtigerweise kann nicht

Ansicht ist das BVerfG schon mehrfach entgegen getreten
davon ausgegangen werden, dass das Volkerrecht es den Staaten verbieten will, ihr nati-
onales Staatshaftungsrecht auf Falle von Schadigungen, die durch ihre Streitkrafte verur-

630, Allerdings ist noch zu sagen, dass das Humanitare Volker-

sacht wurden, anzuwenden
recht, wie noch zu zeigen sein wird, auf die Pirateriebekampfung vor Somalia ohnehin
nicht anwendbar ist und somit, selbst wenn es eine Sperrwirkung gegeniber nationalem

Staatshaftungsrecht hitte, diese nicht entfalten kénnte®™.

AbschlieBend sei noch darauf hingewiesen, dass Art. 105 S. 1 Alt. 2, 3 SRU keine allum-
fassende Befugnis zur Festnahme von Seerdubern enthadlt. Das folgt unter anderem dar-
aus, dass die Befugnis zur Festnahme schon von Art. 105 SRU selbst auf Personen be-
schrankt wird, die sich an Bord eines Seerduberschiffs oder eines durch Seerduberei er-
beuteten und in der Gewalt von Seerdubern befindlichen Schiffs befinden. Dies schlieft
etwa die Festnahme einer der Piraterie verdachtigen oder sogar tGberfiihrten Person aus,
wenn diese sich z.B. auf einem Schiff anderer als der in Art. 105 S. 1 SRU bezeichneten
Art befindet®.

dd) Recht der Nacheile

Art. 111 Abs. 1 SRU gewihrt berechtigten Schiffen unter bestimmten Voraussetzungen

ein Recht zur Nacheile nach anderen Schiffen. Nacheile i.d.S. bedeutet die Verfolgung

% Diese Ansicht wurde zunichst in den Anfangsjahren der Bundesrepublik mit Blick auf die Scha-

den des Zweiten Weltkriegs vertreten (so etwa: Granow in A6R 77 (1951/52), S. 67 (71); Féaux
de la Croix in NJW 1960, S. 2268 (2269)), sie ist jedoch in jlingster Zeit vor dem Hintergrund
verschiedener Vorfalle bei Auslandseinsdtzen der Bundeswehr wieder aufgelebt (so etwa: Ra-
ap in Weingartner/Krieger, Streitkrafte, S. 137 (142 ff.); LG Bonn, Urt. v. 10.12.2003, Az.: 1 O
361/02).

9 BverfGE 94, S. 315 (328 f.); BverfG, NJW 2004, S. 3257 (3258).

% Schmahl in ZaBRV 66 (2006), S. 699 (706 f.); Huhn, Amtshaftung im bewaffneten Auslandsein-
satz, S. 38; moglich ist allerdings ein Ausschluss des nationalen Staatshaftungsrechts durch ge-
sonderten volkerrechtlichen Vertrag (Dutta in AGR 133 (2008), S. 191 (204)).

1 5.u. Teil 4, B., 1., 1.; soweit das Humanitire Voélkerrecht nicht eingreift, ist grundsatzlich von

der Geltung des nationalen Staatshaftungsrechts auszugehen (Raap in Weingartner/Krieger,
Streitkrafte, S. 137 (145); Raap in NZWehrr 2013, S. 198 (199) mit Hinweis darauf, dass die
Anwendung des deutschen Staatshaftungsrechts auch nicht durch Bestimmungen des interna-
tionalen Privatrechts ausgeschlossen wird).

2 Geif/Petrig, Piracy, S. 66; Fischer-Lescano/Tohidipur in NJW 2009, S. 1243 (1245).
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eines Schiffs aus den Hoheitsgewdssern eines Staates heraus auf die Hohe See®3. Die
Verfolgung von Schiffen allein auf Hoher See wird durch Art. 111 SRU nicht geregelt. So-
fern es sich bei den verfolgten Schiffen um solche der in den Art. 105, Art. 110 SRU be-
zeichneten Art handelt, ist das Recht zur Verfolgung solcher als Annex zu den Befugnis-
sen der Art. 105, Art. 110 SRU in diesen Vorschriften selbst enthalten®*. Art. 111 SRU ist
auch keine Vorschrift, die sich explizit mit der Piraterie beschaftigt. Ihrem Inhalt nach
gewadhrt sie vielmehr berechtigten Schiffen eines Kistenstaates dann das Recht zur
Nacheile nach anderen Schiffen, wenn die Behdrden des Kistenstaates guten Grund zu
der Annahme haben, dass das Schiff gegen das Recht des Kiistenstaates verstoBen hat.
Die Vorschrift stellt also ausdriicklich auf die Verletzung nationalen Rechts ab und be-
rechtigt ausschlieRlich den Kiistenstaat, gegen dessen Recht verstoRen wurde®>. Art. 111
SRU spielt fiir das Seevélkerrecht insofern eine Rolle, als erst dadurch eine Verfolgung
aulBerhalb der eigenen Hoheitsgewdsser moglich wird, sofern es sich bei dem verfolgten
Schiff um ein fremdes handelt®®. Obwohl Art. 111 Abs. 1 SRU das Erfordernis der Fremd-
heit des verfolgten Schiffs nicht nennt, wird es in gewissem Sinne doch voraus gesetzt, da
die Verfolgung eigener Schiffe sich allein nach nationalem Recht richtet und Art. 111 SRU
hierfir nicht notig ist®’. Das Recht der Nacheile berechtigt zwar auch zum verhaltnisma-

Rigen Einsatz von Gewalt, nicht jedoch zum gezielten Versenken des verfolgten Schiffs®®.

Das Recht zur Nacheile hat in der Diskussion um die Bekdmpfung der Piraterie aber inso-
fern Bedeutung erlangt, als Gber ein Recht zur umgekehrten Nacheile diskutiert wird.
Gemeint ist damit das Recht zur Verfolgung eines Schiffs zum Zwecke der Geltendma-
chung der Befugnisse aus Art. 105, Art. 110 SRU von der Hohen See in die Hoheitsgewas-
ser eines Kiistenstaates hinein®®. Ein solches Recht soll sich nicht aus Art. 111 SRU erge-

660

ben, sondern ware eigenstandig zu begriinden™". Problematisch ist dies insofern, als je-

denfalls die Nacheile nach Art. 111 SRU dann nicht mehr zuléssig ist, wenn das verfolgte

%3 Barrios in BCICLR 28 (2005), S. 149 (155 f.).
6% Geif/Petrig, Piracy, S. 69.

8> Schiedermair in ASR 135 (2010), S. 185 (208).
8% Schiedermair in ASR 135 (2010), S. 185 (196).
657 Nordquist, United Nations Convention on the Law of the Sea 1982, Art. 92, Rn. 92.1.

®% Schiedsspruch v. 30.06.1933 und v. 05.01.1935, RIAA Vol. I, S. 1609 (1615) (,,I'm Alone”).
6%9 Murphy in Lehr, Violence at Sea, S. 155 (163 f.).

%0 Affeld in HuV-1 2000, S. 95 (97).
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%! |n der Pra-

Schiff das Kiistenmeer eines anderen Staates erreicht, Art. 111 Abs. 3 SRU
xis haben sich die von Somalia aus operierenden Piraten diesen Umstand haufig zunutze
gemacht, um in die somalischen Kistengewdsser und somit gleichsam in den Schutz der

Reste somalischer Staatlichkeit zu fliehen®®?

. Allerdings sind die Uberlegungen zu einem
bestehenden Recht auf umgekehrte Nacheile kaum mehr als vorsichtige Ansdtze zu einer
Begrl'jndung663 bzw. vorsichtige Hinweise auf entsprechende Regelungen aus vereinzel-

tem nationalstaatlichem Recht oder historischer Praxis®®

. Im Ergebnis wird die Existenz
eines Rechts auf umgekehrte Nacheile kaum ernsthaft vertreten®®. Dies verdient Zu-
stimmung, da ein solches Recht mit der fein abgestimmten Systematik des SRU und der
darin zum Ausdruck kommenden Souveranitat der Kistenstaaten nicht vereinbar ware®®®.
Im Ergebnis bleibt also festzuhalten, dass sich zumindest aus dem SRU nur ein Recht zur
Verfolgung auf Hoher See und auf die Hohe See ergibt, keinesfalls aber eines zur Verfol-

gung von der Hohen See in die Hoheitsgewdsser eines Staates.

ee) Recht zur Aburteilung

Art. 105 S. 2 SRU statuiert ein vorrangiges Recht desjenigen Staates, durch den Seeréu-
berschiffe aufgebracht und deren Besatzung festgenommen wurde, zur Aburteilung der
Seerduber durch seine nationalstaatlichen Gerichte und auf der Grundlage seiner natio-
nalrechtlichen Vorschriften. Diese Jurisdiktionsregel ist Ausfluss des Weltrechtsprinzips
und statuiert fur diesen speziellen Fall zugleich einen Vorrang dieses Prinzips gegentliber
allen anderen vélkerrechtlichen Prinzipien zur Erstreckung nationaler Strafgewalt®®’.
Nach dem Wortlaut von Art. 105 S. 2 SRU hat der aufgreifende Staat das Recht, nicht je-
doch die Pflicht, die festgenommenen Seerduber seiner nationalen Strafgewalt zu unter-

668

werfen™". Allerdings besteht nicht die Moéglichkeit, auf eine Strafverfolgung ganzlich zu

%1 Barrios in BCICLR 28 (2005), S. 149 (156).

662 Trésoret, Seepiraterie, S. 278.

%3 Stehr, Piraterie und Terror auf See, S. 22 f., der aber lediglich die Moglichkeit einer durchsetz-

baren Pflicht zur Duldung entsprechenden Vorgehens durch den betroffenen Kiistenstaat eror-
tert.

5% Affeld in HuV-1 2000, S. 95 (97 f.).

%5 Unzutreffend: Trésoret, Seepiraterie, S. 279, der offensichtlich die genannten Quellen zu einer

Beflrwortung des Rechts auf umgekehrte Nacheile liberinterpretiert.

¢ Insoweit wieder Uberzeugend: Trésoret, Seepiraterie, S. 279 ff.
®7 Treves in EJIL 20 (2009), S. 399 (402); Trésoret, Seepiraterie, S. 268 f.

8 Schmahl in AGR 136 (2011), S. 44 (61).
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verzichten und die Verdachtigen schlichtweg ohne Weiteres wieder auf freien Full zu
setzen — dies widersprache der effektiven Kooperationspflicht bei der Pirateriebekamp-
fung aus Art. 100 SRU®®. Jedoch besteht die Moglichkeit, die Festgenommenen zum

%0 Hiermit sind jedoch

Zwecke der Strafverfolgung an einen anderen Staat zu Ulberstellen
zahlreiche rechtliche Fragestellungen verbunden, die allerdings weiter unten in einer

gesonderten Darstellung erértert werden sollen®’*.

Weiterhin verleiht Art. 105 S. 2 SRU dem aufbringenden Staat das Recht, durch seine Jus-
tiz dariber zu entscheiden, welche MaRnahmen hinsichtlich des aufgebrachten und be-
schlagnahmten Schiffs und eventueller Vermégenswerte zu treffen sind. Die Ubertragung
dieser Entscheidung an die Gerichte verbietet es auch, ein aufgebrachtes Schiff zu ver-
senken, weil ein Abschleppen oder ein anderweitiges Verbringen in einen sicheren Hafen
als zu schwierig erscheint®2. Allenfalls, wenn ein Bewegen des Schiffs, etwa wegen einer
Beschadigung, gar nicht mehr moglich ist und das Schiff sonst eine Gefahr fiir den
Schiffsverkehr darstellen wirde, mag ein Versenken an Ort und Stelle gerechtfertigt

sein®’,

Weiterhin bestimmt Art. 105 S. 2 SRU, dass MaRnahmen bzgl. des beschlagnahmten
Schiffs bzw. beschlagnahmter Vermoégenswerte nur vorbehaltlich der Rechte gutglaubi-
ger Dritter verhdngt werden dirfen. In diesem Zusammenhang fragt sich, welche Rechte
damit genau gemeint sind. Unzweifelhaft ist dabei der Schutz des Eigentums Dritter an
Schiffen oder Vermogenswerten. Der Grundsatz, dass Eigentumsverhéltnisse durch Pira-
terie nicht beeintrachtigt werden, wurde erstmals von Hugo Grotius aufgestellt und fand

674

seither Eingang in das volkerrechtliche Verstandnis der Piraterie®". Der Schutz des Eigen-

tums Dritter ist im Ubrigen auch ein Grundsatz des Prisenrechts und kann daher analog

675

auch im Piraterierecht angewandt werden’’>. Darliber hinaus ist allerdings umstritten

und ungeklart, ob samtliche vélkerrechtlich anerkannten Rechte an Sachgiitern in diesem

9 Treves in EJIL 20 (2009), S. 399 (402); dennoch wurde zum Teil so verfahren (vgl. Bartels-
Leipold, Internationaler Gerichtshof fiir Piraterie, S. 92 ff.).

7% schmahl in ASR 136 (2011), S. 44 (61).
71 S.u. Teil 4, D., I.

%72 Gegen ein Versenken unter allen Umstinden auch: Fischer-Lescano in NordOR 2009, 49 (54).

3 Wagner in HFR 2010, S. 31 (38); Wiefelspiitz in NZWehrr 2009, S. 133 (135).

674 »pirata non mutat dominium®, Grotius, De iure belli ac pacis libri tres, Liber Ill, Caput IX, Sec-

tio XVI.

®7> vgl. Heintschel von Heinegg, Seekriegesrecht, S. 491 f.
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Zusammenhang geschitzt sind®’® oder, ob sich der Schutz nur auf solche Rechte er-
streckt, die vom jeweils zustidndigen Gericht angewandt werden kénnen®”’. Fest steht
nur, dass sich die Frage, ob die fraglichen Sachgiiter herauszugeben sind oder eine Ent-
eignung gegen Entschadigung vorgenommen werden darf, nach den jeweiligen national-

rechtlichen Vorschriften richtet®’®,

ff) Befugnisse aufgrund von Nothilfe gem. Art. 98 Abs. 1 SRU

Wie schon angedeutet, schafft Art. 98 Abs. 1 SRU eine echte Pflicht zum Hilfeleisten in
bestimmten Notsituationen®”®. Mit einem solchen Hilfeleisten sind notwendigerweise
bestimmte Befugnisse verkniipft, die eine effektive Hilfeleistung erst moglich machen®®.
Angesichts des Wortlauts von Art. 98 Abs. 1 SRU ist allerdings nicht ganz klar, ob ein Pira-
tenangriff eine hiervon erfasste Notsituation ist. Im Ergebnis ist dies aber zu bejahen.
Zwar wird teilweise vertreten, dass sich Art. 98 Abs. 1 SRU auf seefahrtstypische Gefah-

681

renlagen beschrankt™". Aber selbst bei einer derartigen Auslegung erscheint die Begren-

zung solcher seefahrtstypischer Gefahrenlagen auf technisch oder durch die Elemente

bedingte Notsituationen unnétig eng682

. Angesichts der langen Geschichte der Piraterie
und ihrem nun schon mehrere Jahrzehnte andauernden Wiederaufblihen in verschiede-
nen Gewadssern der Welt erscheint es nur konsequent, einen Piratenangriff als seefahrts-
typische Gefahrenlage zu betrachten. Im Ubrigen wird eine Begrenzung des Tatbestandes
von Art. 98 Abs. 1 SRU auf seefahrtstypische Gefahrenlagen aber auch allgemein abge-

lehnt und eine Anwendbarkeit der Vorschrift auf Piratenangriffe befiirwortet®®.

So etwa: Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jorzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (521 f.).

7 50 etwa: Nordquist, United Nations Convention on the Law of the Sea 1982, Art. 105 SRU,

Rn. 105.10(c).

%78 Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jorzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (522); Schmahl in ASR 136
(2011), S. 44 (62).

7% Genauer gesagt handelt es sich um die Pflicht der Vertragsstaaten zur nationalrechtlichen

Schaffung einer solchen Hilfeleistungspflicht jedes Kapitans eines unter ihrer Flagge fahrenden
Schiffs (Murphy in Lehr, Violence at Sea, S. 155 (164)).

%80 Heinicke in KJ 2009, S. 178 (186).
%81 5o etwa: Affeld in HuV-1 2000, S. 95 (98).
%82 5o aber: Affeld in HuV-1 2000, S. 95 (98).

83 Heintschel von Heinegg/Gries in AVR 40 (2002), S. 145 (166); Stehr, Piraterie und Terror auf
See, S. 22; Lagoni in Ipsen/Schmidt-Jorzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 501 (522).
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Von den verschiedenen Notlagesituationen in Art. 98 Abs. 1 SRU kommt im Falle eines
Piratenangriffs nur die Lebensgefahr fir mindestens eine Person nach Art. 98 Abs. 1
lit. a) SRU in Betracht. Die Lebensgefahr muss konkret sein und entweder andauern oder

684

unmittelbar bevorstehen™". Ob im Falle eines Piratenangriffs eine konkrete Lebensgefahr

flr Personen an Bord des geenterten Schiffs besteht, muss im Einzelfall vom Komman-

68 Allerdings wird man eine solche

danten des Hilfe leistenden Schiffs beurteilt werden
Gefahr angesichts des dulerst brutalen Vorgehens der somalischen Piraten in den meis-

ten Fillen annehmen kénnen.®®

c) Die Berechtigten

Die Befugnisse des Art. 105 SRU zur Bekdmpfung von Piraten diirfen laut Art. 107 SRU
nur von Kriegsschiffen oder Militéirluftfahrzeugen'587 oder von anderen Schiffen oder Luft-
fahrzeugen, die als im Staatsdienst stehend gekennzeichnet und erkennbar sind und die
dazu befugt sind, wahrgenommen werden. Die Definition eines Kriegsschiffs ergibt sich
aus Art. 29 SRU. Die wesentlichen Elemente sind danach, dass es sich um ein Schiff han-
delt, das zu den Streitkraften eines Staates gehort und entsprechend gekennzeichnet ist,
dass es von einem Offizier dieser Streitkrafte gefiihrt wird und, dass die Besatzung den
Regeln der militarischen Disziplin unterliegt. Die Beschrankung des Kreises der Berechtig-
ten gilt allerdings nur fiir die tatsiachliche Durchfithrung der MaBnahmen nach dem SRU.
Zur Vorbereitung derselben, etwa durch Aufspliren oder Verfolgen eines verdachtigen
Schiffs, um dessen Position zu kennen, kdnnen Schiffe und Luftfahrzeuge jeglicher Art

eingesetzt werden®®.

Umstritten ist in diesem Zusammehang, ob sich das Erfordernis der Befugnis nur auf die
anderen, also nicht militarischen, Schiffe und Luftfahrzeuge erstreckt oder auch Kriegs-
schiffe und Militarluftfahrzeuge hiervon erfasst sind. Speziell von deutschen Politikern

wird vielfach die erstgenannte Ansicht vertreten. Hierbei beschrankt sich die Bundesre-

684 Trésoret, Seepiraterie, S. 275.

%8 vgl.o. Teil 3, A, 1., 2., b), aa).
686 Vgl. Weidner, Piraterie, S. 79 f.

%7 Wenn der Einsatz von Militarluftfahrzeugen gegen Piratenschiffe auf den ersten Blick auch

eher abwegig erscheinen mag, ergibt sich seine durchaus nicht geringe praktische Bedeutung
doch vor allem aus dem haufig vorkommenden Einsatz von Bordhubschraubern (Trésoret,
Seepiraterie, S. 256, Fn. 1090).

688 Nordquist, United Nations Convention on the Law of the Sea 1982, Art. 105 SRU,
Rn. 105.10(a).
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gierung nicht einmal auf ein Befugniserfordernis fir nicht militarische Schiffe und Luft-
fahrzeuge, sondern entnimmt Art. 107 SRU sogar die Erméachtigung sowohl militdrischer
als auch nicht militarischer Schiffe und Luftfahrzeuge, die Befugnisse des SRU zur Pirate-
riebekampfung wahrzunehmen, ohne dass es einer irgendwie gearteten innerstaatlichen
Befugnis bedarf®®. Diese Ansicht ist allerdings schon deshalb nicht haltbar, weil hier der
Wortlaut des Art. 107 SRU, der ausdriicklich von einem Befugniserfordernis spricht, igno-

riert wird.

Aber auch die Ansicht, dass Art. 107 SRU sowohl militdrischen als auch nicht militari-
schen staatlichen Schiffen und Luftfahrzeugen die Berechtigung zur Pirateriebekampfung
nur dann zuweist, wenn sie hierzu eine Befugnis haben, die auBerhalb des SRU ent-

9% Unter anderem wird argumentiert, dass es der seevdlkerrecht-

springt, wird vertreten
lichen Tradition entspreche, dass Kriegsschiffe zur Bekampfung von Piraten nur dann
berechtigt sind, wenn sie nach dem Recht ihres Heimatstaates dazu befugt sind®*. Aus
diesem Grund sei bei der Abfassung des Art. 107 SRU darauf verzichtet worden, das Be-
fugniserfordernis fur Kriegsschiffe explizit in den Wortlaut der Vorschrift aufzuneh-

692
n

men®’“. Wenn man allerdings die giiltigen amtlichen Sprachfassungen von Art. 107 SRU,

insbesondere die englischsprachige, betrachtet, drangt sich die Annahme auf, dass das

Befugniserfordernis Kriegsschiffe gerade nicht erfassen soll®%

. Insofern bleibt das Argu-
ment, auf die explizite Aufnahme des Befugniserfordernisses fir Kriegsschiffe sei aus
Griinden der Selbstverstandlichkeit bewusst verzichtet worden, eine reine Behauptung.
In den Materialien zum SRU findet sich hierauf kein Hinweis®®*. AuRerdem ist Art. 21
HSU, der die Vorgingervorschrift von Art. 107 SRU darstellt, in dhnlicher Weise gefasst,
sodass auch schon hier davon ausgegangen werden muss, dass das Befugniserfordernis
nur andere Schiffe als Kriegsschiffe erfasst. Gestltzt wird dieses Ergebnis auch durch
Art. 110 SRU, der in seinem Abs. 1 nur von Kriegsschiffen spricht und hierbei nichts von

einer gesonderten Befugnis erwahnt. In Art. 110 Abs. 5 SRU ist dann von anderen ord-

%% BT-Drucks. 16/11382, S. 14.
80 Fischer-Lescano in Nord®R 2009, S. 49 (53).
1 Affeld in HuV-1 2000, S. 95 (99 f.).

2 Wagner in HFR 2010, S. 31 (42).

%3 Die englischsprachige Fassung von Art. 107 SRU lautet: , A seizure [...] may be carried out only

by warships [...], or other ships [...] being on government service and authorized to that ef-
fect”. Das Komma zwischen warships und other ships spricht dafiir, dass sich der letzte Teil des
Satzes mit seinem Ermachtigungsvorbehalt nur auf letztere bezieht (Wiefelspiitz in UBWV
2009, S. 361 (365)).

694 Nordquist, United Nations Convention on the Law of the Sea 1982, Art. 107 Rn. 1.
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nungsgemal befugten Schiffen die Rede. Daraus lasst sich ableiten, dass Kriegsschiffe
immer ordnungsgemal befugt sind. Es bleibt also festzuhalten, dass Art. 107 SRU die
Befugnisse aus Art. 105 SRU Kriegsschiffen ohne Weiteres verleiht, anderen Staatsschif-

fen hingegen nur, wenn sie nach nationalem Recht speziell hierzu befugt sind®®.

AuRerdem findet sich teilweise die Auffassung, dass auch in staatlichem Auftrag han-
delnde private Schiffe in den Anwendungsbereich des Art. 107 SRU fallen konnen®®. Al-
lerdings kann dies tatsdchlich nicht aus dem Wortlaut des Art. 107 SRU herausgelesen
werden. Es bestehen wesentliche Unterschiede zwischen einem im Staatsdienst stehen-

897 zum einen kann aus

den Schiff i.d.S. und einem im staatlichen Auftrag handelnden
diesem Grund ein privates Schiff die Berechtigung zur Pirateriebekampfung nach Art. 107
SRU nicht erhalten. Zum anderen kdnnte sich bei der staatlichen Beauftragung eines pri-
vaten Schiffs die Konsequenz ergeben, dass die von diesem Schiff gegen ein Piratenschiff
vorgenommenen MaRnahmen ihrerseits als Akte von Piraterie nach Art. 101 SRU zu qua-
lifizieren wéren, da diese MaRnahmen in Erfillung des privatrechtlichen Auftrags, mithin

%% Dies wiederum hitte zur Folge, dass andere

zu privaten Zwecken, ergriffen wirden
nach Art. 107 SRU Berechtigte Schiffe gegen das beauftragte Schiff vorgehen diirften. Die
Befugnisse aus dem SRU zur Pirateriebekdmpfung stehen privaten Schiffen also auch
dann nicht zu, wenn sie hierzu staatlich beauftragt sind®”. Das gilt auch dann, wenn die
Beleihung an sich nach nationalem Recht zuldssig ist — in solchen Fallen ist die Befugnis
der beliehenen Schiffe zur Pirateriebekdampfung auf die Hoheitsgewdsser des Beleiher-

staates beschrankt’.

[l. Die Resolutionen des UN-Sicherheitsrats

Der UN-Sicherheitsrat hat sich seit einigen Jahren verstarkt mit dem Problem der Pirate-

rie vor Somalia befasst. Bis jetzt wurden insgesamt zwolf Resolutionen diesbeziglich er-

%3 Ebenso: Esser/Fischer in ZIS 2009, S. 771 (781, Fn. 124).
% Wiefelspiitz in NZWehrr, 2009, S. 133 (135).

7 Dazu umfassend: Wagner in HFR 2010, S. 31 (41).

69%8 Trésoret, Seepiraterie, S. 362.

%9 Erst recht dirfen private Schiffe nicht ohne jegliche Ermachtigung gegen Piraten vorgehen (so

schon: Stiel, Der Tatbestand der Piraterie nach geltendem Volkerrecht, S. 49).

700 Trésoret, Seepiraterie, S. 362.
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lassen’®’. Rechtsgrundlage hierfur ist Kapitel VIl UNCh, da sich die Resolutionen nicht
direkt gegen die Piraten, die ja Privatpersonen sind, richten, sondern die Gesamtsituati-
on in Somalia als Friedensbedrohung ansehen und die Piraterie nur als Folge hiervon be-

trachten’®

. Den Ausschlag fir die Befassung des UN-Sicherheitsrats mit dem Problem
der Piraterie vor Somalia gab die somalische Ubergangsregierung selbst, indem sie sich
Anfang 2008 offiziell mit der Bitte um internationale Hilfe bei dem Problem der Piraterie

%3 Mit seinen Resolutionen erkennt der UN-Sicherheitsrat die Piraterie

an die UN wandte
vor der somalischen Kiste als Problem und Bedrohung sowohl fiir die Situation in Soma-
lia als auch infolge dessen fiir den Weltfrieden an. Er verurteilt die Piraterie und fordert
die Staatengemeinschaft und insbesondere die 6rtlichen Organisationen zum Kampf ge-

gen das Problem auf.

Jedoch beschrankt sich der UN-Sicherheitsrat nicht auf Mahnungen und Aufrufe, sondern
schafft mit der SR-Res. 1816 (2008) auch eine wichtige Rechtsgrundlage fiir das Vorgehen
gegen Piraten innerhalb der somalischen Hoheitsgewisser’®. Die ist als Grundlage fur
eine effektive Pirateriebekdmpfung nétig, da die Kompetenzen des SRU wie gezeigt auf
die Hohe See und die AWZ beschrankt sind und auch eine Verfolgung verdachtiger Schif-

% Um also Pira-

fe in die Hoheitsgewisser Somalias auf Basis des SRU nicht méglich ist
tenschiffe auch innerhalb der Hoheitsgewdsser Somalias verfolgen und bekampfen zu
kénnen, ermachtigt die SR-Res. 1816 (2008) in ihrer Nr. 7 die Staaten, die mit der somali-
schen Ubergangsregierung zusammenarbeiten, mit ihren Schiffen in die somalischen Ho-
heitsgewdsser einzulaufen und dort alle notwendigen Mallnahmen zur Bekampfung der
Piraterie zu ergreifen, solange diese den MaRnahmen entsprechen, die nach dem ein-
schldgigen Volkerrecht auch auf Hoher See gegen Piraten ergriffen werden kdnnen. Die
SR-Res. 1816 (2008) erweitert damit den Anwendungsbereich des SRU auf die somali-
schen Hoheitsgewasser, schafft dabei aber keine weitergehenden Befugnisse zur Be-

706

kampfung der Piraterie”". Auch aus dem Passus ,alle notwendigen MaBnahmen” ldsst

sich nichts anderes ableiten, sodass etwa eine Gewaltanwendung auch hier nur im Rah-

79! Es handelt sich um die SR-Res. 1814 (2008), 1816 (2008), 1838 (2008), 1844 (2008), 1846
(2008), 1851 (2008), 1897 (2009), 1918 (2010), 1950 (2010), 1976 (2011), 2015 (2011) und
2020 (2011).

2 schmahl in ASR 136 (2011), S. 44 (69).

% Wiefelspiitz in NZWehrr 2009, S. 133 (133)

% Treves in EJIL 20 (2009), S. 399 (403 f.).

%°5.0. Teil 2, B., 1., 3., a), bb); Teil 3, A, I, 2., b), dd).
7% Heinicke in KJ 2009, S. 179 (183).
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men von Notwehr und Nothilfe in Betracht kommt’®’. Zwar wird durch die SR-Res. 1816
(2008) in gewissem Sinne die staatliche Souveranitdt Somalias aufgehoben, da dies je-
doch unter ausdriicklicher Zustimmung der somalischen Ubergangsregierung erfolgt ist,

ist hierin kein auBergewdhnliches Vorgehen des UN-Sicherheitsrats zu sehen’®,

Nachdem sich die somalische Ubergangsregierung Ende 2008 erneut mit der Bitte um
verstarkte Unterstliitzung im Kampf gegen Piraterie an die UN gewandt hatte, verab-
schiedete der UN-Sicherheitsrat die SR-Res. 1851 (2008)’®. In dieser Resolution wird in-
soweit eine neue Stufe im Kampf gegen Piraterie erklommen, als sie explizit auch die
Verfolgung und Bekdampfung von Piraten auf dem somalischen Festland erlaubt’. Die
betreffenden Staaten werden dabei in Nr. 6 der SR-Res. 1851 (2008) zu allen erforderli-
chen und geeigneten MalBnahmen ermachtigt. Dies wird allerdings unter den Vorbehalt
des anwendbaren Humanitdaren Voélkerrechts und der internationalen Menschenrechts-
normen gestellt. Insofern schafft die SR-Res. 1851 (2008) eine originare Rechtsgrundlage
etwa fur Geiselbefreiungen an Land oder auch fiir die Festnahme von Piraten unabhangig
von bestehenden vdélkerrechtlichen Mdéglichkeiten zum Tatigwerden auf fremdem Ho-

711

heitsgebiet’™". Eine Anwendbarkeit des Humanitdren Volkerrechts oder der internationa-

len Menschenrechtsnormen wird durch die SR-Res. 1851 (2008) allerdings nicht begriin-

det, sondern vora usgesetztm.

Die durch die SR-Res. 1816 (2008) und 1851 (2008) geschaffenen Ermachtigungen wur-
den in der Folgezeit mehrmals verlangert, so durch die SR-Res. 1846 (2008), 1897 (2009),
1950 (2010), 2020 (2011), 2077 (2012) und 2125 (2013). Aufgrund der jingsten Verlange-

713 Es ist aber davon auszu-

rung gelten die Ermachtigungen zur Zeit bis November 2015
gehen, dass eine weitere Verlangerung beschlossen werden wird, da eine Losung des
Piraterieproblems innerhalb des Jahres 2015 als wenig wahrscheinlich erscheint. Darliber

hinaus hat der UN-Sicherheitsrat die Staatengemeinschaft mit den SR-Res. 1976 (2011)

7 schmahl in ASR 136 (2011), S. 44 (71).
78 Schiedermair in ASR 135 (2010), S. 185 (210).

709 Trésoret, Seepiraterie, S. 297.

% jenisch in NordOR 2009, S. 385 (387).

"M Trésoret, Seepiraterie, S. 298; a.A.: Fischer-Lescano/Tohidipur in NJW 2009, S. 1243 (1245), die
allerdings lbersehen, dass die Beschrankung durch das anwendbare Humanitare Voélkerrecht
und die internationalen Menschenrechtsnormen solche Malnahmen nicht generell aus-
schlieBt, sondern nur in Art und Intensitat begrenzt.

"2 vgl. Arnauld in ASR 47 (2009), S. 454 (467); zur jeweiligen Anwendbarkeit s.u. Teil 4, B., I.
13 SR-Res. 2184 (2014), Ziff. 13.
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und 2015 (2011) zu mehr Engagement bei der strafrechtlichen Verfolgung der somali-
schen Piraten, aber auch von illegaler Fischerei und Giftmullentsorgung, aufgefordert.
Kritisiert wird vor allem dass aufgegriffene Piraten haufig an Land gebracht und dort

14 Ebenso wird die Schaffung spezialisierter somalischer

wieder frei gelassen wurden
Gerichte zur Aburteilung von Piraten angeregt. Eine koordinierte Zusammenarbeit ist
hier sinnvoll, da die Jurisdiktionsregeln des SRU gemiR den Resolutionen des UN-
Sicherheitsrats weder in den somalischen Hoheitsgewassern noch auf dem somalischen

Festland anwendbar sind’*.

[1l. Das SUA-Ubereinkommen

Im Jahr 1988 wurde in Rom das Ubereinkommen zur Bekdmpfung widerrechtlicher Hand-

lungen gegen die Sicherheit der Seeschiffahrt verabschiedet, welches mittlerweile von

18 Allerdings gehéren einige von Piraterie besonders be-

717

152 Staaten ratifiziert wurde
troffene Staaten, darunter auch Somalia, nicht dazu’~’. Anlass fiir die Erarbeitung und
Verabschiedung dieses Ubereinkommens war die im Jahr 1985 von paléstinensischen
Terroristen veribte Entfiihrung des italienischen Passagierschiffs Achille Lauro und die
durch diesen Vorfall offenbarten Schwichen des SRU bei Fillen von Schiffsentfiihrungen

718

insbesondere in staatlichen Hoheitsgewdssern Obwohl das SUA-Ubereinkommen vor

dem Hintergrund terroristischer Straftaten auf See, die nicht als Piraterie i.S.d. SRU ein-
zustufen sind, entstanden ist, ist sein Anwendungsbereich nicht auf solche Taten be-
schrinkt, was schon die Tatsache nahelegt, dass das SUA-Ubereinkommen selbst an kei-

19 Tatsachlich ist das SUA-Ubereinkommen grundsétz-

720

ner Stelle von Terrorismus spricht

lich auf viele Félle der modernen Piraterie anwendbar’“". Soweit sein sachlicher und

"% Fournier, Einsatz, S. 101 f.

"> schmahl in AGR 136 (2011), S. 44 (71).

715 BGBI. Teil 11 1990, S. 496 ff.; die Abkiirzung SUA riihrt von dem englischen Titel des Uberein-
kommens, , Convention for the Suppression of Unlawful Acts Against the Safety of Maritime
Navigation”, her (Murphy in Lehr, Violence at Sea, S. 155 (164)).

7 Bartels-Leipold, Internationaler Gerichtshof fir Piraterie, S. 70.

18 Stehr, Piraterie und Terror auf See, S. 94.
719 Murphy in Lehr, Violence at Sea, S. 155 (164).

720 kontorovich in AJIL 103 (2009), S. 734 (739).
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raumlicher Anwendungsbereich reicht, kann das SUA-Ubereinkommen den Regelungsge-
halt des SRU uberlagern’.

Die zentrale Vorschrift des SUA-Ubereinkommens ist dessen Art. 3, der die unter das

Ubereinkommen fallenden Tatbestinde aufzahlt. Die Vorschrift lautet:

(1) Eine Straftat begeht, wer widerrechtlich und vorsatzlich

a) durch Gewalt oder Drohung mit Gewalt oder durch eine andere Form der Ein-

schiichterung ein Schiff in Besitz nimmt oder die Herrschaft dariiber ausiibt oder

b) eine gewalttdtige Handlung gegen eine Person an Bord eines Schiffes veribt,
wenn diese Handlung geeignet ist, die sichere Flihrung des Schiffes zu gefahr-

den, oder

c) ein Schiff zerstort oder einem Schiff oder seiner Ladung eine Beschadigung

zufligt, die geeignet ist, die sichere Fiihrung des Schiffes zu gefdhrden, oder

d) in ein Schiff auf welche Art auch immer eine Vorrichtung oder eine andere
Sache bringt oder bringen 133t, die geeignet ist, dieses Schiff zu zerstéren oder
dem Schiff oder seiner Ladung eine Beschadigung zuzufiigen, welche die sichere

Fihrung des Schiffes gefahrdet oder zu gefahrden geeignet ist, oder

e) Seenavigationseinrichtungen zerstort oder ernstlich beschadigt oder ihren
Betrieb ernstlich beeintrachtigt, wenn eine solche Handlung geeignet ist, die

sichere Fluhrung eines Schiffes zu gefdahrden, oder

f) wissentlich unrichtige Angaben macht und dadurch die sichere Fiihrung eines
Schiffes gefahrdet oder

g) im Zusammenhang mit der Begehung oder der versuchten Begehung einer der
unter den Buchstaben a bis f genannten Straftaten eine Person verletzt oder

totet.

721 Bartels-Leipold, Internationaler Gerichtshof fir Piraterie, S. 72.
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(2) Eine Straftat begeht auch, wer
a) eine der in Absatz 1 genannten Straftaten zu begehen versucht oder

b) eine Person zur Begehung einer der in Absatz 1 genannten Straftaten anstif-
tet, sofern die Straftat tatsachlich begangen wird, oder sich sonst an der Bege-

hung einer solchen Straftat beteiligt oder

c) droht, eine der in Absatz 1 Buchstaben b, c und e genannten Straftaten zu
begehen, sofern diese Drohung geeignet ist, die sichere Flihrung des betreffen-
den Schiffes zu gefahrden, gleichviel ob die Drohung nach innerstaatlichem
Recht mit einer Bedingung verkniipft ist, die darauf abzielt, eine natlrliche oder

juristische Person zu einem Tun oder Unterlassen zu notigen.

Die Tatalternativen stellen verschiedene Arten von Gewaltanwendung gegen ein Schiff,
Personen auf einem Schiff oder die Ladung eines Schiffs dar. Teilweise wird als zusatzli-
ches Tatbestandsmerkmal die Gefahrdung der sicheren Fahrweise des Schiffs statuiert.
Daraus ergibt sich, dass das Schutzobjekt des SUA-Ubereinkommens im Gegensatz zum
SRU eher die Sicherheit der Schifffahrt insgesamt als die Sicherheit eines einzelnen
Schiffs ist’?2. Art. 3 SUA-Ubereinkommen stellt auBerdem samtliche Formen des Versuchs
und der Beteiligung und zum Teil sogar die Drohung mit einer Tatbegehung der vollende-
ten Tat gleich. Inzwischen wurde das SUA-Ubereinkommen erheblich {iberarbeitet und
als SUA-Ubereinkommen 2005 inklusive eines Protokolls hierzu neu ratifiziert. Das SUA-

723

Ubereinkommen 2005 ist mittlerweile in Kraft getreten’””. Dadurch werden die mogli-

724

chen Tatbestande erheblich erweitert’*”. Unter anderem werden nun auch Konstellatio-

nen erfasst, in denen ein erbeutetes Schiff oder dessen Ladung als Waffe missbraucht

oder Losegeld fir gefangene Geiseln gefordert wird’%.

Ein weiterer wichtiger Unterschied zum SRU ist das Fehlen der Two-Ship-Rule, sodass
eine Tat nach dem SUA-Ubereinkommen auch vorliegen kann, wenn die Tatbegehung

726

komplett auf dem angegriffenen Schiff stattfindet’*". Anders als beim SRU ist eine An-

wendbarkeit des SUA-Ubereinkommens in nationalen Hoheitsgewassern auRerdem nicht

722 Trésoret, Seepiraterie, S. 307.

7

N

3 Bartels-Leipold, Internationaler Gerichtshof fir Piraterie, S. 78.

* Balkin, TMLJ, 30 (2006), S. 1 (25 ff.).
> Heintschel von Heinegg in GYIL 48 (2005), S. 151 (182).
® Mejia/Mukherjee in JIML 10 (2004), S. 316 (325).

7

N

7

N

7
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grundsitzlich ausgeschlossen. Voraussetzung hierfiir ist nach Art. 4 SUA-Ubereinkommen
allerdings, dass das betroffene Schiff in die Hoheitsgewdsser eines Nationalstaats ein-
fahrt, diese durchfdhrt oder dies der Fahrplan des Schiffs zumindest vorsieht. Daher ist
eine Anwendbarkeit lediglich bei rein nationalen Sachverhalten ausgeschlossen’?’. SRU
und SUA-Ubereinkommen unterscheiden sich auBerdem erheblich in ihren jeweiligen
Rechtswirkungen. Anders als das SRU verleiht das SUA-Ubereinkommen keinerlei speziel-

le Befugnisse zum Vorgehen gegen von ihm erfasste Straftaten auf See’,

Die Hauptwirkung besteht darin, dass die Unterzeichnerstaaten gem. Art. 5 SUA-
Ubereinkommen verpflichtet sind, Straftatbestinde des SUA-Ubereinkommens in natio-
nales Strafrecht zu transformieren. Nach Art. 6 SUA-Ubereinkommen miissen die Ver-
tragsstaaten auRerdem ihre Gerichtsbarkeit Giber Taten nach dem SUA-Ubereinkommen
begriinden. Hierbei handelt es sich allerdings im Gegensatz zu Art. 105 SRU nicht um ei-
nen Fall der universellen Gerichtsbarkeit, da Art. 6 SUA-Ubereinkommen einen Bezug der
Tat oder des Taters zu dem jeweiligen Staat voraus setzt’?. Art. 10 SUA-Ubereinkommen
bestimmt schlieBlich, dass ein Staat, der einen Tater in Gewahrsam hat, ihn entweder an
den nach Art. 6 SUA-Ubereinkommen eigentlich zustindigen Staat auszuliefern oder aber
den Tater selbst abzuurteilen hat. Dies wiederum ist Ausdruck des Prinzips der stellver-

tretenden Strafrechtspflege”.

IV. Zwischenergebnis

Die Untersuchungen haben gezeigt, dass das SRU die zentrale Rechtsgrundlage fiir die
Bekampfung der Piraterie vor Somalia durch internationale Marineverbande bildet. Die-
ses Ubereinkommen enthilt nicht nur eine Definition der Seerduberei, sondern auch
zahlreiche Regelungen darlber, welche MaBBnahmen gegen Seerduber ergriffen werden
dirfen und wer hierzu berechtigt ist. Demgegeniiber bilden die verschiedenen Resoluti-
onen des UN-Sicherheitsrats keine eigenstandige Rechtsgrundlage, weil hier nur auf das
SRU verwiesen wird. Allerdings gehen die Resolutionen insoweit auch hieriiber hinaus,
als sie die Anwendung der Piraterievorschriften des SRU in den Hoheitsgewassern Soma-

lias gestatten und auBerdem ein Vorgehen gegen somalische Piraten an Land ermogli-

27 stehr, Piraterie und Terror auf See, S. 95.

28 | uis Jesus in IJMCL 18 (2003), S. 363 (391).

729 Bartels-Leipold, Internationaler Gerichtshof fir Piraterie, S. 72.

730 Bartels-Leipold, Internationaler Gerichtshof fir Piraterie, S. 73.
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chen. Auch das SUA-Ubereinkommen erfasst tatbestandlich Fille der Piraterie. Der prak-
tische Nutzen des SUA-Ubereinkommens im Rahmen der Bekdmpfung der somalischen
Piraterie ist allerdings gering. Das rihrt daher, dass eine Verurteilung nach dem SUA-
Ubereinkommen nur méglich ist, wenn ein Ankniipfungspunkt nach Art. 6 SUA-
Ubereinkommen besteht und der Titer im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats gefasst

31 Da Somalia aber gerade kein Vertragsstaat des SUA-Ubereinkommens ist, wird

wurde
es auch nicht moglich sein, eine Gerichtsbarkeit Gber einen somalischen Piraten nach

dem SUA-Ubereinkommen zu begriinden’*2.

B. Die Umsetzung

Das Ansteigen der Piraterie vor der somalischen Kiiste wurde alsbald von der Weltge-
meinschaft als akutes Problem erkannt. Spatestens als sich die Seerdauber zu einer spr-
baren Beeintrachtigung des internationalen Handels zu entwickeln begannen, wurden
seitens der hiervon betroffenen Staaten MaRnahmen ersonnen und durchgefiihrt, mit
denen man hoffte, das Problem in den Griff zu bekommen. Bei diesen Mallhahmen han-
delte und handelt es sich, jedenfalls soweit sie von staatlicher Seite ausgehen, vor allem
um maritime Militaroperationen. Die Prdasenz von Kriegsschiffen aus aller Herren Lander
im Golf von Aden, in den Gewassern vor der Kiiste Somalias und bis weit in den Indischen
Ozean hinein soll der Abschreckung und damit dem Schutz von Privatschiffen vor mogli-
chen Piratenangriffen dienen. Daneben soll auch von der Moglichkeit Gebrauch gemacht
werden, bei einem Uberfall ertappte Seerduber festzunehmen und vor Gericht zu brin-
gen — wobei allerdings nicht auszuschlieRen ist, dass die Marinekrdafte mancher Staaten
auch die Anweisung haben, sich mutmaRlicher Piraten ,diskreter” als durch einen Ge-

richtsprozess zu entledigen’?>.

Jedenfalls finden zurzeit mehrere internationale Marineoperationen unter unterschiedli-
cher Flihrung in den betroffenen Gewdssern statt. Diese sollen nachfolgend kurz be-

leuchtet werden. Dem Fokus der Arbeit folgend steht die europdische Operation Atalanta

31 Esser/Fischer in JZ 2010, S. 217 (219 Fn. 35); vgl. auch: Gabel in TLR 81 (2006/07), S. 1433
(1444 f1.).

32 Eine andere Frage ist die Mdglichkeit der Schaffung einer internationalen Gerichtsbarkeit, z.B.

durch Resolutionen des UN-Sicherheitsrats, s.u. Teil 4, D., Il.

73 Russische Marinekrifte sollen z.B. im Jahr 2010 ein mutmaRliches Mutterschiff der somali-

schen Piraten mitsamt den zuvor festgenommenen mutmallichen Piraten an Bord versenkt
haben (http://seefahrer.blog.de/2010/12/28/atalanta-russische-loesung-10269651/
(zuletzt abgerufen am 29.09.2014)).
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dabei im Mittelpunkt, welche dementsprechend detailliert untersucht werden wird. Nur
der Vollstandigkeit halber soll aber auch kurz auf die weiteren Militdroperationen einge-
gangen werden, die in dem betroffenen Seegebiet stattgefunden haben oder noch statt-

finden.

[. NATO-Operationen

Seitens der NATO wird momentan bereits die dritte Anti-Piraterie-Operation im Golf von
Aden durchgeflihrt. Das Engagement der NATO begann im Jahr 2008 mit der Operation
Allied Provider’®*. Auf Basis der SR-Res. 1814, 1816 und 1838 und auf Bitten der somali-
schen Zentralregierung begann die NATO mit der Entsendung von Militérschiffen, die
hauptsichlich die Schiffe des Welterndhrungsprogramms vor Uberfillen schiitzen soll-
ten’*®. Nach dem Ende der Operation Allied Provider im Dezember 2008 ruhten die Akti-
vitaten der NATO beziglich der Piraterie im Golf von Aden fiir einige Monate, bevor im

736

Frihjahr 2009 mit der Operation Allied Protector begonnen wurde’". Hiermit wurde im

Wesentlichen die Operation Allied Provider fortgesetzt. Die dritte Operation, Ocean

37 Auch diese Operation setzt im

Shield, begann im August 2009 und dauert bis heute an
Wesentlichen ihre Vorgangeroperationen mit den gleichen Mitteln fort. Allerdings bein-
haltet die Operation Ocean Shield als weiteres Element noch die Starkung und Unterstit-
zung der Anrainerstaaten des Golf von Aden bei der Entwicklung eigener MaRnahmen

zur Pirateriebekampfung’®.

Il. Combined Maritime Forces

Combined Maritime Forces ist der Name einer von den USA gefiihrten Militarkoalition.
Diese hat bisher insgesamt drei Flottenverbande mit der jeweiligen Bezeichnung Combi-

ned Task Force (CTF) aufgestellt’*’. Die CTF-150 operiert als Teil der Operation Enduring

3% http://www.aco.nato.int/page13984631.aspx (Artikel vom 30.09.2014, zuletzt abgerufen am

04.02.2015).

% Fournier, Einsatz, S. 110.

3% http://www.aco.nato.int/page13974522.aspx (Artikel vom 17.11.2009, zuletzt abgerufen am

04.02.2015).

37 http://www.mc.nato.int/about/Pages/Operation%200cean%20Shield.aspx (zuletzt abgerufen

am 04.02.2015).

738 Fournier, Einsatz, S. 112.

3% http://combinedmaritimeforces.com/about/ (zuletzt abgerufen am 04.02.2015).
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Freedom am Horn von Afrika’*°

. Entsprechend des Geprages dieser Operation ist die Be-
kampfung des internationalen Terrorismus priméares Missionsziel”*'. Allerdings wurden
seitens der CTF-150 auch MaRnahmen zur Pirateriebekdmpfung durchgerhrt742. Den
eingesetzten deutschen Kraften ist es aber nicht erlaubt, sich hieran zu beteiligen, da
deren Mandat sich auf die Bekampfung des Terrorismus beschrankt’*. Um der CTF-150
zu erlauben, sich auf ihren eigentlichen Auftrag zu konzentrieren, wurde im Januar 2009
die CTF-151 aufgestellt, deren Auftrag unter Bezugnahme auf die SR-Res. 1816 (2008),
1838 (2008), 1846 (2008), 1851 (2008) und 1897 (2009) explizit in der Pirateriebekamp-

% Die Aufstellung erfolgte auch als Reaktion darauf, dass einige der an der

fung besteht
CTF-150 beteiligten Staaten, so auch Deutschland, sich in diesem Rahmen aufgrund ihres
nationalen Rechts auf die Terrorismusbekdmpfung zu beschrinken haben’®. Der dritte
Flottenverband, der im Rahmen der Combined Maritime Forces aufgestellt wurde, tragt
die Bezeichnung CTF-152, spielt fiir die Pirateriebekdampfung im Golf von Aden aber keine

Rolle’*®.

[Il. Die EU-Operation Atalanta

Am 10.12.2008 beschloss der Rat der Europdischen Union die gemeinsame Aktion
2008/851 GASP’*. Gem. Art. 1 Abs. 1 der gemeinsamen Aktion wird eine maritime Mili-
taroperation der EU mit dem Namen Atalanta durchgefiihrt, um unter anderem einen
Beitrag zur Bekampfung und Verhitung von seerduberischen Aktivitaten vor der Kiste

748

Somalias zu leisten’™. Die Operation Atalanta war gem. Art. 16 Abs. 3 der gemeinsamen

0 http://combinedmaritimeforces.com/ctf-150-maritime-security/  (zuletzt  abgerufen am

04.02.2015).

"1 Dje Operation beruht auf den SR-Res. 1368 (2001) und 1373 (2001), die sich jeweils mit der
Bedrohung des Weltfriedens und der weltweiten Sicherheit durch Terrorismus befassen.

742 Fournier, Einsatz, S. 22.

743 BT-Drucks. 14/7296, S. 3; dies ist ein Beispiel flr die praktische Bedeutsamkeit des dargestell-

ten und nicht immer einfach zu bestimmenden Unterschieds zwischen Piraterie und mariti-
mem Terrorismus (s.o. Teil 2, A., V.; Teil 2, B,, 3., a), dd)).

" http://combinedmaritimeforces.com/ctf-151-counter-piracy/ (zuletzt abgerufen am

24.09.2014).

" Fournier, Einsatz, S. 112 f.

%8 http://combinedmaritimeforces.com/ctf-152-gulf-security-cooperation/ (zuletzt abgerufen am

24.09.2014).
47 ABI. 2008, L 301, S. 33 ff.; im Folgenden ,,gemeinsame Aktion“.

%8 ABI. 2008, L 301, S. 33.
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Aktion urspringlich auf die Dauer von einem Jahr befristet. Sie wurde in der Folgezeit
jedoch immer wieder verlangert und lauft derzeit auf der Grundlage des Beschlusses
2012/174 GASP des Rats der Europdischen Union bis zum 12.12.2014"*. Eine weitere

Verlingerung bis Ende 2016 steht unmittelbar bevor’

. Vorrangiges Ziel der Operation
Atalanta ist der Schutz von Schiffen des Welterndahrungsprogramms, die sich im Operati-
ongebiet bewegen, wahrend die Bekampfung und Verhitung von seerduberischen Aktivi-

titen erst nachrangig Erwihnung findet”’

. Ausgehend von diesen Eckdaten soll die Ope-
ration Atalanta nun naher untersucht werden. Dabei ist zunachst auf deren Grundlage,
die europadische Sicherheits- und Verteidigungspolitik, einzugehen. Spater gilt es dann,

die Operation Atalanta selbst einer genaueren Betrachtung zu unterziehen.

1. Die europarechtlichen Grundlagen

Will man sich mit einer EU geflihrten Militaroperation wie der Operation Atalanta ausei-
nandersetzen, so stellt sich zuerst die Frage, auf welcher Grundlage es Uberhaupt ein
militarisches Tatigwerden der EU geben kann. Die EU war stets in erster Linie ein wirt-
schaftlich orientierter Staatenverbund. Das Leitbild des Binnenmarktes mit all seinen

752 Auf den ersten Blick

Facetten war immer der wichtigste Grundsatz dieses Blindnisses
mag man daher erstaunt sein, dass dieses Wirtschaftsbiindnis sich seit einiger Zeit auch
auf dem Gebiet der Sicherheitspolitik mitunter weltweit engagiert’>>. Dies ist zweifellos
eine Entwicklung, die zurzeit eine neuartige Qualitat erreicht hat, deren Urspriinge aber
weit in die Geschichte der europaischen Integration zuriickreichen. Im Folgenden sollen
daher zuniachst die historischen Zusammenhange der europaischen Sicherheitspolitik
und ihre heutige Ausgestaltung dargestellt werden, bevor konkret auf die Operation A-

talanta zuriick zu kommen sein wird.

Dreh- und Angelpunkt aller rechtlichen Uberlegungen zu einer Militdrmission der EU
mussen die europarechtlichen Bestimmungen Uber die AulRen-, Sicherheits- und Vertei-

digungspolitik sein. Diese Politikfelder sind zwar nach herkémmlichem Verstandnis

%9 ABI. 2012, L 089, S. 69 ff.

70 http://www.spiegel.de/politik/deutschland/anti-piraten-operation-am-horn-von-afrika-

verlaengert-a-1004366.html (Artikel vom 21.11.2014, zuletzt abferufen am 03.02.2015).

1 Weidner, Piraterie, S. 207.

2 Becker in Schwarze, EU-Kommentar, Art. 3 EUV, Rn. 13.

733 Streinz, Europarecht, Rn. 1267.
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5% Dennoch hat sich im Laufe

gleichsam ,Hausgut” jedes einzelnen souverdnen Staates
der europadischen Integration auch auf diesen Feldern eine Entwicklung weg von den ein-
zelnen Mitgliedsstaaten und hin zu einem gemeinsamen europdischen Aktionsrahmen

> Im Folgenden soll daher zunichst auf die geschichtliche Entwicklung der

abgespielt
gemeinsamen europdischen Aulen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik eingegangen
werden. AnschlieBend soll die aktuelle Ausgestaltung dieser gemeinsamen Politikfelder

naher erldutert werden.

a) Zur Geschichte der europaischen Aulien-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik

Die Idee einer gemeinsamen europaischen Verteidigungspolitik ist beinahe so alt wie die
Idee der europdischen Integration selbst und wurde von Anfang an als im Grunde unver-
zichtbarer Bestandteil dieser Integration angesehen. Dennoch war und ist es auBeror-
dentlich schwierig, etwas, das in die ureigene Kompetenz jedes souverdnen Staates fallt
wie die Verteidigungspolitik, auf einer Ubernationalen Ebene anzusiedeln’®®. Diese Be-
mihungen begannen in Westeuropa mit der geplanten Griindung der Europdischen Ver-
teidigungsgemeinschaft (EVG), die im Jahr 1952, also unmittelbar nach der Griindung der
Europdischen Gemeinschaft fir Kohle und Stahl (EGKS), entstehen sollte”’. Durch die
Grindung der EVG ware eine europaische Armee geschaffen worden, etwas, das bis heu-
te noch nicht als Fernziel einer gemeinsamen europaischen Verteidigungspolitik aufge-

758

geben wurde’™™. Das Scheitern der EVG zog als Alternative die Weiterentwicklung des

Briisseler Pakts von 1948 zur Westeuropdischen Union (WEU) nach sich”®. Diese nahm

allerdings de facto nur Aufgaben der Ristungskontrolle wahr’®.

Nichtsdestoweniger war die WEU Vorbild und Anlass fiir die Aufnahme der Européischen

Politischen Zusammenarbeit (EPZ). Hier entschlossen sich die Mitgliedsstaaten der EWG

** Lange in JZ 1996, S. 442 (442).

755

Vgl. den Uberblick bei: Regelsberger in Hrbek, Die Reform der Europédischen Union, S. 253
(253 ff.).

3% Streinz, Europarecht, Rn. 1256.

7 Jiirgens, Aussen- und Sicherheitspolitik, S. 30.

8 http://www.spiegel.de/politik/deutschland/eu-politik-merkel-fordert-europa-armee-a-
473435.html (Artikel vom 23.03.2007, zuletzt abgerufen am 04.02.2015); Epping in NZWehrr
2002, S. 90 (99).

9 Schell, Bundnis im Schatten, S. 36 ff.

760

Schéllhorn, Handlungsrahmen, S. 23.
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im Jahr 1970, fortan nicht nur in wirtschaftlichen Fragen, sondern auch in weltpolitischen

781 Diese Zusammenarbeit wurde im Jahr 1986 durch

Fragen eng zusammen zu arbeiten
die Einheitliche Europaische Akte (EEA) auf eine formelle Grundlage gestellt762. War die
EPZ zunachst noch losgelost von den Europdischen Gemeinschaften, wurde sie als ge-
meinsame AuBen- und Sicherheitspolitik im Jahr 1993 durch den Vertrag von Maastricht

in die neu gegriindete Europiische Union als deren zweite Saule tberfiihrt’®®

. Hier zeigte
sich auch ein bedeutender Schritt hin zur Verschmelzung von WEU und EU. Noch im Jahr
1992 hatte die WEU die sogenannten Petersberg-Aufgaben definiert. Diese umfassten
humanitare Aufgaben, Rettungseinsatze, friedenserhaltende Aufgaben sowie Kampfeins-

764' Um

atze bei der Krisenbewailtigung einschlieRlich friedensschaffender MaRRnahmen
diese Aufgaben sollte sich nach dem Vertrag von Amsterdam auch die EU im Rahmen der

gemeinsamen AuRen- und Sicherheitspolitik (GASP) kimmern’®.

Bereits 2001 wurde durch den Vertrag von Nizza die Europdische Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik (ESVP) als spezielles Politikfeld innerhalb der GASP begriindet’®. Dies
geschah als Reaktion auf die bitteren Erfahrungen aus den Jugoslawienkriegen wahrend
der 90er Jahre des 20. Jahrhunderts, als die EU sich aufgrund ihrer militarischen Hand-

h’®’. Durch den Vertrag von Lissabon er-

lungsunfédhigkeit zum Zuschauen verdammt sa
hielt diese als gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) im Jahr 2009
ihre aktuelle Ausgestaltung’®®. In der erneuerten EU sind mittlerweile alle Aufgaben- und
Betatigungsfelder der ehemaligen Europdischen Gemeinschaften, der ehemaligen zwei-

ten und dritten Siule der alten EU, sowie der endenden WEU verschmolzen’®.

®1 Burkard, Gemeinsame AuRen- und Sicherheitspolitik, S. 25 ff.

782 Dietrich, Europaische Sicherheits- und Verteidigungspolitik, S. 73.

3 Hiiwelmeier, Gemeinsame AuRen- und Sicherheitspolitik, S. 45 f.

%% Fischer/Kéck/Karollus, Europarecht, Rn. 1954.

765

Herdegen, Europarecht, § 29 Rn. 4.

"% Dietrich, Europaische Sicherheits- und Verteidigungspolitik, S. 79 ff.

87 Fischer/Kéck/Karollus, Europarecht, Rn. 1910.

%8 Streinz, Europarecht, Rn. 1266.

" 1m Marz 2010 wurde die Auflésung der WEU verkiindet und dabei als Grund auch die Uber-
nahme ihrer Aufgaben durch die EU genannt (Statement of the Presidency of the Permanent
Council of the WEU on behalf of the High Contracting Parties to the Modified Brussels Treaty —
Belgium, France, Germany, Greece, Italy, Luxembourg, The Netherlands, Portugal, Spain and
the United Kingdom vom 31.03.2010, http://www.weu.int/Declaration E.pdf
(zuletzt abgerufen am 04.02.2015)).
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Durch den 2009 in Kraft getretenen Vertrag von Lissabon wurde die Sdulenstruktur abge-
schafft, wodurch alles Handeln der EU auf eine supranationale Ebene gehoben werden

sollte”’®

. Fir den Bereich der GASP kann dies indes nicht ohne Vorbehalte gelten. Hier
bleibt es im Grunde bei der vollen auRenpolitischen Kompetenz jedes einzelnen Mitglied-
staates, die von der GASP nur erganzt werden soll’’!, Daraus folgt, dass in diesem Be-
reich nicht die auf der supranationalen Ebene {bliche Ubertragung von Hoheitsrechten

stattfindet’’%. Im Ergebnis bleibt die GASP demnach ein Element intergouvernementaler

Zusammenarbeit innerhalb der nun eigentlich rein supranational ausgerichteten EU’">.

Zwar hat die Union eigene Kompetenzen im Bereich der GASP, jedoch beziehen sich die-
se vorwiegend auf die Erstellung verbindlicher Zielvorgaben, die allerdings keine unmit-
telbaren rechtlichen Wirkungen entfalten, weshalb ihre Umsetzung von den Mitglieds-
staaten abhangig ist’’*. Diese agieren durch die Organe Rat und Européischer Rat gleich-
sam als Union, behalten auf diese Weise aber die Herrschaft tGber die eigene Aullen- und
Sicherheitspolitik in der Hand’”®. Dies wird auch durch die Konsequenzen einer Stimm-
enthaltung oder eines Widerspruchs gegen Beschliisse deutlich”’®. Allerdings ist auch die
neue Rechtspersonlichkeit der EU nach Art. 47 EUV hervorzuheben, die das auswartige
Handeln einfacher und kraftvoller machen soll. Daneben ist die gegenseitige Beistands-
pflicht im Rahmen der GSVP nach Art. 42 Abs. 7 EUV zu nennen. Letztere macht die Ent-
wicklung der EU von einem reinen Wirtschafts- hin zu einem auch militdrischen Bindnis
besonders deutlich’”’. Eine solche Beistandspflicht hatte es bisher nur im Rahmen der
WEU gegeben.

b) Die GASP im Einzelnen

Die Bestimmungen Uber das auswartige Handeln der EU finden sich im fliinften Teil des

Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) sowie in Titel V des Ver-

7% Streinz, Europarecht, Rn. 63.

7

~

! Streinz/Ohler/Herrmann, Der Vertrag von Lissabon zur Reform der EU, S. 137.

772

Herdegen, Europarecht, § 28 Rn. 2.
73 Streinz, Europarecht, Rn. 1254.

74 Algieri/Bauer in Weidenfeld, Lissabon in der Analyse, S. 125 (152 f.).
"’ Pechstein, in JZ 2010, S. 425 (428).

7’® S.u. Teil 3, B., lll., 1., bb), (1.), (a) und (b).

77 vgl. grundlegend zu dieser Entwicklung: Pfliiger in KJ 2008, S. 317 (317 ff).
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trags Uber die Europdische Union (EUV). Die GASP und damit auch die GSVP bilden nur
einen Teil dieses Regelungskomplexes. Die lbrigen Bestimmungen befassen sich mit den
Gebieten der AuBenwirtschaftspolitik, der humanitaren Hilfe und der Zusammenarbeit

’’8 Daneben gibt es noch allgemeine

mit Drittstaaten und internationalen Organisationen
Bestimmungen Uber das auswartige Handeln der EU, die auch im Rahmen von GASP und
GSVP Bedeutung erlangen779. GASP und GSVP selbst sind in Kapitel 2 des Titels V EUV
geregelt. Dabei kommt den allgemeinen Bestimmungen zur GASP auch die Rolle eines
allgemeinen Teils zu, da diese als Gemeinsame Bestimmungen Uberschriebenen Vor-
schriften auch im Rahmen der GSVP gelten, sofern hier keine Sonderregelungen eingrei-

fen’®0

Konkret handelt es sich bei den Bestimmungen Uber die GASP im Allgemeinen um die
Art. 23 ff. EUV und bei den Bestimmungen Uber die GSVP im Besonderen um die
Art. 42 ff. EUV. Fundamentale Anderungen im Bereich der GASP sind durch den Vertrag

81 Im Einzelfall soll jedoch die Situation vor und nach Inkraft-

von Lissabon nicht erfolgt
treten des Vertrags von Lissabon erldutert werden. Dies ist deswegen notig, weil es zwar
Ziel dieses Kapitels ist, die GASP und die GSVP in ihrer aktuellen Ausgestaltung zu be-
schreiben. Bei der Operation Atalanta handelt es sich aber urspriinglich um eine gemein-
same Aktion’®* aus dem Jahr 2008, die an sich nach den damals geltenden Regelungen
zur GASP zu beurteilen ist. Es ist aber festzuhalten, dass diese gemeinsame Aktion durch
ihre Verlangerungen in Beschlussform sich nunmehr nach den aktuellen Bestimmungen

richtet.

aa) Die Akteure der GASP

Im Rahmen der GASP sind grundsatzlich die gleichen Organe beteiligt wie bei anderen
Betatigungsfeldern der EU. Es gilt allerdings genau auszumachen, welche Rolle dem je-

weiligen Organ im Einzelnen zukommt und wie gewichtig diese Rolle insbesondere im

778 \vgl. umfassend: Streinz, Europarecht, Rn. 1180 ff.

" Hummer in Vedder/Heintschel von Heinegg, Unionsrecht, Art. 23 EUV, Rn. 5.

8 Hummer in Vedder/Heintschel von Heinegg, Unionsrecht, Art. 23 EUV, Rn. 5.

8L Terhechte in Schwarze, EU-Kommentar, Art. 23 EUV, Rn. 1.

82 Dje gemeinsame Aktion nach Art. 14 EUV a.F. wurde durch den Vertrag von Lissabon mit dem

gemeinsamen Standpunkt nach Art. 15 EUV a.F. unter dem weniger aussagekraftigen Namen
»Beschluss” zusammengefasst, Art. 25 lit b) EUV, und firmiert dort nun als Unterkategorie un-
ter dem Namen ,Beschluss zur Festlegung der von der Union durchzufiihrenden Aktionen”,
Art. 25 lit b) i (Geiger in Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 28 EUV, Rn. 1.).
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Verhéltnis zu den Rollen der anderen Organe ist. Neben den Organen der EU spielen im
Rahmen der GASP auch noch weitere Gremien eine Rolle, denen nicht der Status eines
Organs der EU zukommt. AuBerdem gibt es im Bereich der GASP noch ein Amt, dem eine
wichtige Position zukommt. Hierbei handelt es sich um das des Hohen Vertreters der
Union fur die GASP.

(1.) Der Europdische Rat

Gem. Art. 15 Abs. 1 S. 1 EUV gibt der Europdische Rat der Union die fiir ihre Entwicklung
erforderlichen Impulse und legt die allgemeinen politischen Zielvorstellungen und Priori-
taten hierfir fest. Die Rolle eines Richtliniengebers kommt dem Europdischen Rat konse-
guenterweise auch im Rahmen der GASP 2u’®, Hier legt Art. 26 Abs. 1 S. 1 EUV fest, dass
der Europdische Rat die strategischen Interessen der Union bestimmt und die Ziele und
allgemeinen Leitlinien der GASP festlegt. Nach Art. 15 Abs. 2 S. 1 EUV besteht der Euro-
pdische Rat aus den Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsstaaten sowie dem Prasi-

denten des Europadischen Rats und dem Prasidenten der Kommission.

Der Posten eines gewdhlten Prasidenten des Europdischen Rats wurde durch den Vertrag

8 Er muss als Mitglied des Europdischen Rats besonders

von Lissabon neu geschaffen
erwahnt werden, weil Art. 15 Abs. 6 EUV zeigt, dass der Prasident nicht aus den Reihen
der Staats- und Regierungschefs kommen darf’®>. Art. 15 Abs. 3 S. 2 EUV bestimmt, dass
der Europadische Rat sich Unterstiitzung durch Minister holen kann. Die Unterstiitzung
erfolgt also nicht mehr, wie es noch Art. 4 EUV a.F. vorsah, per se durch die AuBenminis-
ter der Mitgliedsstaaten. In Fragen der GASP werden diese aber aufgrund des Sachzu-

78 Dariiber hinaus nimmt nunmehr auch

sammenhangs nach wie vor unterstltzend tatig
der Hohe Vertreter fir die GASP gem. Art. 15 Abs. 2 S. 2 EUV an der Arbeit des Europai-

schen Rats teil.

Die Beschlussfassung im Europdischen Rat erfolgt gem. Art. 15 Abs. 4 EUV dem Grunde
nach im Konsens. Das ist gegenuber der Situation vor Inkrafttreten des Vertrags von Lis-

sabon ein Fortschritt, weil bis dahin liber die Beschlussfassung nichts bestimmt war,

8 pechstein in Streinz, EUV/AEUV, Art. 15 EUV, Rn. 2.

% Epping in Vedder/Heintschel von Heinegg, Unionsrecht, Art. 15 EUV, Rn. 10.

78 Bitterlich in Lenz/Borchardt, EU-Vertrage, Art. 15 EUV, Rn. 6.

786 Vgl. Biervert in Schwarze, EU-Kommentar, Art. 15 EUV Rn. 3.
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’#7 Fur Fra-

wenngleich de facto schon frither das Konsensverfahren angewendet wurde
gen der GASP bestimmt Art. 31 Abs. 1 S. 1 EUV nunmehr, dass der Europdische Rat ein-
stimmig beschlieRt. Dies stellt eine Abdnderung der Grundsatzregel des Konsensbe-

schlusses dar’®®

. Denn wahrend das Ergebnis das gleiche sein mag, unterscheiden sich die
beiden Modi der Entscheidungsfindung in technischer Hinsicht. Bei einem einstimmigen
Beschluss findet eine Abstimmung statt, bei der allerdings alle Abstimmenden flr das
Gleiche votieren. Im Gegensatz dazu findet bei einem (Total-)konsens gerade keine Ab-
stimmung statt, sondern die Einigkeit aller Beteiligten wird ohne Abstimmung erzielt und

kundgetan’®.

Das Prinzip der Einstimmigkeit wird von Art. 31 Abs. 1 UAbs. 1 EUV fir Stimmenthaltun-
gen modifiziert. Wahrend ein einstimmiger Beschluss eigentlich voraussetzt, dass alle
Abstimmenden das gleiche Votum abgeben, verhindern Stimmenthaltungen hier das Zu-
standekommen des Beschlusses nicht. Lediglich das sich enthaltende Ratsmitglied, d.h.
der von diesem vertretene Mitgliedstaat, ist dann nicht an den Beschluss gebunden, so-
fern dies formlich erklart wird. Dennoch muss auch von diesem Mitgliedstaat der Be-
schluss als fur die Union verbindlich akzeptiert werden, was auch bedeutet, dass alles zu

unterlassen ist, was die Durchfiihrung des Beschlusses gefihrden kénnte’°

. Im Gegenzug
sind die Ubrigen Mitgliedsstaaten verpflichtet, die Enthaltung und ihre Konsequenzen zu
respektieren’®’. Die einzige Méglichkeit, wie Stimmenthaltungen das Zustandekommen
eines Beschlusses verhindern kénnen, regelt Art. 31 Abs. 1 UAbs. 1 S. 4 EUV. Danach
kommt der Beschluss nicht zustande, wenn die sich enthaltenden Ratsmitglieder, die
eine formliche Erklarung nach Art. 31 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 EUV abgeben, mindestens ein
Drittel der Mitgliedsstaaten und gleichzeitig mindestens ein Drittel der Unionsbevodlke-

rung représentieren792.

87 Kumin in Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europdischen Union, Art. 15 EUV Rn. 40
(Stand: August 2011).

78 Terhechte in Schwarze, EU-Kommentar, Art. 31 EUV, Rn. 3.

8 vgl. Eisel in ZParl 1985, S. 576 (578).

" Terhechte in Schwarze, EU-Kommentar, Art 31 EUV, Rn. 9.

" Regelsberger/Kugelmann in Streinz, EUV/AEUV, Art. 31 EUV, Rn. 6.

2 Nzher dazu: Herdegen, Europarecht, § 28 Rn. 4.
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(2.) Der Rat

Die grundsatzlichen Aufgaben des Rats sind gem. Art. 16 Abs. 1 S. 1 EUV die Mitwirkung
an der Gesetzgebung und an der Auslibung der Haushaltsbefugnisse, jeweils zusammen
mit dem Europdischen Parlament. Daneben legt der Rat die Politik fest und koordiniert
diese nach MalRRgabe der Vertrage, Art. 16 Abs. 1 S. 2 EUV. Im Rahmen der GASP ist dem
Rat daraus folgend die Aufgabe zugeschrieben, die GASP auf der Grundlage der vom Eu-
ropdischen Rat festgelegten Ziele und Leitlinien zu gestalten und die zu ihrer Durchfih-
rung notigen Beschllsse zu fassen, Art. 26 Abs. 2 EUV. Gemeinsam mit dem Hohen Ver-
treter fir die GASP tragt der Rat Sorge fiir ein einheitliches, kohdrentes und wirksames
Vorgehen der Union in diesem Politikfeld, Art. 26 Abs. 1 UAbs. 2 EUV’®. Genauer gesagt
fallt diese Kompetenz dem Rat Auswdirtige Angelegenheiten als eine von mehreren mog-
lichen Zusammensetzungen des Rats zu, Art. 16 Abs. 6 UAbs. 2 EUV. Grundsatzlich be-
steht der Rat gem. Art. 16 Abs. 2 EUV aus je einem Vertreter jedes Mitgliedstaats auf
Ministerebene. Im Falle des Rats Auswdrtige Angelegenheiten handelt es sich dabei um

die AuRenminister der Mitgliedsstaaten’.

Der Rat beschlief8t im Grundsatz nach Art. 16 Abs. 3 EUV mit qualifizierter Mehrheit. Im

Rahmen der GASP bestimmt Art. 31 Abs. 1 S. 1 EUV jedoch auch hier das Einstimmig-

795

keitsprinzip mit allen daraus folgenden Verfahrensmoglichkeiten’””. Abweichend davon

bestimmt Art. 31 Abs. 2 EUV, dass der Rat in bestimmten Fallen mit qualifizierter Mehr-
heit beschlieBt’*®. In diesen Fillen besteht nach Art. 31 Abs. 2 UAbs. 1 EUV fiir die Mit-
gliedsstaaten die Moglichkeit, Beschlisse aus wichtigen Griinden der nationalen Politik

797

abzulehnen. Diese wichtigen Griinde sind ndaher zu bezeichnen’”". Auf diesem Wege kon-

nen die Mitgliedsstaaten eine Abstimmung des Rats zu diesem Punkt verhindern. Als
Konsequenz daraus soll der Hohe Vertreter versuchen, in Zusammenarbeit mit dem be-

798

treffenden Mitgliedstaat einen Kompromiss zu finden”™". Wenn dies nicht gelingt, kann

der Rat mit qualifizierter Mehrheit beschlieBen, dass die Frage an den Europdischen Rat

3 Geiger in Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 26 EUV, Rn. 9.

794

Ziegenhorn in Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Européischen Union, Art. 16 EUV Rn. 55
(Stand: September 2013).

3 5 0. Teil 3, B., 1ll,, 1., bb), (1.), (a).

%% Die aktuell giltigen Bestimmungen und Berechnungen zur qualifizierten Mehrheit des Rats

finden sich im Protokoll zu den Ubergangsbestimmungen, auf das Art. 16 Abs. 5 EUV verweist.

7 Hummer in Vedder/Heintschel von Heinegg, Unionsrecht, Art. 31 EUV, Rn. 8.

798 Herdegen, Europarecht, § 28, Rn. 5.
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verwiesen wird, der dann dariber einstimmig zu beschlieBen hat’®. SchlieRlich erklart
Art. 31 Abs. 4 EUV Abstimmungen mit qualifizierter Mehrheit fir Fragen mit militarischen

oder verteidigungspolitischen Bezligen fiir generell unzuldssig.

(3.) Der Hohe Vertreter

Das Amt des Hohen Vertreters fiir die GASP ist als eine Art Kompromisslosung aus dem
gescheiterten Versuch hervorgegangen, einen europaischen AuBenminister zu ernen-
nen®®. Gem. Art. 18 Abs. 2 EUV ist der Hohe Vertreter Leiter der GASP. Er wirkt an der
Aufstellung ihrer Ziele mit. Dazu nimmt er an der Arbeit des Europdischen Rats teil,
Art. 15 Abs. 2 S. 2 EUV und fuhrt den Vorsitz im Rat Auswdrtige Angelegenheiten, Art. 18
Abs. 3 EUV. Im Bereich der GASP vertritt er die Union nach auflen, Art. 27 Abs. 2 EUV.

81 pamit

Dadurch soll ein einheitliches Auftreten der Union nach aulRen erreicht werden
korrespondiert auch die Aufgabe des Hohen Vertreters, fiir die Kohdarenz des auswartigen
Handelns der Union zu sorgen gem. Art. 18 Abs. 4 EUV. Zu diesem Zweck wird er dort

auch zu einem der Vizeprasidenten der Kommission bestimmt®®%.

Ein geschlossenes Auftreten und Handeln der Union war seit ihrer Grindung Ziel der
GASP®%. Dieses kann nur erreicht werden, wenn in Fragen des Auswartigen auch die Ver-
tretung der Union nach auBen zentralisiert ist, da sonst die Gefahr der Zerstiickelung des
Unionsstandpunktes durch verschiedene Vertreter und Ansprechpartner fir Dritte be-

steht®, Insofern ist der Posten des Hohen Vertreters fiir die GASP der Abschluss einer

79 Nzher dazu: Terhechte in Schwarze, EU-Kommentar, Art. 23 EUV Rn. 3 ff., der auch darauf

hinweist, dass diese Abstimmungen des Rats sdmtlich auf einer einstimmig gefallten Entschei-
dung des Europdischen Rats basieren und somit jeder Mitgliedstaat schon hierbei seine Vor-
behalte hatte anbringen konnen. Dennoch hat der Vertrag von Lissabon an der Mdglichkeit der
Ablehnung eines Ratsbeschlusses aus wichtigen Griinden der nationalen Politik festgehalten.
Immerhin erscheint es zumindest denkbar, dass die Vorbehalte eines Mitgliedstaates erst zwi-
schen der eher abstrakten Abstimmung im Europdischen Rat und der Abstimmung im Rat ent-
stehen.

890 vgl. hierzu: Epping in Vedder/Heintschel von Heinegg, EVV, Art. |-28, Rn. 1.

801 Kaufmann-Biihler in Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europdischen Union, Art. 27 EUV,

Rn. 1 (Stand: September 2013).

82 pitterlich in Lenz/Borchardt, EU-Vertrage, Art. 18 EUV, Rn. 1.

83 krenzler/Schneider in EuR 1994 S. 144 (144 f.), die auch darauf aufmerksam machen, dass der
ungewdhnliche Begriff der Kohdrenz an sich mehrdeutig ist, in diesem Zusammenhang aber fir
Ubereinstimmung steht.

894 krenzler/Schneider in EuR 1994 S. 144 (156 f).
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langeren grundsatzlichen Entwicklung. Nach alter Rechtslage war das Amt des Hohen
Vertreters flr die GASP lediglich eine Art Nebentatigkeit des Generalsekretdrs des Rats,
Art. 18 Abs. 3 EUV a.F. Die Vertretung nach aulRen oblag in Angelegenheiten der GASP
dem Vorsitz der Union, dieser hatte jedoch nur eine beschrinkte Vertretungsmacht®®.
Demgegeniber wurde die Stellung des Hohen Vertreters fiir die GASP durch den Vertrag

von Lissabon erheblich aufgewertet®®.

(4.) Das Europdische Parlament

Als Konsequenz aus der nach wie vor intergouvernementalen Natur der GASP spielt das
Europdische Parlament in deren Rahmen nur eine untergeordnete Rolle. Friher war es
ein Organ der EG, Art. 189 ff. EGV, und somit in der ersten Sdule der EU zu verorten,
wihrend die GASP die dritte Siule bildete®”’. Dementsprechend war und ist das Européi-
sche Parlament nur mit Informationsrechten gegeniiber dem Rat und dem Hohen Vertre-
ter ausgestattet, Art. 36 EUV (friher dem Vorsitz, Art. 21 EUV a.F.). Dem Europdischen
Parlament verbleibt somit formell nur eine Beobachterrolle im Rahmen der GASP®®. Da-
bei sollen seine Auffassungen gem. Art. 36 EUV zwar gebiihrend bericksichtigt werden,
jedoch wird dies dadurch vereitelt, dass das Europaische Parlament Uber die aktuellen

Entwicklungen in der GASP erst im Nachhinein informiert werden muss, Art. 36 EUVE®.

Immerhin findet nach Art. 36 EUV zweimal jahrlich eine Aussprache liber die Fortschritte
sowohl der GASP als auch der GSVP statt. Schon nach alter Rechtslage bestand allerdings
eine Moglichkeit fir das Europaische Parlament, gewissermalRen indirekt auf die GASP
einzuwirken. Diese Moglichkeit besteht im aktuellen EUV unverandert fort. Es handelt

810 An diesem ist das Euro-

sich dabei um die Einflussnahme Uber das Haushaltsverfahren
paische Parlament gem. Art. 310 AEUV maligeblich beteiligt. Dies ist insofern von Bedeu-
tung, als die Kosten fiir die Durchfiihrung der Verwaltungs- und operativen Aufgaben im
Rahmen von GASP und GSVP zumindest dem Grunde nach zulasten des Unionshaushalts
gehen, Art. 41 Abs. 1 und 2 EUV. Einschrankungen ergeben sich jedoch wieder daraus,

dass Ausgaben mit militdrischen oder verteidigungspolitischen Beziigen gem. Art. 41

85 Biervert in Schwarze, EU-Kommentar, Art. 18 EUV Rn. 1.

8 Geiger in Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 18 EUV, Rn. 1.

807 Herdegen, Europarecht, § 4, Rn. 12 ff.

808 Vgl. Herdegen, Europarecht, § 7, Rn. 80 ff.

89 Terchechte in Schwarze, EU-Kommentar, Art. 21 EUV Rn. 1.

810 Streinz, Europarecht, Rn. 323.
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Abs. 2 EUV nicht zulasten des Unionshaushalts gehen sowie nicht zuletzt daraus, dass
eine Belastung des Unionshaushalts auch durch einen einstimmigen Ratsbeschluss aus-

geschlossen werden kann®'.

(5.) Der EuGH

Nachdem nach der Rechtslage vor Inkrafttreten des Lissabon-Vertrags eine Zustandigkeit
des EuGH im Rahmen der GASP nahezu véllig ausgeschlossen war, ist diese mittlerweile
zumindest in Einzelfragen begr[]ndetglz. Eine allgemeine Zustandigkeit des EuGH bleibt
nach Art. 24 Abs. 1 UAbs. 2, Art. 275 AEUV aber weiterhin ausgeschlossen®. Immerhin
kann der EuGH Uberpriifen, ob ein Rechtsakt tatsdchlich in den Bereich der GASP fallt
und Gutachten Uber die Vereinbarkeit internationaler Ubereinkommen mit den Vertri-
gen anfertigen, Art. 218 Abs. 11 AEUV®™. Wichtigste neue Zustindigkeit des EuGH dirfte
in diesem Zusammenhang die Uberpriifung von Sanktionen des Rats gegeniiber natiirli-

chen und juristischen Personen gem. Art. 275 UAbs. 2 AEUV sein.

(6.) Das Politische und Sicherheitspolitische Komitee

Das Politische und Sicherheitspolitische Komitee (PSK) ist als Akteur der GASP seit 2001
etabliert®®. Das nunmehr in Art. 38 EUV geregelte PSK ist als Beobachtungs- und Ratge-
berorgan ausgestaltet. Durch seine Aufgabe, die weltpolitische Lage in den Bereichen der
GASP zu verfolgen und die Durchfiihrung der festgelegten Politiken zu tGberwachen, bil-
det es quasi ,Augen und Ohren der GASP“®'® Seiner dienenden Funktion kommt das PSK
vor allem durch die Abgabe von Stellungnahmen nach, die die Festlegung der Politiken
im Bereich der GASP mit beeinflussen. Dabei erhélt es vor allem deswegen eine bedeu-
tende Rolle, weil es die entsprechenden Stellungnahmen auch von sich aus abgeben
kann, Art. 38 EUV. Das PSK setzt sich aus Delegierten der Mitgliedsstaaten zusammen

817

und tagt bis zu zweimal pro Woche®"’. In operativer Hinsicht hat das PSK die groite Be-

811 Algieri/Bauer in Weidenfeld, Lissabon in der Analsyse, S. 125 (136).

Vergleich von alter und neuer Rechtslage bei: Calliess, Die neue Europdische Union nach dem
Vertrag von Lissabon, S. 386 ff.

813 Thiele in EuR 2010, S. 30 (49).

8% Hobe Europarecht, § 27 Rn. 51.

®15 Beschluss des Rats 2001/78/GASP, ABI. 2001, L 27, S. 1.
Terhechte in Schwarze, EU-Kommentar, Art. 38 Rn. 5.

Fédhrmann, Die Bundeswehr im Einsatz fiir Europa, S. 118 f.
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deutung im Rahmen einer Erméachtigung zur politischen Kontrolle und strategischen Lei-
tung von Operationen zur Krisenbewaltigung. Eine solche Ermachtigung kann dem PSK
gem. Art. 38 UAbs. 3 EUV vom Rat erteilt werden und ist auf den Zweck und die Dauer
der Operation begrenzt. Hieraus folgt, dass die Grundsatzentscheidungen daher dem Rat
vorbehalten sind®®. Anhand einer Gesamtschau der Regelungsgehalte des Art. 38 EUV
kann man aber trotzdem festhalten, dass das PSK seiner Rolle als ,Motor der GSvp“8e

gerecht werden kann.

(7.) Der Europdische Auswdrtige Dienst

Der Europaische Auswartige Dienst (EAD) wurde durch den Vertrag von Lissabon neu
geschaffengzo. Gem. Art. 27 Abs. 3 S. 1 EUV soll er den Hohen Vertreter bei der Erflllung
seiner Aufgaben unterstitzen. Der EAD besteht gem. Art. 27 Abs. 3 S. 2 EUV aus Personal
der einschlagigen Abteilungen des Generalsekretariats des Rats und der Kommission so-

81 (ber die genaue Organisation

wie der diplomatischen Dienste der Mitgliedsstaaten
entscheidet nach Art. 27 Abs. 3 S. 4, 5 EUV der Rat unter Beteiligung des Hohen Vertre-
ters, des Europaischen Parlaments und der Kommission. Aufgrund der Vielzahl der Betei-
ligten und Unstimmigkeiten unter diesen ist der Ratsbeschluss langere Zeit nicht ergan-
gen822

der EAD nahm am 01.12.2010 seine Arbeit auf®®.

. Letztendlich wurden im Laufe des Jahres 2010 alle n6tigen Beschliisse gefasst und

bb) Die Handlungsformen der GASP

Das System der Handlungsformen, die der EU im Rahmen der GASP zur Verfligung ste-

824 Das bisherige System der

hen, wurde durch den Vertrag von Lissabon neu geordnet
moglichen Handlungsformen wurde durch Art. 12 EUV a.F. vorgegeben und umfasste
Grundsatze und allgemeine Leitlinien, gemeinsame Strategien, gemeinsame Aktionen

und gemeinsame Standpunkte. Das durch den Vertrag von Lissabon eingefiihrte System

818 Graf von Kielmannsegg, Die Verteidigungspolitik der Européischen Union, S. 278 f.

819 Anhang zum Beschluss des Rats 2001/78/GASP, ABI. 2001, L 27, S. 2.

820 vg|. umfassend zum Europaischen auswartigen Dienst: Sydow in JZ 2011, S. 6 ff.

! Bitterlich in Lenz/Borchardt, EU-Vertrage, Art. 27 EUV, Rn. 7.
822

8

N

Vgl. Schoo in Schwarze/Hatje, Der Reformvertrag von Lissabon, S. 51 (65).

83 Cremer in Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 27 EUV, Rn. 20.
8

N

* Terhechte in Schwarze, EU-Kommentar, Art. 25 EUV Rn. 1 f.



139

nach Art. 25 EUV entspricht weitestgehend dem schon im Verfassungsentwurf vorgese-

825

henen®”. Dabei ist es in inhaltlicher Hinsicht aber kaum zu bedeutenden Anderungen

gekommen.

(1.) Leitlinien und Strategien

Die Grundlagenentscheidungen in Form von allgemeinen Grundsdtzen und Leitlinien so-
wie gemeinsamen Strategien waren durch Art. 13 EUV a.F. dem Europaischen Rat und
dem Rat zugewiesen, wobei deren spezifische Funktionen klar getrennt waren. Gem.
Art. 13 Abs. 1, 2 EUV a.F. war der Europaische Rat fir die Ausarbeitung und Festlegung

der Grundsatzentscheidungen zustandig, wahrend der Rat nach Art. 13 Abs. 3 EUV a.F. zu

826

deren Umsetzung berufen war™~". Gemeinsame Grundsatze und Leitlinien bildeten den

Rahmen fir samtliche Aktivitaten der Union im Bereich der GASP. Demgegentiber betra-

fen gemeinsame Strategien konkrete Politikfelder, in denen wichtige gemeinsame Inte-

827

ressen der Mitgliedsstaaten bestehen™". Die erst durch den Vertrag von Amsterdam ein-

geflihrte gemeinsame Strategie wurde durch den Vertrag von Lissabon nicht Gbernom-

828

men und ist im Rahmen der GASP daher weggefallen™". Dies ist wohl darauf zurtickzu-

fihren, dass diesem Instrument noch nie eine besonders grofle Bedeutung oder Wirk-

829 Die Leitlinienkompetenz im Rahmen der GASP weist Art. 26

samkeit zugebilligt wurde
Abs. 1 EUV weiterhin dem Europdischen Rat zu, und zwar nun ausdriicklich auch fir Fra-
gen mit verteidigungspolitischen Bezligen. Neu ist, dass der Europdische Rat im Rahmen
seiner Leitlinienkompetenz auch Beschlisse mit rechtsverbindlicher Wirkung erlassen

830

kann™". Wie Art. 26 Abs. 2 EUV zeigt, ist die grundsatzliche Aufgabenverteilung zwischen

dem Europdischen Rat und dem Rat unverandert geblieben.

825 vgl. Art. 111-294 Abs. 3 EVV; Geiger in Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 25 EUV, Rn. 1.
826 Vgl. Bitterlich in Lenz/Borchardt, EU-Vertrage, Art. 26 EUV, Rn. 1.

827 Geiger, EUV/EGV, Art. 13 EUV Rn. 2 ff.

828 Calliess, Die neue Europaische Union nach dem Vertrag von Lissabon, S. 391.

829 Kaufmann-Biihler in Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europaischen Union, Art. 25 EUV

Rn. 2 (Stand: Juli 2010).

830 Kaufmann-Biihler in Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europdischen Union, Art. 26

Rn. 13 (Stand: Juli 2010).
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(2.) Beschliisse

Wie schon angesprochen wurde die Operation Atalanta im Jahr 2008 als gemeinsame
Aktion nach Art. 12, Art. 14 EUV a.F. initiiert. Eine gemeinsame Aktion in diesem Sinne
zeichnete sich dadurch aus, dass die EU hierbei in einem konkreten Fall operativ tatig

wurde und sichtbar nach auRen auftrat®?

. Im Rahmen einer gemeinsamen Aktion waren
unterschiedlichste Vorgehensweisen denkbar®2. In Art. 25 lit. b) sublit. i) EUV ist nun nur
noch von von der Union durchzufiihrenden Aktionen die Rede, dies bedeutet aber nichts
anderes als ein gemeinsames Vorgehen®2. Nach Art. 28 Abs. 2 EUV sind diesbezigliche
Beschllsse fur die Mitgliedsstaaten bindend. Diese Bindung kann aber unterschiedlich
weit gehen. Jedenfalls darf sich kein Mitgliedstaat so verhalten, dass eine Umsetzung des
Beschlusses konterkariert wird. Andererseits besteht aber vor allem beziglich eines

Truppeneinsatzes keine strikte Teilnahmepflicht der Mitgliedsstaaten®*.

(3.) Standpunkte

Ahnlich den allgemeinen Grundsitzen und Leitlinien und gemeinsamen Strategien waren
auch die gemeinsamen Standpunkte nach Art. 12, Art. 15 EUV a.F. von eher grundsatzli-
cher Bedeutung fiir das auswartige Handeln der Union. Sie bezogen sich (und darin lag
ihre Besonderheit) auf konkrete Fragen geographischer oder thematischer Art und legten
die Zielvorgaben zum Umgang mit diesen Fragen sowie ein zusammengefasstes politi-
sches Auftreten der Mitgliedsstaaten in diesem Sinne fest®>. Art. 15 EUV a.F. sprach zwar
keine direkte Bindungswirkung der gemeinsamen Standpunkte aus, bestimmte aber, dass
die Mitgliedsstaaten fiir die Ubereinstimmung ihrer Politiken mit diesen Sorge tragen

86 Hieran

und erzeugte dadurch eine indirekte Bindungswirkung fiir die Mitgliedsstaaten
hat Art. 29 EUV, wie schon der knappe Wortlaut zeigt, nichts gedndert®’. Art. 29 EUV

spricht nun von Standpunkten der Union, was aber wie bei den Aktionen ein gemeinsa-

81 Regelsberger/Kugelmann in Streinz, EUV/EGV, Art. 28 EUV Rn. 3, 5.

82 Uberblick Gber bedeutende gemeinsame Aktionen bei: Terhechte in Schwarze, EU-Kommentar,

Art. 28 EUV Rn. 5 ff.
83 Regelsberger/Kugelmann in Streinz, EUV/AEUV, Art. 25 EUV, Rn. 4.

834 Kaufmann-Biihler in Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europ&ischen Union, Art. 28 EUV

Rn. 24 (Stand: Juli 2010).
85 Cremer in Calliess/Ruffert, EUV/EGV, Art. 29 EUV Rn. 2.
8% Geiger, EUV/EGV, Art. 15 EUV Rn. 3.
87 Geiger in Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 29, Rn. 4.
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mes Vorgehen impliziert. Aufgrund von solchen Standpunkten kann es auch zu Sanktio-

nen gegen Gruppen oder Einzelpersonen kommen®%.

c) Die GSVP als Unterfall der GASP

Nach Art. 42 Abs. 1 S. 1 EUV ist die GSVP integraler Bestandteil der GASP. Dennoch ist ihr
ein eigener Abschnitt innerhalb der Bestimmungen zur GASP im EUV gewidmet. Daraus
ergibt sich, dass die GSVP Besonderheiten aufweisen muss, die sie aus der allgemeineren
GASP herausstechen lassen. Daher soll nun die Eigenheit der GSVP in den Blick genom-
men werden, um zu zeigen, was sie gegenuber der GASP qualifiziert, aber auch, wo die

Verbindungen beider Politikbereiche liegen.

aa) Abgrenzung von Verteidigungspolitik und Verteidigung

Art. 42 Abs. 2 S. 1, 2 EUV bestimmt, dass die GSVP die Festlegung einer gemeinsamen
Verteidigungspolitik der Union umfasst, die zu einer gemeinsamen Verteidigung fihren
soll. Hierin liegt eine Weiterentwicklung gegeniiber der Situation vor dem Vertrag von

Lissabon®?®

. Art. 17 Abs. 1 S. 1 EUV a.F. bestimmte, dass die schrittweise Festlegung einer
gemeinsamen Verteidigungspolitik zu einer gemeinsamen Verteidigung fihren kénnte,
falls der Europaische Rat dies beschlielt. Nunmehr heiRt es in Art. 42 Abs. 2 S. 1, 2 EUV,
dass die schrittweise Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik zu einer ge-
meinsamen Verteidigung flhrt, sobald der Europédische Rat dies beschlossen hat. Wenn
die Anderung des Wortlauts sich auch immer noch einigermaRen in Zuriickhaltung ubt,
so kann hierin doch das klare Bekenntnis zu einer gemeinsamen Verteidigung als Ziel der

840 Aus dieser Formulierung muss

gemeinsamen Verteidigungspolitik gesehen werden
auch geschlossen werden, dass gemeinsame Verteidigungspolitik und gemeinsame Ver-
teidigung zwei verschiedene, wenn auch zusammenhdngende Begriffe sind. Auch geht
die Formulierung in Art. 42 Abs. 2 S. 1, 2 EUV offensichtlich davon aus, dass die gemein-
same Verteidigungspolitik sich denknotwendig im Vorfeld einer gemeinsamen Verteidi-

gung abspielt.

838 Kaufmann-Biihler in Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europdischen Union, Art.29

Rn. 11 (Stand: Juli 2010).
89 Geiger in Geiger/Khan/Kotzur, EUV/AEUV, Art. 42, Rn. 3.

80 Terhechte in Schwarze, EU-Kommentar, Art. 42 EUV Rn. 2.
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Gemeinhin wird unter gemeinsamer Verteidigung ein Zustand verstanden, in dem der EU
eigene militarische Kompetenzen, vor allem die Kompetenz zur Verteidigung des Ho-
heitsgebiets und die zur Wahrnehmung dieser Kompetenzen notigen militarischen Res-
sourcen zugewiesen sind®**. Demgegeniiber bedeutet Verteidigungspolitik in diesem Zu-
sammenhang die politische Vorbereitung und Koordination von Unternehmungen, zu

842

deren Ausfiihrung blicherweise militdrische Mittel eingesetzt werden™ . Weiterhin wird

aus der Formulierung in Art. 42 Abs. 2 S. 2 EUV deutlich, dass der Zustand einer gemein-

samen Verteidigung noch nicht erreicht ist®

. Bestrebungen hin zur Aufstellung einer
europadischen Streitmacht kdnnen aber schon seit langerem beobachtet werden. Allen
voran ist hier die Aufstellung des Eurokorps zu nennen. Diese wurde im Jahr 1992 be-

84 Die Initiative zur Grindung des

schlossen; seit 1995 gilt das Eurokorps als einsatzfahig
Eurokorps geht auf Deutschland und Frankreich zuriick, die schon im Jahr 1988 die
deutsch-franzosische Brigade aufstellten, die als Wurzel des Eurokorps angesehen wer-

den kann und mittlerweile diesem auch unterstellt ist®*

. Allerdings steht das Eurokorps
nicht unter der Befehlsgewalt der EU, sondern ist multinational aufgebaut — d.h., dass die
beteiligten Staaten Angehdrige ihrer Armeen in das Eurokorps entsenden, wobei diese
aber immer der Armee und damit dem Staat unterstellt bleiben, dem sie eigentlich ange-

846

hoéren®™. Die Zusammenarbeit funktioniert hier durch Kooperation der beteiligten Staa-

ten ohne eine Verlagerung von Hoheitsgewalt.

Festzuhalten bleibt, dass die EU die erwdhnten Kompetenzen nicht hat und ohne einen
vorherigen Beschluss nach Art. 42 Abs. 2 S. 2 EUV auch nicht haben kann. Als Folge des-
sen kann die EU die Umsetzung der gemeinsamen Verteidigungspolitik nur unter Wah-

rung der Prinzipien von Riickgriff und Freiwilligkeit betreiben. Das bedeutet, dass sie sich

81 5o etwa Frowein in Tomuschat, Rechtsprobleme einer européischen Sicherheits- und Verteidi-

gungspolitik, S. 11 (12); Graf von Kielmansegg in EuR 2006, S. 182 (190).
82 Graf von Kielmansegg in EuR 2006, S. 182 (190).

83 vgl. Regelsberger/Kugelmann in Streinz, EUV/AEUV, Art. 42 EUV, Rn. 10, die auch fur die Zu-
kunft eine europaische Verteidigung nicht fiir wahrscheinlich halten.

8% Stein in Tomuschat, Rechtsprobleme einer européischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik,

S.53 (54 f.).

8> Neubauer in Martin, Eurokorps und européische Einigung, S. 331 (334, 337).

88 Stein in Tomuschat, Rechtsprobleme einer européischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik,

S. 53 (58 ff.).
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der militdrischen Ressourcen der Mitgliedsstaaten bedienen muss, die ihr diese freiwillig

zur Verfugung stellen, wobei sie aber die Kommandogewalt nicht abgeben®"’.

bb) Abgrenzung von GASP und GSVP

Anhand der verschiedenen Bezeichnungen lasst sich zunachst einmal festhalten, dass der
besondere Bereich der GSVP vor allem die Verteidigungspolitik umfasst, wahrend die
Ubrigen Bereiche der Aullenpolitik dem allgemeineren Bereich der GASP unterfallen®®.
Gemeinsam scheint beidem der Bereich der Sicherheitspolitik zu sein. Bei ndherer Unter-
suchung fallt allerdings auf, dass unter dem modernen Begriff der Sicherheitspolitik nur
Fragen der duBeren Sicherheit zusammengefasst werden, wobei hier allerdings spates-
tens seit dem Ende des Kalten Krieges nicht nur militarische Bedrohungen in den Blick
genommen werden, sondern zum Beispiel auch solche durch Terrorismus und organisier-

89 Vor diesem Hintergrund kann die Verteidigungspolitik auch als Teil der

850
k™"

te Kriminalitat
Sicherheitspolitik interpretiert werden und diese wiederum als Teil der AuRenpoliti
Insgesamt fallt also auf, dass die Politikbereiche AuRen-, Sicherheits- und Verteidigungs-

politik eng, wohl sogar untrennbar, zusammenhangen.

Die Bezeichnungen im EUV sind demnach so zu verstehen, dass die Sicherheitspolitik
qguasi das Bindeglied zwischen den Bereichen AuRen- und Verteidigungspolitik darstellt,
wobei sich der Rahmen der GSVP nur um den verteidigungspolitischen Aspekt der Si-
cherheitspolitik spannt. In diesem Rahmen soll also militdarischen oder paramilitdrischen
Bedrohungen begegnet werden, wobei zu letzterem ausweislich des Wortlauts von
Art. 43 Abs. 1 S. 2 EUV auch der internationale Terrorismus gehort. Gleichwohl beinhaltet
die GSVP auch Moglichkeiten der Konfliktverhltung und Krisenbewaltigung mit zivilen
Mitteln, zu denken ist hier insbesondere an den Einsatz von Polizeikraften®'. Diese MaR-

nahmen dienen dann allerdings primar der Vorbeugung militdrischer und paramilitari-

87 Graf von Kielmannseg in EuR 2006, S. 182 (192).

88 Obwohl man am Charakter der Verteidigungspolitik als Bestandteil der AuRenpolitik zweifeln

kénnte, weil sie sich primar mit der Verteidigung des eigenen Hoheitsgebiets beschaftigt, wird
sie doch zumeist (auch) als zur AuBenpolitik gehorig betrachtet, nicht zuletzt, weil MaRnah-
men der praventiven Verteidigung meist mit einer gewissen AuRenwirkung verbunden sind
(vgl. Wilhelm, AuRenpolitik, S. 160 ff.).

89 Watzal in APuZ 43/2006, S. 2 (2).

80 Marauhn in Heun/Honecker/Morlok/Wieland, Evangelisches Staatslexikon, S. 2152 (,Sicher-

heitspolitik”).

81 Graf von Kielmansegg, Die Verteidigungspolitik der Europ&ischen Union, S. 140 f.
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scher Bedrohungen. Auch ein gemischt zivil-militarischer Charakter von Missionen ist
méglich852, dies insbesondere bei Missionen zur Friedenssicherung und der ,,Nachsorge”

nach beendeten Konflikten®>,

cc) Die besonderen Akteure der GSVP

Neben den oben genannten Organen, die im gesamten Bereich der GASP, also auch bei
der GSVP, eine Rolle spielen, gibt es noch einige Institutionen, deren Tatigkeit sich auf
den Bereich der GSVP beschrankt. Auch diese Akteure sollen nun kurz dargestellt wer-

den.

(1.) Die europdische Verteidigungsagentur

Die Agentur fir die Bereiche Entwicklung der Verteidigungsfahigkeiten, Forschung, Be-
schaffung und Ristung, kurz europdische Verteidigungsagentur, wurde im Jahr 2004
durch die gemeinsame Aktion 2004/551 GASP des Rats errichtet®*. Mittlerweile ist auch
sie in Art. 42 Abs. 3 UAbs. 2 S. 2 EUV primarrechtlich verankert. Dort wird sie in Zusam-
menhang mit der Pflicht der Mitgliedsstaaten, ihre militarischen Fahigkeiten schrittweise
zu verbessern, gestellt. Die Mitwirkung hieran ist also ihre wesentliche Aufgabe. Dies
wird in Art. 45 Abs. 1 EUV konkretisiert. Die europdische Verteidigungsagentur beschaf-

tigt sich danach hauptsachlich mit Fragen der RUstungspoIitikgSS.

(2.) Der Militdrausschuss der EU

856

Der Militarausschuss existiert seit 2001°°°. Er ist das hochste militarische Gremium in-

857

nerhalb des Rats™’. Gem. Art. 1 Abs. 1 des Einsetzungsbeschlusses besteht der Militar-

ausschuss aus den Generalstabschefs der Mitgliedsstaaten, den Vorsitz fiihrt ein Vier-

82 Regelsberger/Kugelmann in Streinz, EUV/AEUV, Art. 43 EUV, Rn. 2.

Ubersicht Giber mogliche Arten von Missionen und Beispiele aus der Vergangenheit bei: Terch-
echte in Schwarze, EU-Kommentar, Art. 28 EUV, Rn. 5 ff.

84 ABI. 2004, L 245, S. 17 ff.

85 Herdegen, Europarecht, § 28 Rn. 11.

86 Einsetzungsbeschluss in: ABI. 2001, L 27, S. 4 ff.

%7 Warnken, Der Handlungsrahmen der Europdischen Union im Bereich der Sicherheits- und Ver-

teidigungspolitik, S. 196.
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Sterne-General bzw. -Admiral®*®. Die Hauptaufgabe des Militirausschusses besteht in der
militdarischen Beratung des PSK sowie in der militarischen Leitung aller militarischen Akti-
vititen der EU®*®

im Bereich der GSVP.

. Damit ist der Militdrausschuss in operativer Hinsicht das Hauptorgan

(3.) Der Militdrstab der EU

860

Der Militarstab wurde gleichzeitig mit dem Militarausschuss eingesetzt™". Er ist Teil des

Generalsekretariats des Rats und Hilfsorgan des Militirausschusses®®. Die Hauptfunktio-
nen des Militarstabs sind Frihwarnung, Lagebeurteilung und strategische Planung, au-
Rerdem soll der EU durch den Militarstab militarisches Fachwissen zur Verfligung gestellt

82 Geleitet wird der Militirstab durch einen Drei-Sterne-General

|863

werden

bzw. -Admira

d) Das Verhaltnis der EU zu NATO und UN

Nachdem nun aufgezeigt wurde, dass die EU durchaus lber eigene militdrische Struktu-
ren auf oberster Ebene verfiigt und sich zur Umsetzung der auf dieser Ebene gefillten
Entscheidungen problemlos der militarischen Ressourcen der Mitgliedsstaaten bedienen
kann, stellt sich die Frage nach der Bedeutung der militdrischen Moéglichkeiten der EU vor
dem Hintergrund der bereits bestehenden internationalen Blindnisse militarischer bzw.
auch-militarischer Art. Dabei muss zwar zunachst festgehalten werden, dass die EU selbst
weder Mitglied der UN, noch der NATO ist. Jedoch ist eine verhaltnismaRig hohe Anzahl

84 Dadurch kénnten hinsichtlich

der Mitgliedsstaaten in beide Blindnisse eingebunden
der militarischen Verpflichtungen der Mitgliedsstaaten Konkurrenzsituationen entstehen,
die jedenfalls insoweit zu Problemen fiihren kénnten, als die militdrischen Moglichkeiten

der Mitgliedsstaaten begrenzt sind.

88 Anhang zum Einsetzungsbeschluss, Ziff. 4 (ABI. 2001, L 27, S. 6).
89 Anhang zum Einsetzungsbeschluss, Ziff. 2 (ABI. 2001, L 27, S. 5).
860 Einsetzungsbeschluss in: ABI. 2001, L 27, S. 7 ff.

81 Schneider, Die europaische Sicherheitspolitik, S. 92.

862 Anhang zum Einsetzungsbeschluss, Ziff. 4 (ABI. 2001, L 27, S. 8).
863 Anhang zum Einsetzungsbeschluss, Ziff. 5 (ABI. 2001, L 27, S. 9).

8% Schiirr, Der Aufbau einer européischen Sicherheits- und Verteidigungsidentitat, S. 237.
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aa) Die UN

Die Geschichte der UN beginnt Anfang des 20 Jahrhunderts, als Vorlaufer konnen die

85 Die modernen UN

Haager Friedenskonferenzen und der Vélkerbund genannt werden
wurden im Jahr 1945, somit unmittelbar nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs, gegrin-
det. Als Hauptziel der UN nennt Art. 1 Abs. 1 UNCh die Wahrung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit. Aus praktischen Griinden sind die UN unter anderem auf
die Zusammenarbeit mit regionalen Organisationen und Systemen der kollektiven Si-
cherheit und Verteidigung angewiesen®®. Diesem Erfordernis tragt neben Art. 48 Abs. 2

vor allem Kapitel VIIl UNCh Rechnung.

(1.) Die EU aus Sicht der UN

Es stellt sich also nun die Frage, inwieweit sich die EU in diese Bestimmungen der UNCh
einfligt. Zunachst ist dabei Art. 48 Abs. 2 UNCh in den Blick zu nehmen und zu fragen, ob
die EU eine geeignete internationale Einrichtung in diesem Sinne ist. Hintergrund der
Bestimmung ist Art. 42 UNCh, der den Sicherheitsrat der UN ermachtigt, mangels eigener
oder unterstellter Truppen, auf die militdrischen Ressourcen der Mitgliedsstaaten zu-
rickzugreifen, indem die Mitgliedsstaaten zum Einsatz ihrer Streitkrafte im Rahmen der
UN autorisiert werden®’. Art. 48 Abs. 2 UNCh bestimmt letztendlich nur, dass die Mit-
gliedsstaaten von dieser Ermachtigung nicht nur direkt, sondern auch durch internationa-
le Organisationen, in denen sie Mitglied sind, Gebrauch machen kdnnen. Die Charakteri-
sierung der EU als eine solche Organisation bereitet keine groRen Schwierigkeiten. Sie
besitzt eine Organisationsstruktur, die im Rahmen der GSVP ein gemeinsames Vorgehen
bei militarischem Krisenmanagement und damit auch militarische ZwangsmaBnahmen
ermoglicht®®®. Adressaten des Art. 48 Abs. 2 UNCh bleiben allerdings die Mitgliedsstaa-

ten, die sich nur der genannten Organisationen bedienen kénnen.

Weiterhin kommt Art. 52 Abs. 1 UNCh als Anknupfungspunkt fiir eine Bestimmung des
Verhaltnisses der EU zur UN in Betracht. Dabei muss zunachst festgehalten werden, dass

aufgrund der allgemeinen Begriffsbestimmungen die EU nur eine Einrichtung, keine Ab-

865 Hofmann in Heun/Honecker/Morlok/Wieland, Evangelisches Staatslexikon, S. 2547 (,Vereinte

Nationen (UN)“).

8¢ Graf von Kielmansegg, Die Verteidigunspolitik der Europaischen Union, S. 216.

87 Krisch in Simma/Khan/Nolte/Paulus, UNCh, Art. 42, Rn. 8 ff.

88 Graf von Kielmansegg, Die Verteidigunspolitik der Europaischen Union, S. 217.
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869

machung in diesem Sinne sein kann™". Denn im Gegensatz zu einer Abmachung verfiigt

eine Einrichtung i.S.v. Art. 52 Abs. 1 UNCh (ber gefestigte organisatorische Strukturen

870

und handlungsfdhige Organe™". Auch sonst erflllt die EU die Voraussetzungen des

Art. 52 Abs. 1 UNCh: Sie ist auf Dauer angelegt, befasst sich mit der Wahrung von Frieden
und Sicherheit, ferner ist sie regional begrenzt und vor allem mit den Zielen und Grunds-
atzen der UN vereinbar, wie sich nicht zuletzt primarrechtlich aus Art. 42 Abs. 1 S. 2 EUV

871

ergibt®™". Somit kann also festgestellt werden, dass die EU eine regionale Einrichtung

i.S.v. Art. 52 Abs. 1 UNCh ist. Die Auswirkungen dieser Qualifikation sind allerdings ge-
ring. So behadlt das volkerrechtliche Gewaltverbot selbstverstandlich seine Gulltigkeit,
kann aber gem. Art. 53 Abs. 1 S. 2 HS. 1 UNCh durch eine Ermachtigung des Sicherheits-

872 Andererseits wird aber auch keine Pflicht zur Teilnahme an

873

rats durchbrochen werden
militdrischen Operationen des Sicherheitsrats begriindet
kaum Unterschiede zwischen Art. 48 Abs. 2 und Art. 52 Abs. 1 UNCh. Allenfalls kdnnte

. Es ergeben sich letztendlich

sich eine Unterscheidung aus der regionalen Begrenzung der nach Art. 52 Abs. 1 UNCh
moglichen MaRBnahmen ergeben. Hierbei wird allerdings (iberwiegend vertreten, dass
solche regionalen MalRnahmen durchaus auch auBerhalb des eigentlichen Territoriums

der regionalen Einrichtung passieren kdnnen®”*.

(2.) Die UN aus Sicht der EU

Nachdem nun die mogliche Bedeutung der EU fir die UN beleuchtet wurde, ist zu klaren,
wie sich die Rolle der UN aus Sicht der EU darstellt. Eine explizite Regelung zum Verhalt-
nis von EU und UN enthalt der EUV nicht. Es wird aber mehrfach Bezug auf die UNCh ge-
nommen, so etwa in Art.3 Abs. 5 S. 2, Art. 21 Abs. 1, Art. 34 Abs. 2 UAbs. 2 S. 2 und
Art. 42 Abs. 1 S. 3 EUV. Betrachtet man die Formulierungen der genannten Bestimmun-

gen, so wird klar, dass sich die EU auf dem Feld der Aufrechterhaltung und der Wahrung

89 Bashlinskaya, Die Européaische Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU, S. 228 f.

870 pernice, Die Sicherung des Weltfriedens durch Regionale Organisationen und die Vereinten

Nationen, S. 20 f., der allerdings auch darauf hinweist, dass diese Unterscheidung keinerlei
praktische Konsequenzen hat.

81 Ramsperger, Die Terrorismusbekdmpfung im Rahmen der Europdischen Sicherheits- und Ver-

teidigungspolitik, S. 219.

82 Walter in Simma/Khan/Nolte/Paulus, UNCh, Art. 53, Rn. 1; zur Frage, ob Militdreinsitze der

EU auch ohne Mandat des UN-Sicherheitsrats moéglich sind s.u. Teil 4, A,, lll., 2., c), cc), (4).

873 Reinisch/Nowak in Simma/Khan/Nolte/Paulus, UNCh, Art. 48, Rn. 3.

8% Bashlinskaya, Die Européaische Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU, S. 238.
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des Friedens und der internationalen Sicherheit der UNCh und damit den UN unterord-

net®’®

. In der Praxis hat dies in einem Kooperationsverhadltnis gemindet, in dessen Rah-
men die UN die EU als wichtige Mdéglichkeit zur Verbesserung der Friedenssicherung an-

erkannt haben®’®,

bb) Die NATO

Im Gegensatz zu den UN war und ist die NATO ein reines Militarbiindnis®”’. Die NATO
wurde im Jahr 1949 durch den Abschluss des Nordatlantikvertrags (NATO-Vertrag) ge-
griindet. Hauptzweck des Biindnisses ist gem. Art. 5 Abs. 1 NATO-Vertrag die kollektive
Selbstverteidigung gegen militarische Angriffe auf einen oder mehrere Mitgliedsstaaten.
Allerdings hat sich die Ausrichtung der NATO seit dem Ende des Kalten Krieges gedandert.

Die kollektive Verteidigung gegen Angriffe von auBen ist seither in den Hintergrund ge-

878

treten™’". Als neue Herausforderungen betrachtet die NATO unter anderem die Bekamp-

fung des internationalen Terrorismus, humanitdre Einsatze und MaRnahmen zur Schaf-

fung und Erhaltung des Friedens und der Sicherheit vor allem auch aufRerhalb des Biind-

879

nisgebiets”'”. Der Richtungswandel der NATO hin zum Akteur internationaler Krisenreak-

tionseinsatze begann mit dem neuen strategischen Konzept von 1999, das die Staats-

und Regierungschefs der NATO-Mitgliedsstaaten auf ihrem Gipfeltreffen im April 1999

880 881

verabschiedeten™". Hier war erstmals von Krisenreaktionseinsatzen die Rede™". Bestarkt

wurde dieser Ansatz zuletzt im neuen strategischen Konzept der NATO von 2010, in wel-

chem das Krisenmanagement als eine der zentralen Aufgaben des Biindnisses genannt

882
d

wird®*“. Anhand dieser Ziele lassen sich bereits Uberschneidungen zwischen der EU mit

83> Ramsperger, Die Terrorismusbekdmpfung im Rahmen der Europdischen Sicherheits- und Ver-

teidigungspolitik, S. 219.
Graf von Kielmansegg, Die Verteidigunspolitik der Europadischen Union, S. 224 f.
Nolte in Heun/Honecker/Morlok/Wieland, Evangelisches Staatslexikon, S. 1604 (,NATO“).

Dieser Prozess wird als ,Transformation der NATO“ bezeichnet, dazu umfassend: Hauser, Die
NATO, S. 37 ff.

879

Bund in Epping/Lemke/Baluch, Européische Sicherheits- und Verteidigungspolitik, S. 111 (113).
80 Varwick in ApuZ 50/2010, S. 23 (24).

881

Strategisches Konzept der NATO von 1999
(abrufbar unter: www.nato.int/cps/en/natolive/official texts 27433.htm
(zuletzt abgerufen am 04.02.2015)), ziff. 10.

882 Strategisches Konzept der NATO von 2010

(abrufbar unter: www.nato.int/cps/en/natolive/official texts 68580.htm
(zuletzt abgerufen am 04.02.2015)), Ziff. 4 b).
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ihrer GSVP und der NATO erkennen. Verstarkt wird dies durch die Tatsache, dass der
Grol3teil der beteiligten Staaten sowohl Mitglied der NATO als auch der EU ist®3. Bedenkt
man die begrenzten militarischen Kapazitaten der einzelnen europdischen Staaten, so
erkennt man unschwer die moéglichen Probleme, die sich ergeben konnen, wenn die
Streitkrafte zu verschiedenen Missionen sowohl im Rahmen der EU als auch im Rahmen
der NATO eingesetzt werden missten. Darlber hinaus wdren auch Situationen denkbar,
in denen beide Organisationen gegenteilige Interessen verfolgen, die Streitkrafte ein und

desselben Staates also quasi gegeneinander eingesetzt werden wiirden.

Zur Vermeidung dieser Problemkreise wurden allerdings Bestimmungen getroffen. Hier
sind zum einen Art. 8 NATO-Vertrag, zum anderen Art. 42 Abs. 2 UAbs. 2 HS. 2 EUV zu
nennen. Art. 8 NATO-Vertrag verbietet es den NATO-Staaten, internationale Verpflich-
tungen einzugehen, die dem NATO-Vertrag widersprechen. Als Konsequenz hieraus be-
stimmt Art. 42 Abs. 2 UAbs. 2 HS. 2 EUV, dass die EU die Verpflichtungen ihrer Mitglieds-
staaten aus dem NATO-Vertrag achtet und — mehr noch — dass die GSVP mit dem NATO-
Vertrag vereinbar ist. Das Aufkommen eines echten Konkurrenzverhaltnisses soll so ver-
mieden werden. Umstritten ist dabei allerdings, ob der EUV der NATO hier eine Vorrang-

84 Aus der Europai-

stellung in Fragen der Sicherheits- und Verteidigungspolitik einrdumt
schen Sicherheitsstrategie885, insbesondere deren lll. Abschnitt, ergibt sich, dass die EU
eine bedeutende Rolle bei der weltweiten Schaffung und Erhaltung von Frieden und Si-
cherheit sowie ein Verhiltnis zur NATO auf Augenhdhe anstrebt®*®. Soll dies mit dem EUV
vereinbar sein, kann man nur den Schluss ziehen, dass Art. 42 Abs. 2 UAbs. 2 HS. 2 EUV
der NATO gerade keine Vorrangstellung gegeniber der EU einrdumen will. In der Praxis
hat sich jedoch schon vor der Européischen Sicherheitsstrategie ein Kooperationsver-

haltnis zwischen EU und NATO herausgebildet. Ausgangspunkt hierfir ist die Berlin-Plus-

83 Ein Uberblick dazu bei: Ramsperger, Die Terrorismusbekampfung im Rahmen der Européischen

Sicherheits- und Verteidigungspolitik, S. 240.

84 5o etwa: Cremer in Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, Art. 42 EUV, Rn. 18; dagegen etwa: Bitterlich in
Lenz/Borchardt, EU-Vertrage, Art. 42 EUV, Rn. 13.

8> Ein sicheres Europa in einer besseren Welt“ — Europidische Sicherheitsstrategie vom
12.12.2003
(abrufbar unter http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cmsUpload/031208ESSIIDE.pdf
(zuletzt abgerufen am 04.02.2015)).

8¢ So auch: Ramsperger, Die Terrorismusbekampfung im Rahmen der Europédischen Sicherheits-

und Verteidigungspolitik, S. 243.
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87 Hierin wird der Weg frei gemacht fiir eigenstindige

Vereinbarung vom 17. Marz 2003
Operationen der EU, bei denen auch der Zugriff auf Kapazitaten der NATO gestattet

wird®e,

2. Die konkrete Ausgestaltung

Bevor der Inhalt der gemeinsamen Aktion dargestellt wird, soll noch kurz auf die Vorge-
schichte der Operation Atalanta eingegangen werden. Die EU begann sich im Frihjahr
2008 verstarkt mit dem Problem der somalischen Piraterie zu befassen. Vor dem Hinter-
grund der SR-Res. 1814 (2008) und 1816 (2008) brachte der Rat zunachst seine Besorgnis
Uber die Vorfédlle vor der somalischen Kiiste zum Ausdruck und begriiRte die Bemihun-
gen einiger Mitgliedsstaaten der EU zum Schutz der Schiffe des Welterndahrungspro-
grammsgsg. Im August 2008 begann der Rat mit den Vorbereitungen eines europdischen
Beitrags zur Umsetzung der SR-Res. 1816 (2008). Im Ergebnis wurde zunachst im Sep-
tember 2008 die gemeinsame Aktion 2008/749/GASP beschlossen®*®. Diese beeinhaltete
die Schaffung einer europaischen Koordinierungszelle (EU NAVCO) zur besseren Organi-
sation der EinzelmaRnahmen einiger Mitgliedsstaaten. Schon hierbei wurde die Mdoglich-
keit einer eigenen EU-Mission erwogen, die schliefllich im November 2008 mit der ge-
meinsamen Aktion 2008/851/GASP in Form der Operation Atalanta ins Leben gerufen
wurde. Die genaue Ausgestaltung der Mission und ihr bisheriger Verlauf sollen kurz dar-

gestellt werden, bevor eine Bewertung vorgenommen werden soll.

a) Ziele und Vorgehensweise

Ausweislich Art. 1 Abs. 1, 3 der gemeinsamen Aktion soll die Operation Atalanta einen
Beitrag zum Schutz von Schiffen des Welternahrungsprogramms und anderen Schiffen,

die vor der Kiste Somalias fahren®?, sowie zur Abschreckung, Verhitung und Bekimp-

87 Abrufbar unter: http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cmsUpload/03-11-

11%20Berlin%20Plus%20press%20note%20BL.pdf
(zuletzt abgerufen am 04.02.2015).

88 Schneider, Die europaische Sicherheitspolitik, S. 48.

89 Hierbei handelt es sich um zivile, von den UN gecharterte Schiffe, die Lebensmittel und Medi-

kamente nach Somalia bringen. Die somalische Bevolkerung ist seit Jahren auf diese Hilfsliefe-
rungen angewiesen (Weidner, Piraterie, S. 242).

80 ABI. 2008, L 252, S. 39 ff.

81 Der Schutz der Schiffe in den betroffenen Gewéssern folgt dabei folgenden Priorititen:

1. Schiffe des Welterndahrungsprogrammes, 2. sonstige Schiffe deren Ladung humanitaren Zwe-
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fung von seerduberischen Handlungen und bewaffneten Raubliberfdllen und dariiber
hinaus zur Uberwachung der Fischereititigkeit vor der Kiiste Somalias leisten. Das Opera-
tionsgebiet betrug gem. Art. 1 Abs. 2 a.F. der gemeinsamen Aktion bis zu 500 Seemeilen
vor den Kiisten Somalias und seiner Nachbarldander. Mittlerweile wurde das Operations-
gebiet auf die gesamte Region des Indischen Ozeans ausgeweitetggz. Die Operation A-
talanta stitzt sich dabei gem. Art. 1 Abs. 1 der gemeinsamen Aktion auf die Art. 100 ff.
SRU sowie die SR-Res. 1814 (2008), 1816 (2008) und 1838 (2008). Das im Rahmen der
Operation Atalanta eingesetzte Personal wird durch Art. 2 lit. d), e) der gemeinsamen
Aktion beim Vorgehen gegen Piraten insbesondere ermachtigt, Gewalt anzuwenden und
die betreffenden Personen festzunehmen. Die Uberstellung der festgenommen Personen
an die Justiz ist in Art. 12 der gemeinsamen Aktion geregelt. Nach Art. 6 der gemeinsa-
men Aktion hat das PSK die strategische Leitung der Operation inne, wobei es dem Rat
regelmaRig Bericht zu erstatten hat. Art. 10 der gemeinsamen Aktion ermoglicht die Teil-

nahme von Drittstaaten an der Operation, wobei auch hierfiir das PSK zustandig ist.

Fir die Beteiligung Deutschlands an der Operation Atalanta war die Zustimmung des
Bundestages gem. § 1 Abs. 2 ParIBG®*

Einsatz der Streitkrafte im Ausland auch im Rahmen einer EU-Operation gilt

erforderlich, da der Parlamentsvorbehalt fiir den
84 Der Deut-
sche Bundestag stimmte einem Antrag der Bundesregierung bzgl. der Teilnahme deut-
scher Streitkrifte an der Operation Atalanta vom 10.12.2008 zu®®*. GemiR dem Be-
schluss konnen bis zu 1.400 Soldatinnen und Soldaten in diesem Rahmen eingesetzt wer-
den®®. Seitdem wurde das Mandat mehrmals verlangert und lauft derzeit noch bis zum
31.05.2015%%. In Ubereinstimmung mit der gemeinsamen Aktion sind auch die eingesetz-
ten deutschen Krifte zur Anwendung von Gewalt sowie zur Festnahme und Uberstellung

von verdichtigen Personen befugt®®.

cken dient, 3. Schiffe unter EU-Flagge, 4. sonstige Schiffe (Bund in Epping/Lemke/Baluch, Eu-
ropdische Sicherheits- und Verteidigungspolitik, S. 111 (136)).

82 ABI. 2010, L 210, S. 33.

83 Gesetz Uber die parlamentarische Beteiligung bei der Entscheidung tiber den Einsatz bewaff-

neter Streitkrdfte im Ausland (Parlamentsbeteiligungsgesetz).
8% Fédhrmann, Die Bundeswehr im Einsatz fur Europa, S. 251.
#%° BT-Drucks. 16/11337.
#% BT-Drucks. 16/11337, S. 1.
®7 BT-Drucks. 18/1282, S. 1.

88 BT-Drucks. 17/13111,S. 2 f.



152

b) Operationsverlauf und Erfolge

Aktuell beteiligt sich die Bundesmarine mit einem Schiff an der Operation Atalanta®®. In

der Vergangenheit kam es bereits mehrfach zu Einsatzen der deutschen Streitkrafte vor

Ort, bei denen Piratenangriffe auf Passagier- und Frachtschiffe vereitelt und die Beteilig-

900

ten festgenommen wurden™". Die Operation Atalanta begann am 08.12.2008. Entspre-

chend dem Mandat widmeten sich die beteiligten Einsatzkrafte vor allem ihrer Aufgabe,
die Schiffe des Welterndahrungsprogramms sicher nach Somalia zu eskortieren. Tatsach-

lich ist seit Beginn der Operation kein solches Schiff mehr einem Piratenangriff zum Op-

901

fer gefallen™". Fiir den Ubrigen Schiffsverkehr im Hauptgefahrdungsgebiet vor Somalia

gilt dies allerdings nur eingeschrankt. Die Zahl der versuchten Piratenlberfdlle ist in der

902

ersten Zeit der Mission zunachst nicht signifikant gesunken™". Allerdings konnte die Er-

903

folgsrate der Uberfille langfristig deutlich reduziert werden™". Ein Resultat der Prisenz

internationaler Marineverbande ist auch die Verlagerung der piratischen Aktivitdten weg

von der Kiiste Somalias und dem Golf von Aden weiter hinaus auf den Indischen Oze-

904
n

an” . Dies hat zur Folge, dass die zahlenmaRige Starke der eingesetzten Streitkrafte nicht

mehr ausreicht, um das gesamte Gebiet potenzieller Gefahrdung addquat zu Uberwa-

905

chen™. Allerdings werden auch die Seerduber durch die Erweiterung ihres Operations-

gebiets geschwacht. So bietet sich ihnen nicht mehr eine so gehdufte Ansammlung von
lohnenden Zielen wie im Golf von Aden. Auch ist die Gefahr einer Konfrontation mit den
Marinestreitkraften wahrend der Riickkehr zur somalischen Kiiste aufgrund der groRReren

%% Weiterhin sind im Verlauf der Operation Atalanta zahlreiche mut-

907

Entfernung hoéher

mallliche Seerduber festgenommen worden™ . Diese wurden, sofern dies moglich war,

908

an die zustandigen Stellen zum Zwecke der Strafverfolgung libergeben™". Es kam aller-

89 http://www.marine.de/portal/a/marine/!ut/p/c4/FchBDkBQDAXAs7hAu7dzC-
weeaH5VUKRODOyu9FeP4HLIgStAddWu9Hg4ZYFub6DkSXcKLQ7kQOHCEY! ZloydCtN9QJIRXVv/
(zuletzt abgerufen am 04.02.2015).

%0 (jperblick bei: Heinicke in KJ 2009, S. 179 (180).

%01 European Union Naval Force Media and Public Information Office, Information Booklet, S. 18.

%2 1\MB Annual Piracy Report 2010, S. 5.

%3 Uhlin IP 06/2009, S. 56 (59).

%% MB Annual Piracy Report 2010, S. 102; 2011, S. 112.
%5 Weidner, Piraterie, S. 249.

906 Trésoret, Seepiraterie, S. 427.
*7 Uhlin IP 06/2009, S. 56 (58 f.).

908 European Union Naval Force Media and Public Information Office, Information Booklet, S. 18.
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dings auch haufiger vor, dass die festgenommenen Verdachtigen unmittelbar wieder
freigelassen wurden, weil eine Uberfiihrung wegen einer seerduberischen Tat nicht mog-

lich erschien®®.

3. Bewertung

Eine Bewertung der Operation Atalanta anhand des bisherigen Missionsverlaufs fallt
durchwachsen aus. Zwar hat die Mission eines ihrer wesentlichen Ziele, namlich den
Schutz der Schiffe des Welterndhrungsprogrammes, erreicht. Da kein solches Schiff mehr
von Piraten angegriffen wurde, kann die Mission insoweit als voller Erfolg bezeichnet
werden. Allerdings geht der Auftrag weit hierliber hinaus. Sofern der Auftrag den Schutz
sonstiger Schiffe, die vor der Kiiste Somalias fahren, umfasst, kann die Mission zumindest
noch als zu einem grofBen Teil erfolgreich angesehen werden. Die Zahl erfolgreicher
Uberfille ist seit Beginn der Mission stark zuriickgegangen. Das gilt aber nicht im glei-
chen MaRe fiir die Zahl der Uberfille insgesamt. Sofern die Gesamtzahl der Uberfille
nicht langfristig signifikant zurlickgeht, kann im Hinblick auf den Auftrag der Abschre-
ckung und Verhitung von seerduberischen Handlungen nicht von einem Erfolg gespro-
chen werden. Es bleibt insofern abzuwarten, ob der in jlingster Zeit verzeichnete rapide
Rickgang der Seerduberiberfadlle von Dauer ist. Selbst wenn dies der Fall ware, wirde
sich allerdings die Frage stellen, ob dies tatsachlich ein Verdienst der Operation Atalanta
ist oder, ob hierfir die verstarkten SchutzmaBnahmen der Reeder vor allem in Form von
eingeschifftem Sicherheitspersonal verantwortlich sind®*°. Bezuglich der Bekampfung der
Seerduberei, wozu vor allem die Festnahme und Aburteilung der Seerduber gehort, hat

der Einsatz bisher wohl mehr Probleme aufgeworfen als geldst®.

Ein Hauptproblem der Mission, das allerdings bereits in der Ausgestaltung der Mission
angelegt ist, ist die mangelnde Geeignetheit zur Bekimpfung der Ursachen der somali-
schen Piraterie. Wie gezeigt sind die Ursachen der Piraterie in den wirtschaftlichen, so-
zialen und geographischen Gegebenheiten in Somalia selbst zu suchen. Natirlich kann,
muss und soll nichts an der Geographie des Landes gedndert werden. Eine Stabilisierung
vor allem der politischen Lage in Somalia ware aber wohl existenziell wichtig, um die Pi-
raterie einzudammen. NoOtig ware allerdings genauso eine Verbesserung der wirtschaftli-

chen Verhiltnisse. Solange dies nicht geschieht, wird das Problem weiter bestehen, da

%9 Weidner, Piraterie, S. 151 f.
910 5 u. Teil 4, E.
91 g u. Teil 4, D.
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die Piraterie weiterhin ein lohnender Weg sein wird, den eigenen Lebensunterhalt zu

verdienen®!?

. Hierzu tragt auch bei, dass die Gefahr der Festnahme flr den Einzelnen
nach wie vor nicht so groR ist, dass tatsdchlich eine Abschreckung hiervon ausgehen
wirde. Zwar konnte diese im Prinzip durch ein massiveres Vorgehen der Militarkrafte
erreicht werden. Hierflir wdre aber eine extreme zahlenmaflige Aufstockung vonno-

ten®®

. Wahrscheinlich ware dies fir die beteiligten Staaten véllig unverhaltnismaRig.
Selbst wenn eine Operation von solchem Ausmaf durchgefiihrt werden kdnnte, wiirde es
sich dabei doch ausschlieBlich um eine Bekampfung der Symptome und nicht der Ursa-
chen handeln. Wenn die Operation zu Ende ginge, wiirde die Piraterie wohl erneut auf-
bliihen. Bei allen Schwachen ist demnach aber festzustellen, dass die Operation Atalanta
einen gewissen Beitrag zur Losung des Piraterieproblems leistet und dementsprechend

bis auf weiteres fortgesetzt werden sollte.

%2 Weidner, Piraterie, S. 248.

913 Vgl. Trésoret, Seepiraterie, S. 428.
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Teil 4: Piraterie als Ursache verschiedener Rechtsprobleme

Die Art und Weise, wie die Bekdampfung der Piraterie vor Somalia durch die Staatenge-
meinschaft durchgefiihrt wird und die rechtlichen Grundlagen, die hinter dieser Vorge-
hensweise stehen, werfen verschiedene rechtliche Fragen auf. Diese Rechtsfragen ent-
springen verschiedenen Rechtsordnungen, vom nationalen Verfassungsrecht bis zum
Volkerrecht. Insbesondere geht es um die Frage, welches staatliche Organ konkret fiir die
Bekampfung von Seerduberei zustiandig ist. In diesem Zusammenhang ist auch die immer
wieder diskutierte Moglichkeit des Schutzes von Schiffen durch privates Sicherheitsper-
sonal von Interesse. Wenn staatliche Organe bei der Bekampfung von Seerdubern tatig
werden, stellt sich auRerdem die Frage, welchen rechtlichen Schutz die zu bekdmpfenden
Personen dabei genieBen kénnen. Nicht zuletzt verdient auch die Frage nach den straf-
rechtlichen Konsequenzen, die die mutmallichen Piraten zu befiirchten haben, also die
Frage nach den Moglichkeiten zu deren Aburteilung, Beachtung. Dem Konzept der Arbeit
folgend soll diesen verschiedenen Fragen im Folgenden nachgegangen werden. Dabei
liegt der Fokus immer auf der Sichtweise des deutschen Rechts, aber auch die anderen
relevanten Rechtsordnungen und deren Beziige zueinander sollen nicht auller Acht ge-

lassen werden.

A. Zustdndigkeit der Bundesmarine

Seit Beginn der Operation Atalanta und damit gleichzeitig seit Beginn der deutschen Be-
teiligung am Kampf gegen die Piraterie vor Somalia ist die Bundeswehr, genauer die
Bundesmarine, die Einrichtung, durch die die Bundesrepublik Deutschland an der Pirate-
riebekampfung teilnimmt. Das ist insoweit logisch, als die Operation vor dem Hinter-
grund der einschligigen vélkerrechtlichen Bestimmungen des SRU und den Resolutionen
des UN-Sicherheitsrats als Militarmission angelegt ist. Nun ist die deutsche Wehrverfas-
sung allerdings so ausgestaltet, dass eine bloRe allgemeine Zuldssigkeit eines militari-
schen Einsatzes nach Voélker- oder Europarecht noch nichts Gber deren Zuldssigkeit im

Einzelfall nach deutschem Verfassungsrecht aussagt914

. Dies zu klaren ist Aufgabe der
folgenden Ausfiihrungen. Dabei sollen zunachst die verschiedenen Maoglichkeiten des
Einsatzes der Streitkrafte nach dem Grundgesetz erdrtert werden, um anschlieBend zu

untersuchen, unter welchem Aspekt der Einsatz zur Pirateriebekdampfung zuldssig sein

94 Heintschel von Heinegg in Graf Vitzthum, Handbuch des Seerechts, Kapitel 7, Rn. 58; Schmahl

in AGR 136 (2011), S. 44 (80).
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kénnte. Darliber hinaus sollen im Anschluss daran weitere verfassungsrechtliche Fragen

des Einsatzes deutscher Streitkrafte zur Pirateriebekdampfung behandelt werden.

I. Der grundsatzliche Einsatzbereich der Bundeswehr

915 |n des-

Die zentrale Vorschrift des Grundgesetzes (iber die Bundeswehr ist Art. 87a GG
sen Abs. 1 wird zunachst klargestellt, dass der Bund Streitkrafte zur Verteidigung auf-
stellt. Damit ist die Existenz einer deutschen Armee verfassungsrechtlich vorgegeben und
ihre Abschaffung nur im Wege der Verfassungsanderung méglichgls. Streitkrafte i.S.v.
Art. 87a Abs. 1 GG zeichnen sich dadurch aus, dass es sich hierbei um Verbande handelt,
die militarisch bewaffnet sind, nach dem Prinzip von Befehl und Gehorsam funktionieren
und grundsatzlich der Befehls- und Kommandogewalt des Bundesministers fiir Verteidi-

917

gung unterstehen™’. Keine Streitkrafte i.d.S. sind somit insbesondere die Polizeien des

Bundes und der Linder®*®.

Art. 87a Abs. 1 GG begnligt sich allerdings nicht mit der Festschreibung der Existenz
deutscher Streitkrafte, sondern konkretisiert auch sogleich deren Auftrag auf die Vertei-
digung, d.h. nach klassischem Verstandnis die Abwehr oder Abschreckung einer feindlich

919 Erweiternd wird der Verteidigungsbegriff seit jeher da-

gesinnten auswartigen Macht
hingehend ausgelegt, dass nicht nur die klassische Landesverteidigung, sondern auch die
kollektive Selbstverteidigung nach Art. 51 UNCh und die Biindnisverteidigung etwa nach
Art. 5 NATO-Vertrag darunter fallt®*°. AuRerdem wird in letzter Zeit verstarkt dafir pla-
diert, auch den Schutz eigener Staatsangehoriger im Ausland unter den Verteidigungsbe-

921

griff zu fassen”™". Insofern unterscheidet sich der Begriff der Verteidigung nach Art. 87a

Abs. 1 GG von dem des Verteidigungsfalles in Art. 115a Abs. 1 GG, der einzig auf einen

95 Art. 87a GG wird auch als ,verfassungsrechtliche Grundnorm fir den Einsatz der Streitkrafte”

bezeichnet (Depenheuer in DVBI. 1997, S.685 (686)).

916

Krieger in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG, Art. 87a, Rn. 5.
' Baldus in Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 87a, Rn. 16.

918 pieroth in Jarass/Pieroth, GG, Art. 87a, Rn. 4; hinsichtlich des friiheren Bundesgrenzschutzes

war umstritten, ob es sich hierbei um Streitkrafte i.S.v. Art. 87a GG handelt (vgl. Schultz, Aus-
landsentsendung, S. 136 ff.).

%1% Heun in Dreier, GG Art. 87a, Rn. 11.

%0 Gramm in NZWehrr 2005, S. 133 (133); Schmahl in Dreier, Macht und Ohnmacht des Grundge-
setzes, S. 107 (113).

2L Glawe in NZWehrr 2009, S. 221 (224); s.u. Teil 4, A, Ill., 1.
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922 An dieser fun-

Angriff auf das Staatsgebiet der Bundesrepublik Deutschland abstellt
damentalen Unterscheidung hat sich auch durch das Lissabon-Urteil des BVerfG nichts
gedndert, die insoweit missverstandliche Passage in den Urteilsgriinden, der Einsatz
deutscher Streitkrafte sei ,auBer im Verteidigungsfall nur innerhalb von Systemen ge-
genseitiger kollektiver Sicherheit méglich”gza, muss als sprachlich missgliickt angesehen

und in ,,auRer zur Verteidigung” uminterpretiert werden®?.

Il. Der erweiterte Einsatzbereich der Bundeswehr

Quasi im gleichen Atemzug, in dem Art. 87a Abs. 1 GG die Beschrankung des Einsatz-
spektrums der Bundeswehr auf die Verteidigung statuiert, stellt er in seinem Abs. 2 klar,
dass die Moglichkeiten des Streitkrafteeinsatzes doch lber die Verteidigung hinaus ge-
hen kdnnen, allerdings nur soweit es das Grundgesetz ausdricklich zuldsst. Vor diesem
Hintergrund muss zunachst die Reichweite dieser Bestimmung geklart werden, um so-
dann nach den besagten ausdricklichen Zuldssigkeiten zu suchen, die flr die Pirateriebe-

kampfung Bedeutung haben kdnnen.

1. Der raumliche Geltungsbereich des Art. 87a Abs. 2 GG

Klarungsbedarf besteht beziglich des rdaumlichen Geltungsbereichs von Art. 87a
Abs. 2 GG deswegen, weil zum Teil angenommen wird, dass sich dieser nur auf das
Staatsgebiet der Bundesrepublik Deutschland erstrecke, es einer ausdriicklichen Ermach-
tigung zum Einsatz der Streitkrafte im Grundgesetz mithin nur bei Einsdtzen im Inneren
bediirfe’®. Diese Ansicht stiitzt sich hauptséchlich auf die Argumentation, dass die Aus-
nahmen, unter denen ein Streitkrafteeinsatz ohne Verteidigungsbezug im Inland zul3ssig
sein soll, in Art. 35 Abs. 2, 3 und Art. 87a Abs. 3, 4 GG umfassend geregelt seien, wah-
rend das Grundgesetz zu den Einsatzmoglichkeiten der Streitkrafte im Ausland, jedenfalls
dann, wenn diese nicht der Verteidigung dienen, schweige, obwohl gewisse Arten von
nicht verteidigungsbezogenen Auslandseinsatzen der Streitkrafte althergebrachte Staa-

tenpraxis seien, deren Abschaffung nicht das Ziel von Art. 87a Abs. 2 GG sein kénne”®.

922 Vgl. Heun in Dreier, GG, Art. 87a Rn. 11.
92 BverfGE 123, S. 267 (360).
2% Dazu umfassend: Glawe in NZWehrr 2009, S. 221 (225).

925

N

So etwa: Stein in Ipsen/Schmidt-Jorzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 487 (497); Kirchhof in
Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, § 84, Rn. 57.

9

N

6 Kirchhof in Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, § 84, Rn. 57.
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Dementsprechend sei der Einsatz deutscher Streitkrafte im Ausland dem Grunde nach
erlaubt und verfassungsrechtlich nur den Grenzen des Art. 26 Abs. 1 GG unterworfen®?’.
Diese Ansicht bedient sich auRerdem des Arguments der Entstehungsgeschichte des
Art. 87a GG, Die Einfiihrung der Vorschrift sei im Zuge der politischen Diskussion um
Streitkrafteeinsatze im Innern erfolgt, aullerdem sei Art. 87a GG die Nachfolgevorschrift

von Art. 143 GG a.F., der ebenfalls nur den Streitkrifteeinsatz im Innern geregelt habe®”.

Dem wird allerdings entgegen gehalten, dass solch eine Beschriankung des raumlichen

Geltungsbereichs im Wortlaut des Art. 87a Abs. 2 GG, der universell gehalten sei, keine

930

Stutze finde™". Darlber hinaus wird argumentiert, dass der verfassungsandernde Ge-

setzgeber bei der Einflihrung des Art. 87a GG die Aufstellung und den Einsatz der Streit-
krafte umfassend regeln wollte, weshalb schon aus dieser Intention folge, dass auch der

Einsatz der Streitkrafte im Ausland nur unter den Voraussetzungen von Art. 87a Abs. 2

%1 AuBerdem wird von Vertretern dieser Ansicht vorgebracht,

dass die Bundeswehr eine Wehrpflichtarmee sei®*% In Anbetracht der Pflicht zum Dienst

GG moglich sein kdnne

in den Streitkraften konne es fir einen demokratischen Rechtsstaat, der auf die Grund-
rechte seiner Birger, also auch der Wehrpflichtigen, verpflichtet ist, nicht angehen, dass
wehrpflichtige Soldaten tGber den moglichen Umfang ihres Einsatzes im Unklaren gelas-

sen werden®®. SchlieRlich wird auch angefihrt, dass jedenfalls Art. 96 Abs. 2 GG offen-

%7 pechstein in Jura 1991, S. 461 (467); Braun/Plate in DOV 2010, S. 203 (206); dhnlich: Kokott in
Zypries, Verfassung der Zukunft, S. 96 (105), die aber noch die Grundrechte als zusatzliche
Grenze zuldssigen Handelns der Streitkrafte im Auslandseinsatz anfihrt.

28 5o unter umfanglicher Analyse der Entstehungsgeschichte der Norm: Wiefelspiitz in A6R 2007,

S. 44 (48 ff.); Art. 87a GG in seiner jetzigen Form wurde im Jahr 1968 im Rahmen der soge-
nannten Notstandsnovelle des Grundgesetzes eingefligt (BGBI. Teil | 1968, S. 709).

99 Kokott in Sachs, GG, Art. 87a, Rn. 14.
>0 Epping in AGR 124 (1999), S. 423 (429).
%1 Heun in Dreier, GG, Art. 87a, Rn. 16.

%2 Dje Wehrpflicht wurde allerdings im Jahr 2011 ausgesetzt (WehrRAndG 2011, BGBI. Teil 1 2011,
S. 678 ff.). D.h. sie wurde auf der einfachen Gesetzesebene so ausgestaltet, dass eine Einberu-
fung grundsétzlich nicht mehr erfolgt (vgl. umfassend zu diesem Gesetzgebungsvorgang und
auch zur Kritik am Begriff Aussetzung: Walz in NZWehrr 2011, S. 133 ff.). Es ist dem Gesetzge-
ber jedoch jederzeit moglich, die allgemeine Wehrpflicht zu reaktivieren (vgl. zur Aussetzung
der Wehrpflicht allgemein: Schmidt-Radefeldt in Epping/Hillgruber, Art. 12a GG, Rn. 7; Guckel-
berger in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, Art. 12a GG, Rn. 18).

%33 Klein in ZabRV 34 (1974), S. 429 (440 f.).
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sichtlich davon ausgehe, dass eine Entsendung von Soldaten in das Ausland moglich
934

ist
Tatsadchlich dirfte es naheliegen, dass der verfassungsandernde Gesetzgeber zum Zeit-
punkt des Entstehens von Art. 87a Abs. 2 GG aus offensichtlichen historischen und politi-
schen Griinden die Maoglichkeit von Auslandseindtzen deutscher Streitkrdfte einfach
nicht bedacht hat®™>. Das BVerfG hat in seinem Grundsatzurteil zur Zuladssigkeit von Aus-
landseinsdtzen der Bundeswehr aus dem Jahr 1994 die Frage des raumlichen Geltungsbe-
reichs des Art. 87a Abs. 2 GG bewusst nicht beantwortet™®. Es muss allerdings auch be-
merkt werden, dass die Interpretation, wonach eine Beschrankung des Geltungsbereichs
des Art. 87a Abs. 2 GG auf Einsdtze der Bundeswehr im Innern zur Folge hat, dass Aus-
landseinsdtze ohne weitere verfassungsrechtliche Beschrankung zulassig sein sollen, kei-
neswegs zwingend ist. Tatsachlich wurde, jedenfalls in den ersten Jahren unter der Gel-
tung des Grundgesetzes, auch und insbesondere vertreten, dass aufgrund der Tatsache,
dass Art. 87a Abs. 2 GG Auslandseinsatze nicht erwahnt, diese gerade generell ausge-
schlossen seien®’. Vereinzelt finden sich Vertreter dieser Ansicht durchaus auch noch im

aktuellen Schrifttum®®,

In Anbetracht aller dargelegten Umstande erscheint die Lesart, dass Art. 87a Abs. 2 GG
den Einsatz der Streitkrafte sowohl im Innern als auch auBerhalb des Bundesgebiets un-
ter den Vorbehalt einer entsprechenden grundgesetzlichen Ermachtigung stellt, vor-
zugswiirdig. Dies zum einen deshalb, weil nur so die zweifellos beabsichtigte umfassende
Regelung des Einsatzes deutscher Streitkrafte auch wirklich durch die Vorschrift des Art.
87a GG erreicht werden kann, deren Wortlaut insoweit diese Interpretation auch nahe-

939 Zum anderen spricht hierfir die ansonsten drohende Entgrenzung der Befehls-

940

legt

und Kommandogewalt Gber die Bundeswehr’™. Die durch diese Interpretation entste-

934 kokott in Sachs, GG, Art. 87a, Rn. 16.

95 Schmahl in Dreier, Macht und Ohnmacht des Grundgesetzes, S. 107 (115 f.).
%% BvVerfGE 90, 286 (355).

%7 Schmahl in Dreier, Macht und Ohnmacht des Grundgesetzes, S. 107 (118).
%38 50 vor allem: Arndt in DOV 2005, S. 908 (909 f.).

%39 vgl. Dreist in NZWehrr 2002, S. 133 (133).

%0 5o auch: Braun/Plate in DOV 2010, S. 203 (206); Heun in Dreier, GG, Art. 87a, Rn. 16; dieses
Problem ist zwar mittlerweile durch § 1 Abs. 2 ParIBG entscharft worden, dies kann dem Ar-
gument aber nicht entgegen gehalten werden, denn das ParIBG ist viel jliinger als Art. 87a
Abs. 2 GG und dariber hinaus ein einfaches Bundesgesetz, das in der Normenhierarchie unter
dem Grundgesetz steht.
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henden Probleme im Hinblick auf die seit jeher vorkommenden Arten der Verwendung
deutscher Streitkrdafte im Ausland kdnnen in angemessener Weise durch eine praxisge-

1 Im Ubrigen soll noch betont wer-

rechte Definition des Einsatzbegriffs geldst werden
den, dass auch die Stimmen, die eine einschrankende Auslegung des Art. 87a Abs. 2 GG
in dem oben dargestellten Sinne beflirworten, im Ergebnis nicht die Notwendigkeit einer
verfassungsrechtlichen Grundlage fiir den Auslandseinsatz deutscher Streitkrafte vernei-

942
n

nen” . Insofern kommt dem Streit liber den rdumlichen Geltungsbereich des Art. 87a

Abs. 2 GG letztendlich nur eingeschrinkte Bedeutung zu®®.

2. Der sachliche Geltungsbereich des Art. 87a Abs. 2 GG

Art. 87a Abs. 2 GG stellt seinem Wortlaut nach den Einsatz der Streitkrdafte unter den
Vorbehalt einer ausdriicklichen grundgesetzlichen Ermachtigung. Es stellt sich daher die
Frage, ob es neben dem Einsatz i.d.S. auch eine andere Art der Tatigkeit der Streitkrafte
gibt, die nicht unter den Vorbehalt des Art. 87a Abs. 2 GG fillt und, wenn ja, wie der Ein-
satz i.S.v. Art. 87a Abs. 2 GG dann zu charakterisieren ist>**. Das BVerfG hat die Frage
nach den Voraussetzungen eines Einsatzes i.S.v. Art. 87a Abs. 2 GG zunachst nicht be-
antwortet®. Im Schrifttum werden hierzu verschiedene Ansichten vertreten. So wird

%8 7um Teil wird ver-

947
d™.

teilweise jede Art der Tatigkeit von Soldaten als Einsatz verstanden
treten, dass es darauf ankommen soll, ob die eingesetzten Soldaten bewaffnet sin

Teilweise wird auch entscheidend darauf abgestellt, ob die eingesetzten Soldaten Ho-

1 g u. Teil 4, A, 1., 2.

2 Gramm in NZWehrr 2005, S. 133 (136); auch das BVerfG halt unabhingig von der Frage der
Anwendbarkeit des Art. 87a Abs. 2 GG jedenfalls eine verfassungsrechtliche Ermachtigungs-
grundlage fir Auslandseinsatze der Bundeswehr fir erforderlich (BVerfGE 90, 286 (355)).

%3 Anders: Schmahl in Dreier, Macht und Ohnmacht des Grundgesetzes, S. 107 (119), die aller-
dings davon ausgeht, dass bei einer ausschliefSlich nach innen gerichteten Geltung des Art. 87a
Abs. 2 GG die einzige verfassungsrechtliche Grenze fiir die Auslandsverwendung der Streitkraf-
te Art. 26 Abs. 1 GG wiére. Ahnlich: Trésoret, Seepiraterie, S. 535 ff.

944

Umfassend zum Einsatzbegriff: Trésoret, Seepiraterie, S. 433 ff; Vgl. auch: Bdhr in ZRP 1994,
S. 97 (100).

%> BVerfGE 90, 286 (355).

946 Kirchhof in Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, § 84, Rn. 54 f; dhnlich, allerdings
unter Beschrankung auf die funktionsgerechte Verwendung der Streitkrafte im Rahmen der
militarischen Befehlsgewalt und nach militdrischen Fihrungsgrundsatzen: Stein in Ip-
sen/Schmidt-Jorzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 487 (493).

7 Rében in ZadRV 63 (2003), S. 585 (585).



161

948

heitsgewalt ausiiben®". Der letztgenannten Ansicht hat sich auch das BVerwG ange-

schlossen®®,

Zunachst ist zu sagen, dass es doch etwas seltsam anmutet, zu behaupten, dass jedwedes
Handeln von Soldaten unter den Einsatzbegriff des Art. 87a Abs. 2 GG fallt. Die Konse-
guenzen waren mehr als befremdlich. So bediirfte allein schon jede Teilnahme eines
deutschen Militarmusikkorps an einer Militarmusikveranstaltung im Ausland einer aus-
dricklichen Zulassung im Grundgesetz — ebenso wie z.B. die zahlreichen Reprasentati-
ons- und Ausbildungsfahrten der Gorch Fock oder die Flugbereitschaft der Luftwaffe®.
Es erhellt auf den ersten Blick, dass es einerseits derartige ausdrickliche Ermachtigungen
im Grundgesetz nicht gibt, es aber andererseits auch lebensfremd ware, diese fir notig

zu erachten®!

. Weiterhin kann es auch nicht ausreichen, dass die im Ausland eingesetz-
ten Soldaten (militarisch) bewaffnet sind. Auch insoweit sind reine Reprdsentationstatig-
keiten denkbar, aber auch insbesondere Truppeniibungen im Ausland, etwa gemeinsam
mit verblindeten Streitkraften, die erkennbar nicht unter den Einsatzbegriff des Art. 87a
Abs. 2 GG fallen sollen®?. Es bringt insoweit auch nichts, eine Einschrankung dahinge-
hend zu versuchen, dass man fiir das Vorhandensein eines Einsatzes i.S.v. Art. 87a
Abs. 2 GG darauf abstellt, ob die mitgefihrte Bewaffnung auch verwendet werden soll*>>.
Dies kann nicht immer im Vorhinein klar sein — so sind etwa Situationen denkbar, in de-
nen deutsche Soldaten unbeabsichtigt in Kampfhandlungen verwickelt werden kon-

nen”,

Es erscheint daher vorzugswiirdig, bei der Bestimmung des Einsatzbegriffs darauf abzu-

stellen, ob die ins Ausland entsandten Soldaten dort als Organe der vollziehenden Gewalt

%8 Schmahl in ASR 136 (2011), S. 44 (80).
%9 BVerwGE 127, S. 1 (12).

%% 1n diesem Sinne aber: Kirchhof in Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, § 84, Rn. 56,

dessen Konsequenz hieraus freilich die generelle Nichtgeltung des Art. 87a Abs. 2 GG in Bezug
auf Auslandseinsatze ist.

%1 pieroth in Jarrass/Pieroth, GG, Art. 87a, Rn. 8; Hernekamp in Minch/Kunig, GG, Art. 87a,
Rn. 13.

Tésoret, Seepiraterie, S. 440; militarische Bewaffnung und besonders deren Einsatz sowie die
typisch militdrische Organisations- und Kommandostruktur bilden auch die essentiellen
Merkmale eines Mandvers, welches aber gerade kein Einsatz i.S.v. Art. 87a Abs. 2 GG sein soll.

%3 50 wohl: Franzke in NJW 1992, S. 3075 (3076).
% BVerfGE 121, S. 135 (161).
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tatig werden®. Hierbei kann das Vorhandensein von militdrischer Bewaffnung oder das
Ausnutzen der spezifisch militarischen Organisations- und Kommandostruktur zwar als
Indiz fur das Vorliegen eines Einsatzes i.d.S. herangezogen werden, es genligt jedoch fiur

956

sich allein genommen noch nicht™". Entscheidend ist vielmehr das Innehaben von Rege-

lungs-, Anordnungs- und Zwangsbefugnissen, deren Ausibung sich in der Regel durch

957

Grundrechtseingriffe bei Dritten manifestiert™’. Dabei kommt es entscheidend darauf

an, ob die Art des Einsatzes darauf abzielt, dass es zu derartigen Hoheitsakten gegeniber

%8 AuRerdem sind von diesen Voraussetzungen auch diejenigen Soldaten

Dritten kommt
erfasst, die die Befugnisse zwar nicht selbst ausliben, aber hierzu unterstiitzend beitra-
gen®’. Mittlerweile stellt auch das BVerfG bei der Definition des Einsatzbegriffs ent-

scheidend auf das Kriterium der Streitkrifte als Mittel der vollziehenden Gewalt ab”®.

[1l. Zustandigkeit der Bundesmarine vor diesem Hintergrund

Folgendes kann nach den oben erarbeiteten Grundsatzen also festgehalten werden:
Art. 87a Abs. 2 GG stellt entscheidend auf den Einsatzbegriff ab. Wenn die Streitkrafte in
einer Art und Weise tatig werden sollen, die als Einsatz i.d.S. zu qualifizieren ist, so diir-
fen sie das nur, wenn dies entweder zur Verteidigung geschieht oder es das Grundgesetz
ausdricklich zuldsst. Nach dem bereits weiter oben Gesagten kann man davon ausgehen,
dass die Tatigkeit der Bundeswehr im Rahmen der Pirateriebekdmpfung als Einsatz i.S.d.
Art. 87a Abs. 2 GG zu qualifizieren ist’®'. Demnach stellt sich also die Frage, ob und wenn
ja inwieweit man in diesem Fall von Verteidigung sprechen kann. Sofern dies zu vernei-
nen ist, muss gefragt werden, worin die dann erforderliche grundgesetzliche Ermachti-

gung zu sehen ist.

953 Hernekamp in Miinch/Kunig, GG, Art. 87a, Rn. 13; durch diese Betrachtungsweise entsteht

auch ein sinnvoller systematischer Zusammenhang mit Art. 1 Abs. 3 GG (ndher: Hdéfling in
Sachs, GG, Art. 1, Rn. 88).

956 Trésoret, Seepiraterie, S. 443.

%7 Dau in NZWehrr 2011, S. 1 (15).

%8 | adiges, Die Bekampfung nicht-staatlicher Angreifer im Luftraum, S. 54.

%9 Schultz, Auslandsentsendung, S. 179.

%0 BVerfGE 132, S. 1 (20), wobei nach dem BVerfG auch schon die Nutzung des Droh- oder Ein-
schiichterungspotenzials der Streitkrafte genigt.

%1 5.0.Teil 4. A, 1l., 2.
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1. Pirateriebekampfung als Verteidigung i.S.v. Art. 87a Abs. 2 GG

Um festzustellen, ob sich die Tatigkeiten der Bundeswehr im Rahmen der Pirateriebe-
kampfung unter den Begriff der Verteidigung fassen lassen, muss man sich zundchst den
Inhalt des Verteidigungsbegriffs erneut vor Augen filihren. Verteidigung bedeutet schon

%2 Weiterhin ergibt sich aus

dem allgemeinen Wortsinn nach die Abwehr eines Angriffs
dem systematischen Zusammenhang von Art. 87a Abs. 2 und 4 GG, dass ein Angriff i.d.S.
von auBen kommen muss’®. Erfasst ist neben der unilateralen Verteidigung insbesonde-

%4 Das bedeutet wiederum, dass sowohl bzgl. des Aus-

re auch die Blindnisverteidigung
gangspunkts des Angriffs als auch hinsichtlich dessen Ziel rdumlich nicht nur auf das
Staatsgebiet der Bundesrepublik abgestellt werden darf, sondern dass auch ein Angriff

auf das Gebiet des jeweiligen Biindnisses von auRen die Verteidigung auslésen kann®®.

Allerdings wird bei der Definition des Verteidigungsbegriffs zum Teil auch ganzlich auf
einen territorialen Bezug verzichtet. Danach soll es moglich sein, jegliche Interessen der
eigenen Sicherheit i.d.S. zu verteidigen966. In diese Richtung weisen auch einige Aussagen

%7, Abgestellt wird im Zusammenhang mit der Pira-

deutscher Politiker aus jlingster Zeit
terie hierbei hauptsachlich auf die liberragende Bedeutung des Seehandels fiir Deutsch-
land. Angesichts dessen sollen sichere Handelswege ein verteidigungsfahiges Interesse

%8 Diese weitgehende Interpretation des Verteidigungsbegriffs

der Bundesrepublik sein
verdient allerdings keine Zustimmung. Sie fiihrt im Ergebnis zu Verwischungen der Gren-
zen zwischen Angriff und Verteidigung und fihrt in letzter Konsequenz dazu, dass nahezu
jedes militarische Handeln als Verteidigung ausgelegt werden kénnte®®. Teilweise wird

der vom Aspekt der Territorialverteidigung gepragte Verteidigungsbegriff aber auch le-

%2 Depenheuer in DVBI. 1997, S. 685 (686).

%3 Schmidt-Jortzig in DOV 2002. S. 773 (777).

% S.0.Teil 4, A, I.

%> Krieger in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG, Art. 87a, Rn. 11.
%8 Wiefelspiitz in NZWehrr 2003, S. 45 (54).

%7 5o etwa die AuRerungen des ehemaligen Bundesprasidenten Horst Kéhler, die schlieRlich zu

dessen Rucktritt gefihrt haben (Sliddeutsche Zeitung vom 01.06.2010, S.1) oder die Aussage
des ehemaligen Bundesverteidigungsministers Peter Struck, Deutschlands Sicherheit werde
auch am Hindukusch verteidigt (http://www.heise.de/tp/artikel/13/13778/1.html

(Artikel vom 13.12.2002, zuletzt abgerufen am 30.10.2014)).

%% Hartwig/Jenisch/Stehr/Friederichs in BLJ 2009, S. 124 (131).

%9 Depenheuer in DVBI. 1997, S. 685 (686 f.); Gramm in NZWehrr 2005, S. 133 (135); speziell in
Bezug auf die Pirateriebekdampfung: Fournier, Einsatz, S. 144.
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diglich um das Element der Personalverteidigung erweitert’’®. Danach soll der Einsatz der
Streitkrafte zum Schutz deutscher Staatsangehoriger im Ausland vor diesen drohenden
Gefahren als Verteidigung i.S.v. Art. 87a Abs. 2 GG zu qualifizieren sein®’!. Die Notwen-
digkeit solcher Einsdtze soll dabei aus der Schutzpflicht des Staates fir seine Birger fol-
gen972. Dass eine solche Schutzpflicht besteht, die sich primadr aus Art 1 Abs. 1S. 2 i.V.m.
Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG herleitet, ist weitestgehend unumstritten®”?, Allerdings offenbart
sich der Zusammenhang zwischen dieser Schutzpflicht und dem Verteidigungsbegriff des
Art. 87a GG nicht auf den ersten Blick?”®. Um diesen Zusammenhang herzustellen, wird
auf die staatskonstitutive Bedeutung der drei Staatselemente Staatsvolk, Staatsgebiet
und Staatsgewalt i.S.d. Drei-Elemente-Lehre Georg Jellineks Bezug genommen®”>. Wenn
demnach diese drei Elemente grundlegend fiir die Existenz der Bundesrepublik Deutsch-
land als Staat sind, dann ist die Verteidigung jedes einzelnen dieser Elemente zugleich die

Verteidigung des Staates und somit Verteidigung i.S.v. Art. 87a GG°’°.

Im Ergebnis geht eine Ausweitung des Verteidigungsbegriffs auf den Schutz deutscher
Staatsbiirger im Ausland allerdings zu weit””’. Hier besteht die Gefahr einer Entgrenzung
des Verteidigungsbegriffs in dhnlichem Umfang wie bei einer Ausdehnung des Begriffs
auf samtliche staatlichen Interessen’’®. Dariiber hinaus bestehen gewichtige Bedenken
gegen die Argumentation mit der Bedeutung des Staatsvolks fiir die Existenz des Staates.

Unzweifelhaft wird das Staatsvolk bei der Verteidigung des Staates gegen einen Angriff

770 Wiefelspiitz in AGR 132 (2007), S. 44 (60).
1 Franzke in NZWehrr 1996, S. 189 (200).
72 Glawe in NZWehrr 2009, S. 221 (224).

73 BVerfGE 39, 1 1(42); 46, 160 (164); Antoni in Hoémig, GG, Art. 1, Rn. 8; Art. 2, Rn. 11; speziell
zum Fall der Bedrohung durch Piraten: VG Berlin, Beschl. v. 07.07.2009, Az.: VG 34 L 229.09.

7% 5o beschrankt sich etwa Depenheuer in DVBI. 1997, S. 685 (687 f.) darauf, festzustellen, dass
der Einsatz der Streitkrafte zum Schutz deutscher Biirger im Ausland aufgrund der staatlichen
Schutzpflicht fiir eigene Staatsbirger Verteidigung i.S.v. Art. 87a GG sei, ohne diesen Zusam-
menhang naher zu begriinden.

7> Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 394 ff.
7% Franzke in NZWehrr 1996, S. 189 ( 192).

97 Heun in Dreier, GG, Art. 87a, Rn. 17; Schmahl in Dreier, Macht und Ohnmacht des Grundgeset-
zes, S. 107 (113); Gramm in NZWehrr 2005, S. 133 (139 f.).

978

Gramm in NZWehrr 2005, S. 133 (139 f.); diese Entgrenzung zeigt sich z.B. in der Untersuchung
von Koops, der davon ausgeht, dass jede Abwehr eines Angriffs, egal von wem, egal gegen
wen, Verteidigung i.S.v. Art. 87a GG sei. Danach soll selbst die Rettung eines fremden Schiffs
oder ausschliefllich auslandischer Staatsangehoriger eine Verteidigungshandlung sein (Koops,
Seerdubereibekampfung, S. 109 f., 114 f.).
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dem Grunde nach mit verteidigt®’®. Daraus folgt aber nicht zwangsldufig, dass auch eine
isolierte Verteidigung des Staatsvolks, ohne dass ein Angriff auf den Staat an sich tber-
haupt stattfindet, moéglich ist. Die Bedenken fangen schon damit an, dass niemals das
gesamte Staatsvolk oder auch nur liberwiegende Teile davon im Ausland in Gefahr gera-
ten werden, sodass es schon seltsam anmutet, bei MaBhahmen zum Schutz von einer
kleinen Gruppe deutscher Staatsangehodriger von Verteidigung des Staatsvolks zu spre-

980

chen™". Die konstitutive Bedeutung, die dem Staatsvolk grundsatzlich fir die Existenz

%81 Die bloRe Existenz der

des Staates zukommt, ist in solchen Fallen nicht mehr gegeben
staatlichen Schutzpflicht fiir die Staatsbirger kann Mallnahmen in diesem Rahmen noch
nicht zur Verteidigung i.S.v. Art. 87a GG machen. Zum einen sagt die Schutzpflicht selbst
nichts dartiber aus, auf welche Weise und mit welchen Mitteln sie zu erfiillen ist und be-
grindet dementsprechend keine eigenstandigen Kompetenzen wie etwa fiir den Einsatz
der Streitkrafte®®. Zum anderen bestiinde auch hier wieder die Gefahr einer Entgrenzung
des Verteidigungsbegriffs, weil staatliche Schutzpflichten nicht nur fir das Leben, son-

dern etwa auch fiir das Eigentum der Staatsbiirger im Ausland bestehen®®.

Daher muss im Ergebnis festgehalten werden, dass der Einsatz der Bundesmarine gegen
Piraten unter keinen Umstanden als Verteidigung anzusehen ist. Dies gilt auch fiir den
Fall der Rettung deutscher Staatsbirger vor den Gefahren, die von Piraten ausgehen.
Dies gilt ungeachtet der Tatsache, dass dem deutschen Staat in diesen Féallen die Pflicht

%4 Selbst wenn in ganz besonderen Situationen, etwa

zum Schutz seiner Birger obliegt
wegen Gefahr im Verzug oder, weil es anderweitig wirklich nicht maéglich ist, zur Erful-
lung dieser Pflicht auch ausnahmsweise der Einsatz der Streitkrafte zuldssig sein sollte,
macht dies einen solchen Einsatz nicht zur Verteidigung i.S.v. Art. 87a Abs. 2 GG*®>. Da-

von abgesehen ist fir Rettungsmallnahmen zugunsten von im Ausland in Gefahr gerate-

% Depenheuer in DVBI. 1997, S. 685 (687 f.).
%0 5o aber: Trésoret, Seepiraterie, S. 498 f.

%1 Epping in AGR 124 (1999), S. 423 (440, Fn. 87).

%2 Gramm in NZWehrr 2005, S. 133 (140).

% Epping in AGR 124 (1999), S. 423 (440).

%% VG Berlin, Beschl. v. 07.07.2009, Az.: VG 34 L 229.09.

% Blumenwitz in NZWehrr 1988, S. 133 (144).
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nen deutschen Staatsbiirgern dem Grunde nach die Bundespolizei und nicht die Bundes-

wehr zustindig®®®.

2. Ausdriickliche Zulassigkeit eines Anti-Piraterie-Einsatzes aullerhalb der Verteidi-
gung i.S.v. Art. 87a Abs. 2 GG

Nachdem nun aufgezeigt wurde, dass der Einsatz der Bundesmarine zur Bekampfung von
Piraten keinesfalls ein Einsatz zur Verteidigung i.S.v. Art. 87a Abs. 2 GG sein kann, muss
entsprechend dieser Vorschrift nunmehr der Frage nachgegangen werden, ob sich im

%7 Dies-

Grundgesetz eine ausdrickliche Ermachtigung fiir einen solchen Einsatz findet
bezliglich kommen verschiedene Vorschriften des Grundgesetzes in Betracht, die im Fol-

genden einzeln untersucht werden sollen.

a) Art. 27 GG

Nach Art. 27 GG bilden alle deutschen Kauffartheischiffe eine einheitliche Handelsflotte.
Nun mag die Suche nach einer ausdriicklichen Ermachtigung zum Einsatz der Streitkrafte
in Art. 27 GG auf den ersten Blick etwas abwegig erscheinen, weil die Vorschrift sich in
ihrem Wortlaut auf einen kurzen, einfachen Satz beschrankt, der Gberhaupt keinen Be-
zug zum Militdr zu haben scheint. Dennoch wird vereinzelt die Meinung vertreten,
Art. 27 GG enthalte die Befugnis, die deutsche Handelsflotte durch die Bundesmarine
schitzen zu lassen®®®. Ausgangspunkt dieser Uberlegungen ist die Annahme, dass Art. 27
GG eine Einrichtungsgarantie bzgl. einer deutschen Handelsflotte statuiere®®. Aus dieser

folge eine staatliche Schutzpflicht zugunsten der deutschen Handelsflotte, wenn ihr Be-

%6 Heun in Dreier, GG, Art. 87a, Rn. 17; diese Zustandigkeit beruht auf § 8 Abs. 2 BPolG. Gestlitzt
wird diese Sichtweise auch dadurch, dass zur Befreiung des von Piraten entfiihrten deutschen
Frachters Hansa Stavanger und seiner Crew ein Einsatz der Bundespolizei geplant war, der nur
aus Griinden der erhdohten Gefahr fir die Geiseln bei einer Befreiungsaktion nicht stattfand
(Wiefelspiitz in UBWV 2011, S. 81 (82).

%7 Die Ansicht, nach der der Ausdriicklichkeitsvorbehalt des Art. 87a Abs. 2 GG nur fiir Inlands-
einsatze gelten soll (Schultz, Auslandsentsendung, S. 299, der BVerfGE 90, S. 286 (357) ent-
sprechend interpretiert), ist nicht Uberzeugend, weil, wie gezeigt, weder der Wortlaut des
Art. 87a Abs. 2 GG noch das Urteil des BVerfG fiir diese Annahme eine ausreichende Stiitze lie-
fern (FGdhrmann, Die Bundeswehr im Einsatz fir Europa, S. 54 f).

%8 50 etwa: Herdegen in Maunz/Durig, GG, Art. 27, Rn. 27 (Stand: Marz 2007), der insbesondere
den militdrischen Schutz vor Piraten als unproblematisch betrachtet, allerdings ohne geson-
derte Begriindung.

%9 Stern, Staatsrecht, Band 111/1, S. 376.
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990 Gestiitzt wird diese These mit dem

stand oder ihre Funktionsfahigkeit gefdhrdet ist
Argument der auBerordentlichen Wichtigkeit der Handelsflotte fiir die Wirtschaft der
Bundesrepublik Deutschland®®. Es ist aber schon héchst umstritten, ob diese Einrich-
tungsgarantie tatsachlich aus Art. 27 GG herauszulesen ist. Dagegen wird angefiihrt, dass
die Anforderungen an die hier angeblich garantierte Einrichtung angesichts des kargen
Wortlauts von Art. 27 GG kaum bestimmbar seien®?. Dariiber hinaus statuiere Art. 27 GG
genau genommen gar nichts, sondern setze die Existenz einer Handelsflotte lediglich vo-

raus”>. Das BVerfG hat die Frage nach der Einrichtungsgarantie offen gelassen®*.

Selbst wenn man eine solche Garantie und eine entsprechende staatliche Schutzpflicht
annahme, wiirde sich aus Art. 27 GG aus zwei Griinden dennoch keine Befugnis zum Ein-
satz der Streitkrafte i.S.v. Art. 87a Abs. 2 GG ergeben. Zum einen begriindet das Vorhan-
densein einer staatlichen Schutzpflicht grundsatzlich keine Ermachtigung, zur Erfillung

dieser Schutzpflicht das Militir einzusetzen®®

. Zum anderen kann Art. 27 GG angesichts
seines nicht sonderlich aussagekraftigen Wortlauts jedenfalls keine ausdrickliche Er-
machtigung i.S.v. Art. 87a Abs. 2 GG darstellen®®. Somit kann der Einsatz der Bundesma-
rine gegen Piraten nicht auf Art. 27 GG gestitzt werden. Selbst wenn die Vorschrift inso-
weit einschlagig ware, wiirde sie aber auch nur den Schutz deutscher Schiffe, also solcher

997

Schiffe, die die Bundesflagge fliihren, gestatten™’. Das Einsatzspektrum der Operation

Atalanta geht indes weit dariiber hinaus®®.

b) Art. 25 GG

Nach Art. 25 GG sind die allgemeinen Regeln des Volkerrechts Bestandteil des Bundes-

rechts und stehen dabei sogar Uber den einfachen Gesetzen, nicht jedoch liber dem

%0 Dérrin AVR 26 (1988), S. 366 (380 f.).

Stein in Ipsen/Schmidt-Jorzig, Recht — Staat — Gemeinwohl, S. 487 (487).
992 Erbguth in Sachs, GG, Art. 27, Rn. 8.

93 Kammerer in Munch/Kunig, GG, Art. 27, Rn. 18, der die Vorschrift sogar insgesamt fir verfas-
sungsrechtlich entbehrlich halt.

%% BvVerfGE 92, S. 26 (43).

95 5 0. Teil 4, A., 1. und I1.

9% Trésoret, Seepiraterie, S. 501; vgl. auch: Stein in Ipsen/Schmidt-Jorzig, Recht — Staat — Ge-
meinwohl, S. 487 (495).

%7 vgl. Erbguth in Sachs, GG, Art. 27, Rn. 6.

%8 5 0. Teil 3,B., 1ll., 2., a).
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999

Grundgesetz™”. Art. 25 GG verleiht den allgemeinen Regeln des Volkerrechts also im

Ranggeflige der Normen eine Zwischenstufe zwischen Verfassungsrecht und einfachem

1000

Gesetzesrecht™ . Zu den allgemeinen Regeln des Volkerrechts i.d.S. gehdren all diejeni-

gen Rechtsnormen, die deshalb allgemein gelten, weil sie von der iberwiegenden Mehr-

heit der Staaten anerkannt werden'®*

1002

. Darunter fallt in erster Linie das Volkergewohn-

heitsrecht™*. Voélkervertragsrecht ist hingegen dem Grunde nach nicht Gegenstand des

Regelungsbereichs von Art. 25 GG, da sich dessen innerstaatliche Geltung allein nach

Art. 59 Abs. 2 GG bestimmt'®. Etwas anderes kann nur dann gelten, wenn der betref-

1004

fende volkerrechtliche Vertrag geltendes Volkergewohnheitsrecht kodifiziert™ . In sol-

chen Fallen bestehen mit dem Volkergewohnheitsrecht und dem entsprechenden Vol-
kervertragsrecht zwei nebeneinander stehende Rechtsquellen, deren Rangverhaltnis sich

nach den allgemeinen Regeln bestimmt'®®

. Allerdings besteht auch die Moglichkeit, dass
Rechtssatze des Volkergewohnheitsrechts in volkerrechtlichen Vertragen explizit einge-
schrankt oder auller Kraft gesetzt werden, wodurch nur noch der Regelungsgehalt des

volkerrechtlichen Vertrags tbrig bleibt'o%.

Um Art. 25 GG nun flr eine Ermachtigung der deutschen Streitkrafte zur Bekampfung
von Piraterie fruchtbar zu machen, wird vertreten, die Befugnisse des Militdrs zum Vor-
gehen gegen Piraten seien volkergewohnheitsrechtlich anerkannt und nunmehr in den

1007

Piraterievorschriften des SRU verkérpert™"'. Es sei also eine allgemeine Regel des Vélker-

rechts i.d.S., dass das Militar und somit auch die Bundesmarine zur Pirateriebekdmpfung

%9 Jarass in Jarass/Pieroth, GG, Art. 25, Rn. 14.

1000 wiunig in Graf Vitzthum/ProelB, Vélkerrecht, 2. Abschnitt, Rn. 156; BVerfGE 111, S. 307 (318);
ganz unumestritten ist dies allerdings nicht (vgl. dazu: Rojahn in Minch/Kunig, GG, Art. 25,
Rn. 54 m.w.N.).

1001 BverfGE 117, S. 141 (148); 118, S. 124 (134).

1002 4qrgss in Jarass/Pieroth, GG, Art. 25, Rn. 7.

1003 Kunig in Graf Vitzthum/ProelR, Volkerrecht, 2. Abschnitt, Rn. 137,
1004 pisse in Homig, GG, Art. 25, Rn. 2.

1005 Es wird also meistens der Vorrang des spezielleren, des héherrangigen oder des jiingeren

Rechts anzunehmen sein (vgl. umfassend: Kaczorowska, Public International Law, S. 42 ff.).

19 Tgimon in JZ 2013, S. 12 (14).

1007 gokott in Zypries, Verfassung der Zukunft, S. 96 (107); Arbeitsgruppe Sicherheits- und Vertei-

digungspolitik, Einsatz der Deutschen Marine, S. 1 f.
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1008

eingesetzt werden kann™ . Obwohl diese Argumentation im Ansatz richtig ist, Uberzeugt

sie im Ergebnis dennoch nicht.

In erster Linie werden zwei Punkte kritisiert. Zum einen wird auf die vermeintlich not-
wendige innerstaatliche Ermadchtigung zum Vorgehen gegen Seerduber abgestelltloog.
Wenn das Voélkerrecht Kriegsschiffen nur dann die Befugnis zum Vorgehen gegen Pirate-
rie zuweist, wenn sie diese nach dem flr sie jeweils geltenden nationalen Recht verlie-
hen bekommen haben, dann kann in Art. 25 GG, der selbst nichts regelt, auBer seiner-
seits wieder auf das Vélkerrecht zu verweisen, keine solche Befugnis gesehen werden'°.
Es ldge dann sozusagen eine kreisformige Verweisung vor. Das nationale Recht verweist
auf das Volkerrecht, dieses wiederum zuriick auf das nationale Recht, ohne dass sich in
einer dieser beiden Rechtsordnungen die eigentlich gesuchte Ermichtigung findet™®.
Dieser Kritikpunkt ist nach hier vertretener Ansicht bereits deshalb abzulehnen, weil das
Volkerrecht, jedenfalls in Bezug auf Kriegsschiffe, eben keine gesonderte innerstaatliche
Ermachtigung zur Bekdmpfung von Piraterie verlangt, sondern diese Ermachtigung selbst
Teil des einschlidgigen Volkergewohnheitsrechts und der dieses verkérpernden SRU-

Vorschriften ist°*2,

Der zweite Kritikpunkt geht in eine andere Richtung. Hier wird vorgebracht, dass in
Art. 25 GG jedenfalls keine ausdriickliche Ermachtigung i.S.v. Art. 87a Abs. 2 GG gesehen
werden kann®®*?

Ausdriicklichkeit schon der Wortlaut des Art. 25 GG anzufiihren, aus dem sich hinsichtlich

. Diese Kritik verfangt aus mehreren Griinden. Zum einen ist gegen die

eines Streitkrafteeinsatzes Gberhaupt nichts ableiten lasst, ahnlich wie im Falle des Art.
27 GG™*. Es kénnte also hochstens auf die vélkerrechtlichen Bestimmungen abgestellt

werden, auf die Art. 25 GG verweist. Hiergegen spricht aber die Prozesshaftigkeit der

1015

Entstehung und Verdnderung des Volkerrechts™ . Hiergegen kann auch nicht einge-

1008 pében in ZadRV 63 (2003), S. 585 (586, Fn. 4); Wiefelspiitz in UBWV 2009, S. 361 (365).
1009 5 5. Teil 3, A., I., 2., c).

1019 \/agner in HFR 2010, S. 31 (47); Fischer-Lescano in NJW 2009, S. 1243 (1245).

1011 viol. Fischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 481 (508 f.).

1012 5 5. Teil 3, A, I., 2., c).

S Braun/Plate in DOV 2010, S. 203 (206).

9% 5.0, Teil 4, A, 1L, 2., a).

1015 schmahl in AGR 136 (2011), S. 44 (83); Tomuschat in Bonner Kommentar, Art. 25 GG, Rn. 106
(Stand: Juni 2009).
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1016 Tatsache

wandt werden, dass diese Prozesse im Allgemeinen sehr langsam ablaufen
ist, dass sich das Volkerrecht im stetigen Wandel befindet und im Allgemeinen auch recht
bruchstiickhaft ist’®". Einer dynamischen Verweisung wie der in Art. 25 GG ist deshalb
die von Art. 87a Abs. 2 GG geforderte Ausdriicklichkeit abzusprechen. Hinzu kommt ein
zweiter Einwand. Art. 87a Abs. 2 GG fordert eine ausdriickliche Ermachtigung im Grund-
gesetz. Wenn man aber diese Ermachtigung letztendlich in den allgemeinen Regeln des
Volkerrechts erblickt, so ist zu entgegnen, dass diese gem. Art. 25 GG eben gerade nicht
im Grundgesetz stehen und auch keinen Verfassungsrang innehaben, sodass sie auch

deshalb als taugliche Erméachtigungsgrundlage ausscheiden'®®,

c) Art. 24 GG

Nach Art. 24 GG kann sich der Bund zur Wahrung des Friedens einem System gegenseiti-
ger kollektiver Sicherheit einordnen. Hierin kdnnte eine ausdrickliche Ermachtigung
i.S.v. Art. 87a Abs. 2 GG zu sehen sein. Dazu ist zunachst zu bemerken, dass Art. 24
Abs. 2 GG vom Bundesverfassungsgericht als Ermachtigungsgrundlage fir Auslandsein-
sitze der Streitkrifte unabhingig von Art. 87a Abs. 2 GG herangezogen wird***. Diese

1020

Ansicht findet sich auch in der Literatur~ . Das Hauptargument ist dabei, dass der deut-

lich nach Art. 24 Abs. 2 GG in das Grundgesetz aufgenommene Art. 87a Abs. 2 GG keine

Kompetenzen habe beschneiden wollen, die das Grundgesetz bis dahin statuiert habe**.

Dies widersprache dem Grundsatz der Einheit der Verfassung1022

. Dem ist aber entgegen-
zuhalten, dass es dem Grundsatz der Einheit der Verfassung viel eher gerecht wird, wie
hier vertreten Art. 87a Abs. 2 GG als Ausgangspunkt fiir jeglichen Einsatz der Streitkrafte

anzusehen und innerhalb von den durch diese Vorschrift eroffneten Moéglichkeiten einen

1018 5o aber: Trésoret, Seepiraterie, S. 506 f.

197 |mmerhin obliegt es nach Art. 100 Abs. 2 GG, jedenfalls im gerichtlichen Verfahren, in letzter

Konsequenz allein dem Bundesverfassungsgericht, festzustellen, ob es eine allgemeine Regel
des Volkerrechts i.S.v. Art. 25 GG gibt oder nicht. Das spricht dafiir, dass solche Regeln eben
nicht allgemein bekannt und leicht zu erkennen sind.

1918 Braun/Plate in DOV 2010, S. 203 (206).
1019 BverfGE 90, S. 286 (345); 121, S. 135 (157).

1020 gtreinz in Sachs, GG, Art. 24, Rn. 58; Schmahl in Dreier, Macht und Ohnmacht des Grundge-
setzes, S. 107 (119 f.); Trésoret, Seepiraterie, S. 471; Jenisch in NordOR 2009, S. 385 (390).

1021 ByerfGE 90, S. 286 (357); 121, S. 135 (157).
1022 gtreinz in Sachs, GG, Art. 24, Rn. 58.
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Auslandseinsatz auf Art. 24 Abs.2 GG zu stiitzen'®®

. Solange es moglich ist, Art. 24
Abs. 2 GG sinnvollerweise im Zusammenhang mit Art. 87a Abs. 2 GG zu interpretieren,
besteht keine Notwendigkeit, die von Art. 87a Abs. 2 GG aufgestellten MaRstdabe zum
Einsatz der Streitkrafte mittels einer unabhangigen Interpretation von Art. 24 Abs. 2 GG
auszuhebeln. Darlber hinaus ergeben sich nach hier vertretener Ansicht auch keine gra-
vierenden Unterschiede zwischen einer isolierten Heranziehung des Art. 24 Abs. 2 GG

und einer solchen im Rahmen von Art. 87a Abs. 2 GG

. Daher stellt sich nun die Frage,
ob Art. 24 Abs. 2 GG eine taugliche ausdriickliche Ermachtigung zum Einsatz der Streit-

krafte i.S.v. Art. 87a Abs. 2 GG enthalt.

aa) Grundsatzliches

Art. 24 Abs. 2 GG ermoglicht es der Bundesrepublik Deutschland, sich zur Wahrung des
Friedens in ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit einzuordnen. Was genau un-
ter einem solchen System zu verstehen ist, ist nach wie vor nicht eindeutig geklérthZS.
Insbesondere die Frage nach der Bedeutung des Merkmals der kollektiven Sicherheit ist
praktisch seit der Zeit der Entstehung des Art. 24 Abs. 2 GG umstritten’®?®. Schon frih
bildete sich jedoch die Ansicht heraus, dass jedenfalls solche Blindnisse mit aggressiver
Zielsetzung oder solche, die von vorn herein auf einen bestimmten Gegner gerichtet
sind, nicht als Systeme gegenseitiger kollektiver Sicherheit zu qualifizieren sind*®?’. Eben-
falls weitgehend unstrittig ist, dass der Begriff des Systems gegenseitiger kollektiver Si-
cherheit zwar dem Volkerrecht entspringt, durch seine Aufnahme in Art. 24 Abs. 2 GG
aber auch eine verfassungsrechtliche Ebene hat, die selbstindig zu bestimmen ist'®%,
Jedenfalls im Volkerrecht wird der Begriff meist so verstanden, dass es sich um eine insti-
tutionalisierte Gemeinschaft mehrerer Staaten handeln muss, die sich verpflichtet ha-

ben, fur den Fall, dass ein Mitglied gegen ein anderes einen Akt der Aggression begeht,

1023 \Wie hier: Braun/Plate in DOV 2010, S. 203 (206); Fischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009),
S. 481 (506); Schiedermair in AG6R 135 (2010), S. 185 (216); wohl auch: Hillgruber in Schmidt-
Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG, Art. 24, Rn. 47; Wolff in ZG 2010, S. 209 (213), allerdings
nicht unter expliziter Bezugnahme auf Art. 87a Abs. 2 GG, sondern auf Art. 87a GG allgemein
bzw. Art. 87a Abs. 1 GG.

10285 0. Teil 4, A, 1., 1.
1025 streinz in Sachs, GG, Art 24, Rn. 61 ff.

1026 Vgl. dazu die umfassende Darstellung bei: Tomuschat in Bonner Kommentar, Art. 24 GG,

Rn. 126 ff. (Stand: Juli 1985).
1927 Grewe in AGR 78 (1952/53), S. 243 (244).
1028 Streinz in Sachs, GG, Art. 24, Rn. 61.
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1029

gemeinsam gegen dieses vorzugehen . Nach dieser Definition steht die kollektive Si-

cherheit in ausdricklicher Abgrenzung zur kollektiven Selbstverteidigung, bei der sich
mehrere Staaten verbinden, um gemeinsam Angriffe von auBerhalb des Blindnisses auf

1030

ein Mitglied abzuwehren™". Allerdings ist festzuhalten, dass es bei allen scheinbaren

Gegensitzen vor allem zahlreiche Gemeinsamkeiten und Uberschneidungen zwischen

kollektiver Sicherheit und kollektiver Selbstverteidigung gibt %!,

Nach der fiir das Verstandnis von Art. 24 Abs. 2 GG entscheidenden verfassungsrechtli-
chen Interpretation liegt ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit nach allgemeiner
Ansicht dann vor, wenn es sich um eine zwischen mehreren Staaten durch Vertrag be-
grindete Organisation mit festgefligten Strukturen und Verfahren handelt, die auf das
kollektive Ziel der Gewdhrleistung der gemeinsamen Sicherheit gerichtet und mit den

hierflr nétigen Entscheidungsbefugnissen ausgestattet ist032

1033

. Dabei werden explizit auch

Blndnisse der kollektiven Selbstverteidigung mit erfasst™ . Begrenzend wirkt insofern

die Formulierung zur Wahrung des Friedens in Art. 24 Abs. 2 GG, die klarstellt, dass je-

denfalls nur solche Biindnisse gemeint sind, die strikt auf die Wahrung des Friedens ver-

1034
d

pflichtet, also defensiv ausgerichtet sin . Das Merkmal der Gegenseitigkeit verlangt

sowohl, dass jeder Mitgliedstaat gleichermalRen Garant und Garantieempfinger der Si-

cherheitsgarantie ist, wie auch, dass jeder Mitgliedstaat (iber angemessene Mitwirkungs-

1035 vsllige Gleichheit der Rechte und Pflichten eines jeden Mitgliedstaa-

1036

rechte verfiuigt

tes ist damit allerdings nicht gemeint

bb) Streitkrafteeinsatz innerhalb eines Systems i.S.v. Art. 24 Abs. 2 GG

Es stellt sich nun die Frage, inwieweit Art. 24 Abs. 2 GG als eine Ermachtigung fir den
Einsatz der Streitkrdfte i.S.v. Art. 87a Abs. 2 GG herhalten kann. Das Bundesverfassungs-

gericht hat in seinem Grundsatzurteil zum Auslandseinsatz der Streitkrafte festgestellt,

1029 pandelzhofer in Maunz/Diirig, GG, Art. 24, Rn. 11 (Stand: Dezember 1992).
1030 perpjce in Dreier, GG, Art. 24, Rn. 55.
1031 Wolfrum in Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts, Band X, § 221, Rn. 3.

1032 jarass in Jarass/Pieroth, GG, Art. 24, Rn. 21; Pernice in Dreier, GG, Art. 24, Rn. 57; Risse in
Homig, GG, Art. 24, Rn. 6.

1933 BVerfGE 90, S. 286 (349); 118, S. 244 (270 f.).
103% pisse in Homig, GG, Art. 24, Rn. 6.

103> Rojahn in Miinch/Kunig, GG, Art. 24, Rn. 99.
1% Streinz in Sachs, GG, Art. 24, Rn. 64.
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dass der Einsatz der Bundeswehr dann moglich ist, wenn er im Rahmen und nach den
Regeln eines Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit i.S.v. Art. 24 Abs. 2 GG stattfin-

det, dem sich die Bundesrepublik Deutschland eingeordnet hat'%%’

. Wesentliche Argu-
mentation ist dabei, dass sich solche Systeme in aller Regel auch auf die Streitkrafte ihrer
Mitgliedsstaaten als Mittel der Gewadhr gegenseitiger kollektiver Sicherheit stiitzen, die
im Notfall gegen Friedensstorer eingesetzt werden kdnnen. Daher ist es unerldsslich,
dass die einzelnen Mitgliedsstaaten grundsatzlich bereit sind, dem System auch eigene
Streitkrafte zur Verfliigung zu stellen, die in diesem Rahmen eingesetzt werden kon-
nen'%%. Die Bundesrepublik kann daher von der durch Art. 24 Abs. 2 GG gewdhrten Mog-
lichkeit der Einordnung in ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit nur dann sinn-
voll Gebrauch machen, wenn sie auch die Méglichkeit hat, in diesem System aktiv mit-
zuwirken, was notwendigerweise auch die Bereitstellung von Streitkraften und deren

1039

Einsatz im Rahmen und nach den Regeln des Systems verlangt™ . Daraus folgt aber

auch, dass der Streitkrafteeinsatz nur dann und nur solange zuldssig ist, wie er sich in

diesen Grenzen hilt'%,

Zwar hat das Bundesverfassungsgericht diese Grundsatze unabhdngig von Art. 87a
Abs. 2 GG entwickelt'®. Sie lassen sich aber dennoch auch fiir die hier vertretene L6-
sung einer Einbettung von Art. 24 Abs. 2 GG in Art 87a Abs. 2 GG fruchtbar machen. Dem

wird zwar entgegen gehalten, dass Art. 24 Abs. 2 GG seinem Wortlaut nach gerade keine

1042

ausdrickliche Erméachtigung zum Einsatz der Streitkrdfte enthalte™ “. Das wird auch von

1043 Anders als etwa im Fall

Beflrworten des hier vertretenen Ansatzes nicht bestritten
von Art. 25 oder Art. 27 GG folgt daraus aber nicht zwingend ein Ausschluss von
Art. 24 Abs. 2 GG als Ermachtigung i.S.v. Art. 87a Abs. 2 GG. Bei Art. 27 GG ware die Hin-
eininterpretation einer Ermadchtigung zum Einsatz der Streitkrdafte sehr weit herge-

holt*®*. Art. 25 GG enthilt fiir sich genommen einfach keine solche Ermichtigung von

1037 BVerfGE 90, S. 286 (345).

1038 BVerfGE 90, S. 286 (345).

1039 wiefelspiitz in AGR 132 (2007), S. 44 (84); Blumenwitz in BayVBI. 1994, S. 641 (641).
1090 Fischer-Lescano in NordOR 2009, S. 49 (53).

1041 BVerfGE 90, S. 286 (355 ff.).

%42 pernice in Dreier, GG, Art. 24, Rn. 70.

%3 Braun/Plate in DOV 2010, S. 203 (207).

1% 5.0, Teil 4, A, 1L, 2., a).
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1045 'Im Fall von Art. 24 Abs. 2 GG verhilt es sich jedoch anders. Wie das

Bundesverfassungsgericht zutreffend festgestellt hat, ist die militdrische Einsatzfahigkeit

Verfassungsrang

und Einsatzbereitschaft, jedenfalls als ultima ratio, typischer Bestandteil eines Systems
gegenseitiger kollektiver Sicherheit i.S.v. Art. 24 Abs. 2 GG*®®. Tatsichlich sehen sogar
alle Organisationen, die gemeinhin als System gegenseitiger kollektiver Sicherheit i.S.v.
Art. 24 Abs. 2 GG angesehen werden, den Einsatz bewaffneter Streitkrafte als ultima ra-

tio vor®,

Demnach ist die Moglichkeit eines Streitkrafteeinsatzes fiir einen Mitgliedstaat eines
Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit eine solche Selbstverstandlichkeit, dass die-
se Moglichkeit in der Ermachtigung zum Beitritt zu Systemen gegenseitiger kollektiver
Sicherheit in Art. 24 Abs. 2 GG quasi ausdriicklich mitenthalten ist. Dies genligt dem Aus-
driicklichkeitserfordernis des Art. 87a Abs. 2 GG'**. Nach der Analyse der verschiedenen
Verfassungsvorschriften ergibt sich also folgender Grundsatz: Der Einsatz der Streitkrafte
ist aulBer zur Verteidigung nur im Rahmen und nach den Regeln eines Systems gegensei-
tiger kollektiver Sicherheit, dem sich die Bundesrepublik Deutschland eingeordnet hat,
moglich, Art. 87a Abs. 2 i.V.m. Art. 24 Abs. 2 GG'®®. Dabei liegt ein Einsatz im Rahmen
eines Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit grundsatzlich dann vor, wenn dieses

die politische und vélkerrechtliche Verantwortung fiir den Einsatz ibernimmt'®°. D

er
Einsatz erfolgt nach den Regeln eines Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit, wenn

durch die satzungsgemaR zustiandigen Organe satzungsmaRige Aufgaben und Kompeten-

1055 0. Teil 4, A, 11, 2., b).
10% BverfGE 90, S. 286 (345).

1047 Classen in Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 24, Rn. 89; zu den einzelnen Organisationen s.u.

Teil 4, A., Ill., 2., c), cc).

1098 Gornig in JZ 1993, S. 123 (126); Brenner/Hahn in JuS 2001, S. 729 (730); anders etwa: Fédhr-
mann, Die Bundeswehr im Einsatz flir Europa, S. 59 f., der sogar verlangt, dass in der Ermach-
tigungsnorm die Worter Streitkrafte oder Bundeswehr vorkommen missen. Warum aber
nicht etwa auch die Worte Truppen oder Armee genligen sollen, wird nicht begriindet.

1049

Zum gleichen Schluss kommt auch das Bundesverfassungsgericht (BVerfGE 123, S. 267 (360)),
freilich ohne den Zusammenhang zwischen Art. 87a Abs. 2 GG und Art. 24 Abs. 2 GG herzu-
stellen. Dies ist ein weiterer Beleg dafiir, dass sich zwischen der hier vertretenen Lésung und
einem isolierten Abstellen auf Art. 24 Abs. 2 GG keine gravierenden Unterschiede ergeben.
Dennoch erscheint die hier vertretene Losung vor dem Hintergrund der einheitlichen Verfas-
sungsinterpretation stimmiger.

1050 gcherrer, Das Parlament und sein Heer, S. 40; auch wenn einem Mitgliedstaat fiir einen Ein-

satz die militdrische und strategische Leitung als sogenannte lead nation Ubertragen wird,
geht dadurch nicht auch automatisch die volkerrechtliche Verantwortung auf diesen lber
(Schildknecht in NZWehrr 2010, S. 148 (158).
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1051

zen wahrgenommen werden . Grundsatzlich indiziert ein Handeln nach den Regeln

eines Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit dabei auch ein Handeln in dessen

Rahmen!®?

. Auch ein Einsatz im Rahmen und nach den Regeln mehrerer Systeme ist
moglich, dabei missen allerdings samtliche Regeln aller Systeme eingehalten werden,
wihrend die Ubernahme der politischen und vélkerrechtlichen Verantwortung durch

eines der beteiligten Systeme gegenseitiger kollektiver Sicherheit ausreicht'%>,

cc) Mogliche Systeme gegenseitiger kollektiver Sicherheit

Ausgehend von dem soeben entwickelten Grundsatz und den weiter oben erarbeiteten
negativen Ergebnissen hinsichtlich der Einordnung des Anti-Piraterie-Einsatzes in die Ka-
tegorie der Verteidigung stellt sich nun also die Frage, innerhalb welches Systems gegen-
seitiger kollektiver Sicherheit sich der Einsatz abspielt. Zur Beantwortung dieser Frage
sollen die einzelnen in Betracht kommenden Organisationsrahmen zunachst vorgestellt
werden, sodann soll die Frage beantwortet werden, ob es sich hierbei um ein System
gegenseitiger kollektiver Sicherheit i.S.v. Art. 24 Abs. 2 GG handelt. Zuletzt soll geklart
werden, ob das jeweilige System auch ein solches ist, das fiir die Anti-Piraterie-Missionen

vor Somalia eine Rolle spielt.

(1.) Das SRU

Zum Teil wird angenommen, das SRU selbst, oder jedenfalls das Pirateriregime des SRU,

sei ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit i.S.v. Art. 24 Abs. 2 GG'®*

. Konsequenz
daraus ware, dass die deutsche Beteiligung an der Pirateriebekdampfung ihren hinrei-
chenden Grund letztendlich in der Tatsache fande, dass Deutschland ein Mitgliedstaat
des SRU ist'%>>. Allerdings kommt es flr die Qualifikation als System gegenseitiger kollek-
tiver Sicherheit nicht zuletzt darauf an, dass das gegenseitige Einstehen fiir die Sicherheit
der beteiligten Staaten untereinander wesentlicher Inhalt des fraglichen Systems ist'%.

Betrachtet man das SRU in seiner Gesamtheit, fillt auf, dass davon keine Rede sein kann.

1051

Schultz, Auslandsentsendung, S. 331 f.
1052 Blumenwitz in BayVBI. 1994, S. 641 (643).
1053 gcherrer, Das Parlament und sein Heer, S. 41 f.
105% Affeld in HuV-I, 2000, S. 95 (104).

195 Braun/Plate in DOV 2010, S. 203 (207).

1956 pernjce in Dreier, GG, Art. 24, Rn. 57.
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Selbst wenn man es fiir das Piraterieregime noch bejahen wollte, was nach hier vertrete-

1057 <o wiirde es sich doch verbieten, diesen Teil des

ner Ansicht auch nicht angezeigt ist
SRU aus dem Gesamtsystem zu isolieren, um eben nur diesen sehr kleinen Teil des Ab-
kommens als System gegenseitiger kollektiver Sicherheit zu qualifizieren. Davon abgese-
hen fehlt dem SRU im Ganzen und somit auch dessen Piraterieregime der organisatori-
sche Unterbau, der fiir ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit unerlasslich ist 08,
Die einzigen Organe, die das SRU selbst statuiert, sind der ISGH und die internationale
Meeresbodenbehorde — beides wohl kaum Organe, die etwas mit kollektiver Sicherheit
zu tun haben, geschweige denn Einsadtze zu deren Durchsetzung bzw. Erhalt anordnen

oder koordinieren kdnnen.

Es hilft vor diesem Hintergrund auch nicht weiter, das SRU als in das System der UN ein-

1059 " Obwohl nicht zu leugnen ist, das die UN an der Entstehung

gebettet zu betrachten
des SRU maRgeblich beteiligt waren, reicht dies doch nicht aus, um tber das SRU das
eigentliche System gegenseitiger kollektiver Sicherheit der UN und dessen Regeln zu um-

1060 Nach dieser Ansicht miisste man nicht nur das SRU, sondern alle unter dem

gehen
Dach oder auf Initiative der UN zustande gekommenen internationalen Vertrage als Teil
des Systems UN einstufen, was angesichts der zahlreichen und unterschiedlichen Ver-
pflichtungen, die aus diesen Vertragen flr die beteiligten Staaten entspringen, jeweils

auf eine unzuldssige mittelbare Anderung der UNCh hinauslaufen wiirde®®,

(2.) Die UN

Hinsichtlich der UN selbst ist allerdings richtig, dass so gut wie keine Zweifel daran be-

d'%2. Weniger klar

stehen, dass die UN ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit sin
ist aber, welche Anforderungen an einen Einsatz im Rahmen und nach den Regeln dieses
Systems der UN zu stellen sind. Es gilt ndmlich, zwei Arten des Einsatzes von Streitkraften

durch die UN grundlegend zu unterscheiden. Zum einen gibt es die gemeinhin als ,Blau-

1057 pie Ausfiihrungen hierzu mit Verweis auf die allgemeine Geféhrlichkeit und Achtung der Pira-

terie bei Affeld in HuV-1 2000, S. 95 (104) vermégen nicht zu iberzeugen.

1058 pében, AuBenverfassungsrecht, S. 239.

1059 56 aber: Stehr, MarineForum 3/2004, S. 18 (18).

1060 Allmendinger/Kees in NZWehrr 2008, S. 60 (66).

1061 goops, Seerdubereibekampfung, S. 139.

1062 BverfGE 104, S. 151 (195); Classen in Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 24, Rn. 94; Pernice in
Dreier, GG, Art. 24, Rn. 54; Rében, AuBenverfassungsrecht, S. 139.
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helme” bekannten Friedenstruppen der UN. Diese werden zu verschiedenen Zwecken
eingesetzt, so etwa zur Uberwachung der Einhaltung von Waffenstillstandsabkommen
oder zur Trennung der Parteien eines Blrgerkriegs mittels einer Pufferzone'®®®. Dabei ist
Gewaltanwendung seitens der eingesetzten Soldaten nur zur Selbstverteidigung er-
laubt®®, Unabdingbare Voraussetzung fiir den Einsatz von UN-Friedenstruppen ist au-
Rerdem, dass der Staat, auf dessen Territorium der Einsatz erfolgt, diesem zugestimmt
hat®®. Im Falle von diesen Friedenstruppen kann man von echten UN-Truppen sprechen,
denn die Soldaten werden hier direkt den UN unterstellt. Sie werden als Organ des Si-
cherheitsrats tatig, der die jeweilige Friedenstruppe als solche aufstellt und auch die tat-

1956 per Einsatz von Friedenstruppen wird ge-

1067

sachliche Leitung des Einsatzes innehat

meinhin als Mallnahme nach Kapitel VI UNCh angesehen™"". Zwar ist der Einsatz von

Truppen dort nicht explizit erwahnt, er wird aber auf verschiedene Weise in die Bestim-

1068

mungen des Kapitels VI UNCh hineingelesen . Im Ergebnis steht die Kompetenz der UN

zur Aufstellung von Friedenstruppen zur Wahrung des Weltfriedens i.S.v. Kapitel VI UNCh

nicht in Fragelosg.

Daneben gibt es auch die Moglichkeit zum Ergreifen von militdrischen ZwangsmaBnah-
men durch den Sicherheitsrat. Diese MaRnahmen werden auf Kapitel VIl UNCh gestiitzt

und setzen daher voraus, dass der Sicherheitsrat eine Bedrohung oder einen Bruch des

1070

Friedens bzw. eine Angriffshandlung feststellt™'". Dabei sind die Anforderungen, die an

eine Bedrohung des Friedens zu stellen sind nach heutigem Verstandnis nicht allzu hoch.
Von einer Bedrohung des Friedens ist schon dann auszugehen, wenn in einem Gebiet die
Abwesenheit gesellschaftlicher Strukturen potentiell zu einem bewaffneten Konflikt fih-

1071

ren kann™'". Das eigentliche Modell der UNCh fiir derartige militarische ZwangsmaR-

1063 7u den méglichen Einsatzfeldern von UN-Friedenstruppen: Krisch in

Simma/Khan/Nolte/Paulus, UNCh, Art. 42, Rn. 3 ff.
1064 piedel in DOV 1989, S. 890 (892).
1065 Gornig in JZ 1993, S. 123 (123).
1066 kolb, Law of the United Nations, S. 92.

1067

Riedel in DOV 1989, S. 890 (891 f.); unabhingig davon kénnen Friedenstruppen natiirlich erst
recht im Falle von Situationen nach Kapitel VIl UNCh eingesetzt werden
(vgl. Arnauld, Volkerrecht, Rn. 1032).

1968 Gornig in JZ 1993, S. 123 (124); Riedel in NJW 1989, S. 639 (639).

1069 piedel in DOV 1989, S. 890 (891 f.); IGH, Gutachten v. 20.07.1962, ICJ Reports 1962,
S. 151 ff. (,,Ausgaben der Vereinten Nationen®).

1070 krisch in Simma/Khan/Nolte/Paulus, UNCh, Art. 39, Rn. 40 ff.
071 Arnauld, Vélkerrecht, Rn. 1023.
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nahmen ist in deren Art. 43 niedergelegt. Danach sollen die Mitgliedsstaaten Sonderab-

kommen mit den UN schlieBen, wonach sie diesen Truppen zur Verfligung stellen, die

dann wieder zu echten UN-Truppen wiirden®”2

1073

. Allerdings existiert bis heute kein einzi-

ges solches Sonderabkommen™"". In der Praxis werden MaRnahmen nach Kapitel VII

UNCh daher dadurch ergriffen, dass der Sicherheitsrat einzelne Mitgliedsstaaten oder

auch regionale Blndnisse i.S.v. Kapitel VIIl UNCh zur Durchfiihrung der Zwangsmalinah-

1074

men einschlieBlich Gewaltanwendung ermachtigt™"". Dabei muss der Sicherheitsrat zwar

immer das ,Heft des Handelns” in der Hand behalten, dafiir reicht es jedoch aus, dass
nur er die Grundlage fir das militdarische Vorgehen schaffen und auch wieder entziehen

1075

kann™". Nicht notig aber moglich ist, dass der Sicherheitsrat auch das tatsdchliche

Kommando tber die Truppen ausiibt'®’®

. Es kann also sowohl von den UN gefiihrte Trup-
pen als auch national gefiihrte Truppen im Rahmen von MaRBnahmen nach Kapi-

tel VIl UNCh geben.

In Bezug auf Art. 24 Abs. 2 GG folgt daraus, dass man der Ansicht sein kdonnte, aus-
schlieRlich im Falle der Beteiligung von Bundeswehrsoldaten an einem von den UN ge-
fihrten Einsatz liege auch ein Handeln im Rahmen und nach den Regeln des Systems ge-
genseitiger kollektiver Sicherheit UN vor. Indes ist eine so weitreichende Integration in
bzw. Unterstellung unter das System fiir ein Handeln in dessen Rahmen und nach dessen

1077 " Auf der anderen Seite kann es aber auch nicht ausreichen,

1078

Regeln nicht zu verlangen
dass ein Handeln lediglich mit Zustimmung oder Gefallen der UN erfolgt™'". Ausschlag-
gebend ist vielmehr fir ein militarisches Handlen nach den Regeln der UN, dass ein sol-
ches nur unter den nach der UNCh zuldssigen Ausnahmen vom allgemeinen Gewaltver-
bot erfolgen kann, wozu insbesondere die Erméachtigung durch den Sicherheitsrat ge-

hort'®”. Ist das der Fall, so ist grundsatzlich auch von einem Handeln im Rahmen der UN

1072 kolb, Law of the United Nations, S. 85.

1073 Herdegen, Volkerrecht, § 41, Rn. 6.

1074 krisch in Simma/Khan/Nolte/Paulus, UNCh, Art. 42, Rn. 10.
975 Arnauld, Vélkerrecht, Rn. 1029.

978 Herdegen, Volkerrecht, § 41, Rn. 33.

977 Wolff in ZG 2010, S. 210 (215).

978 ‘Wagner in HFR 2010, S. 31 (46 f.); dies ist z.B. der Hauptkritikpunkt an dem Anfang 2015 be-
schlossenen Einsatz der Bundeswehr im Irak zur Ausbildung von kurdischen Kampfern gegen
den sogenannten Islamischen Staat (http://www.zeit.de/politik/deutschland/2015-01/bundes
tag-bundeswehr-irak-einsatz
(Artikel vom 29.01.2015, zuletzt abgerufen am 30.01.2015)).

1978 Blumenwitz in BayVBI. 1994, S. 641 (642).
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auszugehen, wobei aber insbesondere zu fordern ist, dass diese auch zumindest die poli-

tische, wenn auch nicht die militarische, Verantwortung fir den Einsatz iibernehmen®°,

Danach stellt sich die Lage in Bezug auf den Anti-Piraterie-Einsatz wie folgt dar: Die Er-
machtigung zum Vorgehen gegen piratische Aktivitdten innerhalb der somalischen Ho-
heitsgewéisser folgt unmittelbar aus der SR-Res. 1846 (2008), da die Befugnisse des SRU

zur Pirateriebekampfung normalerweise in fremden Hoheitsgewdssern gerade nicht gel-

1081

ten™"". Daher tragt der Sicherheitsrat auch die politische Verantwortung — insofern fin-

1082

det der Einsatz nach den Regeln und im Rahmen der UN statt™ . Anders verhdlt es sich

jedoch aufllerhalb der somalischen Hoheitsgewadsser. Diesbezuglich beschrankt sich der

Sicherheitsrat in SR-Res. 1816 (2008) darauf, die Staaten zur Wahrnehmung ihrer Befug-

1083

nisse aus dem SRU, also zur Pirateriebekdmpfung, zu ermutigen™"--. Nach dem oben Ge-

sagten reicht dies gerade nicht aus, um ein Handeln nach den Regeln und im Rahmen der
UN zu begr[]nden1084

lich das SRU und eben nicht die SR-Res. 1816 (2008)'°®. Der Einsatz der Bundesmarine ist

. Rechtsgrundlage fiir ein Vorgehen gegen Piraten ist insoweit ndm-

daher aullerhalb der somalischen Hoheitsgewdsser nur dann verfassungskonform, wenn
sich ein anderes System gegenseitiger kollektiver Sicherheit findet und er nach dessen

Regeln und in dessen Rahmen stattfindet.

(3.) Die NATO

Die Frage, ob die NATO ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit i.S.v. Art. 24
Abs. 2 GG ist, ist weniger leicht zu beantworten. Wie bereits angedeutet wurde besteht
die Moglichkeit, Art. 24 Abs. 2 GG so zu verstehen, dass militdrische Blindnisse, die pri-
mar der kollektiven Selbstverteidigung dienen, nicht von der Vorschrift erfasst sind™®®®.
Dementsprechend finden sich auch durchaus Stimmen in der Literatur, die die NATO als

ein solches Biindnis der kollektiven militarischen Selbstverteidigung nicht unter Art. 24

1080 Blumenwitz in BayVBI. 1994, S. 641 (643 f.).
1081 5 o. Teil 2, A., B., I., 3., a), bb).
1082 rischer-Lescano/Tohidipur in NJW 2009, S. 1243 (1245).

1083

Koops, Seerdubereibekampfung, S. 144.

1%% In diese Richtung wohl auch: Kref8 in Weingéartner, Die Bundeswehr als Armee im Einsatz, S. 95

(103).
198 Heinicke in KJ 2009, S. 178 (183).
1086 ¢ 0. Teil 4, A., 1I., 2., c), aa).
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1087

Abs. 2 GG fassen wollen™"". Dagegen wird aber schon seit jeher die grundsatzlich auf die

allgemeine Friedens- und Sicherheitserhaltung ausgerichtete Konzeption der NATO ins

Feld gerhrthSg. Diese Konzeption wird schon in der Praambel des NATO-Vertrags deut-

lich. Insofern wird die NATO zum Teil auch schon immer als System i.S.v. Art. 24 Abs. 2

1089

GG angesehen . Mittlerweile hat die NATO ihre strategische Zielsetzung noch weiter

hin zur allgemeinen Friedenssicherung verschoben, sodass eine Einordnung in Art. 24

1090

Abs. 2 GG nunmehr nahezu auf der Hand liegt™ . Wie bereits ausgefiihrt ist die Frage,

ob eine Organisation ein System i.S.v. Art. 24 Abs. 2 GG ist oder nicht, allein aus natio-

nalverfassungsrechtlicher Sicht zu beantworten%*

des BVerfG hierbei erhebliches Gewicht zu. Dieses hat die Frage, ob die NATO ein solches
1092 1093

. Entsprechend kommt dem Votum

System ist, nach anfanglicher Skepsis™“ mittlerweile eindeutig bejaht™~". Diese Ent-

scheidung ist zu begrifRen und die NATO somit richtigerweise in den Kreis der Systeme

gegenseitiger kollektiver Sicherheit i.S.v. Art. 24 Abs. 2 GG einzubeziehen'®*.

Somit stellt sich nur noch die Frage, unter welchen Voraussetzungen ein Einsatz im Rah-
men und nach den Regeln der NATO stattfindet. Hierzu ist zunachst festzuhalten, dass
ein Einsatz immer dann im Rahmen der NATO stattfindet, wenn diese die politische und

109 \weiter Issst sich feststellen, dass ein Ein-

militarische Verantwortung hierfiir innehat
satz nach den Regeln der NATO stattfindet, wenn seine konkrete Ausgestaltung und Ziel-
setzung durch den NATO-Vertrag gedeckt ist. Problematisch ist dabei allerdings, dass der
NATO-Vertrag vordergriindig nur den Einsatz zur kollektiven Selbstverteidigung gem.
Art. 5 NATO-Vertrag regelt. Demnach bewegen sich jedenfalls derartige Einsatze inner-

halb der Regeln des Systems NATO und zwar Gber Art. 6 NATO-Vertrag auch dann, wenn

187 Zimmer, Einsitze der Bundeswehr, S. 134 f.; Riedel, Der Einsatz deutscher Streitkrifte,

S. 118 f., jeweils m.w.N.

108 Sigloch, Auslandseinsatze der deutschen Bundeswehr, S. 217.

1089 | impert, Auslandseinsatz der Bundeswehr, S. 27; Klein/Schmahl in RuP 35/36 (1999/2000),
S. 198 (203 f.).

10% \wichtige Meilensteine waren insofern die neuen strategischen Konzepte der NATO von

1990/1991, 1999 und 2010 (hierzu: Limpert, Auslandseinsatz der Bundeswehr, S. 28; 33; Sig-
loch, Auslandseinsatze der deutschen Bundeswehr, S. 279.).

1091 5 o. Teil 4, A., lIl., 2., c), bb).

1092 pie Frage zwar andeutend, aber nicht beantwortend: BVerfGE 68, S. 1 (95 f.).

1093 BverfGE 90, S. 286 (350 f.).

1094 \Wie hier: Schultz, Auslandsentsendung, S. 327.

1095 Sigloch, Auslandseinsatze der deutschen Bundeswehr, S. 275.
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10% 7udem erlauben die Re-

sie aulerhalb des Gebiets der Vertragsstaaten stattfinden
geln der NATO auch einen Verteidigungseinsatz zugunsten Dritter, also nicht-NATO-
Staaten, jedenfalls dann, wenn dies den Sicherheitsinteressen einzelner oder aller NATO-

1097 “\weiterhin kénnen im Rahmen der NATO Einsitze zur Friedenssi-

Staaten entspricht
cherung stattfinden. Dies ergibt sich aus Art. 1 NATO-Vertrag, wonach die Parteien jeden
internationalen Streitfall, an dem sie beteiligt sind, friedlich beizulegen haben. Sofern
eine solche Beteiligung vorliegt, sind daher auch Friedenserhaltungseinsatze auRerhalb
des NATO-Gebiets méglichmgg. SchlieBlich sind auch dem Grunde nach humanitare Inter-

1099

ventionen nach den Regeln der NATO modglich. Solche Einsatze sind zwar nicht im

NATO-Vertrag erwahnt, ihre Zulassigkeit ergibt sich jedoch aus einer ergénzenden Ausle-

100 pie

gung vor dem Hintergrund der neuen strategischen Konzepte von 1999 und 2010
nach Art. 24 Abs. 2 GG erteilte Ermachtigung zur Teilnahme Deutschlands an der NATO
erstreckt sich auch auf das Blindnis in seiner durch die strategischen Konzepte von 1999
und 2010 neu ausgerichteten Form. Hierin ist namlich eine Weiterentwicklung der NATO
zu erblicken und keine férmliche oder faktische Anderung des NATO-Vertrags selbst,

welche eines erneuten Zustimmungsgesetzes nach Art. 59 Abs. 2 GG bedurft hatte™.

Abschliefend muss allerdings noch der Frage nachgegangen werden, ob ein Einsatz nach
den Regeln der NATO generell erfordert, dass dieser auf einem Mandat der UN beruht.
Ausgangspunkt hierfiir sind die zahlreichen Bezugnahmen auf die UNCh im NATO-
Vertrag, z.B. in Art. 1, 7 und 8. Ein Einsatz kann also jedenfalls dann nicht nach den Re-
geln der NATO stattfinden, wenn er der UNCh zuwider lauft. Die hier relevanteste Be-
stimmung der UNCh ist das allgemeine volkerrechtliche Gewaltverbot in Art. 2 Ziff. 4

UNCh. Durchbrochen werden kann dieses vor allem in Féillen, in denen eine Resolution

1096

Vgl. Biilow, Der Einsatz der Streitkrafte, S. 174 f.

1097 schultz, Auslandsentsendung, S 387.

1098

Schultz, Auslandsentsendung, S. 388 ff.

109 Hierunter ist die Androhung und Anwendung von Gewalt durch einen Staat oder eine Gruppe

von Staaten gegeniliber einem oder mehreren anderen Staaten zur Verhinderung oder Been-
digung schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen zu verstehen, wobei die Gewaltan-
wendung auf dem Territorium der von ihr betroffenen Staaten erfolgt und nicht dem Schutz
eigener Staatsangehoriger der die Gewalt ausiibenden Staaten dient (Geyrhalter, Friedenssi-
cherung durch Regionalorganisationen, S. 134; Stelter, Gewaltanwendung unter und neben
der UN-Charta, S. 267).

1100 Sigloch, Auslandseinsatze der deutschen Bundeswehr, S. 279.

101 ByerfGE 104, S. 151 (199) zum strategischen Konzept von 1999; a.A. Klein/Schmahl in RuP
35/36 (1999/2000), S. 198 (205).
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1102

des UN-Sicherheitsrats dies gestattet™ ™ °. Weitere Ausnahmefalle sind die (auch kollekti-

ve) Selbstverteidigung gem. Art. 51 UNCh und die autonome Vorgehensweise von Regio-

1103, im Rahmen

nalorganisationen i.S.v. Art. 52 UNCh, zu denen die NATO zu zdhlen ist
1104 "Ein Mandat der UN ist also jedenfalls fur derartige NATO-

Einsdtze nicht erforderlich. Etwas anderes gilt allerdings fir die humanitare Intervention.

der Friedenssicherung

Schon seit der strategischen Neuausrichtung der NATO von 1999 hin zu einer Institution,
von der grundsatzlich globale Krisenreaktionseinsatze ausgehen kénnen, wird die Frage
diskutiert, ob die NATO damit in die Kompetenzen des UN-Sicherheitsrats eingegriffen
hat''%. Ausgangspunkt dieser Diskussion ist Art. 103 UNCh, wonach die Verpflichtungen
aus der UNCh fir deren Mitgliedsstaaten allen anderen Verpflichtungen aus volkerrecht-

lichen Vertragen dieser Staaten vorgehen1106

. Die UNCh stellt aber ein allgemeines Ge-
waltanwendungs- und Einmischungsverbot sowie Ausnahmeregelungen hierzu auf'% Im
Ubrigen gilt der Vorrang nach Art. 103 UNCh nicht nur fiir die Bestimmungen der UNCh
selbst, sondern etwa auch fiir Resolutionen des UN-Sicherheitsrats''®®, Daher stellt sich
die Frage, ob sich die NATO in ihrer neuen strategischen Ausrichtung selbst die Kompe-
tenz einrdumt, Gber die Durchfihrung von Krisenreaktionseinsidtzen zu entscheiden. Die
Intervention der NATO im Kosovo-Konflikt 1999 ohne Mandat der UN hat gezeigt, dass

diese Frage keineswegs rein theoretischer Natur ist™%.

Die humanitdre Intervention wird zum Teil aufgrund der hohen Bedeutung der Men-

schenrechte als generell nicht gegen das Gewaltverbot des Art. 2 Ziff. 4 UNCh versto-

1110

Rend, bzw. nach Art. 51 UNCh gerechtfertigt angesehen™ . Allerdings findet sich bei ge-

nauerer Betrachtung keine ausreichende allgemeine Ermachtigung in der UNCh zur

1102 piedel, Der Einsatz deutscher Streitkrifte, S. 58 f.

103 gchiedermair, Der internationale Frieden, S. 189.

1102 74 letzterem ausfiihrlich: Walter in Simma/Khan/Nolte/Paulus, UNCh, Art. 52, Rn. 29 ff.
105 vio|. etwa Klein/Schmahl in RuP 35/36 (1999/2000), S. 198 (199ff.).

1196 Nach h.M. statuiert Art. 103 UnCh im Falle einer Normenkollision einen Anwendungsvorrang

der UNCh gegentliber einzelnen Bestimmungen anderer volkerrechtlicher Vertrage, die jeweils
im Widerspruch zur UNCh stehen (Paulus/Leif8 in Simma/Khan/Nolte/Paulus, UNCh, Art. 103,
Rn. 77).

197 Zivjer in RuP 35/36 (1999/2000), S. 210 (210).

1% Geyrhalter, Friedenssicherung durch Regionalorganisationen, S. 196.

19 Geyrhalter, Friedenssicherung durch Regionalorganisationen, S. 98 f.

1110 Limpert, Auslandseinsatz der Bundeswehr, S. 37 ff.
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1111

Durchfiihrung humanitéarer Interventionseinsatze "". Auch existiert keine volkergewohn-

112 pie Ansitze zur Begrindung einer allgemeinen

heitsrechtliche Ermachtigung hierzu
Zulassigkeit humanitarer Interventionen vermogen im Ergebnis nicht zu Uberzeugen,
wenn das System der UNCh von Gewaltverbot und begrenzten Ausnahmen hiervon nicht
ins Leere laufen soll. Damit muss eine humanitdare Intervention der NATO zwingend
durch eine der genannten Ausnahmen gerechtfertigt sein, zu denen insbesondere ein

Mandat des UN-Sicherheitsrats gehort***3. Dementsprechend wurde der NATO-Einsatz im

Kosovo auch heftig kritisiert und vielfach als vélkerrechtlich unzuldssig eingestuft''*.
Allerdings hat es derartige Alleingdange der NATO nicht nur seither nicht mehr gegeben,
sondern es ist auch nicht davon auszugehen, dass die neue strategische Ausrichtung den
Weg hierhin ebnen soll. Zwar schlieft der offene Wortlaut der strategischen Konzepte

15 jedoch finden sich in den

Krisenreaktionseinsatze ohne UN-Mandat nicht explizit aus
Konzepten auch zahlreiche Hinweise auf die ({bergeordnete Autoritdit des UN-
Sicherheitsrats und die Verpflichtung auf das geltende Volkerrecht'®. Mit Blick auf Art.
103 UNCh lieBe sich noch einwenden, dass die neuen strategischen Konzepte fir sich
genommen ohnehin nicht den Charakter volkerrechtlicher Vertrage haben, welche Ver-

pflichtungen begriinden kénnten, die denen aus der UNCh zuwider laufen'*’.

Geht man nun davon aus, dass fiir einen Einsatz nach den Regeln der NATO, von den ge-
nannten Ausnahmen abgesehen, grundséatzlich ein Mandat der UN erforderlich ist, so
liegt dieses hinsichtlich eines Anti-Piraterie-Einsatzes in den somalischen Kiistengewas-
sern mit der SR-Res. 1816 (2008) vor. Wie schon gesagt gibt es aber kein spezielles Man-
dat fiir ein Tatigwerden auf Hoher See. Man kann jedoch hier von einem weiteren Aus-
nahmefall von dem grundsatzlichen Erfordernis eines UN-Mandats ausgehen. Die Befug-
nis zum Tatigwerden ergibt sich ndmlich aus den Piraterievorschriften des SRU. Da hier-
nach alle Staaten zur Pirateriebekampfung auf Hoher See berechtigt sind und dabei zu-
sammenarbeiten sollen, bedarf es keines gesonderten UN-Mandats fir die Wahrneh-

mung dieser Befugnisse. Die NATO ist insofern das organisatorische Dach unter dem ver-

YU Geyrhalter, Friedenssicherung durch Regionalorganisationen, S. 182.

112 grelter, Gewaltanwendung unter und neben der UN-Charta, S. 279.

1113

Ahnlich: Heintschel von Heinegg in Epping/Hillgruber, GG, Art. 24, Rn. 41 f.

114 ygl. etwa: Weber in Lutz, Der Kosovo-Krieg, S. 65 (71); Zivier in RuP 35/36 (1999/2000),
S. 210 (215); Stelter, Gewaltanwendung unter und neben der UN-Charta, S. 276 f.

Y15 Klein/Schmahl in RuP 35/36 (1999/2000), S. 198 (202).

8 Geyrhalter, Friedenssicherung durch Regionalorganisationen, S. 197.

117 Zivier in RuP 35/36 (1999/2000), S. 210 (211).
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schiedene Staaten ihre Befugnisse aus dem SRU wahrnehmen. Sie fiihrt ihre Operationen
gegen die Piraterie im Indischen Ozean also in ihrem Rahmen und nach ihren Regeln
durch, sodass Deutschland sich an diesen Operationen beteiligen dlrfte, was es derzeit

allerdings nicht tut.

(4.) Die EU

Die Frage der Einordnung der EU als ein System gegenseitiger kollektiver Sicherheit i.S.v.
Art. 24 Abs. 2 GG hat durch den Ausbau und den Bedeutungsgewinn der GSVP an Wich-
tigkeit gewonnen. Gleichzeitig haben sich die Rahmenbedingungen hierfiir mit den be-
schriebenen Entwicklungen auch radikal verandert. Urspriinglich wurde die EU trotz des

Vorhandenseins der GASP mangels verfestigter und verbindlicher sicherheitsrelevanter

1118

Strukturen nicht zu den Systemen gegenseitiger kollektiver Sicherheit gezdhlt™™". Dem-

gegeniber galt allerdings die WEU, jedenfalls flr Vertreter der Ansicht, die auch Vertei-

digungsbiindnisse unter Art. 24 Abs. 2 GG fasst, unproblematisch als System i.d.ste.

Insofern wurde gegen die Qualifizierung der EU selbst als solches System insbesondere

vorgebracht, dass die WEU nicht mit der EU identisch sei’™®. Dieses Argument vermag

mittlerweile nicht mehr zu verfangen, da die WEU vollstédndig in der EU aufgegangen ist.
AulRerdem obliegen die Petersberg-Aufgaben, die eindeutig dem Zweck der Schaffung

1121 Dje EU ist somit

und Erhaltung weltweiter Sicherheit dienen, nunmehr der EU direkt
jedenfalls in ihrer aktuellen Ausgestaltung als System gegenseitiger kollektiver Sicherheit
i.S.v. Art. 24 Abs. 2 GG anzusehen'??. Daran indert auch die Formulierung des BVerfG im
Lissabon-Urteil nichts. Das Gericht formuliert hier: ,,Auch wenn die Europdische Union zu
einem regionalen System [...] im Sinne des Art. 24 Abs. 2 GG ausgebaut wirde [..]123,
Hier wird deutlich, dass das Gericht davon ausgeht, dass die EU jedenfalls zurzeit noch
kein solches System ist. Allerdings muss sich das betreffende Urteil den Vorwurf gefallen
lassen, in seinen wehrverfassungsrechtlich relevanten Ausfiihrungen ohnehin ungliicklich

1124

und missverstandlich formuliert zu sein""“". AuRerdem sprechen die aufgezeigten Struk-

8 gigloch, Auslandseinsatze der deutschen Bundeswehr, S. 220.

119 impert, Auslandseinsatz der Bundeswehr, S. 27; BVerfG 90, S. 286 (354).

120 gock, Auslandseinsitze deutscher Streitkrafte, S. 249.

121 yg|. Wiefelspiitz, Das Parlamentsheer, S. 149.
122 pében, Aulenverfassungsrecht, S. 250 f.; Dreist in NZwehrr 2003, S. 152 (162).

123 ByerfGE 123, S. 267 (361).
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turmerkmale der EU evident fir eine Einordung als System gegenseitiger kollektiver Si-

1125

cherheit™™*". Sofern das BVerfG dies deswegen anders sieht, weil eine europaische Ver-

1126

teidigung noch nicht verwirklicht ist™™, verkennt es, dass es hierauf fir die Erfillung der

Strukturmerkmale eines Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit gar nicht an-

1127

kommt ", Daher kann der nicht naher begriindeten impliziten Feststellung des BVerfG,

die EU sei kein solches System, schlichtweg nicht gefolgt werden.

Hinsichtlich ihrer Ausgestaltung ist die EU als System gegenseitiger kollektiver Sicherheit

1128 "Ein Handeln im Rahmen und

mit der NATO in ihrer derzeitigen Gestalt vergleichbar
nach den Regeln der EU liegt im militarischen Bereich also dann vor, wenn die EU die
militdrische und politische Verantwortung innehat und die bereits beschriebenen Me-

chanismen und Zielsetzungen eingehalten werden'?

. Ferner ist, solange keine aner-
kannte Ausnahme greift, grundsatzlich ein Mandat der UN erforderlich™**°. Reibungs-
punkte kénnten sich hier daraus ergeben, dass EUV und AEUV, anders als etwa die neuen
strategischen Konzepte der NATO, sehr wohl dem Grunde nach volkerrechtliche Vertrage

131 |nsofern ist auch

sind, die konkrete Pflichten flr die Vertragsparteien begriinden
denkbar, dass diese Pflichten denen aus der UNCh widersprechen und sich daraus ein
Konflikt i.S.v. Art. 103 UNCh ergibt. Diese Uberlegungen gewinnen an Sprengkraft, wenn
man sich die jingere Rechtsprechung des EuGH zum Verhaltnis von Europa- und Vélker-
recht betrachtet. Der EuGH begreift das Europarecht als autonome Rechtsordnung, die
der volkerrechtlichen Rechtsordnung der UNCh und somit auch dem Anwendungsvorrang

1132

gem. Art. 103 UNCh nicht untergeordnet ist""“. Andererseits erscheint das Konfliktpo-

1245 5. Teil 4, A, I.; vgl. auch: Trésoret, Seepiraterie, S. 546 ff; Fournier, Einsatz, S. 206 weist da-
rauf hin, dass es dem BVerfG weniger um die Einstufung der EU als System gegenseitiger kol-
lektiver Sicherheit zu gehen scheint als um die Sicherung des Parlamentsvorbehalts bei Eins-
atzen im Rahmen der EU.

1125 pében, AuBenverfassungsrecht, S. 250 f.; Fournier, Einsatz, S. 204 f.

1126 ByerfGE 123, S. 267 (425).

27 Féhrmann, Die Bundeswehr im Einsatz fiir Europa, S. 209 f.

1128 vial. Klein/Schmahl in RuP 35/36 (1999/2000), S. 198 (206).
129 g o. Teil 3, B., Ill.
130 5 o. Teil 4, A, lIl., 2., c), cc), (3.); ausfiihrlich sogleich.

31 Streinz, Europarecht, Rn. 90.

132 per EUGH hat im Urteil Kadi festgestellt, dass auch solche MalRnahmen der Union, die der

Umsetzung einer Resolution des UN-Sicherheitsrats dienen, am MaRstab des Unionsrechts zu
priifen sind und insbesondere der unionsrechtlich garantierte Rechtsschutz nicht durch an-
ders lautende Bestimmungen in der umzusetzenden Resolution des UN-Sicherheitsrats um-
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tenzial hinsichtlich moglicher EU-Militareinsatze deutlich geringer, wenn man sich die
zahlreichen Verweise auf die UNCh im EUV anschaut und sich in Erinnerung ruft, dass die
EU sich dadurch hinsichtlich der Wahrung des Weltfriedens und der weltweiten Sicher-

heit den UN unterordnet'**

. AuBerdem gehen die verantwortlichen Organe der EU auch
und gerade im angesprochenen Verfahren vor dem EuGH von einem Vorrang des Vélker-
rechts gem. Art. 103 UNCh aus'*. Militarische Alleingdange wie den der NATO im Kosovo-
Konflikt hat es vonseiten der EU jedenfalls noch nicht gegeben. Derzeit deutet auch
nichts darauf hin, dass die EU glaubt, hierzu befugt zu sein oder gar etwas Entsprechen-

des plant.

Im Zusammenhang mit Militareinsatzen im Rahmen der EU ist die Frage bedeutsam, ob
Art. 24 Abs. 2 GG hierfiir tatsachlich die (allein) richtige verfassungsrechtliche Rechts-
grundlage ist. Diese Frage wird aufgeworfen durch die Existenz von Art. 23 GG, der die
Mitwirkung der Bundesrepublik Deutschland an der europdischen Integration regeltll35.
Wenn Art. 23 GG also die Beteiligung Deutschlands an der EU umfassend regelt, konnte
man auf den ersten Blick meinen, dass damit auch die Beteiligung Deutschlands an Mili-

1136 7unichst erfolgte die europiische

taroperationen der EU abschlieBend geregelt ist
Integration aus deutscher Sicht Uber Art. 24 Abs. 1 GG. Art. 23 GG wurde geschaffen, um
der zunehmenden Integrationsdichte, die sich immer weiter von der des klassischen Vol-
kerrechts wegbewegt und die EU von einer internationalen zu einer supranationalen Or-
ganisation gemacht hat, gerecht zu werden*’. Art. 23 GG regelt vor allem die Ubertra-
gung von Hoheitsrechten auf die EU und ist damit jedenfalls gegentber Art. 24 Abs. 1 GG

die speziellere Norm**3,

Die Frage ist jedoch, ob dies auch im Verhaltnis zu Art. 24 Abs. 2 GG gelten kann. Dage-
gen spricht zunachst, dass eine fiir die europdische Integration eigentlich charakteristi-

sche Ubertragung von Hoheitsrechten im Bereich der GSVP gerade (noch) nicht stattfin-

gangen werden darf (EuGH, Urt. v. 18.07.2013, verb. Rs. C-584/10 P, C-593/10 P und C-595/10
P, Ziff. 65 ff.; zustimmend: Spranger in NZWehrr 2010, S. 221 (228 ff.)).

133 5 o. Teil 3, B., Ill., 1., d), aa), (2.).

3% EuGH, Urt. v. 18.07.2013, verb. Rs. C-584/10 P, C-593/10 P und C-595/10 P, Ziff. 61 f.
135 pazu umfassend: Rojahn in Miinch/Kunig, GG Art. 23, Rn. 3 ff.

3% Thym in DVBI. 2000, S. 676 (680).

137 Heintschel von Heinegg in Epping/Hillgruber, GG, Art. 23, Rn. 1; Pernice in Dreier, GG,

Art. 23, Rn. 2; Hillgruber in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG, Art. 23, Rn. 2.
138 pernjce in Dreier, GG, Art. 23, Rn. 2.
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1139 “AuRerdem ist in Art. 23 GG auch an keiner Stelle von Sicherheit oder Verteidi-

det
gung die Rede, ganz im Gegensatz zu Art. 24 Abs. 2 GG. Schon dies spricht fiir eine Spezi-
alitat der letztgenannten Vorschrift in diesem Bereich'*°. Bedeutsam ist auch das jewei-
lige Verhaltnis zu Art. 87a Abs. 2 GG. Wahrend Art. 24 Abs. 2 GG durch seine Fokussie-
rung auf Systeme gegenseitiger kollektiver Sicherheit wie gezeigt zumindest eine quasi
ausdriickliche Ermachtigung zum Einsatz der Streitkrafte in diesem Rahmen bietet, kann

1141

dazu in Art. 23 GG nichts gefunden werden """, Jedoch darf man auch nicht (ibersehen,

dass Art. 23 GG dem Grunde nach die europadische Integration, zu der mittlerweile nun

142 Um dieser

einmal auch die Mitwirkung an der GSVP gehort, umfassend regeln sol
Funktion gerecht zu werden, erscheint ein vermittelnder Ansatz brauchbar. Danach soll
sich das Ob der Beteiligung Deutschlands an der EU (als System gegenseitiger kollektiver
Sicherheit) nach dem insoweit spezielleren Art. 23 GG richten. Das Wie der Beteiligung,
also insbesondere die konkrete Mitwirkung an Militdroperationen, soll jedoch nach dem
insoweit wiederum spezielleren Art. 24 Abs. 2 GG und damit im Gleichlauf mit der Betei-
ligung an Operationen anderer Systeme gegenseitiger kollektiver Sicherheit erfolgen®'*>.
Auch nach diesem Ansatz spielt hinsichtlich der Frage des tatsdchlichen Einsatzes der

Bundeswehr allerdings Art. 24 Abs. 2 GG die zentrale Rolle.

Als Konsequenz der Darstellung des Verhaltnisses von UN und EU ergibt sich allerdings
die Frage, ob die EU fiir die Durchfiihrung militdrischer Operationen im Rahmen der

1144 Tatsachlich finden sich im EUV keine explizi-

GSVP auf ein UN-Mandat angewiesen ist
ten Bestimmungen Uber die Notwendigkeit eines UN-Mandats fiir militarische Operatio-

nen im Rahmen der GSVP. Aufgrund dessen wird teilweise auch tatsdchlich vertreten,

3% Thym in DVBI. 2000, S. 676 (680 f.).
1149 1 diesem Sinne wohl auch: BVerfGE 123, S. 267 (361).

Y4 Anders: Fdhrmann, Die Bundeswehr im Einsatz fir Europa, S. 213 ff; 219 ff., der allerdings

ohnehin die Einordnung der EU als System gegenseitiger kollektiver Sicherheit und damit die
Anwendbarkeit von Art. 24 Abs. 2 GG ablehnt und daher eine anderweitige Rechtsgrundlage
fur Militareinsatze im Rahmen der GSVP finden muss.

142 Gejgerin JZ 1996, S. 1093 (1098).

1143

Heintschel von Heinegg in Epping/Hillgruber, GG, Art. 24, Rn. 33.3; So wohl auch: Rében, Au-
Renverfassungsrecht, S. 250; Rében in ZAORV 63 (2003), S. 585 (590), der in Bezug auf Mili-
tareinsdtze im Rahmen der EU jeweils Art. 24 Abs. 2 GG ,,in Verbindung” mit Art. 23 GG als
Ermachtigungsgrundlage nennt, allerdings nichts dariiber sagt, wie diese Verbindung konkret
aussehen soll.

14 g 0. Teil 3, B, III,, 1., d), aa)., (2.).
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1145 Diese Betrachtung greift aller-

dass die EU nicht auf ein UN-Mandat angewiesen ist
dings zu kurz. Wie schon gezeigt bezieht sich der EUV vielmals auf die UNCh'*®. Einen
der wichtigsten Grundsatze der UNCh stellt aber das allgemeine Gewaltverbot aus Art. 2
Abs. 4 UNCh dar. Die wichtigste Ausnahme hiervon bildet die internationale Gewaltan-

1147

wendung im Rahmen eines UN-Mandats™"'. Als Konsequenz wird man annehmen mius-

sen, dass der Einsatz von militarischer Gewalt seitens der EU ohne UN-Mandat aufgrund

eines VerstoRes gegen Art. 2 Abs. 4 UNCh eine Verletzung des EUV darstellt**,

Daher besteht ein generelles Erfordernis eines UN-Mandats fir Militaroperationen der
EU im Rahmen der GSVP'*°. Fiir die Operation Atalanta ergeben sich hieraus keine Prob-
leme, ein solches Mandat ist fir die Pirateriebekampfung in den somalischen Hoheitsge-
wassern mit der SR-Res. 1816 (2008) vorhanden. AulRerhalb der somalischen Hoheitsge-
wisser reichen die Befugnisse des SRU aus. Die EU ist insofern, wie die NATO bei ihren
Operationen, das organisatorische Dach unter dem die Mitgliedsstaaten von ihren Be-
fugnissen aus dem SRU Gebrauch machen. Somit findet die Operation Atalanta nach den
Regeln und im Rahmen der EU statt. Die Beteiligung Deutschlands hieran ist also aus der
Sicht des Art. 24 Abs. 2 GG nicht zu beanstanden.

3. Begrenzung durch den Parlamentsvorbehalt

Wenn die Voraussetzungen von Art. 87a Abs. 2, Art. 24 Abs. 2 GG vorliegen, ist nach dem
bisher Gesagten ein Einsatz deutscher Streitkrdfte im Ausland, auch wenn er nicht der
Verteidigung dient, im Prinzip zuldssig. Durch diese Feststellung ist aber noch nichts dar-
Uber ausgesagt, wie ein solcher Einsatz formell beschlossen werden muss. Auch eine
formell fehlerhafte Entsendung der Streitkrafte kann deren Einsatz im Ergebnis unzulas-

1150

sig machen™". Im Grundgesetz selbst finden sich hierzu allerdings keine Regelungen,

insbesondere ist nicht davon die Rede, dass der Einsatz der Bundeswehr vom Bundestag

Y% Hochleitner in Hochleitner, Das europiische Sicherheitssystem zu Beginn des 21. Jahrhun-

derts, S. 153 (190).
198 5 o. Teil 3, B., Ill., 1., d), aa), (2.).
Y47 Bothe in Graf Vitzthum/ProelR, Volkerrecht, 8. Abschnitt Rn. 24 f.

1148 pamsperger, Die Terrorismusbekdmpfung im Rahmen der Europaischen Sicherheits- und Ver-

teidigungspolitik, S. 220.

199 74 den volkerrechtlich gebotenen Ausnahmen: Graf von Kielmansegg, Die Verteidigungspolitik

der Europdischen Union, S. 226 f.
130 prejst in NZWehrr 2003, S. 142 (163).
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1151

beschlossen werden muss >". Das BVerfG hat allerdings schon relativ frih in der Ge-

schichte deutscher Militareinsdtze im Ausland einen umfassenden Parlamentsvorbehalt

1152

aufgestellt™“. Diesen Parlamentsvorbehalt entnahm das BVerfG einer deutschen Verfas-

sungstradition, deren Ursprung es im Kaiserreich verortete'*3. AuRerdem zog das BVerfG

verschiedene Bestimmungen des Grundgesetzes heran, die eine erhdhte parlamentari-

1154

sche Kontrolle bei einigen Aspekten des militarischen Bereichs vorsehen """, In einer spa-

teren Entscheidung betonte das BVerfG auBerdem, dass der konstitutive Parlamentsvor-
behalt ein wichtiges Korrektiv fir den ansonsten weit bemessenen Gestaltungsspielraum
der Bundesregierung in Fragen der AuRenpolitik sei und zog aulerdem das Risikopoten-
tial von Auslandseinsdtzen hinsichtlich des Lebens deutscher Soldaten und der politi-

1155

schen Stabilitat zur Begrindung des Parlamentsvorbehalts heran ", Im Ergebnis ist der

konstitutive Parlamentsvorbehalt fir die Auslandsentsendung der Streitkrafte eine echte

1156

verfassungsrichterliche Rechtsschopfung™ ". Er dient nicht zuletzt auch dazu, die vom

BVerfG entwickelte Wesentlichkeitstheorie, wonach alle wesentlichen Entscheidungen

vom Gesetzgeber zu treffen sind, gegeniiber der Exekutive durchzusetzen'*’.

Inhaltlich hat das BVerfG den Parlamentsvorbehalt schon in seiner ersten Entscheidung
hierzu im Wesentlichen ausgestaltet. So greift dieser immer dann ein, wenn es um den
Einsatz bewaffneter Streitkrafte geht und zwar ausdricklich auch im Rahmen von Syste-

men gegenseitiger kollektiver Sicherheit'**®

. Weiterhin bedarf eine Auslandsentsendung
der Streitkrdafte dem Grunde nach eines vorherigen entsprechenden Parlamentsbeschlus-
ses. Nur in Eilfdllen ist eine nachtragliche Befassung des Bundestages mit dem Einsatz
zuldssig, wobei dann der Einsatz umgehend zu beenden ist, wenn der Bundestag einen

entsprechenden Beschluss fasst'*>®

. In einer spateren Entscheidung hat das BVerfG den
Begriff des Einsatzes bewaffneter Streitkrafte dahingehend konkretisiert, dass ein solcher

nicht erst vorliegt, wenn es tatsachlich zu bewaffneten Auseinandersetzungen kommt,

31 Baldus in Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 87a, Rn. 68.

1152

BVerfGE 90, S. 286 (383); seither hat sich das gefligelte Wort der ,Bundeswehr als Parla-
mentsheer” etabliert (vgl. Burkiczak in ZRP 2003, S. 82 (84)).

1153 BVerfGE 90, S. 286 (383 f.).

>4 BverfGE 90, S. 286 (384 ff.).

>3 ByerfGE 121, S. 135 (161).

%8 Baldus in Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 87a, Rn. 70.
7 Kokott in Sachs, GG, Art. 87a, Rn. 42.

158 BVerfGE 90, S. 286 (387).

159 BVerfGE 90, S. 286 (388).
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sondern schon dann, wenn eine Verwicklung deutscher Soldaten in bewaffnete Ausei-

1160 pement-

nandersetzungen nach dem Einsatzzusammenhang konkret zu erwarten ist
sprechend greift auch ab diesem Moment der konstitutive Parlamentsvorbehalt, wobei
die bloRe Moglichkeit von bewaffneten Auseinandersetzungen aber noch nicht aus-

reicht'*®?,

Neben der Herleitung des Parlamentsvorbehalts aus dem Grundgesetz und der Festle-
gung seiner wesentlichen Inhalte hat das BVerfG dem Gesetzgeber den Auftrag erteilt,
die ndhere Ausgestaltung des Verfahrens der Zustimmung zu Auslandseinsdtzen der
Streitkrafte gesetzlich zu regeln1162

Zeit gelassen hatte, trat schlieBlich im Marz 2005 das ParIBG in Kraft. Dieses bildet im

. Nachdem sich der Gesetzgeber hierfir einige Jahre

Prinzip die Anforderungen, die das BVerfG an die Parlamentsbeteiligung beim Streitkraf-
teeinsatz im Ausland aufgestellt hat, so wie sie formuliert wurden, ab!®3, Allerdings war
die Konstruktion des konstitutiven Parlamentsvorbehalts im Nachgang der ersten Ent-
scheidung des BVerfG hierzu heftiger Kritik ausgesetzt. So wurde dem BVerfG vorgewor-
fen, es ziehe aus den Bestimmungen des Grundgesetzes zur Parlamentsbeteiligung in
Angelegenheiten der Bundeswehr eine unzuldssige Analogie, weil die herangezogenen
Vorschriften bewusst bereichsspezifisch seien und daher bzgl. des Streitkrafteeinsatzes
im Allgemeinen keine planwidrige, sondern eine planmaRige Regelungsliicke vorliege1164.
AuRRerdem behandelten die Vorschriften aus den Vorgangerverfassungen des Grundge-
setzes, aus denen das BVerfG die entsprechende Verfassungstradition ableitet, lediglich
die Kriegserklarung, die in ihren inner- und auflerstaatlichen Wirkungen nicht mit dem

1165

Streitkrafteeinsatz im Allgemeinen vergleichbar sei"”. Dessen ungeachtet hatten die

staatlichen Organe die Schopfung des Parlamentsvorbehalts durch das BVerfG gem. § 31

Abs. 1 BVerfGG aber zu akzeptierenllss. Der konstitutive Parlamentsvorbehalt ist seither

fester Bestandteil des Gesamtpakets deutscher Auslandseinsatze'®’.

1160 ByverfGE 121, S. 135 (164).

181 Baldus in Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 87a, Rn. 78.
1162 ByverfGE 90, S. 286 (389 f.).

1183 gyrkiczak, ParlBG, Einleitung, Rn. 8.

184 krings/Burkiczak in DOV 2002, S. 501 (506).
18> Fpping in AR 124 (1999), S. 423 (446 f.).
1% Burkiczak in ZRP 2003, S. 82 (84).

Y87 Burkiczak, ParIBG, Einleitung, Rn. 4.
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Zusammenfassend ldsst sich sagen, dass der konstitutive Parlamentsvorbehalt immer
dann eingreift, wenn aufgrund tatsachlicher Anhaltspunkte zu erwarten steht, dass deut-
sche Soldaten im Ausland aufgrund der Zielsetzung und Struktur des Einsatzes unmittel-
bar in bewaffnete Auseinandersetzungen verwickelt werden kdnnen, wobei insbesonde-
re auch die Ermachtigung zum Tragen und Verwenden von Waffen im Ausland, sofern sie
sich nicht auf den reinen Einsatz zur Selbstverteidigung beschrankt, ein Indiz sein

1168

kann ™", Das gilt insbesondere dann, wenn die eingesetzten Soldaten als hoheitliches

Vollzugsorgan unter Ausnutzung der von ihrer Bewaffnung ausgehenden Zwangswirkung

tatig werden sollen®®

. Diese Voraussetzungen sind im Falle des Einsatzes zur Piraterie-
bekampfung erfiillt. Der Einsatz enthdlt u.a. den Auftrag zur Gewdhrung bewaffneten
Schutzes fiir zivile Schiffe, die Uberwachung des betreffenden Seegebiets mit dem Ziel,
piratische Aktivitaten auch gewaltsam zu unterbinden, und das Aufgreifen mutmaRlicher

Seeriubert'’®

. Somit beeinhaltet der Auftrag die Genehmigung zum Tragen und Verwen-
den von Waffen auch auBerhalb der reinen Selbstverteidigung. Auch ist aufgrund der
bisherigen Erfahrungen mit den somalischen Piraten unbedingt mit bewaffneter Gegen-

wehr zu rechnen*!’!

. Daher unterfallt die deutsche Beteiligung an der Operation Atalanta
als Auslandseinsatz deutscher Streitkrafte dem konstitutiven Parlamentsvorbehalt nach
§ 2 Abs. 1 ParlBG und bedurfte daher der Zustimmung des Bundestags gem. § 1
Abs. 2 ParlBG'?. Der Bundestag hat seine Zustimmung hierzu erteilt und das Mandat

mehrfach verlangert, aktuell bis zum 31.05.2015"3.

4. Einschrankung der Einsatzmaoglichkeiten der Bundeswehr durch ein verfassungs-

rechtliches Trennungsgebot zwischen Polizei und Militar

Es stellt sich abschlieBRend noch die Frage, ob nicht der Einsatz der Bundesmarine trotz
vorhandener Moglichkeit nach Art. 24 Abs. 2 GG und dessen Ausflillung durch die SR-Res.
1846 (2008) und die gemeinsame Aktion 2008/851/GASP und trotz Einhaltung des Par-
lamentsvorbehalts durch ordnungsgemaRen Beschluss quasi "auf den letzten Metern"

doch noch als unzuldssig erscheint und zwar aufgrund fehlender Zustdndigkeit. Aus-

Y88 Burkiczak, ParlBG, § 2, Rn. 5 ff.

1189 /eiR in NZWehrr 2005, S. 100 (104).
170 BT-Drucks. 17/9339, S. 2 f.

Wlso. Teil 1, B. 1., 1.

1172

Ebenso: Trésoret, Seepiraterie, S. 469.

1173 BT-Drucks. 18/1282, S. 1.
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gangspunkt dieser Uberlegungen ist der Charakter der Piraterie als privates, wenn auch

volkerrechtliches Delikt*’*

w1175

. Piraterie ist also nichts anderes als ein ,gewohnliches Ver-
brechen . Insofern bedarf die Frage, ob und (wenn ja) warum hier das Militar zur Ver-
brechensbekampfung eingesetzt werden darf tatsdchlich einer Klarung. Rein praktische
Griinde, etwa die flir den Einsatz auf Hoher See viel besser geeignete Ausriistung der
Bundeswehr, vermogen fiir sich genommen selbstverstandlich nicht, den Einsatz der

Bundesmarine zu legitimieren'’®.

Zunachst wird vorgebracht, aus Art. 87a Abs. 2 GG entspringe ein striktes Trennungsge-

bot hinsichtlich der Tatigkeiten von Polizei und Militar''”’

. Dieses Trennungsgebot gelte
aullerdem universell, also insbesondere nicht nur im Inland, sondern auch im Aus-
land™’®. Zunichst ist dazu zu sagen, dass der Begriff des Trennungsgebots eine Schép-
fung der rechtswissenschaftlichen Diskussion ist und durchaus unterschiedlich verwen-
det wird"'”. So fillt auf, dass es sich beim Gegenstand der Diskussion um Bedeutung und
Reichweite des Trennungsgebots in erster Linie um ein Trennungsgebot zwischen den

1180

Aufgaben und Befugnissen von Polizei und (Inlands-)geheimdienst handelt™". In der De-

batte um ein eventuelles Trennungsgebot zwischen den Aufgaben und Befugnissen von

1181 pennoch lohnt es sich, die

Polizei und Militar wird dies oft verkannt bzw. vermischt
Behauptung der Existenz eines Trennungsgebots von Verfassungsrang hinsichtlich Polizei
und Militdr naher zu untersuchen. Ausgangspunkt muss insoweit tatsachlich Art. 87a Abs.

2 GG sein, wonach die Streitkrafte einerseits zur Verteidigung eingesetzt werden diirfen

174 5 0. Teil 2, B., 1., 3., b), bb).

Y75 Fischer-Lescano in lurratio 2009, S. 14 (20); Braun/Plate in DOV 2010, S. 203 (208); Hecker in
JA 2009, S. 673 (673).

1178 5o aber: Hartwig/Jenisch/Stehr/Friederichs in BL) 2009, S. 124 (130); wie hier: Schmahl in AGR
136 (2011), S. 44 (89).

W7 Braun/Plate in DOV 2010, S. 203 (208).
1178 Fischer-Lescano in NordOR 2009, S. 49 (54).
17 singer in Die Kriminalpolizei 2006, S. 85 (86).

1180 vio|. BVerfGE 97, S. 198 (217); Nehm in NJW 2004, S. 3289 (3289); Gusy in VERW 24 (1991),
S. 467 (467); Singer in Die Kriminalpolizei 2006, S. 85 (85); Baumann in DVBI. 2004, S. 798
(798).

1181

Vgl. die Aussagen und Verweise bei: Trésoret, Seepiraterie, S. 529 (Fn. 2326), S. 530; Fischer-
Lescano in NordOR 2009, S. 49 (54 (Fn. 43); an anderer Stelle scheint Fischer-Lescano aller-
dings das Trennungsgebot zwischen Polizei und Militar aus dem Trennungsgebot zwischen Po-
lizei und Nachrichtendiensten zu entwickeln (Fischer-Lescano in AGR 128 (2003), S. 52 (67 f.));
vgl. zum Vorwurf der Vermischung unterschiedlicher Trennungsgebote in der rechtswissen-
schaftlichen Diskussion auch: Wiefelspiitz in UBWV 2011, S. 81 (83).
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und andererseits, soweit es das Grundgesetz ausdriicklich gestattet. Solche ausdriickli-
chen Gestattungen finden sich vor allem in Art. 35 Abs. 2 und 3 GG sowie in Art. 87a
Abs. 3 S. 2 und Abs. 4 GG''®. Alle diese Vorschriften befassen sich mit dem Fall der Un-
terstiitzung der Polizei durch die Streitkrafte. An eine solche Unterstiitzung werden in
den jeweiligen Vorschriften tatsachlich strenge Voraussetzungen gestellt. So verlangen
Art. 35 Abs. 2 und 3 GG eine Naturkatastrophe oder einen besonders schweren Ungliicks-
fall*®3. Nach Art. 87a Abs. 3 S. 2 GG muss demgegeniiber sogar der Verteidigungs- oder
Spannungsfall gegeben sein'®*. schlieRlich verlangt Art. 87a Abs. 4 GG eine drohende
Gefahr fir den Bestand oder die freiheitliche demokratische Grundordnung des Bundes

1185 Daraus folgt, dass die Bundeswehr sich, solange die jeweiligen Vo-

oder eines Landes
raussetzungen nicht vorliegen, aus dem Zustandigkeitsbereich der Polizei herauszuhalten
hat''®. Diese Schlussfolgerung wird durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts bestatigt, wonach auch in den genannten Fallen die Streitkrafte nur zur Unterstit-
zung der Polizei, also gleichsam als Polizeikrafte und gerade nicht als Streitkrafte tatig

werden'®®’

. Insofern ist, im Ubrigen im Gegensatz zum Trennungsgebot zwischen Polizei
und Geheimdiensten'®, hinsichtlich der Tatigkeit von Polizei und Bundeswehr tatsich-

lich ein verfassungsrechtliches Trennungsgebot festzustellen.

1182 yig|. Kokott in Sachs, GG, Art. 87a, Rn. 18, 20, 53.

1183 Erbguth in Sachs, GG, Art. 35, Rn. 38; dabei kann ein solcher Ungliicksfall auch absichtlich
herbeigefiihrt sein, etwa im Falle eines terroristischen Anschlags (BVerfGE 115, S. 118
(143 f.)).

1184 Hernekamp in Minch/Kunig, GG, Art. 87a, Rn. 16.
185 Kokott in Sachs, GG, Art. 87a, Rn. 66.

Y8 |nsofern also zutreffend: Braun/Plate in DOV 2010, S. 203 (208); Fischer-Lescano in NordOR,
2009, S. 49 (54); Heinicke in KJ 2009, S. 178 (192).

1187 BVerfGE 115, S. 118 (145 ff.); grundlegend wird hieran auch durch die spatere leichte Relati-
vierung hinsichtlich der Mdéglichkeit des Einsatzes spezifisch militarischer Waffen bei solchen
Unterstltzungseinsatzen durch das BVerfG nichts gedandert. Das BVerfG betont vielmehr den
Grundsatz der ,Streitkrafte als Polizeikrafte”, auch wenn diese Krafte unter Umstanden spezi-
fisch militarische Waffen einsetzen dirfen (BVerfGE 132, S. 1 (10 f.). Der Richter Gaier halt
hierbei in seinem Sondervotum daran fest, dass ein Einsatz der Streitkrafte im Innern mit spe-
zifisch militarischen Mitteln jedenfalls in den Fallen des Art. 35 GG nicht zuldssig sein soll
(BVerfGE 132, S. 1 (27)). Den Aspekt der ,Streitkrdfte als Polizeikrdfte” auch heraushebend:
Krieger in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, Art. 87a, Rn. 45.

1188 Hierzu wirft das BVerfG die Frage, ob ein solches Trennungsgebot von Verfassungsrang be-

steht, lediglich auf, beantwortet sie aber nicht (BVerfGE 97, S. 198 (217). Diesen Verfassungs-
rang ablehnend: Baumann in DVBI. 2004, S. 798 (803); Singer in Die Kriminalpolizei, S. 112
(116); ihn jedenfalls bezweifelnd: Gusy in VERW 24 (1991), S. 467 (489). Das BVerfG entnimmt
dem Grundrecht auf informationelle selbstbestimmung gem. Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1
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Damit ist allerdings noch nichts darliber gesagt, ob dieses denn auch im Ausland Geltung
beanspruchen kann. Die soeben vorgenommene Herleitung dieses Trennungsgebots
spricht eher gegen eine solche Auslandsgeltung. Es handelt sich namlich bei den heran-
gezogenen grundgesetzlichen Bestimmungen ausnahmslos um solche, die den Einsatz
der Streitkrafte im Inneren regeln. Tatsachlich wird eine Geltung des Trennungsgebots im

1189 |nsbesondere

Ausland auch (wenn Gberhaupt) nur behauptet, aber nicht begriindet
die kompetenzrechtliche Dimension des Trennungsgebots, das insoweit die Lander vor
Eingriffen der Streitkrafte des Bundes in den Tatigkeitsbereich ,ihrer” Polizei schiitzen

119 pas Gleiche gilt fur die Grundrechtsbin-

soll, spielt im Ausland liberhaupt keine Rolle
dung, die, wie noch zu zeigen sein wird, zum einen auch bei den Streitkraften vorhanden
ist und zum anderen im Ausland generell, also auch im Falle von polizeilichem Tatigwer-

1191 Demnach ist festzuhalten, dass zwar ein Trennungsge-

den, abgeschwacht sein kann
bot von Verfassungsrang hinsichtlich der Aufgaben und Befugnisse von Polizei und Streit-
kraften existiert. Dieses Trennungsgebot spricht aber nicht gegen den Einsatz der Streit-
krafte zur Pirateriebekdampfung im Ausland, weil es generell im Ausland keine Geltung

beanspruchen kann'*%

Allerdings stellt sich im Anschluss noch die Frage, ob nicht die einfachgesetzliche Zustan-
digkeitsverteilung zwischen Bundeswehr und Polizei zu einem anderen Ergebnis zwingt.
Ausgangspunkt fir die Beantwortung dieser Frage sind verschiedene einfachgesetzliche
Vorschriften, namlich § 6 BPolG einerseits und § 4 Abs. 1 SeeAufgG i.V.m. § 1 Nr. 2 lit. a)
ZustBV-See andererseits. Aus diesen Bestimmungen scheint hervorzugehen, dass es Auf-
gabe der Bundespolizei ist, auRerhalb des deutschen Kistenmeeres gegen Seerduberei
vorzugehen. Allerdings erhellt bei ndherer Betrachtung, dass die angegebenen Vorschrif-

ten diese Kompetenzzuweisung an die Bundespolizei keineswegs in dieser Absolutheit

GG allerdings Einschrankungen, was die Erhebung von personenbezogenen Daten durch Poli-
zei und Geheimdienste und den Austausch dieser Daten untereinander angeht (BverfGE 133,
S. 277 (320, 324 f.). Im Ergebnis wird das diese Datenerhebungs- und Austauschmaoglichkeiten
regelnde Gesetz jedoch fur verfassungsgemaR erklart (BVerfGE 133, S. 277 (277).

189 vio|. Fischer-Lescano in NordOR, 2009, S. 49 (54); Braun/Plate in DOV 2010, S. 203 (208); impli-
zit auch: Heinicke in KJ 2009, S. 178 (192 f.).

10 Trésoret, Seepiraterie, S. 533.

191 g u. Teil 4, B., 1., 2., d).

192 54 j.E. auch: Trésoret, Seepiraterie, S. 534; Kirchhof in Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staats-

rechts, § 84, Rn. 58; ahnlich: Wiefelspiitz in UBWV 2011, S. 81 (86), der aber die Existenz eines
verfassungsrechtlichen Trennungsgebots hinsichtlich der Tatigkeit von Polizei und Militar ge-
nerell abzulehnen scheint.
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und Exklusivitat beinhalten. § 6 BPolG bestimmt zunachst, dass die Bundespolizei see-
warts des deutschen Kiistenmeeres die MaRnahmen zu treffen hat, zu denen die Bundes-
republik nach dem Vdlkerrecht befugt ist. Die volkerrechtlichen Befugnisse zum Vorge-

0%, Es wurde ebenfalls

hen gegen Piraten ergeben sich, wie schon gezeigt, aus dem SR
schon erwihnt, dass Art. 107 SRU vélkerrechtlich die Kompetenz zum Aufbringen von
Seerduberschiffen insbesondere Kriegsschiffen zuweist'™®. § 6 BPolG besagt, dass die
Bundespolizei die Malnahmen zu treffen hat, zu denen die Bundesrepublik vélkerrecht-
lich befugt ist, allerdings unbeschadet der Zustdndigkeit anderer Behdrden oder der
Streitkrafte. Daraus folgt, dass es diesbezlglich auch Mehrfachzustdandigkeiten geben
kann. Bei genauerem Hinsehen spricht also § 6 BPolG keineswegs gegen eine Zustandig-
keit der Bundesmarine zur Pirateriebekdmpfung, sondern lasst diese vom Grundsatz her
sogar ausdricklich zu. Die eigentliche Kompetenz folgt insoweit dann aus

Art. 107 SRU®,

Im Ergebnis gilt nichts anderes fir die Kompetenzzuweisung aus § 4 Abs. 1 SeeAufgG
i.V.m. § 1 Nr. 2 lit. a) ZustBV-See. § 4 Abs. 1 SeeAufgG bestimmt zunachst einmal ledig-
lich, dass die Vorschriften der StPO auch seewérts des deutschen Kiistenmeeres bei der
Wahrnehmung vélkerrechtlicher Befugnisse wie denen nach dem SRU gelten. Sodann
weist § 1 Nr. 2 lit. a) ZustBV-See die Kompetenz zur Wahrnehmung der Handlungsmog-
lichkeiten nach der StPO der Bundespolizei zu. Anders als § 6 BPolG enthalt § 1 Nr. 2

119 " Allerdings ergibt sich die Ein-

lit. a) ZustBV-See insoweit keine Einschrdankungen
schrankungsmoglichkeit aus der Zusammenschau mit anderen Vorschriften. So geht § 6
Nr. 8 UzwG™®’ eindeutig davon aus, dass Aufgaben, die eigentlich den Bundespolizeibe-
amten obliegen, auf andere Personen libertragen werden kdnnen. Da der Bundestag
nach dem oben zum Parlamentsvorbehalt Gesagten die zustandige Bundesbehdrde fir
den Einsatz der Streitkrafte ist, kann man auch davon sprechen, dass er insoweit die Auf-
gaben, die gem. § 1 Nr. 2 lit. a) ZustBV-See eigentlich den Bundespolizeibeamten oblie-
gen, jedenfalls im Rahmen der Operation Atalanta, auf die eingesetzten Bundeswehrsol-

daten Ubertragen hat. Davon abgesehen muss man allerdings konstatieren, dass die Be-

193 5 0. Teil 3, A, 1., 2., b).
9% 5 0. Teil 3, A, 1., 2., c).

19 Ahnlich: Trésoret, Seepiraterie, S. 627, allerdings mit Bezug auf § 1 Nr. 2 lit. a) ZustBV-See;

dazu sogleich.

1% 55 aber: Trésoret, Seepiraterie, S. 627.

197 Gesetz Uiber den unmittelbaren Zwang bei Ausiibung 6ffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeam-

te des Bundes.
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stimmung des Art. 107 SRU, die gem. Art. 1 Abs. 1 des Zustimmungsgesetzes zum SRU
nach Art. 59 Abs. 2 GG 8 in Deutschland im Rang eines einfachen Bundesgesetzes gilt,

insoweit der ZustBV-See als Bundesrechtsverordnung ohnehin vorgeht***°.

IV. Zwischenergebnis

Als Zwischenergebnis der bisherigen Untersuchungen kann zundchst eine Zustandigkeit
der Bundesmarine fir die Bekampfung der somalischen Piraterie festgestellt werden.
Diese ergibt sich jedoch nur im Zusammenhang mit einer multilateralen Aktion wie der
Operation Atalanta. Ausgangspunkt der verfassungsrechtlichen Zuldssigkeit eines jeden
Einsatzes der Bundeswehr ist dabei Art. 87a Abs. 2 GG. Insofern ist festzustellen, dass ein
Einsatz zur Pirateriebekdampfung unter keinen Umstdanden Verteidigung i.d.S. sein kann.
Das gilt selbst fiir Falle der Rettung deutscher Staatsangehoriger. Daher bedarf es gem.
Art. 87a Abs. 2 GG einer ausdriicklichen Rechtsgrundlage im Grundgesetz selbst. Eine
solche lasst sich auch tatsachlich finden. Sie ist aber weder in Art. 27 GG, noch in
Art. 25 GG zu erblicken. Beide Vorschriften beinhalten jedenfalls nicht die geforderte
ausdrickliche Erméachtigung. Sofern man im Falle von Art. 25 GG noch eine implizite Er-
machtigung durch Verweis auf Vélkerrecht feststellen kbnnen mag, findet sich diese je-

denfalls nicht im Grundgesetz selbst und hat auch sonst keinen Verfassungsrang.

Vielmehr ist die notige Ermachtigung in Art. 24 Abs. 2 GG zu sehen. Systeme gegenseiti-
ger kollektiver Sicherheit i.d.S. sind sowohl die UN, als auch die NATO und die EU.
Art. 23 GG kann flr sich genommen nicht, auch nicht fir einen Einsatz ausschlieBlich im
Rahmen der EU, als Ermachtigung herangezogen werden. Lediglich in Verbindung mit
Art. 24 Abs. 2 GG entfaltet Art. 23 GG eine Regelungswirkung hinsichtlich der Beteiligung
Deutschlands an Militaroperationen der EU. Innerstaatlich ist in jedem Fall der konstitu-
tive Parlamentsvorbehalt zu beachten, der verlangt, dass ein Einsatz der Streitkrafte im
Ausland vom Parlament beschlossen wird. SchliefRlich ist der Einsatz der Bundesmarine
auch nicht durch innerstaatliche Zustandigkeitsvorschriften ausgeschlossen. Zwar gibt es
grundsatzlich ein verfassungsrechtliches Trennungsgebot hinsichtlich der Tatigkeit von
Militdr und Polizei, dieses gilt jedoch nicht fir den Auslandseinsatz. Auch aus einfachge-

setzlichen Vorschriften ergibt sich keine andere abschlieBende Zustdndigkeitsverteilung.

1198 BGBI. Teil 11 1994, S. 1798.

119 paher spielt auch die zeitliche Folge von Erlass bzw. Anderung der ZustBV-See bzw. des Zu-

stimmungsgesetzes zum SRU keine Rolle (so aber: Schmahl in ASR 136 (2011), S. 44 (89)).
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B. Grundrechte

Wie dargelegt kann es im Rahmen der Operation Atalanta unter anderem zur Anwen-
dung von (Waffen-)gewalt gegen Personen oder auch zu Festnahmen kommen. Derartige
Vorfélle hat es auch bereits gegeben. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach
der Grundrechtsrelevanz dieser Vorgehensweise und damit verbunden nach dem ein-
schlagigen Grundrechtsmalistab. Grundrechte sind in diesem Zusammenhang wie sonst
auch auf drei verschiedenen Ebenen vorhanden. Auf volkerrechtlicher Ebene spielen zum
einen die Grundrechte aus dem Internationalen Pakt lber birgerliche und politische
Rechte (IPBPR)1200 eine Rolle, zum anderen ist an die Grundrechte aus der Europdischen

1201 ;\, denken. Daneben existieren auf EU-Ebene die

Menschenrechtskonvention (EMRK)
Gemeinschaftsgrundrechte, deren Quellen in Art. 6 EUV aufgezdhlt werden — hier ist ins-
besondere die Charta der Grundrechte der Europaischen Union (EUGrCh) von Bedeutung.
SchlieBlich verfiigen die einzelnen Mitgliedsstaaten Uber ihr jeweiliges nationalverfas-

sungsrechtliches Grundrechtsregime.

Die grundsatzliche Geltung dieser Grundrechtsregime und die Bindung der einzelnen
Staaten an dieselben bei der Bekampfung von Piraten im Rahmen der Operation Atalanta
soll im Folgenden am Beispiel der deutschen Marineeinheiten untersucht werden. Daran
anschlieBend soll ebenfalls vor dem Hintergrund des Handelns deutscher Einheiten dar-
gelegt werden, welche konkreten Grundrechte aus den einzelnen Grundrechtsordnungen
betroffen sein kénnen. In diesem Zusammenhang soll auch die Frage in den Blick ge-
nommen werden, ob VerstoRe gegen diese einzelnen Grundrechte vermeidbar sind. Hier-

fur ist nach den Moglichkeiten einer Rechtfertigung evtl. Grundrechtseingriffe zu suchen.

I. Anwendbarkeit der Grundrechtsregime

Bevor die Frage nach der Betroffenheit einzelner Grundrechte beantwortet werden kann,
muss zundchst geklart werden, ob diese Grundrechte Uberhaupt anwendbar und ein-
schlagig sind. Eine Anwendbarkeit erscheint aufgrund mehrerer Gesichtspunkte zumin-
dest nicht selbstverstandlich. So ware es moglich, dass es sich bei der Pirateriebekamp-
fung zumindest um eine Art des internationalen bewaffneten Konflikts handelt, dessen
Vorliegen das Humanitare Volkerrecht zur Anwendung brachte, sodass die Grundrechts-

ordnungen verdrdangt werden kdnnten.

1200 BGBI. Teil 11 1973, S. 1534 ff.
1201 BGBI. Teil 11 1952, S. 686 ff.
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Weiterhin steht fest, dass Handlungen von den im Einsatz befindlichen Marineeinheiten
keinesfalls auf deutschem Hoheitsgebiet vorgenommen werden, sodass sich die Frage
der exterritorialen Anwendbarkeit der verschiedenen Grundrechtsordnungen stellt.
SchlieRlich kdonnte die Einschldgigkeit der einzelnen Grundrechtsordnungen, insbesonde-
re hinsichtlich der EUGrCh, fir das Handeln deutscher Soldaten im Rahmen der Operati-

on Atalanta auch noch aus systematischen Griinden fraglich sein.

1. Keine Verdrangung durch das Humanitare Volkerrecht

Grundsatzlich ist im Volkerrecht zwischen dem Friedensvélkerrecht und dem Kriegsvol-
kerrecht zu unterscheiden. Ersteres hat sich in seiner aktuellen Ausformung seit dem

Ende des Ersten Weltkriegs entwickelt und hat zum Ziel, als ius contra bellum die Entste-

1202
.D

hung von internationalen bewaffneten Konflikten, also Kriegen, zu verhindern as

hieraus resultierende volkerrechtliche Gewaltverbot fand seinen ersten Ausdruck in dem

1203

Vertrag liber die Achtung des Krieges (Briand-Kellogg-Pakt) von 1928, Mittlerweile ist

das Gewaltverbot in Art. 2 Nr. 4 UNCh verankert und gilt auch als fester Bestandteil des

1204

Volkergewohnheitsrechts™*"". Das Gewaltverbot in internationalen Beziehungen kann

allerdings weder faktisch noch rechtlich das Vorhandensein von Kriegen verhindern.

Obschon Angriffskriege verboten sind, steht es jedem angegriffenen Staat selbstver-

1205

standlich zu, sich gegen Angriffe zu verteidigen . Dieses Selbstverteidigungsrecht fin-

det sich nunmehr auch in kodifizierter Form in Art. 51 UNCh. Im Falle eines Krieges ist es
daher die Zielsetzung des Kriegsvélkerrechts als jus in bello, den Krieg als solchen gewis-

1206 pas Kriegsvolkerrecht ist ein Teil der Vélker-

sen rechtlichen Regeln zu unterwerfen
rechtsordnung, der schon sehr friih durch verschiedene Kodifikationen und altherge-
brachtes Gewohnheitsrecht umfassend geregelt wurde. Das liegt daran, dass die Kriegs-
fihrung lange als legitimes Mittel der AuBenpolitik angesehen wurde und daher ein Inte-

1207

resse bestand, hierfiir ein Regelwerk aufzustellen™™". Das Humanitadre Volkerrecht stellt

den wichtigsten Teil des Kriegsvolkerrechts dar und regelt den Umgang mit Zivilisten,

1202 toin/Buttlar, Volkerrecht, Rn. 1208.

129 RGBI. Teil 11 1929, S. 97 ff.

1204 1GH, Urt. v. 27.06.1986, ICJ Reports 1986, S. 14 ff. (,,Nicaragua®).
1205 gtein/Buttlar, Volkerrecht, Rn. 1209; vgl. auch Art. 51 UNCh.

1206 Bothe in Graf Vitzthum/ProelR, Vélkerrecht, 8. Abschnitt, Rn. 56.
1207 Herdegen, Volkerrecht, § 56, Rn. 2.
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1208

Gefangenen und Verwundeten™"". Die wichtigsten internationalen Abkommen {ber das

Humanitare Volkerrecht sind das IV. Haager Abkommen betreffend die Gesetze und Ge-

2% sowie die vier Genfer Abkommen von 1949"**° und

1211

brauche des Landkrieges von 1907

die beiden Zusatzprotokolle hierzu von 1977

Angesichts dieses umfanglichen Regelwerks kénnte man die Auffassung vertreten, dass

das Humanitdre Volkerrecht eine exklusive Rechtsordnung darstellt, in deren Anwen-

1212

dungsbereich andere volkerrechtliche Regelungen keinen Platz haben™"“. Insofern kénn-

te also eine Anwendung der Grundrechtsordnungen ausscheiden, wenn das Humanitare
Volkerrecht im Falle der Pirateriebekdmpfung einschlagig ware. Voraussetzung fir die
Anwendbarkeit des Humanitdaren Volkerrechts ist gem. Art. 2 GA I-IV grundsatzlich das

Vorliegen eines internationalen bewaffneten Konflikts. Als solcher ist eine Auseinander-

1213

setzung zwischen Staaten zu verstehen™"". Diese Auseinandersetzung wird auf beiden

Seiten (iblicherweise von Kombattanten gefiihrt*'.

Im Falle der somalischen Piraten ist allerdings eine staatliche Unterstitzung nicht anzu-

nehmen. Das zeigt sich schon daran, dass die somalische Zentralregierung die Bekdmp-

1215

fung der Piraterie selbst beflirwortet™ ™. Im Grunde muss es sich zwar bei der Partei ei-

nes internationalen bewaffneten Konflikts nicht zwingend um einen international aner-

kannten Staat handeln, sondern es kommen auch sogenannte De-facto-Regime und Auf-

1216

standische in Betracht ™. Allerdings kann trotz aller Verwicklungen eine regelrechte Un-

1208 Herdegen, Volkerrecht, § 56, Rn. 1.
1209 RGBI. Teil 11 1910, S. 107 ff.

1219 Genfer Abkommen zur Verbesserung des Loses der Verwundeten und Kranken der Streitkrafte

im Felde (GA I; BGBI. Teil Il 1954, S. 782 ff.); Genfer Abkommen zur Verbesserung des Loses
der Verwundeten, Kranken und Schiffbriichigen der Streitkrafte zur See (GA Il; BGBI. Teil Il
1954, S. 813 ff.); Genfer Abkommen (ber die Behandlung der Kriegsgefangenen (GA IlIl; BGBI.
Teil 1l 1954, S. 838 ff.); Genfer Abkommen zum Schutze der Zivilpersonen in Kriegszeiten
(GA IV; BGBI. Teil 11 1954, S. 917 ff.).

1211 7ysatzprotokoll Giber den Schutz der Opfer internationaler bewaffneter Konflikte (ZP I; BGBI.

Teil 11 1990, S. 1551 ff.); Zusatzprotokoll Gber den Schutz der Opfer nicht internationaler be-
waffneter Konflikte (ZP Il; BGBI. Teil 11 1990, S. 1637 ff.).

1212 pazu: Eick in Dupuy/Fassbender/Shaw/Sommermann, Voélkerrecht als Wertordnung, S. 115

(125 f.).
1213 Bothe in Graf Vitzthum/ProelR, Vélkerrecht, 8. Abschnitt, Rn. 64.
1214 7um Kombattantenbegriff und seinen Rechtswirkungen s.o. Teil 2, A., I.
% 5.0. Teil 3, A, Il

1216 Doehring, Volkerrecht, Rn. 592; Stein/Buttlar, Vélkerrecht, Rn. 1249.
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terstiitzung oder Beauftragung der Piraten durch die De-facto-Regime in Somalia oder

die diversen Rebellengruppen nicht als eindeutig erwiesen angenommen werden*?"’.

Wenn es sich bei der Piraterie demnach keinesfalls um einen internationalen bewaffne-
ten Konflikt handelt, kénnte erwogen werden, ob es sich um einen nicht internationalen
bewaffneten Konflikt handelt, der gem. Art. 1 Abs. 1 ZP Il ebenfalls dem Humanitdren
Volkerrecht unterliegt. Allerdings werden durch Art. 2 Abs. 2 ZP Il gewisse Formen von
Gewalt gerade nicht unter den Begriff des bewaffneten Konflikts gefasst. Diese Regelung
wurde im Urteil Tadi¢ des ICTY dahingehend prazisiert, dass bei Fallen von Terrorismus

1218 piraterie kann als Form von Ban-

und Banditentum kein bewaffneter Konflikt vorliegt
ditentum begriffen werden. Daher liegt im Falle der Piraterie vor der somalischen Kiiste
weder ein internationaler noch ein nicht internationaler bewaffneter Konflikt vor, der die

1219 Gestiitzt wird diese An-

Geltung des Humanitaren Voélkerrechts begriinden wirde
nahme auch durch die Pirateriedefinition des Art. 101 SRU, wonach Piraterie zu privaten
Zwecken vertbt wird'??°. Etwas anderes ergibt sich auch nicht in Fillen der Piraterie
durch ein staatliches Schiff i.S.v. Art. 102 SRU oder durch Angehérige der Streitkrifte

1221 Anwendbar sind allerdings solche

eines Staates oder einer Widerstandsbewegung
Regeln des Humanitaren Volkerrechts, deren Anwendbarkeit nicht das Vorliegen eines
(internationalen) bewaffneten Konflikts erfordert — hierzu zahlt insbesondere die UN-

Folterkonvention von 1984?22,

Nachdem nun die Anwendbarkeit des Humanitdren Voélkerrechts auf die Pirateriebe-
kampfung zu weiten Teilen abgelehnt wurde, soll sich dennoch kurz mit der Frage befasst
werden, ob das Humanitare Volkerrecht, seine Anwendbarkeit vorausgesetzt, iberhaupt

den verschiedenen Grundrechtsordnungen derogiert. Die These von einer Exklusivitat

7' 5.0.Teil 1, B,, 1., 2.

1218 |CTY, Urt. v. 07.05.1997, Az.: IT-94-1-T.

1219 Epenso: Trésoret, Seepiraterie, S. 370; Fischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 481 (493).
1220 5 o. Teil 2, B., 1., 3., a), dd); vgl. auch: Fischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 481 (493).

1221 56 aber: Passman in TMLJ 33 (2008), S. 1 (22), der allerdings das Erfordernis eines bewaffne-
ten Konflikts in solchen Fallen falschlicherweise und ohne nahere Begriindung als erfillt an-
sieht. Tatsachlich liegt aber entweder Piraterie vor, wenn die Tat zu privaten Zwecken, also
gerade ohne staatlichen Bezug, veriibt wird, oder die Tat wird staatsgerichtet veribt, dann
liegt zwar ein bewaffneter Konflikt i.S.d. Humaitaren Vélkerrechts vor, aber gerade keine Pira-
terie i.S.v. Art. 101, 102 SRU. In solchen Féllen ist vielmehr das Seekriegsrecht einschlagig (vgl.
dazu ausfuhrlich: Bothe in Graf Vitzthum/ProelR, Vélkerrecht, 8. Abschnitt, Rn. 84 ff.).

1222 BGBI. Teil Il 1990, S. 247 ff.; So auch: Trésoret, Seepiraterie, S. 371; Passmann in TMLJ 33
(2008), S. 1 (34).
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des Humanitdren Volkerrechts lieRe sich vor allem mit der historischen Entwicklung be-

griinden. So ist die Idee des jus in bello bedeutend élter als die Idee der Menschenrech-

1223

te Beide Rechtsordnungen verfolgen aber durchaus dhnliche Ziele, namlich den

Schutz des Menschen vor bestimmten Gefahren, die typischerweise staatlich induziert

1224
d

sin . Man koénnte also das Humanitare Volkerrecht als in seinem Anwendungsbereich

abschlieBend und ausreichend qualifizieren.

Angesichts des hohen Stellenwertes, den die Menschenrechte mittlerweile im Volker-
recht eingenommen haben, entspricht diese Sichtweise aber zu Recht nicht der absolut

Uberwiegenden Ansicht. Der IGH hat in mehreren Rechtsgutachten die parallele An-

wendbarkeit von Humanitarem Volkerrecht und Menschenrechten angenommenmS.

Auch der EGMR geht in seiner Rechtsprechung von einer parallelen Anwendbarkeit der

1226

EMRK und des Humanitdren Volkerrechts in Besatzungssituationen aus™”. Ebenso finden

sich in der aktuellen vélkerrechtlichen Literatur praktisch nur Stimmen, die eine parallele
Anwendbarkeit von Humanitarem Volkerrecht und Menschenrechten befirworten.'??’
Hierbei muss aber die Einschrankung gemacht werden, dass das Humanitare Vélkerrecht
in seinem Anwendungsbereich zwar spezieller ist, dies aber eine erganzende Schutzwir-

1228 Dpie Spezialitit des Humanitaren Vélker-

kung der Menschenrechte nicht ausschlieRt
rechts zeigt sich dadurch, dass jedenfalls der IPBPR in Art. 4 und die EMRK in Art. 15 so-
genannte Derogationsklauseln enthalten, nach denen im Notstand oder im Krieg von den
Bestimmungen dieser beiden Ubereinkommen abgewichen werden kann. Allerdings wer-
den jeweils bestimmte Rechte von dieser Abweichungsbefugnis wieder ausgenom-
men’??°. AuRerdem verlangen sowohl Art. 4 IPBPR als auch Art. 15 EMRK eine Bedrohung

der Existenz der Nation und setzen dadurch eine duRerst hohe Hirde fiir den Gebrauch

1223 schmahl in Hasse/Muller/Schneider, Humanitares Vélkerrecht, S. 41 (53).

1224 Bothe in Dupuy/Fassbender/Shaw/Sommermann, Vélkerrecht als Wertordnung, S. 63 (66).

1225 |GH, Gutachten v. 08.07.1996, IC) Reports 1996, S. 37 ff. (,Atomwaffen); Gutachten
v. 09.07.2004, ICJ Reports 2004, S. 43 ff. (,Bau einer Mauer”).

1226 EGMR, Urt. v. 23.03.1995, Appl. No. 15318/89 (, Loizidou”).

127 55 etwa: Bothe in Dupuy/Fassbender/Shaw/Sommermann, Volkerrecht als Wertordnung,

S. 63 (68); Fischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 481 (493 f.); Watkin in AJIL 98 (2004),
S. 1 (30 ff.), jeweils m.w.N.; a.A. etwa: Raap in NZWehrr 2013, S. 198 (201).

1228

Eick in Dupuy/Fassbender/Shaw/Sommermann, Vélkerrecht als Wertordnung, S. 115 (127).

1229 schmahl in Hasse/Miller/Schneider, Humanitéres Volkerrecht, S. 41 (73 ff.), die auRerdem
darauf hinweist, dass eine Derogation nur verhaltnismaRig und voribergehend erfolgen darf
und selbst dann noch ein Mindeststandard zu beachten ist, der sich wiederum aus dem Hu-
manitaren Volkerrecht ergibt.
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1230

der Abweichungsbefugnis™*>". Ferner kann sich die Spezialitdt des Humanitaren Volker-

rechts dadurch zeigen, dass die Bestimmungen des IPBPR und der EMRK diesem konform

auszulegen sein kénnen'?*!

. Konsequenterweise bestimmt auch die einschlagige SR-Res.
1851 (2008), dass die MalRnahmen der Pirateriebekampfung im Einklang mit dem Huma-
nitaren Volkerrecht (soweit dieses anwendbar ist) und den internationa-

len Menschenrechtsnormen stehen mussen.

Die Frage nach der Spezialitat des Humanitdaren Vélkerrechts gegeniiber den Menschen-
rechten ergibt sich wie gezeigt daraus, dass beide Rechtsordnungen aus einer Vielzahl
von kodifizierten und gewohnheitsrechtlichen Regeln bestehen und auf der vélkerrecht-
lichen Ebene miteinander konkurrieren. Das Verhaltnis von supranationalem und natio-
nalem Recht zum Kriegsvolkerrecht ist auf andere Weise zu bestimmen. EUGrCh und
Grundgesetz stellen sauberlich ausgearbeitete Regelungswerke dar, denen sich Deutsch-
land bzw. die Mitgliedsstaaten der EU freiwillig untergeordnet haben. Diese Regelwerke
kénnten durch das Kriegsvolkerrecht nur dispensiert werden, wenn sich in ihnen ent-
sprechende Bestimmungen fanden. Im Hinblick auf die EUGrCh ist festzuhalten, dass sich
hierin keine dementsprechende Bestimmung findet. Vielmehr regeln die Art. 52 Abs. 3
S. 1 und 53 EUGrCh, dass die EUGrCh in ihrem Gehalt und ihrer Tragweite dem Standard

1232

der EMRK entspricht, sofern sie nicht dartiber hinaus geht™**“. Wie oben festgestellt wur-

de, gilt die EMRK unabhingig von der Einschligigkeit des Humanitiaren Voélkerrechts™**.
Es ist also festzuhalten, dass es keinerlei Anhaltspunkte gibt, dass die EUGrCh im Anwen-

dungsbereich des Humanitaren Volkerrechts nicht gelten sollte.

Fiir das Grundgesetz gilt im Ergebnis nichts anderes. Auch hier finden sich keinerlei Best-
immungen Uber einen eingeschrankten Grundrechtsstandard in Kriegszeiten, im Gegen-
teil bindet Art. 1 Abs. 3 GG die deutsche 6ffentliche Gewalt universell, also immer und
tiberall'**. AuBerdem kann als weiteres Argument Art. 115g GG angefiihrt werden, der

ausdricklich bestimmt, dass auch im Verteidigungsfall, dessen Vorliegen zweifellos die

1230 johann in Karpenstein/Mayer, EMRK, Art. 15, Rn. 6; Gollwitzer, Menschenrechte im Strafver-

fahren, Art. 15 MRK/Art. 4 IPBPR, Rn. 2.
1231 Zimmermann/Geif in Der Staat 2007, S. 382.
1232 Borowsky in Meyer, EU-GrCh, Art. 52, Rn. 30.
1233 Fiir eine kumulative Geltung der EMRK neben dem Humanitédren Vélkerrecht auch: Jankows-
ka-Gilberg, Extraterritorialitdt der Menschenrechte, S. 85 f.

1234 Starck in Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 1, Rn. 212; dazu ausfihrlich unten.
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Anwendbarkeit des Humanitiren Vélkerrechts begriinden wirde*?*®, das Bundesverfas-
sungsgericht seine Aufgaben vollumfanglich wahrnimmt. Da zu diesen Aufgaben vor al-
lem der Grundrechtsschutz gehort, kann daraus die vollumfangliche Geltung der Grund-
rechte des Grundgesetzes auch im Verteidigungsfall und somit auch generell im Anwen-

dungsbereich des Humanitdren Vélkerrechts abgeleitet werden?3°,

2. Exterritoriale Geltung der Grundrechtsregime

Mit der Beantwortung der Frage nach der generellen Anwendbarkeit der verschiedenen
Grundrechtsordnungen auf die Pirateriebekampfung ist noch nichts gesagt Uber die
rdumliche Anwendbarkeit dieser Grundrechtsordnungen in dem von den MalRnahmen
betroffenen Gebiet vor der Kiiste Somalias. Die Frage der exterritorialen Anwendbarkeit

der verschiedenen Grundrechtsordnungen ist als Ndchstes in den Blick zu nehmen.

a) IPBPR

Was den IPBPR angeht, so bestimmt dessen Art. 2 Abs. 1, dass die Regelungen des Paktes
auf alle Personen Anwendung finden, die sich im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates
befinden und dessen Hoheitsgewalt unterstehen. Aus dieser Formulierung kénnte man
schlieRen, dass die beiden genannten Voraussetzungen kumulativ vorliegen miissen'?*’.
Dann wiirde eine Beschrankung auf die jeweiligen Hoheitsgebiete der Vertragsstaaten
bestehen. Dies wiirde eine Anwendbarkeit im Seegebiet vor Somalia vollig ausschliel3en,
da wie gezeigt nicht einmal die Militarschiffe der jeweiligen Staaten als deren Hoheitsge-
biet gelten'?*®. Der UN-Menschenrechtsausschuss interpretiert Art. 2 Abs. 1 IPBPR indes
weniger streng und geht grundsatzlich von einer exterritorialen Wirkung der im IPBPR

1239 1240

verbrieften Rechte aus™*"". Dies entspricht auch der Auffassung der Bundesregierung

1235 yigl. Schmahl in Hasse/Miiller/Schneider, Humanitéres Vélkerrecht, S. 41 (57 ff.).
1238 yigl. grundlegend: Heun in Dreier, GG, Art. 115g, Rn. 1 ff.

1237 Dazu: Eick in Dupuy/Fassbender/Shaw/Sommermann, Voélkerrecht als Wertordnung, S. 115

(117 f.).
1238 ¢ 0. Teil 3, A, I, 2., a), aa), (3).

1239 HRC, Entsch. v. 29.07.1981, Comm. No. 52/1979 (“de Lopez”); Entsch. v. 31.03.1983, Comm.
No. 106/1981 (,Montero®).

1290 BT_Drucks. 16/6282, S. 8.
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Wird hierbei auch das Gebietserfordernis des Art. 2 Abs. 1 IPBPR nahezu vollig ausge-
klammert, spielt das Hoheitsgewalterfordernis eine umso bedeutendere Rolle bei der
Frage nach der Anwendbarkeit des IPBPR™*!. Entscheidend ist hierbei, ob sich eine Per-
son in der Gewalt oder unter der effektiven Kontrolle des betreffenden Vertragsstaates

d*?*. Hierfiir

befindet, also ob gegen sie in irgendeiner Weise Hoheitsgewalt ausgelibt wir
kommt es darauf an, ob der betreffende Vertragsstaat in dem betreffenden Gebiet eine
Herrschaftsgewalt Gber die betreffenden Personen ausiibt, die der innerstaatlichen ver-

1243

gleichbar ist™“"". Das dirfte insbesondere bei der Festnahme und der Unterwerfung fest-

1244 Gleiches

genommener Piraten unter die eigene Jurisdiktionsgewalt zu bejahen sein
muss dann auch fiir Aktionen im Rahmen einer Festnahme, die etwa zu Sach- oder Per-

sonenschaden flihren kdnnen, gelten.

b) EMRK

Art. 1 EMRK verzichtet im Gegensatz zu Art. 2 IPBPR komplett auf einen Bezug zum Ho-
heitsgebiet der Mitgliedsstaaten und verpflichtet diese, allen ihrer Hoheitsgewalt unter-
stehenden Personen die durch die EMRK gewdhrten Rechte zuzusichern. Allerdings ist
nach der Rechtsprechung des EGMR der Begriff der Hoheitsgewalt grundsatzlich primar

1245

gebietsbezogen zu verstehen™". Hoheitsgewalt wird von einem Staat in erster Linie in-

nerhalb seines Staatsgebiets ausgeiibt und geht nur ausnahmsweise dariiber hinaus.***®
Eine solche Ausnahme ist insbesondere dann anzunehmen, wenn Personen gebietsunab-
hangig derart in den Einflussbereich der Hoheitsgewalt eines Staates gebracht werden,
dass der Staat iiber sie effektive Gewalt und Kontrolle ausiibt***’. Das diirfte bei Fest-
nahmesituationen inklusive sie begleitender Mallnahmen anzunehmen sein'®*®. AuRer-
dem leitet der EGMR aus der EMRK ein allgemeines Umgehungsverbot ab, das besagt,

dass kein Staat auf dem Territorium eines anderes Staates Handlungen begehen darf, die

1281 Trésoret, Seepiraterie, S. 397; Eick in Dupuy/Fassbender/Shaw/Sommermann, Vélkerrecht als

Wertordnung, S. 115 (120).
1222 Gollwitzer, Menschenrechte im Strafverfahren, Art. 1 MRK/Art. 2 IPBPR, Rn. 11.
123 Fischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 481 (492).
1244 Fick in Dupuy/Fassbender/Shaw/Sommermann, Vélkerrecht als Wertordnung, S.115 (123).
124 EGMR, Urt. v. 12.12.2001, Appl. No. 52207/99 (,Bankovic®).
12%% Mayer-Ladewig, EMRK, Art. 1 Rn. 5.
1247 EGMR, Urt. v. 12.05.2005, Appl. No. 46221/99 (,Ocalan®).

1248 Vgl. Jankowska-Gilberg, Extraterritorialitdt der Menschenrechte, S. 170.
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1249

er auf seinem eigenen Territorium aufgrund der EMRK nicht begehen dirfte ™. Diese

Grundsatze dirften auch auf das Gebiet der Hohen See anzuwenden sein.

c) EUGrCh

Die EUGrCh statuiert ihren Geltungsbereich weder gebietsbezogen, noch stellt sie auf die
Auslibung von Hoheitsgewalt ab. Vielmehr bestimmt Art. 51 Abs. 1 EUGrCh die Geltung
allgemein fiur alle Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen und auch fir die Mit-
gliedsstaaten — dies allerdings nur, soweit sie Unionsrecht durchfiihren. Schon begrifflich
ergibt sich daraus die grundsatzliche exterritoriale Geltung der EUGrCh, weil die Durch-

fihrung von Unionsrecht und die davon ausgehenden Wirkungen ohne weiteres auch

1250

aulBerhalb des Gebiets der EU stattfinden konnen "". Hieran bestehen keine ernsthaften

|1251

Zweife . Darliber hinaus ist auch allgemein anerkannt, dass nicht nur Unionsbdrger,

sondern auch Drittstaatsangehorige wie etwa somalische Staatsbiirger zum Kreis der

Grundrechtsberechtigten zihlen?2.

d) Grundgesetz

Nach Art. 1 Abs. 3 GG ist die deutsche 6ffentliche Gewalt umfassend an die Grundrechte
gebunden. Das BVerfG hat schon friih entschieden, dass Handlungen der deutschen Ho-

heitsgewalt, egal wo sie stattfinden oder ihre Wirkung entfalten, nur grundrechtsgebun-

1253 Ereirdume in der absoluten und umfassenden Grundrechtsbin-

1254

den erfolgen kdnnen
dung aller deutschen Hoheitsgewalt darf es nicht geben™"". Im Ergebnis knlpft also auch
die exterritoriale Wirkung der Grundrechte des Grundgesetzes daran an, dass Menschen
im Ausland, auf welche Art auch immer, der Hoheitsgewalt der Bundesrepublik Deutsch-

land unterworfen werden'?®. Dariiber hinaus stellt Art. 1 Abs. 3 GG auch insbesondere

1249 EGMR, Urt. v. 16.11.2004, Appl. No. 31821/96 (,Issa”).
120 Borowsky in Meyer, EU-GrCh, Art. 51, Rn. 16.

1251 Eplers in Ehlers, Europaische Grundrechte und Grundfreiheiten, § 14 Rn. 82.

1252

Kiihling in Bogdandy/Bast, Europaisches Verfassungsrecht, S. 686.

1233 BVerfGE 6, 290 (295); 57, 9 (23); 61, 127 (137); die Frage, ob ein hinreichender Bezug zum
Staatsgebiet der Bundesrepublik Deutschland erforderlich ist, zwar andeutend, aber im Er-
gebnis offen lassend: BVerfGE 100, 313 (364)

125% Wiefelspiitz in NZWehrr 2008, S. 89 (99).
12> starck in Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 1, Rn. 212.
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die Grundrechtsbindung der Streitkrafte klar“>°. Diese Grundrechtsbindung ist auch

nicht generell abgeschwacht, nur weil Streitkrafte besonders gelagerte Aufgaben zu er-

fillen haben®®’,

Allerdings kann das Ausmal’ des aus den einzelnen Grundrechten resultierenden Schutz-
niveaus bei Sachverhalten mit Auslandsberihrung im Einzelfall eine Einschrankung erfah-

1258
n

re . Das Grundgesetz betont die Eingliederung der Bundesrepublik Deutschland in die

weltweite Staatengemeinschaft und gebietet somit auch, andere Rechtsordnungen und

1259 " Aus diesem Prinzip

Rechtsanschauungen, insbesondere des Vélkerrechts, zu achten
der Volkerrechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes ergibt sich, dass die Reichweite des
grundrechtlichen Schutzes bei Sachverhalten mit Auslandsbezug unter Beachtung von
Art. 25 GG zu bestimmen ist, was mitunter Modifikationen nétig machen kann*?*®°. Daher
kann in solchen Fallen das Schutzniveau eines Grundrechts des Grundgesetzes reduziert
sein, wenn dieses normalerweise Uber das entsprechende Schutzniveau auf volkerrecht-

1261

licher Ebene hinausgeht™"". Jedoch darf der volkerrechtliche Mindeststandard nicht un-

terschritten werden!?®?

. Ein generelles Verbot der Anwendung der Grundrechte des
Grundgesetzes auf Auslandssachverhalte enthilt das Volkerrecht im Ubrigen nicht. Auch
wenn es sich hierbei streng genommen um die Anwendung der eigenen Rechtsordnung
auf fremdem Staatsgebiet handelt, stellt dies im Falle der Grundrechte, jedenfalls in ihrer
abwehrrechtlichen Dimension, keinen Eingriff in die Souveranitdt des fremden Staates

dar1263

3. Einschlagigkeit der Grundrechtsregime

Bis jetzt wurde nur geklart, dass die verschiedenen Grundrechtsregime grundsatzlich in

Fallen mit Auslandsberiihrung Anwendung finden kénnen. Nicht geklart ist dadurch aber

126 fsfling in Sachs, GG, Art. 1, Rn. 88.

1257

Koops, Seerdubereibekampfung, S. 305 f.

128 Hillgruber in Epping/Hillgruber, GG, Art. 1, Rn. 77.

1259 Badura in Merten/Papier, Handbuch der Grundrechte, § 47, Rn. 3.

1260 BverfGE 100, 313 (362 f.); speziell zur Situation auf Hoher See: BVerfGE 92, 26 (42).

1261 Wiefelspiitz in NZWehrr 2008, S. 89 (99).

1262 Fihrmann, Die Bundeswehr im Einstz fir Europa, S. 98 f.; vgl. Auch: Fischer-Lescano/Kreck in

AVR 47 (2009), S. 481 (485).

1263 Koops, Seerdubereibekampfung, S. 166.
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die Frage, ob dies auch im konkreten Fall der Pirateriebekampfung am Horn von Afrika

durch europdische und speziell deutsche Militarkrafte gilt.

a) IPBPR, EMRK und Grundgesetz

In Bezug auf IPBPR, EMRK und Grundgesetz kommt es fiir die Beantwortung dieser Frage
nach dem Gesagten im Wesentlichen darauf an, ob durch die Militarkrafte deutsche Ho-
heitsgewalt ausgeibt wird. Die Auslibung eigener nationaler Hoheitsgewalt durch Mili-
tarkrafte eines Staates ist der Normalfall. Eine Ausnahme ist denkbar, wenn die Hoheits-
gewalt zuvor auf eine Uberstaatliche Institution ibertragen wurde und danach durch die
nationalen Militarkrafte nur noch fir diese, also in von ihr abgeleiteter Form, ausgeiibt
wird'?*,

Bereits im Rahmen der Untersuchung der Strukturen von GASP und GSVP wurde darge-
legt, dass eine Ubertragung der Kommandogewalt {iber die nationalen Militarkrafte auf
die EU nicht stattfindet'*®. Da die EU-Operation Atalanta aber auf einer Resolution des
UN-Sicherheitsrats beruht, wire es immerhin denkbar, dass eine Ubertragung von Ho-
heitsgewalt auf die UN stattgefunden hat. Allerdings ist eine solche Ubertragung nur
dann anzunehmen, wenn die zugrundeliegende Resolution des UN-Sicherheitsrats ein
Mandat so konkret regelt, dass die von den ausfiihrenden Staaten wahrzunehmenden

1266

Kompetenzen und Verantwortungen durch sie selbst konstituiert werden™"". Das ist al-

lerdings bei den Resolutionen des UN-Sicherheitsrats betreffend die Piraterie vor Somalia

nicht der Fall*®®’. Tatséchlich verleihen sie den beteiligten Staaten wie gezeigt iberhaupt

keine eigenstandigen Kompetenzen und Verantwortungenlzsg.

Daher kann also eine Ubertragung von Hoheitsgewalt von den einzelnen an der Operati-

on Atalanta beteiligten Staaten weder auf die EU noch auf die UN angenommen wer-

1269

den ", Die Militarkrafte dieser Staaten, also auch die deutschen, tiben bei ihrem Einsatz

im Rahmen der Operation Atalanta originar nationale Hoheitsgewalt aus. Dementspre-

1264 EGMR, Urt. v. 02.05.2007, Appl. No. 71412/01 (,,Behrami”).

1265 5 0. Teil 3, B., Ill., 1., c), aa); vgl. speziell zur Situation bzgl. der Struktur der Operation Atalan-
ta: Esser/Fischer in ZIS 2009, S. 771 (773, Fn. 33).

1266 EGMR, Urt. v. 02.05.2007, Appl. No. 71412/01 (,,Behrami”).; Fischer-Lescano/Kreck in AVR 47
(2009), S. 481 (494 f£.).

1267 Esser/Fischer in JR 2010, S. 513 (515).
1268 5 o. Teil 3, A, II.

1269 50 auch FGhrmann, Die Bundeswehr im Einsatz fir Europa, S. 274 f.
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chend besteht eine Bindung der deutschen Militdrkrafte an die Grundrechte aus IPBPR,
EMRK und Grundgesetz. Dagegen besteht keine Bindung der EU selbst an die EMRK. Zwar
begriindet Art. 6 Abs. 2 EUV die Pflicht der EU zum Beitritt, dieser ist jedoch noch nicht
erfolgt. Allerdings wurden sowohl von Seiten der EU als auch von Seiten des Europarats

mittlerweile die rechtlichen Grundlagen fiir einen Beitritt der EU zur EMRK geschaf-

1270 1271
.D

fen™“"". Der Entwurf eines Beitrittsiibereinkommens liegt ebenfalls bereits vor en-

noch diirfte bis zum tatsachlichen Beitritt noch einige Zeit vergehen, dies nicht zuletzt

wegen des umfangreichen Ratifizierungsprozesses, an dem Rat, Parlament und Mit-

1272
d

gliedsstaaten beteiligt sin . Als Konsequenz daraus ist die EMRK als solche fir die EU

und ihr Handeln nicht verbindlich?’3,

Eine materielle Bindung der Union an die EMRK konnte sich aber schon jetzt aus Art. 6
Abs. 3 EUV ergeben. Die Grundrechte der EMRK werden hier zu allgemeinen Grundsatzen
des Unionsrechts erklart. Dem Grunde nach bedeutet dies nichts anderes, als dass eine
Bindung der Union zumindest an den materiellen Gehalt der EMRK besteht, und zwar in
ihrer Auslegung durch den EGMR'*. Gleiches gilt im Ubrigen nach Art. 52 Abs. 3
EUGrCh. Diese Bestimmung ordnet eine umfassende Koharenz der jeweiligen Rechte aus
EMRK und EUGrCh an*?”. Seit die Union mit der EUGrCh ihren eigenen geschriebenen

1276

Grundrechtskatalog hat, geht dieser zwar den allgemeinen Rechtssdtzen vor™'". Diese

Vorrangwirkung geht aber nur soweit, wie die allgemeinen Rechtsgrundsatze den Rech-
ten aus der EUGrCh entsprechen'?”’. Daher kénnen Rechte aus der EMRK, die keine Ent-
sprechung in der EUGrCh haben, dennoch Uber die allgemeinen Rechtsgrundsatze der EU

nach Art. 6 Abs. 3 EUV ihre materielle Rechtswirkung gegeniber der EU entfalten'?’®,.

1279 obwexer in EuR 2012, S. 115 (116 f., 122 f.).
1271 Borowsky in Mayer, EU-GrCh, vor Titel VII, Rn. 14, Fn. 82.

1272 schmidt, Grund- und Menschenrechte in Europa, S. 75 f.

1273 Bysch, Die Bedeutung der Europaischen Menschenrechtskonvention, S. 25.

127 Borowsky in Mayer, EU-GrCh, vor Titel VII, Rn. 4.

275 schmidt, Grund- und Menschenrechte in Europa, S. 133 f.

1276 Schorkopf in Grabitz/Hilf/Nettesheim, Das Recht der Europdischen Union, Art. 6 EUV, Rn. 56
(Stand: Juli 2010).

1277 schmidt, Grund- und Menschenrechte in Europa, S. 161.

1278 Bysch, Die Bedeutung der Europdischen Menschenrechtskonvention, S. 24.



209

b) EUGrCh

Interessanter und schwieriger zu beantworten ist demgegeniber die Frage nach der Ein-
schlagigkeit der EUGrCh. Hierfir ist wie gezeigt nicht die Auslibung von Hoheitsgewalt
mafigeblich, sondern der Ausgangspunkt des in Rede stehenden Handelns. Mit anderen
Worten kommt es nicht darauf an, was fiir ein Handeln vorliegt, sondern um wessen
Handeln es geht. Zunédchst ist also auf die Frage nach der Wirkung der EUGrCh fiir die
Organe der EU einzugehen. Ein Handeln der EU bzw. ihrer Organe, Einrichtungen und
sonstigen Stellen i.S.v. Art. 51 Abs. 1 EUGrCh scheidet aufgrund des schon mehrfach er-
wahnten Verbleibs der Kommandogewalt Uber die Streitkrafte bei den einzelnen Mit-
gliedsstaaten — jedenfalls im Hinblick auf konkrete MaRBnahmen der eingesetzten Mili-

tarkrafte — aus®®’®,

Im Bereich der Operation Atalanta kdnnte allerdings der Rat als betroffenes Organ inso-
weit in Frage kommen, als er den die gemeinsame Aktion begriindenden Beschluss ge-
fasst hat. Es stellt sich also die Frage, inwieweit die EUGrCh fiir den Beschluss von Bedeu-
tung ist. Die Eingriffsdogmatik ist auf Ebene der europdischen Grundrechte nach wie vor

1280 Allgemein ist aber anerkannt, dass Eingriffe in die Grundrechte der

nicht ausgereift
EUGrCh mittelbar oder unmittelbar méglich sind und auch durch Sekundarrechtsakte
erfolgen kdénnen, sofern die Einwirkung auf den Schutzbereich der Grundrechte aus der

1281 ‘Hier ergibt sich aber aus zwei Griinden, dass der Be-

Pflicht zur Umsetzung resultiert
schluss Uber die Durchfiihrung der Operation Atalanta keinen Eingriff in Grundrechte
darstellen kann. Zum einen zeitigt der Beschluss an sich eben keinerlei Wirkungen nach

1282 _ insofern ist eine unmittelbare Betroffenheit irgendeines Individuums ausge-

auBen
schlossen. Ebenso fihren die Grundsatze Uber die Eingriffsfahigkeit von Sekundarrechts-
akten zu keinem anderen Ergebnis. Wie bereits dargestellt besteht im Rahmen von GASP
und GSVP und hier insbesondere bei gemeinsamen Aktionen keine Umsetzungspflicht
der Mitgliedsstaaten, also keine Pflicht zur Beteiligung an der Operation Atalanta. Der
Beschluss ist somit als reines Innenrecht von GASP und GSVP zu qualifizieren. Daher ist
auszuschlieBen, dass der Rat durch den Beschluss in Grundrechte der EUGrCh eingegrif-

fen hat.

1279 g 0. Teil 3, B., lIl, 1., c), aa).

1280 Fhlers in Ehlers, Europdische Grundrechte und Grundfreiheiten, § 14 Rn. 98.

1281 kiihling in Bogdandy/Bast, Européaisches Verfassungsrecht, S. 690.

1282 rischer-Lescano/Kreck in AVR 47 2009, S. 481 (506).
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Eine andere Frage ist die der Bindung der Mitgliedsstaaten an Unionsgrundrechte in die-
sem Rahmen. Nach Art. 51 Abs. 1 EUGrCh sind die Mitgliedsstaaten ausschlieRlich bei der
Durchfiihrung von Unionsrecht an die Grundrechte der EUGrCh gebunden. Insofern ist
schon fraglich, ob die Teilnahme an der Operation Atalanta iberhaupt als Durchfiihrung
von Unionsrecht gewertet werden kann. Streng formal gesehen handeln die Mitglieds-
staaten bei der Entsendung ihrer Truppen im Rahmen der Operation Atalanta allein und
auf rein nationaler Ebene. Allerdings bejahte der EuGH vor Inkrafttreten der EUGrCh eine

Bindung der Mitgliedsstaaten an die Unionsgrundrechte fiir samtliches Handeln im An-

1283

wendungsbereich des Gemeinschaftsrechts ™. Diese Rechtsprechung behalt der EuGH

auch nach Inkrafttreten der EUGrCh ausdriicklich bei und spricht nunmehr von ihrer Gel-

1284

tung in allen unionsrechtlich geregelten Fallgestaltungen™"". Anders als zuweilen ange-

nommen tritt auch das BVerfG diesem Verstandnis des Anwendungsbereichs der EUGrCh

1285

nicht entgegen """, Tatsachlich nimmt das BVerfG im Einklang mit dem EuGH nur solche

Falle vom Anwendungsbereich der EUGrCh aus, die eben nicht unionsrechtlich geregelt

sind, sondern in denen nationale Regelungen nur evtl. Rechtsreflexe im Bereich des Uni-

1286 Bej |lebensnaher Betrachtung ldsst sich nicht verleugnen, dass

1287

onsrechts erzeugen
GASP und GSVP dem Anwendungsbereich des Unionsrechts unterfallen~="’. Sie sind in

EUV und AEUV unionsrechtlich geregelt.

Zwar zwingen die im Rahmen von GASP und GSVP erlassenen Beschliisse die Mitglieds-
staaten nicht unbedingt zu einem bestimmten Verhalten, dennoch kann hier ein Ver-
gleich zu der Situation bei den Richtlinien gezogen werden. Obwohl bei Beschliissen im
Rahmen von GASP und GSVP, anders als bei Richtlinien, keine unbedingte Pflicht zur Um-
setzung besteht, so ist das Verhalten der Mitgliedsstaaten, wenn sie sich entscheiden,

den Beschluss etwa durch eine Entsendung von Truppen umzusetzen, doch zumindest

28 jarass, EU-GRCh, Art. 51, Rn. 16.
1282 EUGH, Urt. v. 26.02.2013, Az.: C-617/10, Ziff. 19.

128 Dpie Ausfuhrungen in BVerfGE 133, S. 277 (313 ff.) dahingehend interpretierend Tamblé, Der
Anwendungsbereich der EU-Grundrechtecharta, S. 26.

1286

BVerfGE 133, S. 277 (313 ff.); zugegebenermalen interpretiert der EuGH in der angesproche-
nen Entscheidung den Anwendungsbereich des Unionsrechts extrem grof3zligig und wendet
die EUGrCh auf einen eigentlich rein nationalrechtlich geregelten Sachverhalt an. Man kann
das BVerfG also auch so verstehen, dass es jedenfalls dieser Vorstellung vom Anwendungsbe-
reich des Unionsrechts eine Absage erteilen will (so etwa: Kingreen in Jura 2014, S. 295 (302)).

1287 Borowsky in Meyer, EU-GrCh, Art. 51, Rn. 16.
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1288

unionsrechtlich induziert™°°. AuBerdem kann ein zusatzlicher einheitlicher Grundrechts-

katalog, an dem sich alle beteiligten Mitgliedsstaaten messen lassen missen, nur von

1289

Vorteil sein”™. Eine saubere Trennung der Grundrechtsregime ist mittlerweile ohnehin

1290

kaum mehr vorstellbar™”". Dabei ist nicht zuletzt auch die Tatsache zu beachten, dass

auch und gerade die moglichen Grundrechtsverletzungen aus dem Regelungsbereich des

Unionsrechts resultieren und bei objektiver Betrachtung des unionsrechtlichen Rege-

d**!, Eine Bindung der Mitgliedsstaaten an die Grund-

1292

lungsrahmens auch erwartbar sin
rechte der EUGrCh in diesen Fallen ist also als vorzugswiirdig anzusehen ", Allerdings
besteht hier aufgrund der eingeschrankten Jurisdiktion des EuGH kaum effektiver

Rechtsschutz'?%.

Il. Bedeutsame einzelne Grundrechte

Es wurde nun aufgezeigt, dass die Grundrechte aus IPBPR, EMRK, EUGrCh und Grundge-
setz auch im Falle der Pirateriebekampfung vor Somalia durch deutsche Militarkrafte im
Rahmen der Operation Atalanta zur Anwendung kommen und dementsprechend von den
eingesetzten Militarkraften zu beachten sind. Im Folgenden soll aufgezeigt werden, wel-
che einzelnen Grundrechte durch MalBnahmen der Pirateriebekampfung betroffen sein

kénnen und, ob im Falle eines Eingriffs dieser gerechtfertigt werden kann.

1. Leben und kérperliche Unversehrtheit

Eine Verletzung von Leben oder kérperlicher Unversehrtheit von der Piraterie verdachti-
gen Personen durch deutsche Militarkrafte ist bei einer bewaffneten Auseinandersetzung

im Rahmen der Pirateriebekdampfung durchaus denkbar und auch schon vorgekom-

1288

Pechstein in JZ 2010, S. 425 (432); flr eine Anwendung der EUGrCh generell nur, wenn eine
unionsrechtliche Pflicht zum Handeln fir die Mitgliedsstaaten besteht: Temblé, Der Anwen-
dungsbereich der EU-Grundrechtecharta, S. 27 f.

1289 Nach EuGH, Urt. v. 26.02.2013, Az.: C-399/11, Ziff. 60 besteht ein Parallelitits-, kein Aus-
schlussverhaltnis zwischen der EUGrCh und den Grundrechten des nationalen Rechts, wenn-

gleich das Schutzniveau der nationalen Grundrechte nicht hinter dem der EUGrCh zuriickblei-
ben darf.

1290 gingreen in JZ, 2013, S. 801 (806).
1291 Streinz/Michl in Streinz, EUV/AEUV, Art. 51 EU-GrCh, Rn. 7.

1292 95 auch: Fischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 481 (494 f.); Walter/von Ungern-
Sternberg in DOV 2012, S. 861 (863).

1293 Thiele in EuR 2010, S. 30 (49).



212

men’?®*. In Betracht kommen dabei sowohl beabsichtigte wie auch unbeabsichtigte To-

tungen oder Verletzungen von verdachtigen Personen.

a) Das Recht auf Leben und korperliche Unversehrtheit in den verschiedenen

Grundrechtskatalogen

Ein Recht auf Leben enthilt jeder der einschldgigen Grundrechtskataloge. Es ergibt sich
im Einzelnen aus Art. 6 Abs. 1 IPBPR, Art. 2 Abs. 1 EMRK, Art. 2 Abs. 1 EUGrCh und aus
Art. 2 Abs. 2 S. 1 Alt. 1 GG. Anders verhalt es sich mit dem allgemeinen Recht auf kdrper-
liche Unversehrtheit. Ein solches findet sich in Art. 3 Abs. 1 EUGrCh und Art. 2 Abs. 2S. 1
Alt. 2 GG, nicht jedoch in der EMRK und im IPBPR, mit Ausnahme der speziellen Verbote

1295

von Folter bzw. unmenschlicher oder grausamer Behandlung ™. Ein solches Recht auf

korperliche Unversehrtheit kann auch nicht ohne weiteres als eine Art Minus aus dem

1296

Recht auf Leben abgeleitet werden™"™". Vielmehr ist dies hochstens in besonderen Fallen

aufgrund des Males und der Art der Gewaltanwendung im Zusammenhang mit der ein-

1297 Das andert aber frei-

deutigen Absicht, eine Lebensgefahr herbeizufiihren, denkbar
lich nichts an der Bindung der deutschen Militarkrafte an das Recht auf kdrperliche Un-

versehrtheit aus Art. 3 Abs. 1 EUGrCh und Art. 2 Abs. 2 Alt. 2 GG.

b) Méglichkeiten der Einschrankung

Systematisch ist bei der Beurteilung von Verletzungshandlungen zum einen festzustellen,
ob die Verletzung eines Grundrechts Gberhaupt in Betracht kommt oder, ob dies schon
auf der Tatbestandebene ausscheidet. Zum anderen ist zu untersuchen, ob ein Eingriff,
sofern er angenommen werden kann, gerechtfertigt ist. Obwohl sich die Ausgestaltung
von Art. 2 Abs. 1 EMRK und Art. 6 Abs. 1 IPBPR auf den ersten Blick so darstellt, als wiir-

1294 http://www.spiegel.de/politik/ausland/golf-von-aden-deutsche-soldaten-toeten-
mutmasslichen-piraten-vor-somalia-a-647387.html
(Artikel vom 07.09.2009, zuletzt abgerufen am 04.02.2015).

129 Alleweldt in Dorr/Grote/Marauhn, EMRK/GG, Kap 10, Rn. 6.
12% nMeyer-Ladewig, EMRK, Art. 2, Rn. 4.
1297 EGMR Urt. v. 27.06.2000, Appl. No. 22277/93 (,Ilhan“).
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den sie Einschrankungen nur auf der Tatbestandsebene zulassen, kniipfen sie doch an die

klassische Struktur von Eingriff, Schranken und Rechtfertigung an*?%%.

Tatsachlich lasst sich sagen, dass allen genannten Grundrechten die Voraussetzungen
ihrer Einschrankung im Ergebnis gemeinsam sind. Am einfachsten lasst sich dies fir Art. 2
Abs. 2 S. 1 GG und Art. 2 Abs. 1 EUGrCh feststellen. Art. 2 Abs. 2 S. 3 GG stellt klar, dass
in die Rechte aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG nur aufgrund eines Gesetzes eingegriffen werden
darf. Fir Art. 2 Abs. 1 EUGrCh gilt die Bestimmung des Art. 52 Abs. 1 S. 1 EUGrCh, wo-
nach jede Einschrankung eines in der EUGrCh garantierten Rechts gesetzlich vorgesehen
sein muss. Gemeint sind hier — jedenfalls dann, wenn sich ein Handeln von Mitgliedsstaa-

1299

ten an der EUGrCh messen lassen muss — auch nationale Gesetze “”°. Zu beachten ist in

jedem Fall auch der VerhéltnisméBigkeitsgrundsatzlaoo.

Art. 2 Abs. 2 EMRK bestimmt Ausnahmen vom Verbot der Totung. In Bezug auf die Pira-
teriebekampfung kommt vor allem die Té6tung im Rahmen der Nothilfe nach Art. 2 Abs. 2
lit. a) EMRK und im Rahmen der Festnahme nach Art. 2 Abs. 2 lit. b) EMRK in Betracht. In
beiden Fallen wird durch das zusatzliche Merkmal der Rechtswidrigkeit bzw. Rechtma-
Bigkeit auf das nationale Recht Bezug genommenml. Dadurch unterliegt Art. 2 Abs. 1
EMRK ebenfalls einem Gesetzesvorbehalt. Hinzu kommt durch das Erfordernis der unbe-
dingten Erforderlichkeit in Art. 2 Abs. 2 EMRK auch die Notwendigkeit der Beachtung des
VerhéItnisméBigkeitsgrundsatzeslgoz. Ahnliches gilt fir Art. 6 Abs. 1 IPBPR. Etwas ver-
steckt wird hier der Gesetzesvorbehalt durch das Merkmal der Willkir statuiert. Willk{r-
lich ist eine Totung i.d.S. namlich nur dann, wenn sie nicht mit dem jeweiligen (nationa-

1303

len) Recht im Einklang steht™". Auch die Beachtlichkeit des VerhaltnismaRigkeitsgrund-

1304 AbschlieRend ldsst sich also

satzes folgt in diesem Fall aus dem Merkmal der Willkir
feststellen, dass samtliche der hier in Rede stehenden Grundrechte durch Gesetz einge-

schrankt werden kénnen und ein Eingriff dartiber hinaus dann gerechtfertigt ist, wenn

1298 Vgl. Gollwitzer, Menschenrechte im Strafverfahren, Art. 2 MRK/Art. 6 IPBPR, Rn. 8; Schiibel-
Pfister in Karpenstein/Mayer, EMRK, Art. 2, Rn. 24.

1299 Borowsky in Meyer, EU-GrCh Art. 52, Rn. 20.

8% narauhn/Merhof in Dérr/Grothe/Marauhn, EMRK/GG, Kap. 7, Rn. 43 ff.

1301 Schiibel-Pfister in Karpenstein/Mayer, EMRK, Art. 2, Rn. 24,

1302 Schiibel-Pfister in Karpenstein/Mayer, EMRK, Art. 2, Rn. 24,

1393 Gollwitzer, Menschenrechte im Strafverfahren, Art. 2 MRK/Art. 6 IPBPR, Rn. 8.
1394 Gollwitzer, Menschenrechte im Strafverfahren, Art. 2 MRK/Art. 6 IPBPR, Rn. 8.



214

der Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit beachtet wurde. Letzteres ist eine Frage des Ein-

zelfalles und kann dementsprechend hier nicht untersucht werden.

c) Notwendige gesetzliche Grundlage

Nachgegangen werden soll aber der Frage, ob eine ausreichende gesetzliche Grundlage
fir Eingriffe in das Recht auf Leben und koérperliche Unversehrtheit durch deutsche Mili-

tarkrafte existiert. Eine solche Grundlage lasst sich jedenfalls nicht in dem sogenannten

1305

»,robusten” Mandat der Operation Atalanta erblicken™"". Damit ist die Beauftragung der

Bundeswehr mit der Durchfiihrung aller erforderlichen MaRnahmen einschlieBlich des

1306 per Beschluss des Bundestages

Einsatzes von Gewalt durch den Bundestag gemeint
zur Beteiligung der Bundeswehr an der Operation Atalanta scheidet jedoch schon des-
halb als Rechtsgrundlage aus, weil es sich hierbei nicht um ein Gesetz, sondern lediglich

1307

um einen Beschluss i.S.d. ParlBG handelt™’. Es kommen aber verschiedene andere ge-

setzliche Vorschriften in Betracht.

aa) § 32 StGB

Eine Rechtsgrundlage fiir Eingriffe in das Grundrecht auf Leben und kérperliche Unver-
sehrtheit |asst sich jedenfalls dann relativ leicht finden, wenn der Eingriff im Rahmen von
Notwehr und Nothilfe erfolgt. Hier ist zunachst der Notwehrtatbestand des § 32 StGB zu
erwadhnen, der nicht nur die Abwehr von Gefahren fiir die eigene Person, sondern auch

fur Dritte beinhaltet™®®. Das Notwehrrecht aus § 32 StGB findet nach tberwiegender

1309

Auffassung jedenfalls analog auch auf Soldaten Anwendung ~". Rechtlich gestitzt wird

diese Annahme durch die §§ 1, 1a WStG, wonach das deutsche Strafrecht, und damit

auch § 32 StGB, fiir deutsche Soldaten insbesondere auch im Auslandseinsatz giltlam.

B3% Hierzu: Heinicke in KJ 2009, S. 178 (189).

13% BT-Drucks. 16/11337, S. 4.

397 Naher hierzu: Weif in NZwehrr 2005, S. 100 (100 f.).
3% Fischer, StGB, § 32, Rn. 11.

B0 rrister/Korte/Kref in JZ 2010, S. 10 (12); Trésoret, Seepiraterie, S. 571.

810 ygl. Trésoret, Seepiraterie, S. 558 f., Trésoret nimmt allerdings in wenig (iberzeugender Weise

an, dass der § 32 StGB in Pirateriesituationen kaum einmal einschlagig sein diirfte. Warum die
Voraussetzungen der Nothilfe nach § 32 StGB in der Mehrzahl der Falle nicht oder nicht mehr
vorliegen sollen, wird nicht begriindet und ist auch nicht nachvollziehbar. Solange ein Pira-
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bb) UzwGBw

Als speziell fir Soldaten geltende Rechtsgrundlage fir die Anwendung unmittelbaren
Zwanges besteht im deutschen Recht das UzwGBw™™. In den §§ 9 ff. regelt es die An-
wendung unmittelbaren Zwanges durch Soldaten der Bundeswehr. Allerdings vermag das
UzwGBw keine allgemeine Rechtsgrundlage fiir die Anwendung unmittelbaren Zwanges
gegen Personen im Rahmen der Pirateriebekampfung zu bieten. Das folgt schon daraus,
dass die Kompetenzen des UzwGBw nicht allen Soldaten zukommen, sondern gem.
§ 1 Abs. 1 UzwGBw nur solchen, denen militarische Wach- oder Sicherheitsaufgaben
Ubertragen sind. Darliber hinaus ist der Anwendungsbereich des UzwGBw ausweislich
der §§ 2, 3 und 9 in sachlicher Hinsicht auf die Abwehr von Straftaten gegen die Bundes-
wehr oder rechtswidrige Storungen der dienstlichen Tatigkeit und in ortlicher Hinsicht
auf militarische (Sicherheits-)bereiche beschrinkt™*2. Zwar ist gem. § 2 Abs. 1 UzwGBw
auch ein Schiff der Bundesmarine ein solcher Bereich, das fiihrt aber allenfalls dazu, dass
das UzwGBw im Falle eines Piratenangriffs auf ein solches Schiff anwendbar ist®*". So

etwas durfte die absolute Ausnahme darstellen.

cc) UzwG

Eine Rechtsgrundlage fiir die Anwendung unmittelbaren Zwangs im Allgemeinen bietet
jedoch das UzwG. Zwar gilt dieses ausweislich der §§ 6 und 9 jedenfalls nicht explizit fir
Soldaten der Bundeswehr. Allerdings wird der Kreis der Berechtigten in § 6 Nr. 8 bzw.
§ 9 Nr. 7 UzwG auch auf solche Personen erweitert, die durch die zustandigen Bundesbe-
hoérden mit Aufgaben betraut wurden, die normalerweise den explizit in §§ 6 und 9 UzwG
genannten Personen obliegen. Zu diesem Personenkreis gehéren gem. § 6 Nr. 1 bzw. § 9
Nr. 1 UzwG auch die Vollzugsbeamten der Bundespolizei. Es wurde bereits dargestellt,
dass die Pirateriebekdampfung dem Grunde nach in den Aufgabenkreis der Bundespolizei

fallt, diese Aufgabe jedoch im konkreten Fall der Pirateriebekdampfung vor Somalia der

tenangriff auf ein Schiff unmittelbar bevorsteht oder stattfindet, ist § 32 StGB anwendbar (vgl.
Fischer, StGB, § 32, Rn. 5.).

B Gesetz tiber die Anwendung unmittelbaren Zwanges und die Ausiibung besonderer Befugnis-

se durch Soldaten der Bundeswehr und verbilindeter Streitkrafte sowie zivile Wachpersonen.

1312 pobbers in DGV 1989, S. 926 (929).

1313 50 etwas mag zwar seltsam anmuten, ist aber durchaus schon vorgekommen, etwa im Falle

eines Angriffs auf das Versorgungsschiff Spessart der deutschen Marine (Wiese, Piraterie,
S. 55).
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1314 Diese Ubertragung erfolgte auch durch die zustén-

Bundesmarine (ibertragen wurde
dige Bundesbehoérde, namlich den Bundestag, gem. § 1 Abs. 2 ParIBG. Daher kdnnen die
Soldaten der Bundesmarine sich bei der Bekampfung der Piraterie vor Somalia auch auf
das UzwG als Rechtsgrundlage fir die Auslibung unmittelbaren Zwangs stiitzen. Das
UzwG deckt sowohl einfachen koérperlichen Zwang als auch den Gebrauch von Schusswaf-

fen und Explosivmitteln ab®".

dd) § 127 StPO

Weiterhin kommt als Rechtsgrundlage fiir die Anwendung von Gewalt durch deutsche
Marinesoldaten gegen der Piraterie verdachtige Personen § 127 StPO in Betracht. Hierzu
ist zundchst festzuhalten, dass jedenfalls § 127 Abs. 2 StPO nicht einschlagig sein kann,
denn die Soldaten der Bundesmarine sind weder Angehorige der Staatsanwaltschaft
noch Beamte des Polizeidienstes™'®. Anders als im UzwG findet sich in § 127 StPO auch
keine Bestimmung dahingehend, dass die Befugnisse aus § 127 Abs. 2 StPO auch solchen
Personen zustehen soll, denen Aufgaben der Staatsanwaltschaft oder der Beamten des
Polizeidienstes (ibertragen wurden. Allerdings konnte das sogenannte ,Jedermanns-
recht“ des § 127 Abs. 1 StPO den deutschen Soldaten eine hinreichende Rechtsgrundlage
bieten. Tatsadchlich berechtigt § 127 Abs. 1 StPO auch zur Anwendung von kérperlicher
Gewalt, allerdings nicht zum gezielten Einsatz von Schusswaffen, der tGber die Abgabe

von Warnschissen hinausgeht1317.

Es stellt sich jedoch die Frage, ob § 127 Abs. 1 StPO in der konkreten Situation der Pirate-
riebekampfung durch deutsche Marinesoldaten liberhaupt anwendbar ist. Zum Teil wird
eine Anwendbarkeit der StPO auRerhalb des deutschen Staatsgebiets generell abge-
lehnt™8. Hierzu wird in erster Linie auf die Vorschriften der §§ 10 und 10a StPO Bezug
genommen, die von Straftaten auRerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes (der

StPO) sprechenmg. Tatsachlich ist unter dem Geltungsbereich der StPO i.d.S. in erster

1314 g 0. Teil 4, A., 11, 5.
15 yigl. umfassend: Trésoret, Seepiraterie, S. 562 f.
318 vigl. Meyer-GofSner, StPO, § 127, Rn. 18.

BY Meyer-Gofiner, StPO, § 127 Rn. 13 ff.

318 50 vor allem: Fischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 481 (500) unter (berinterpretieren-
der Bezugnahme auf: BGHSt 53, S. 265 (265 ff.).

119 Fischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 481 (499 f.).
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1320 Eg ist auch zu-

Linie das Staatsgebiet der Bundesrepublik Deutschland zu verstehen
treffend, dass eine grenziberschreitende Strafverfolgung durch deutsche Behérden dem
Grunde nach nicht stattfindet'*?!. Damit steht aber keinesfalls fest, dass eine exterritoria-
le Geltung der StPO unter allen Umstdnden ausgeschlossen ist. Vielmehr ist schon aus
systematischer Sicht davon auszugehen, dass die StPO zwar nicht ohne weiteres auller-
halb des deutschen Staatsgebiets gilt, aber eben unter den Voraussetzungen der §§ 10
und 10a StPO™*%. Andernfalls wiren die Bestimmungen der §§ 10 und 10a StPO in sich
widerspriichlich und Uberflissig, da sie Gerichtsstiande fiir Taten statuierten, auf die die

StPO dann gar nicht anwendbar wiaret??

. Es ist schlichtweg widersinnig anzunehmen, der
deutsche Gesetzgeber habe die Zustdndigkeit deutscher Strafgerichte fiir die in den
§§ 10 und 10a StPO genannten Straftaten anordnen, gleichzeitig aber in denselben Vor-
schriften bestimmen wollen, dass das zentrale Regelwerk, nach dem eben diese Gerichte
arbeiten, namlich die StPO, fiir die Verfolgung genau dieser Taten nicht anwendbar sein

soll.

Allerdings darf nicht GUbersehen werden, dass eben eine Anwendung der StPO auf Aus-
landstaten nicht ohne weiteres erfolgen kann. Wie gezeigt ist eine grenziiberschreitende
Strafverfolgung dem Grunde nach ausgeschlossen und auch voélkerrechtlich im Prinzip

unzuléissig1324

. Den Schlissel fir die Losung dieses Problems bietet § 4 Abs. 1 SeeAufgG.
Zum einen stellt die Vorschrift neben den systematischen Erwagungen das Hauptargu-
ment fur die Anwendbarkeit der StPO auf Auslandstaten dar, weil diese Anwendbarkeit
hier, jedenfalls fliir den Bereich aullerhalb des deutschen Kiistenmeeres, ausdriicklich
angeordnet wird®?>. Andererseits stellt § 4 Abs. 1 SeeAufgG diese Anwendbarkeit aber
auch unter den Vorbehalt einer entsprechenden volkerrechtlichen Verpflichtung oder

1326

zumindest volkerrechtlichen Befugnis™™"". Eine derartige volkerrechtliche Befugnis liefern

1320 Esser/Fischer in ZIS 2009, S. 771 (777) unter zutreffender Bezugnahme auf: BGHSt 53, S. 265
(267).

1321 fischer, StGB, vor §§ 3-7, Rn. 22.

322 1n diese Richtung geht auch BGHSt 53, S. 265 (267), der feststellt, dass fir § 10 StPO kein
Raum mehr bliebe, wenn sich der Geltungsbereich der StPO ohnehin lber das deutsche
Staatsgebiet erstrecken wirde.

1323 \Wie hier: Esser/Fischer in ZIS 2009, S. 771 (777); Trésoret, Seepiraterie, S. 560.
B2 5 0. Teil 3, A, 1., 2., a), aa).
325 Fsser/Fischer in ZIS 2009, S. 771 (778); Trésoret, Seepiraterie, S. 560.

326 (ber § 4 Abs. 1 SeeAufgG steht auch § 10a StPO unter demselben Vorbehalt. Die Vorschrift
erstreckt sich durch die Formulierung ,,im Bereich des Meeres” dem Grunde nach sowohl auf
die Hohe See als auch auf fremde (Hoheits-)gewasser (Meyer-Gofiner, StPO, § 10a, Rn. 2).
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wie gezeigt die Piraterievorschriften des SRU fiir den Bereich der Hohen See sowie die
SR-Res. 1848 (2008) i.V.m. den SRU-Vorschriften fiir den Bereich der somalischen Ho-

heitsgewisser?’.

Damit steht fest, dass die StPO als Ganzes und damit auch § 127 Abs. 1 StPO auf die Pira-
teriebekampfung vor Somalia durch die Bundesmarine anzuwenden ist und dass sich
deutsche Marinesoldaten hierbei, wie eben Jedermann, auch auf diese Vorschrift stiitzen

kénnen'3?®

. Dem kann auch nicht entgegengehalten werden, dass § 127 Abs. 1 StPO nur
anwendbar sei, wenn eine einer Straftat verdachtige Person gleichsam zuféllig angetrof-
fen werde und nicht bei der gezielten Entsendung von Soldaten in Einsdtze, in denen mit

1329

Sicherheit mit Festnahmesituationen i.S.v. § 127 Abs. 1 StPO zu rechnen ist~“". Ganz da-

von abgesehen, dass angesichts des breiten Aufgabenspektrums der eingesetzten deut-

schen Marinesoldaten®**°

schon fraglich ist, ob wirklich eine gezielte Entsendung zum
Zwecke der Durchfiihrung von Festnahmen vorliegt, wiirde diese Argumentation die An-
wendbarkeit von § 127 Abs. 1 StPO auch z.B. bei Polizeieinsatzen anldsslich von De-

monstrationen, FulRballspielen oder im Rahmen einer Streifenfahrt ausschlieRen®3!, |

m
Ubrigen gibt auch der Wortlaut von § 127 Abs. 1 StPO fiir eine solche Einschrankung

nichts her.

ee) Art. 98 Abs. 1 SRU und vélkergewohnheitsrechtliche Nothilfe

Daneben bestehen aber auch noch aus dem Vélkerrecht herriihrende Notwehr- und Not-
hilfekompetenzen, die liber verschiedene Wege Eingang in die deutsche Rechtsordnung
gefunden haben. Zu nennen ist hier zunachst das bereits angesprochene Nothilferecht
aus Art. 98 Abs. 1 SRU. Diese Vorschrift ist durch Art. 1 des Zustimmungsgesetzes nach
Art. 59 Abs. 2 GG Bestandteil der deutschen Rechtsordnung geworden. Dariiber hinaus
konnte auch der allgemeine Nothilfegrundsatz des Volkergewohnheitsrechts eine

Rechtsgrundlage fiir die Anwendung von Gewalt gegen der Piraterie verdachtige Perso-

2750 Teil 3, A, 1.
1328 Fsser/Fischer in ZIS 2009, S. 771 (778 f.).

132% 50 aber ohne nihere Begriindung: Fischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 481 (499); Fi-
scher-Lescano/Tohidipur in NJW 2009, S. 1243 (1246).

1330 g 0. Teil 3, B., III, 2., a).
1331 5o zutreffend: Esser/Fischer in ZIS 2009, S. 771 (779 f.).
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1332

nen bieten™°. Als allgemeiner Grundsatz des Volkerrechts ist dieser Nothilfegrundsatz

gem. Art. 25 GG Bestandteil des Bundesrechts, der sogar den einfachen Gesetzen vor-

gehtBSS

. Daher kann der volkerrechtliche Nothilfegrundsatz auch eine taugliche Rechts-
grundlage fiir einen Eingriff in das Grundrecht auf Leben und korperliche Unversehrtheit
sein. Wenn nach allen einschlagigen Grundrechtsregimen ein Eingriff aufgrund eines na-
tionalen Gesetzes erfolgen kann, dann muss dies erst recht fir Bestimmungen gelten, die

nach nationalem (Verfassungs-)recht sogar tGber den nationalen Gesetzen stehen.

2. Freiheit der Person

In die Freiheit der Person wird naturgemaR durch Freiheitsentziehung eingegriffen. Beim
Einsatz deutscher Marinesoldaten gegen Seerdauber vor Somalia gehoért es auch zu deren

1334

Aufgaben, unter bestimmten Umstanden verdachtige Personen festzunehmen™"". Wenn

dies auch nicht alltdglich vorkommt, so hat es doch schon zahlreiche Festnahmen durch

1335 Ahnlich wie beim Grundrecht auf Leben und korperliche

deutsche Soldaten gegeben
Unversehrtheit soll also im Folgenden dargestellt werden, woraus das Recht auf Freiheit
der Person folgt, ob und wenn ja wie es eingeschriankt werden kann und, ob die Voraus-

setzungen einer Einschrankung vorliegen.

a) Das Recht auf Freiheit der Person in den verschiedenen Grundrechtskatalogen

Alle einschldgigen Grundrechtskataloge kennen ein Recht auf Freiheit der Person. Es ist
geregelt in Art. 9 Abs. 1 IPBPR, Art. 5 Abs. 1 EMRK, Art. 6 EUGrCh und Art. 2 Abs. 2
S. 2 GG. Allen diesen Bestimmungen ist gemein, dass sie ausschlieflich die korperliche
Bewegungsfreiheit schitzen und zwar nur vor einer regelrechten Freiheitsentziehung,

1336

d.h. dem nahezu vélligen Ausschluss der Bewegungsfreiheit™™ . BloRe Freiheitsbeschran-

kungen, also Eingriffe von geringer Intensitat, durch die die Freiheit nicht komplett ent-

1332 74 diesem Grundsatz: Arnauld in AVR 47 (2009), S. 454 (458); Nordquist, United Nations Con-
vention on the Law of the Sea 1982, Art. 98, Rn. 98.11(g).

333 |nsofern zutreffend: Arbeitsgruppe Sicherheits- und Verteidigungspolitik, Einsatz der Deut-

schen Marine, S. 1.
1334 BT-Drucks. 17/9339, S. 2 f.

1335 Esser/Fischer in ZIS 2009, S. 771 (780 Fn. 106).

1336 Gollwitzer, Menschenrechte im Strafverfahren, Art. 5 MRK/Art. 9 IPBPR, Rn. 16; Tettinger in

Tettinger/Stern, EU-GrCh, Art. 6, Rn. 12, 20; Jarass in Jarass/Pieroth, GG, Art. 2,
Rn. 112, 114.
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zogen wird, fallen nicht in den Schutzbereich des Grundrechts auf Freiheit der Person™*’.

Eine Ausnahme gilt allerdings insoweit fiir Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG, als dieser auch vor blo-

RBen Freiheitsbeschrankungen, insbesondere MalRnahmen im Vorfeld einer kompletten

Freiheitsentziehung, sch itzt™38,

Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass der Text der gemeinsamen Aktion von der

Festnahme von der Piraterie verdachtigen Personen spricht, wahrend der entsprechende

1339

Beschluss des Bundestages nur noch das Festhalten erwdahnt™". Nach dem oben Gesag-

ten wirde aber auch ein bloRes Festhalten zumindest den Schutzbereich von Art. 2
Abs. 2 S. 2 GG beriihren. Aber auch die Bestimmungen der anderen Grundrechtskataloge
dirften in den allermeisten Fallen einschldagig sein. Es muss davon ausgegangen werden,
dass in aller Regel die verdachtigen Personen auf ein Schiff der Bundesmarine gebracht
werden, wo sie unter der Aufsicht von Soldaten so lange verbleiben, bis sie zum Zwecke

der Strafverfolgung (iberstellt oder wieder freigelassen werden. Beides dirfte im Nor-

1340

malfall mehrere Tage dauern™™". Der Begriff der Freiheitsentziehung wird vom EGMR

dahingehend verstanden, dass hiervon Mallnahmen erfasst sein sollen, deren Haupt-

zweck es ist, eine Person ohne oder gegen ihren Willen an einem bestimmten, eng be-

1341

grenzten Ort festzuhalten, und sei es auch nur kurzfristig™"". Speziell fir Situationen auf

See hat der EGMR entschieden, dass eine Freiheitsentziehung anzunehmen ist, wenn

Personen (iber mehrere Tage unter der Aufsicht von Soldaten auf dem eigenen Schiff

1342

verbleiben™""*. Fir den Fall einer Verbringung auf ein anderes Schiff kann nichts anderes

gelten®,

1337 Gollwitzer, Menschenrechte im Strafverfahren, Art. 5 MRK/Art. 9 IPBPR, Rn. 16; Tettinger in

Tettinger/Stern, EU-GrCh, Art. 6, Rn. 19.
B3 Dérrin Dorr/Grothe/Marauhn, EMRK/GG, Kap. 13, Rn. 29.

1339

BT-Drucks. 17/3691, S. 2 f. Allerdings ist im aktuellen Beschluss zur Verlangerung der deut-
schen Beteiligung an der Operation Atalante nunmehr von ,Ingewahrsamnahme” die Rede
(BT-Drucks. 17/9339, S. 2 f.).

1340 Koops, Seerdubereibekampfung, S. 318 f.; Fournier, Einsatz, S. 233.

B4 EGMR, Urt. v. 08.06.1976, Appl. No. 5100/71 (,Engel“); Urt. v. 07.01.2010, Appl. No. 25965/04
(,,Rantsev”).

B3%2 EGMR, Urt. v. 29.03.2010, Appl. No. 3394/03 (,Medvedyev*).
3% 5o zutreffend auch: Esser/Fischer in JR 2010, S. 513 (516).
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b) Moglichkeiten der Einschrankung

Das Grundrecht auf Freiheit der Person ist in allen einschldagigen Grundrechtskatalogen
nicht schrankenlos gewéahrt, sondern unterliegt verschiedenen Einschrankungsmoglich-
keiten. Selbstverstandlich ist bei jeder Freiheitsentziehung nach allen Grundrechtskata-

1344 " Ahnlich wie beim Grund-

logen der Grundsatz der VerhadltnismaRigkeit zu beachten
recht auf Leben und korperliche Unversehrtheit kntipfen dariber hinaus aber samtliche
Grundrechtsregime vor allem daran an, dass die Moéglichkeit einer Freiheitsentziehung
gesetzlich bestimmt sein muss. Art. 5 Abs. 1 EMRK und Art. 9 Abs. 1 S. 3 IPBPR sprechen
ausdricklich davon, dass eine Freiheitsentziehung nur in gesetzlich bestimmten Fallen
und unter Beachtung der gesetzlich vorgeschriebenen Formen erfolgen darf. Bezug ge-
nommen wird hier, ebenso wie beim Grundrecht auf Leben und kdérperliche Unversehrt-

1395 vorausgesetzt wird also zweierlei:

heit, auf die nationalgesetzlichen Bestimmungen
Zum einen bedarf es zwingend einer nationalrechtlichen gesetzlichen Grundlage fir alle
Freiheitsentziehungen, zum anderen muss das nationale Recht aber (iber das Ob einer
Freiheitsentziehung hinaus auch das Wie einer solchen regeln, und zwar in Form eines
insgesamt rechtmafiigen Verfahrens, dessen Ausgestaltung hinreichend genau geregelt

sein muss3%,

Art. 5 Abs. 1 EMRK geht dabei noch einen Schritt weiter und schreibt, dhnlich wie beim
Recht auf Leben und korperliche Unversehrtheit, dem nationalen Gesetzgeber vor, fir
welche Falle er Gberhaupt nur eine Freiheitsentziehung gesetzlich vorsehen darf". Bei
Festnahmen von der Piraterie verdachtigen Personen durch deutsche Soldaten diirfte der
Festnahmegrund des Art. 5 Abs. 1 lit. ¢) EMRK, Verdacht einer Straftat, zur Anwendung
kommen. Demgegeniber verlangt die allgemeine Einschrankungsklausel des Art. 52 Abs.
1 EUGrCh im Prinzip nur eine einfache gesetzliche Grundlage. Allerdings Bestimmt Art. 52
Abs. 3 EUGrCh, dass ein Grundrecht, das ebenfalls in der EMRK vorhanden ist, dieselbe

1348 Dementsprechend bedarf es auch fiir eine Einschran-

Tragweite haben soll wie dort
kung von Art. 6 EUGrCh nicht nur einer gesetzlichen Grundlage, sondern auch ebendort

geregelter Form- und Verfahrensbestimmungen.

B% Marauhn/Merhof in Dérr/Grothe/Marauhn, EMRK/GG, Kap. 7, Rn. 43 ff.

13%5 Gollwitzer, Menschenrechte im Strafverfahren, Art. 5 MRK/Art. 9 IPBPR, Rn. 26; Meyer-
Ladewig, EMRK, Art. 5, Rn. 12.

13% Gollwitzer, Menschenrechte im Strafverfahren, Art. 5 MRK/Art. 9 IPBPR, Rn. 32.
B4 EGMR, Urt. v. 22.03.1995, Appl. No. 18580/91 (,,Quinn“).
1348 Vgl. ndher: Danwitz in Tettinger/Stern, EU-GrCh, Art. 52, Rn. 52 ff,
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Hinsichtlich des Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG ergibt sich eine Besonderheit. Soweit es um das
Recht auf Freiheit der Person geht, ist nicht der einfache Gesetzesvorbehalt des Art. 2
Abs. 2 S. 3 GG einschlagig, sondern es muss der qualifizierte Gesetzesvorbehalt des
Art. 104 Abs. 1 S. 1 GG beachtet werden'**. Dieser Gesetzesvorbehalt ist deswegen qua-
lifiziert, weil er nicht jedes Gesetz genlgen lasst, sondern nur ein férmliches, also ein
nach den jeweiligen Vorschriften der Gesetzgebung zustande gekommenes Bundes- oder
Landesgesetz'**°. Daruiber hinaus verlangt auch Art. 104 Abs. 1 S. 1 GG, dass in diesem
Gesetz die wesentlichen Form- und Verfahrensbestimmungen, die bei einer Freiheitsent-

ziehung zu beachten sind, hinreichend bestimmt festgelegt werden®*™.

c) Notwendige gesetzliche Grundlage

Bei der Suche nach einer tauglichen gesetzlichen Grundlage fiir Eingriffe in die Freiheit
der Person durch Festnahmen piraterieverdachtiger Personen durch Soldaten der Bun-
desmarine sind die gleichen Bestimmungen in den Blick zu nehmen wie in Bezug auf das

1352 Die Verschiedenheit der bei-

Grundrecht auf Leben und koérperliche Unversehrtheit
den Grundrechte wird hier dadurch deutlich, dass sich die Bewertung der verschiedenen
Vorschriften im Ergebnis zum Teil deutlich anders darstellt. AuBerdem ist es mit dem
Auffinden einer gesetzlichen Grundlage in diesem Fall nicht getan, sondern es sind auch
noch verschiedene weitere Vorgaben bei der Durchfiihrung einer Freiheitsentziehung zu

beachten.

aa) § 32 StGB, UzwGBw und UzwG

Hier ist zunachst festzuhalten, dass § 32 StGB im Hinblick auf die Festnahme von der Pi-
raterie verdachtigen Personen grundsatzlich ausscheiden diirfte. Zwar kann § 32 StGB
dem Grunde nach jedes rechtswidrige Handeln und damit auch eine Freiheitsberaubung,
die eine Festnahme ohne Rechtsgrundlage zweifellos darstellt, rechtfertigen®*>*. Jedoch
ist nahezu keine Situation vorstellbar, in der im Zeitpunkt der Festnahme eines Verdach-

tigen durch deutsche Soldaten noch ein Angriff auf rechtlich geschiitzte Guter vorliegt. Es

3% Sschmahl in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG, Art. 104, Rn. 1.
1350 Schulze-Fielitz in Dreier, GG, Art. 104, Rn. 29.

351 BVerfGE 83, S. 24 (32).

B352°5.0. Teil 4, B., II., 1.

1353 Wessels/Beulke/Satzger, Strafrecht Allgemeiner Teil, Rn. 340.
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ist vielmehr davon auszugehen, dass die eingesetzten Soldaten den eigentlichen Angriff
zundchst einmal abwehren, bevor sie dazu lbergehen, die an dem Angriff Beteiligten

festzunehmen.

Die oben gemachten Einlassungen zum UzwGBw behalten hier sinngemaR ihre Giltig-
keit’*>*. Zwar regelt das UzwGBw in § 6 i.V.m. §§ 4 und 5 ausdriicklich die vorliufige
Festnahme. Jedoch bleibt es dabei, dass das UzwGBw nur eine Rechtsgrundlage fir sol-
che Soldaten, die mit militarischen Wach- oder Sicherheitsaufgaben betraut sind, bietet
und auch nur zu einem Vorgehen gegen solche Personen berechtigt, die Straftaten gegen
die Bundeswehr begehen oder einer solchen Straftat verdachtig sind. Daher kann das
UzwGBw auch héchstens dann eine Rechtsgrundlage flr die Festnahme von Verdachti-
gen bieten, wenn diese einen Angriff auf ein Schiff der Bundesmarine unternommen ha-

ben1355'

Zum UzwaG ist zu sagen, dass dieses zwar nach dem bereits Gesagten eine Rechtsgrundla-

1356 Jedoch ent-

ge flir das Handeln deutscher Soldaten beim Einsatz vor Somalia bietet
halt das UzwG keine Rechtsgrundlage fiir die Festnahme von Personen, sondern lediglich
eine bruchstiickhafte Regelung zur Fesselung von Personen in § 8 UzwG. Dies ist der Tat-
sache geschuldet, dass eine Festnahme in aller Regel eine MaRnahme der Strafverfol-
gung ist und diese sozusagen einleitet. Das UzwG ist aber ein Gesetz, das praventives

1357 Eiir die Festnahme von der Piraterie verdich-

Handeln der 6ffentlichen Gewalt regelt
tigen Personen mit dem Ziel, diese einer Strafverfolgung zuzufiihren, kann das UzwG da-

her keine Rechtsgrundlage bieten.

bb) § 127 Abs. 1 StPO

Somit kommt zundchst aus nationalrechtlicher Sicht nur der bereits erwdahnte § 127
Abs. 1 StPO als Rechtsgrundlage fiir die Festnahme von mutmaRBlichen Piraten durch
deutsche Soldaten in Betracht. Dazu ist zundchst anzumerken, dass es sich dabei zweifel-
los um ein Gesetz handelt, womit jedenfalls die Schrankenregelungen von Art. 9 IBPR,
Art. 5 EMRG und Art. 6 EUGrCh erfillt werden. Weiterhin handelt es sich bei der StPO

auch um ein Gesetz im formellen Sinne, also um ein formliches Gesetz i.S.v. Art. 104 Abs.

13>4'5.0. Teil 4, B., I1., 1., c), bb).
1353 5.0. Teil 4, B., II., 1., ), bb); vgl. auch: Esser/Fischer in JR 2010, S. 513 (521).
3% 5.0. Teil 4, B, Il., 1., ), cc).

1357 Trésoret, Seepiraterie, S. 562.
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1 GG. AulRerdem regelt die StPO in ihren unterschiedlichen Vorschriften auch den Ablauf
einer vorldaufigen Festnahme, das weitere Verfahren mit dem Festgenommenen und ver-
schiedene Informations- und Belehrungspflichten der Festnehmenden®®*®. Daher erfiillt
die StPO auch die Anforderung des Art. 104 Abs. 1 GG, dass in einer Rechtsgrundlage fiir
Festnahmen auch die dabei zu beachtenden formellen Aspekte geregelt sein missen. §
127 Abs. 1 StPO bildet also die zentrale Rechtsgrundlage fiir die Festnahme von mutmaR-
lichen Piraten durch die Bundesmarine. Daher sollen die Voraussetzungen und Rechtsfol-

gen einer vorldufigen Festnahme nach § 127 Abs. 1 StPO kurz dargestellt werden.

Zundchst erfordert § 127 Abs. 1 StPO, dass jemand auf frischer Tat betroffen ist oder ver-

folgt wird. Unter einer Tat i.S.v. § 127 Abs. 1 StPO ist jede Straftat und auch deren Ver-

1359

such zu verstehen, sofern der Versuch strafbar ist™™>". Nach liberwiegender Auffassung

reicht der bloRe Verdacht einer solchen Tat nicht aus, sondern die Tat bzw. deren Ver-

1360

such muss tatsachlich vorliegen™". Ein Betroffensein auf frischer Tat liegt vor, wenn je-

mand bei Begehung einer rechtswidrigen Tat oder unmittelbar danach am Tatort oder in
dessen unmittelbarer Nahe angetroffen wird; eine Verfolgung auf frischer Tat liegt vor,
wenn sich der Tater bereits vom Tatort entfernt hat und zum Zweck der Ergreifung ver-

d*®!. Zu beachten ist, dass es nicht erforderlich ist, dass die Verfolgung unmit-

1362

folgt wir

telbar nach Entdeckung der Tat beginnt™™“. Ebenso wenig darf die Verfolgung nur durch

den Entdecker der Tat erfolgen und der Festnehmende muss auch nicht der erste Verfol-

1363 Dariiber hinaus darf die Verfolgung auch unter Zuhilfenahme technischer

ger sein
Mittel, also etwa Radar oder GPS erfolgen1364. Weiterhin erfordert § 127 Abs. 1 StPO,
dass der Tater entweder der Flucht verdachtig ist oder seine Identitat nicht sofort festge-
stellt werden kann. Fir die Begriindung der Fluchtgefahr i.d.S. ist es bereits ausreichend,
wenn verninftigerweise die Annahme gerechtfertigt ist, der Tater werde sich der Straf-

1365

verfolgung durch Flucht entziehen wollen™>>. Zur Feststellung der Identitat ist die Fest-

1358 vigl. naher: Esser/Fischer in JR 2010, S. 513 (518 ff.).
1359 BGH Urt. v. 18.11.1980, Az.: VI ZR 151/78.

380 Fsser/Fischer in ZIS 2009, S. 771 (780) m.w.N. Im Falle des tatsachlichen Nichtvorliegens einer
Straftat konnten dann, im Falle eines staatlichen Handelns, staatshaftungsrechtliche Ansprii-
che ausgel6st werden.

B8 Meyer-Gofner, StPO, § 127, Rn. 5 f.

1382 gchultheis in Karlsruher Kommentar, § 127 StPO, Rn. 12.
3% pfeiffer, StPO, § 127, Rn. 3.

3% Esser/Fischer in ZIS 2010, S. 771 (781).

3% Meyer-Gofner, StPO, § 127, Rn. 10.
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nahme dann zuldssig, wenn der Tater Angaben zu seiner Person verweigert oder sich

nicht ausweisen kann*3¢,

Im Falle der Pirateriebekdmpfung vor Somalia kann davon ausgegangen werden, dass die
Voraussetzungen des § 127 Abs. 1 StPO in den meisten denkbaren Situationen vorliegen
werden. So konnte auf § 127 Abs. 1 StPO zuriickgegriffen werden, wenn die Besatzung
eines Schiffs der Bundesmarine unmittelbar Zeuge eines Piratenangriffs auf ein anderes
Schiff wird. Aber auch wenn deutsche Soldaten aufgrund eines Hilferufs Gber Funk tatig
werden, wiirde § 127 Abs. 1 StPO eine Rechtsgrundlage fiir Festnahmen bieten. Das wiir-
de auch gelten, wenn die Verfolgung und das Stellen des Piratenschiffs ausschlieflich
aufgrund technischer Hilfsmittel stattfinden und der eigentliche Angriff durch die Besat-

zung des deutschen Marineschiffs gar nicht beobachtet wurde®®”.

cc) Art. 105 SRU und paralleles Vélkergewohnheitsrecht

Ebenso wie beim Recht auf Leben und kérperliche Unversehrtheit konnte sich eine taug-
liche gesetzliche Grundlage fiir die Festnahme von der Piraterie verdachtigen Personen
auch aus dem einschlagigen Volkerrecht ergeben. In Betracht kommt zunachst Art. 105
SRU, der durch Art. 1 des Zustimmungsgesetzes Teil der deutschen Rechtsordnung ge-
worden ist. Diese Bestimmung gibt, wie bereits ausgefiihrt wurde, den zur Pirateriebe-
kampfung nach dem SRU Berufenen unter anderem das Recht, Personen an Bord eines
Seerduberschiffs festzunehmen. Damit liegt zwar im Prinzip eine gesetzliche Grundlage
fur solch eine Festnahme vor. Jedoch bedarf es vor dem Hintergrund aller untersuchten
Grundrechtsregime fir einen Eingriff in das Grundrecht auf Freiheit der Person einer
qualifizierten gesetzlichen Grundlage, die nicht nur ein Recht zur Festnahme begriinden,

1368 Das Fehlen solcher Rege-

sondern auch deren Ablauf und Formalitdten regeln muss
lungen hat der EGMR auch bereits an Bestimmungen des SRU, wenn auch in diesem Fall
nicht Art. 105 SRU, beméngeltlgsg. Fiir Art. 105 SRU gilt aber nichts anderes. Die Bestim-
mung regelt zwar, dass Personen an Bord eines Seerduberschiffs durch die entsprechend
Berechtigten festgenommen werden konnen, aber eben nicht wie. Daher kann Art. 105
SRU fiir sich allein genommen vor dem Hintergrund von Art. 5 Abs. 3 EMRK, Art. 9 IPBPR,

Art. 6 EUGrCh und Art. 2 Abs. 2 S. 2, 104 Abs. 2 S. 1 GG keine ausreichende Rechtsgrund-

1386 Schultheis in Karlsruher Kommentar, § 127 StPO, Rn. 17.

%7 Esser/Fischer in ZIS 2009, S. 771 (781).

3% 5.0. Teil 4, B., 11, 2., b).

1389 EGMR, Urt. v. 10.07.2008, Appl. No. 3394/03 (,Medvedyev*).
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1370 " Allerdings ergédnzt sich Art. 105 SRU wechselseitig mit den

1371

lage fiir Festnahmen sein
einschlagigen nationalrechtlichen Bestimmungen™'". Letztere bilden also die eigentliche
Rechtsgrundlage, Art. 105 SRU regelt mehr deren Anwendbarkeit auf Situationen der

Pirateriebekdmpfung auf Hoher See™”%.

Noch problematischer verhilt es sich mit dem zu Art. 105 SRU parallel gelagerten Vélker-
gewohnheitsrecht. Zwar verlangen Art. 5 Abs. 3 EMRK, Art. 9 Abs. 3 IPBPR und Art. 6
EUGrCh anders als der Wortlaut vermuten ldsst nicht zwingend ein geschriebenes Gesetz
als Rechtsgrundlage fiir eine Festnahme, sondern lassen nach der Rechtsprechung des

1373 Daher kommt aus vélkerrechtlicher

EGMR durchaus auch Gewohnheitsrecht gentligen
Sicht auch das zu Art. 105 SRU parallel gelagerte Vélkergewohnheitsrecht i.V.m. den na-
tionalrechtlichen Bestimmungen Uber die Festnahme als taugliche Rechtsgrundlage in
Betracht. Anders verhalt es sich jedoch aus verfassungsrechtlicher Sicht im Hinblick auf
Art. 104 Abs. 1 S. 1 GG. Dieser verlangt, wie bereits dargelegt, ausdricklich ein formli-

1374

ches, also ein Parlamentsgesetz™'". Gewohnheitsrecht ist daher als Rechtsgrundlage

1375

ausgeschlossen™"". Im Ergebnis kommt dieses somit fir deutsche Soldaten als Rechts-

grundlage fir Festnahmen nicht in Betracht.

d) Informationspflichten bei der Festnahme

Die einschlagigen Grundrechtsbestimmungen beschrdanken sich hinsichtlich des Ablaufs
einer Festnahme nicht darauf, vorzuschreiben, dass das die Festnahme ermoglichende
nationale Gesetz deren Ablauf und Formalien regeln muss, sondern legen, jedenfalls zum
Teil, selbst hierzu einiges fest. So verlangen Art. 5 Abs. 2 EMRK und Art. 9 Abs. 2 IPBPR,

dass dem Festgenommenen die Grinde der Festnahme und die gegen ihn erhobenen

1370 rischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 481 (504); insofern unzutreffend: Trésoret, Seepi-
raterie, S. 572, der annimmt, die Befugnis zur Festnahme und Aburteilung in Art. 105 SRU
wiirde notwendigerweise auch die Regelung des Ablaufs der Festnahme und Inhaftierung im-
plizieren, allerdings auf das Problem der fehlenden Bestimmtheit dieser Regelung gar nicht
eingeht.

B7 koops, Seerdubereibekampfung, S. 335, der die nationalen Vorschriften im Rahmen von

Art. 105 SRU allerdings nur analog zur Anwendung kommen lassen will.

372 vigl. Esser/Fischer in ZIS 2009, S. 771 (776).

1373 EGMR, Urt. v. 26.04.1979, Appl. No. 6538/74 (,,Sunday Times“); Urt. v. 02.08.1984, Appl. No.
8691/79 (,Malone”); Urt. v. 13.07.1995, Az.: 18139/91 (,, Tolstoy Miloslavsky*“).

1374 5 0. Teil 4, B, II., 2., b).
1375 Esser/Fischer in ZIS 2009, S. 771 (776).
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Beschuldigungen mitzuteilen sind. Art. 104 Abs. 3 GG geht insoweit einen etwas anderen
Weg, als hier der Zeitpunkt der geforderten Aufklarung des Festgenommenen auf die
erste richterliche Vernehmung verschoben wird*’®. Aber jedenfalls nach EMRK und IP-
BPR entstehen fiir deutsche Soldaten bei der Festnahme von mutmallichen Piraten In-

formationspflichten, auf die kurz eingegangen werden soll.

Zundchst verlangen Art. 5 Abs. 2 EMRK und Art. 9 Abs. 2 IPBPR, dass einem Festgenom-
menen die Griinde fir seine Festnahme mitzuteilen sind. Wie sich aus dem weiteren
Wortlaut der Vorschriften ergibt, sind die Griinde fiir die Festnahme nicht gleichzusetzen
mit den gegen den Festgenommenen erhobenen Anschuldigungen. Vielmehr greift diese
Informationspflicht bei allen freiheitsentziehenden MaBnahmen, auch wenn der Grund

1377 Die Information iber die

fir die Festnahme nicht der Verdacht einer Straftat war
Grinde der Festnahme soll den Festgenommenen in die Lage versetzen, die RechtmaRig-
keit der Festnahme beurteilen und gegebenenfalls mit den daflir vorhandenen rechtli-

1378 Hinsichtlich des Zeitpunkts der Belehrung

chen Mitteln Gberprifen lassen zu kdnnen
Uber die Griinde der Festnahme schreiben Art. 5 Abs. 2 EMRK und Art. 9 Abs. 2 IPBPR
Unterschiedliches vor. Art. 9 Abs. 2 IPBPR ist strenger, da er die Belehrung lber die
Griinde der Festnahme schon zum Zeitpunkt derselben verlangt, wahrend Art. 5 Abs. 2
EMRK lediglich vorschreibt, dass diese Belehrung unverziiglich zu erfolgen hat. Allerdings
ist es dennoch auch nach Art. 9 Abs. 2 IPBPR zuldssig, die Belehrung tber die Griinde der
Festnahme kurzfristig aufzuschieben, wenn die besonderen Umstidnde der konkreten

Situation, in der die Festnahme erfolgt ist, keine sofortige Aufklarung zulassen®”. |

m
Falle der Pirateriebekampfung vor Somalia wird man verlangen, aber auch ausreichen
lassen kénnen, dass die Belehrung liber die Griinde der Festnahme unmittelbar nachdem
die Festgenommenen an Bord eines Schiffs der Bundesmarine verbracht wurden er-

1380

folgt™"". Dies sollte allerdings auch problemlos méglich sein, da den festnehmenden Sol-

daten bekannt sein sollte, warum sie die Festnahme durchgefiihrt haben.

1378 Esser/Fischer in JR 2010, S. 513 (518).

B77 Gollwitzer, Menschenrechte im Strafverfahren, Art. 5 MRK/Art. 9 IPBPR, Rn. 91; Elberling in
Karpenstein/Mayer, EMRK, Art. 5, Rn. 92.

B7 Dérrin Dorr/Grote/Marauhn, EMRK/GG, Kap. 13, Rn. 35.

1379 Gollwitzer, Menschenrechte im Strafverfahren, Art. 5 MRK/Art. 9 IPBPR, Rn. 92; Esser/Fischer
in JR 2010, S. 513 (518).

1380 g0 zutreffend: Esser/Fischer in JR 2010, S. 513 (518).
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Die Mitteilung Uber die gegen den Festgenommenen erhobenen Beschuldigungen muss
sowohl nach Art. 5 Abs. 2 EMRK als auch nach Art. 9 Abs. 2 IPBPR unverziiglich erfolgen.

In der Praxis wird dies meist ein deutlich langerer Zeitraum sein als bei der Belehrung

1381

Uber die Griinde der Festnahme™"". Die konkret zu erhebenden Beschuldigungen miissen

unter Umstanden erst ermittelt werden bzw. die Erhebung dieser Beschuldigungen liegt
auch nicht in der Kompetenz der vor Ort befindlichen Marinesoldaten, sondern ist Sache

1382

der Staatsanwaltschaft™="“. Jedenfalls aber missen schnellstméglich Umstande geschaf-

fen werden, die die Belehrung ermdéglichen. Dabei ist hochstens ein Zeitraum von weni-

1383 |1384

gen Tagen zuldssig™™". Allerdings sind vier Tage in aller Regel schon zu vie . Selbst ein

Zeitraum von drei Tagen kann unter Umstdanden schon nicht mehr als unverziiglich gel-

ten1385

. Es diirfte nicht problematisch sein, die Belehrung liber die erhobenen Anschuldi-
gungen innerhalb von maximal zwei Tagen durchzufiihren. Die Anschuldigungen sind im
Falle von piratischen Handlungen im Ergebnis immer die gleichen und die zustandige
Staatsanwaltschaft kann diese den Soldaten vor Ort Giber Funk auch problemlos mittei-

len.

Art 5 Abs. 2 EMRK enthalt gegenliber Art. 9 Abs. 2 IPBPR noch eine weitergehende Be-
sonderheit. Art. 5 Abs. 2 EMRK verlangt, dass die erforderlichen Mitteilungen gegeniiber
dem Festgenommenen in einer diesem verstdndlichen Sprache zu erfolgen haben. Diese
Bestimmung verlangt zweierlei. Zum einen ist sie rein technisch dahingehend zu begrei-
fen, dass der Festgenommene der Sprache, in der die Mitteilungen erfolgen, machtig sein
muss*%°. Allerdings muss es sich dabei nicht um die Muttersprache des Festgenomme-
nen handeln™®. Zum Anderen verlangt Art. 5 Abs. 2 EMRK aber auch, dass die Mitteilung
in einer untechnischen, also fiir den Normalblirger verstindlichen Alltagssprache er-

1388

folgt™". Letzteres dirfte in der Praxis der Pirateriebekdampfung vor Somalia weniger ein

Problem sein. Hinsichtlich der zu wahlenden Sprache kdnnten sich allerdings Schwierig-

381 1m Falle einer Festnahme nach § 127 Abs. 1 StPO sind deren Griinde entweder Verdacht der

Flucht oder keine sofortige Feststellbarkeit der Identitat, wahrend sich die evtl. zu erheben-
den Beschuldigungen aus den Straftatbestanden des StGB ergeben.

1382 vigl. Esser/Fischer in JR 2010, S. 513 (518).

3% HRC, Entsch. v. 26.03.2002, Comm. No. 845/1998 (, Kennedy”).

138 EGMR, Urt. v. 28.02.2008, Appl. No. 37201/06 (,Saadi“).

385 HRC, Entsch. v. 24.07.2008, Comm. No. 1450/2006 (,Komarovski“).
3% EGMR, Urt. v. 05.02.2002, Appl. No. 51564/99 (,,Conka“).

3% EGMR, Urt. v. 26.05.2005, Appl. No. 45097/04 (,,Parlanti®).

3% EGMR, Urt. v. 27.03.1991, Appl. No. 12244/86 (,,Fox").
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keiten ergeben. Wie in nahezu jedem afrikanischen Land gibt es in Somalia eine uniber-
schaubare Vielzahl von Sprachen. Somali ist die offizielle Amtssprache, daneben fungie-

1389 Es kdnnte daher schwierig werden,

ren Arabisch und Italienisch als Verkehrssprachen
bei jedem Festgenommenen herauszufinden, welche Sprache er tatsachlich versteht und

anschlieBend eine Ubersetzung der notigen Mitteilungen zu erhalten.

AbschlieBend ist noch festzustellen, dass es keine Anforderungen an die Form der Mittei-

1390

lung gibt, sie muss also insbesondere nicht schriftlich erfolgen™"". Daneben kann eine

Mitteilung nach den besonderen Umstanden des Einzelfalls entgegen Art. 5 Abs. 2 EMRK,

Art. 9 Abs. 2 IPBPR auch ginzlich unnétig sein™

. Dann namlich, wenn sich die Griinde
fur die Festnahme oder auch die erhobenen Beschuldigungen aus den Umstdanden der
Festnahme ergeben oder dem Festgenommenen ohnehin bekannt sind*°?. Diese
Grundsatze dirften tatsachlich bei den meisten Fdllen der Festnahme von mutmaRlichen
Piraten einschldgig sein. Erfolgt die Festnahme unmittelbar nach einem versuchten An-
griff auf ein Schiff, so liegen deren Griinde und die konkreten Beschuldigungen auf der
Hand. Allerdings sollte das Erfordernis der Mitteilungen nicht auf diese Weise ausgehohlt
werden. Sollte es aber tatsachlich einmal zu einem Verfahren vor dem EGMR kommen,
etwa weil die Mitteilungen aufgrund der erwdhnten Sprachprobleme unterblieben sind,
so kdnnten die genannten Grundsdtze einen "Rettungsanker" fiir die Bundesrepublik be-

deuten.

e) Hochstdauer der Freiheitsentziehung

Eine weitere wichtige Frage in diesem Zusammenhang ist die nach der maximalen Dauer
einer vorlaufigen Festnahme. Es fragt sich also, wie lange festgenommene verdachtige
Personen im Gewahrsam der deutschen Marinesoldaten verbleiben dirfen, bevor sie
entweder einem Richter vorgefiihrt oder freigelassen werden missen. Die einzelnen
Grundrechtskataloge machen hierflr unterschiedliche Vorgaben. Art. 5 Abs. 3 EMRK und
Art. 9 Abs. 3 IPBPR verlangen, dass eine aufgrund des Verdachts einer strafbaren Hand-

lung festgenommene Person unverziglich einem Richter vorzufiihren ist. Art. 6 EUGrCh

1389 http://www.bbc.com/news/world-africa-14094546
(Artikel vom 21.05.2013, zuletzt abgerufen am 04.02.2014).

B% pérrin Dorr/Grote/Marauhn, EMRK/GG, Kap. 13, Rn. 36.
1391 Elberling in Karpenstein/Mayer, EMRK, Art. 5, Rn. 95.

3% EGMR, Urt. v. 11.07.2000, Appl. No. 20869/92 (“Dikme”); Urt. v. 05.04.2001, Appl. No.
26899/95 (“H.B.”).
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trifft hierzu keine Aussagen, jedoch muss das Erfordernis einer unverziiglichen Vorfih-

rung auch hier Gber die Transferklausel des Art. 52 Abs. 3 EUGrCh hineingelesen wer-

1393

den™". Einen anderen Weg geht Art. 104 Abs. 3 GG, der unmissverstandlich vorschreibt,

dass jede wegen des Verdachts einer strafbaren Handlung festgenommene Person spa-
testens am Tag nach der Festnahme einem Richter vorzufiihren ist. Daraus ergibt sich
also eine maximale Dauer der vorlaufigen Festnahme von 48 Stunden, wobei diese Zeit-
spanne, je nachdem zu welchem Zeitpunkt die Festnahme stattgefunden hat, auch deut-

1394

lich kiirzer ausfallen kann™"". Daraus ergeben sich zwei Problemkreise. Zum einen stellt

sich die Frage, was denn genau unter einem unverziglichen Vorfiihren i.S.v. Art. 5 Abs. 3
EMRK, Art. 9 Abs. 3 IPBPR und auch Art. 6 EUGrCh zu verstehen ist. Zum anderen soll
untersucht werden, ob dies Auswirkungen auf die Hochstfrist nach Art. 104 Abs. 3 GG

haben kann oder, ob es sich hierbei um eine unverriickbare zeitliche Grenze handelt.

Die unverzigliche Vorfiihrung vor einen Richter ist in allen Fallen Ausdruck des Rechts-

staatsprinzips und soll den effektiven Schutz gegen willkirliche und rechtswidrige Eingrif-

1395

fe in die Freiheit der Person durch den Staat garantieren™". Was aber konkret unter ei-

ner unverziglichen Vorflihrung zu verstehen ist, bedarf der Auslegung und hangt auch

1396
b

immer von den Umstanden des Einzelfalls a . Im Normalfall wurden durch die Recht-

sprechung bisher Zeitrdume von zwei bis vier Tagen zwischen Festnahme und Vorfiihrung

1397 Normalerweise ist eine Frist von vier Tagen dabei gleichzeitig die Hochst-

1398

akzeptiert

grenze fiur eine vorlaufige Inhaftierung™="". Das kann aber nicht immer und liberall gelten.

Tatsadchlich kdnnen langere Zeitraume zumindest dann akzeptiert werden, wenn sie nicht

willkiirlich und ohne verniinftigen Grund entstanden sind, sondern mit den Besonderhei-

1399

ten des Einzelfalls begriindet werden kénnen """, Im Falle der Pirateriebekdmpfung vor

Somalia besteht auf jeden Fall eine Ausnahmesituation insoweit, als die Erreichbarkeit

1400

eines Richters sehr eingeschrankt ist™" . Schon aufgrund der GrofRe des Operationsge-

biets ist es wohl eher die Ausnahme als die Regel, dass ein Richter auf dem Festland in-

1393 Borowsky in Meyer, EU-GrCh, Art. 52, Rn. 30.

3% vigl. Schulze-Fielitz in Dreier, GG, Art. 104, Rn. 54.

B% Meyer-Ladewig, EMRK, Art. 5, Rn. 62.

3% neyer-Ladewig, EMRK, Art. 5, Rn. 665.

B39 EGMR, Urt. v. 29.04.1999, Appl. No. 25642/94 (,Aquilina”).

1% Meyer-Ladewig, EMRK, Art. 5, Rn. 665.

139 Gollwitzer, Menschenrechte im Strafverfahren, Art. 5 MRK/Art. 9 IPBPR, Rn. 111.

1490 via|. zu verschiedenen Moglichkeiten, die Erreichbarkeit eines Richters vor Ort zu verbessern:

Fournier, Einsatz, S. 235 f.



231

nerhalb weniger Tage erreicht werden kann. Solche besonderen Umstdnde kdnnen bei
der Beurteilung, ob eine Vorfiihrung unverzuglich erfolgt ist, allerdings durchaus Beruick-

sichtigung finden.

So ist die vom EGMR entwickelte Hochstfrist von vier Tagen in besonderen Fallen durch-
aus erweiterbar. Fiir den Fall einer Festnahme auf Hoher See, wie es bei der Pirateriebe-
kampfung vor Somalia mit Abstand am haufigsten vorkommen diirfte, hat der EGMR ent-
schieden, dass ein Zeitraum von knapp zwei Wochen, der bendétigt wurde, um den nachs-

1401

ten Hafen anzulaufen, noch als unverziiglich gelten kann™"". Die Entscheidungen des

EGMR, die naturgemafd Art. 5 Abs. 3 EMRK als Malistab angelegt haben, sind auf den pa-

rallel gelagerten Art. 9 Abs. 3 IPBPR []bertragbar1402

. Fiir den an sich Uber eine notige
Vorflihrung keine Aussage treffenden Art. 6 EUGrCh gelten, wie gesagt, iber die Trans-
ferklausel des Art. 52 Abs. 3 EUGrCh die gleichen Grundsatze. Auch die Auslegung der
EMRK durch den EGMR wird von der Transferklausel erfasst*®

und europarechtlicher Sicht also festhalten, dass deutsche Soldaten zwar unbedingt ge-

. Es lasst sich aus volker-

halten sind, wegen des Verdachts der Piraterie festgenommene Personen unverziiglich
einem Richter vorzufiihren. Diese Unverziiglichkeit kann jedoch unter den besonderen
Umstdnden des Operierens auf See auch nach mehreren Tagen bzw. nach mehr als einer

Woche gewahrt sein.

Nun stellt sich allerdings die Frage, ob dies aus verfassungsrechtlicher Sicht nicht anders
zu beurteilen ist. Zwar spricht Art. 104 Abs. 2 S. 2 GG zundachst auch von einer unverziig-
lichen Vorfiihrung. Art. 104 Abs. 3 S. 1 GG konkretisiert dies jedoch dahingehend, dass

1404

die Vorfiihrung spatestens am Tag nach der Festnahme zu erfolgen hat™" . Diese Hochst-

frist von maximal 48 Stunden ist aus rein verfassungsrechtlicher Sicht als absolute zeitli-

1405 Djese grundgesetzliche

che Grenze zu verstehen, die nicht erweitert werden kann
Bestimmung koénnte strikt auszulegen sein und auch im Falle der Pirateriebekampfung
vor Somalia unbeschrankte Geltung beanspruchen, mit der Folge, dass Festgenommene

spatestens nach 48 Stunden freigelassen werden miissten, da eine Vorfilhrung innerhalb

101 EGMR, Urt. v. 29.03.2010, Appl. No. 3394/03 (, Medvedyev*).
1402 Vgl. Gollwitzer, Menschenrechte im Strafverfahren, Art. 5 MRK/Art. 9, 11 IPBPR, Rn. 111.
19 panwitz in Tettinger/Stern, EU-GrCh, Art. 52, Rn. 57.

108 Auf Art. 104 Abs. 2 S. 3 GG wird nicht eingegangen, da es sich bei Bundeswehrsoldaten nicht

um Angehorige der (Vollzugs-)polizei handelt, fur die diese Vorschrift ausschlieBlich gilt
(Schulze-Fielitz in Dreier, GG, Art. 104, Rn. 55).

1995 Schulze-Fielitz in Dreier, GG, Art. 104, Rn. 54.
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146 Dem Grunde nach wiirde dann

dieser Zeit praktisch so gut wie ausgeschlossen ist
gleichzeitig mit dem Verstol3 gegen Art. 104 Abs. 2 S. 1 GG auch ein Verstol? gegen die
volker- und europarechtliche Pflicht zur Vorfiihrung vorliegen, da nach nationalem Recht

eine langer als nach Art. 104 Abs. 2 S. 1 GG andauernde Haft rechtswidrig st

Die einzige im Grundgesetz explizit genannte Moglichkeit einer langeren Inhaftierung
ohne Vorfliihrung vor einen Richter besteht nach Art. 115c Abs. 2 Nr. 2 GG im hier aber
keinesfalls vorliegenden Verteidigungsfall, in welchem eine Hdchstfrist von vier Tagen

1408 jedoch ist es denkbar, dass eine praktisch notwendige Ver-

angeordnet werden kann
langerung der Frist bis zur Vorfiihrung nach den Prinzipien des Grundgesetzes zu begrin-
den ist. Eines dieser Prinzipien ist die bereits erwahnte Volkerrechtsfreundlichkeit des

1909 Dieses aus Art. 25 GG entspringende Prinzip bewirkt wie gezeigt, dass

Grundgesetzes
Grundrechte bei grenziiberschreitenden Sachverhalten unter Umstdanden vor dem Hin-
tergrund der Volkerrechtsordnung zu modifizieren sind**!°. Das Gleiche muss auch fir
das grundrechtsgleiche Recht aus Art. 104 Abs. 2 S. 1 GG gelten. Es ist danach also mog-
lich, die Bestimmung des Art. 104 Abs. 2 S. 1 GG gemald dem entsprechenden Vdélkerrecht
zu modifizieren, solange diese Modifikation nicht zu einer Absenkung des Schutzniveaus

1411 Dieser vélkerrechtliche Mindest-

unter den volkerrechtlichen Mindeststandard fihrt
standard entspricht dann der durch den EGMR entwickelten Tragweite von Art. 5 Abs. 3
EMRK, mit dem Ergebnis, dass auch vor dem Hintergrund von Art. 104 Abs. 2 S. 1 GG eine
Vorflihrung noch als unverziglich gelten kann, wenn sie zwar nicht binnen 48 Stunden,
aber doch so bald als unter den gegebenen Umstdnden ohne unbegriindbare Verzoge-
rung moglich erfolgt’**2. Dies ist auch keine die Wortlautgrenze des Art. 104 Abs. 2

S. 1 GG missachtende und damit unzuldssige Auslegung. Vielmehr liegt in diesem Fall

1906 rischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 481 (497 f.); Heinicke in KJ 2009, 179 (192).

1997 Schulze-Fielitz in Dreier, GG, Art. 104, Rn. 55; Gollwitzer, Menschenrechte im Strafverfahren,

Art. 5 MRK/9, 11 IPBPR, Rn. 111a.
1498 rischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 481 (498).
1909 5 o. Teil 4, B. 1., 2. d).
1410 ByverfGE 100, 313 (362 f.).
Y1 schmahl in Schmidt-Bleibtreu/Hofmann/Henneke, GG, Art. 104, Rn. 27.

12 Epenso: Schiedermair in AGR 135, S. 185 (212, Fn. 154); Arnauld in AVR 47 (2009), S. 454
(472); Wiefelspiitz in NZWehrr 2009, S. 133 (149); VG Koéln, Urt. v. 11.11.2011, Az.: 25 K
4280/09; a.A.: Fischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 481 (513); wohl auch: Ladiges in
NZWerhrr 2012, S. 56 (60), der allerdings annimmt, dass das VG K&In in seinem o.g. Urteil von
einer ganzlichen Unanwendbarkeit des Art. 104 Abs. 3 GG ausgeht, was aber ersichtlich nicht
der Fall ist.
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Uiberhaupt keine (volkerrechtskonforme) Auslegung, sondern eine aufgrund der volker-
rechtlichen Rahmenbedingungen i.S.v. Art. 25 GG vorzunehmende echte Modifikation

des Art. 104 Abs. 2 S. 1 GG vor, fir die der Wortlaut gerade nicht die duBerste Grenze

ist'*3. Unabhingig davon kénnte eine Méglichkeit zur Verkirzung der Zeit bis zur Vor-

fihrung vor einen Richter und damit der Ungewissheit fiir den Beschuldigten sein, eine

Vorfithrung per Videoschaltung gleichsam virtuell durchzufiihren*'*

oder Pflicht hierzu besteht allerdings nach dem Gesagten nicht***>.

. Eine Notwendigkeit

[Il. Zwischenergebnis

Festzustellen ist nach alldem also eine umfassende Grundrechtsbindung der an der Ope-
ration Atalanta beteiligten deutschen Soldaten nach allen in Betracht kommenden
Grundrechtsregimen. Die Grundrechtsregime sind allesamt nicht durch das Humanitare
Volkerrecht verdrangt. Dies liegt zum einen daran, dass die Bekdmpfung der Piraterie am
Horn von Afrika unter keinen Umstdnden als internationaler oder nicht internationaler
bewaffneter Konflikt i.S.d. Humanitaren Voélkerrechts angesehen werden kann. Das ware
allerdings Grundvoraussetzung fiir die Anwendbarkeit des Humanitiren Voélkerrechts.
Davon abgesehen verdrangt das Humanitare Vélkerrecht die internationalen und natio-
nalen Grund- und Menschenrechtsregelungen aber auch dann nicht, wenn es anwendbar
ist. Angesichts des hohen Stellenwerts, der den Menschenrechten zukommt, ist eine sol-
che Verdrangung ausgeschlossen. Die Grundrechtsregime knipfen ihre Anwendbarkeit
vor allem an die Ausiibung von Hoheitsgewalt. Insoweit ist festzuhalten, dass die deut-
schen Soldaten am Horn von Afrika deutsche Hoheitsgewalt ausiiben, weil eine Verlage-
rung insoweit nicht stattgefunden hat. Die EUGrCh verlangt nicht einmal dieses Merkmal,
sondern nur die Anwendung von Unionsrecht. Auch dieses Merkmal ist erfillt, weil bei
der Ausflihrung der EU-Operation Atalanta im weitesten Sinne Unionsrecht durchgefiihrt

wird.

Die im Fall des Anti-Piraterie-Einsatzes am ehesten betroffenen Grundrechte sind die
Rechte auf Leben, korperliche Unversehrtheit und Freiheit. Das Recht auf kérperliche
Unversehrtheit besteht in dieser Allgemeinheit nur in der EUGrCh und im Grundgesetz. In

jedes dieser Rechte kann eingegriffen werden, wenn eine gesetzliche Grundlage vorhan-

1413 Trésoret, Seepiraterie, S. 575.

1414 Krefs in Weingartner, Die Bundeswehr als Armee im Einsatz, S. 95 (116); Rinio in BJ 99 (2009),
S. 150 (151).

Y5 Fournier, Einsatz, S. 235 f. hilt eine Pflicht zur virtuellen Vorfiihrung jedenfalls fir denkbar.
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den ist und die VerhaltnismaRigkeit gewahrt ist. Die einschldgigen Rechtsgrundlagen des
deutschen Rechts sind, abgesehen von Notwehr- und Nothilfefadllen, das UzwG fir To6-
tungen und Korperverletzungen und § 127 Abs. 1 StPO fir Festnahmen. Im Falle von
Festnahmen sind die Festgenommenen nach allen Grundrechtsordnungen (ber den
Grund der Festnahme und spdter dariber zu belehren, welche Taten ihnen zur Last ge-
legt werden. Zu beachten ist schlieflich, dass alle Grundrechtsregime eine vorlaufige
Festnahme nur fir eine gewisse Zeit gestatten. Diese Zeit ist allerdings entsprechend der
besonderen Situation auf See zu bemessen, wofiir alle Grundrechtsordnungen auch aus-
reichenden Spielraum bieten. Das gilt insbesondere auch fiir das Grundgesetz, obwohl
Art. 104 Abs. 2 GG eine Héchstfrist von 48 Stunden vorschreibt. Uber Art. 25 GG i.V.m.
dem volkerrechtlichen Mindeststandard, der sich aus den anderen Grundrechtskatalogen

ergibt, kann diese starre Frist jedoch ausgedehnt werden.

C. Formelle Probleme nach Europarecht

Bei der Operation Atalanta handelt es sich um eine Militdroperation der EU. Dement-
sprechend kdnnen sich in diesem Zusammenhang rechtliche Probleme auch aus dem Eu-
roparecht ergeben. Wenn diese auch weniger bedeutend sind als diejenigen, die ihren
Ursprung im Volkerrecht oder im nationalen Recht haben, sollen sie dennoch nicht un-
erwahnt bleiben. Es handelt sich hierbei vor allem um zwei Fragen. Diese sind zugegebe-
nermalRen eher formeller und theoretischer Natur, sodass sie fiir die rechtliche Bewer-
tung der Pirateriebekampfung im Rahmen der Operation Atalanta weitestgehend ohne
Bedeutung sind. Ein kurzer Blick auf diese Fragen soll allerdings der Vollstandigkeit hal-

ber erfolgen.

l. Inbezugsetzung zu GASP und GSVP

Eine Einordnung der Operation Atalanta in das Geflige von GASP und GSVP hat anhand
der Zielsetzung zu erfolgen — dies deshalb, weil die mit den Mitteln des jeweiligen Politik-
feldes zu verfolgenden Ziele anhand der Bestimmung des Art. 43 Abs. 1 EUV klar um-
grenzt werden kodnnen. Im Ergebnis bedarf es also nur eines Vergleichs der verschiede-
nen Ziele. Ausweislich des Beschlusses sind die Ziele der Operation Atalanta zusammen-
gefasst der Schutz von Schiffen vor seerduberischen Handlungen und daneben die Uber-
wachung der Fischereitatigkeit vor der Kiiste Somalias. Gem. Art. 43 Abs. 1 EUV sind die
im Rahmen der GSVP zu verfolgenden Ziele Abristung, humanitare Aufgaben, Rettungs-
einsatze, militarische Beratung und Unterstiitzung, Konfliktverhitung, Schaffung sowie

Erhaltung des Friedens und die Stabilisierung nach Konflikten. Dabei kann auch die Be-
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1418 Ein vergleichender Blick mit den Zielen

kampfung des Terrorismus eine Rolle spielen
der Operation Atalanta zeigt recht schnell, dass diese sich héchstens als Wahrnehmung
einer humanitaren Aufgabe darstellen kénnte. Humanitdre Aufgaben sind Operationen,
die dazu dienen sollen, die Versorgung der Bevdlkerung in Notsituationen sicherzustel-

1417
len

. Insofern ist der Schutz der Schiffe des Welternahrungsprogramms, der bewirken
soll, dass die transportierten Lebensmittel tatsachlich bei der hungernden Bevélkerung
ankommen, sicherlich eine humanitare Aufgabe. Wie bereits gezeigt kommt die Bekdmp-
fung des Terrorismus nicht in Frage, da die Aktivitdten der Seerduber vor Somalia nicht
dem terroristischen Spektrum zugeordnet werden kénnen. Friedenserhaltende Mal-
nahmen setzen das Vorhandensein eines gewissen MaRes an Frieden voraus, was in So-
malia nicht der Fall ist. Zur Friedensschaffung wiederum ist die Operation Atalanta voéllig
ungeeignet — allein schon, weil kein Einwirken auf die Konfliktparteien, die sich aus-

schliefRlich auf dem Festland befinden, stattfindet %,

Was also die Bekampfung der Seerduberei und die Uberwachung der Fischereitatigkeiten
angeht, so kann nach allem Gesagten nur der Schluss gezogen werden, dass es sich hier-
bei um Bekdampfung von organisierter Kriminalitdt handelt. Dies ist im Rahmen der GASP
keinesfalls ausgeschlossen, lasst sich aber auch unter keinen Umstanden dem Bereich
der GSVP zuordnen***®. Daher muss festgehalten werden, dass sich die Operation Atalan-
ta in beiden Politikfeldern bewegt. Hieraus resultieren praktisch keine Folgeprobleme.
Aus den dargestellten Zusammenhangen zwischen GASP und GSVP ergibt sich nicht nur,
dass die GSVP integraler Bestandteil der GASP ist, sondern auch, dass fiir beide Bereiche
die gleichen Handlungsformen und, jedenfalls in den wichtigen Bereichen, die gleichen
Akteure gelten. Darliber hinaus ist der Union auch im Bereich der GASP ein militarisches

Vorgehen nicht versagt™*%.

1418 pie Terrorismusbekampfung ist in Folge der Anschldge vom 11. September 2001 immer weiter

aus dem Bereich der PJZS in den Bereich der GASP und hier letztendlich in die GSVP ,hinlber-
gewandert” (Ramsperger, Die Terrorismusbekdampfung im Rahmen der Européischen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik, S. 41).

" Graf von Kielmansegg, Die Verteidigungspolitik der Europ&ischen Union, S. 149.

18 7ur Notwendigkeit dieses Merkmals: Ramsperger, Die Terrorismusbekdmpfung im Rahmen
der Europdischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik, S. 45.
"2 Watzal, in APuZ 43/2006, S. 2 (2).

1920 g 0. Teil 3, B., III., 1., b) und c).
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Il. Keine eigenen Instrumentarien im Rahmen der GSVP

Titel V Kapitel 2 Abschnitt 2 EUV wirft die Frage auf, ob die EU im Rahmen der GSVP {ber
spezielle Handlungsformen verfligt bzw., ob solche nétig sind. Diesen Eindruck erwecken
zunachst die Art. 42 ff. EUV, in denen von Missionen die Rede ist. Vergleicht man dies mit
den Begriffen in Art. 25 EUV, so fallt auf, dass dort keine Missionen erwahnt werden. Es
handelt sich also entweder um eine besondere Handlungsform im Rahmen der GSVP o-
der die Mission ist einer oder sogar mehreren der Handlungsformen des Art. 25 EUV zu-

zurechnen.

Die bevorzugte Handlungsform fir militdrische Aktionen der EU war bereits unter der

alten Rechtslage die gemeinsame Aktion nach Art. 14 EUV a.F. So wurden beispielsweise

die militarischen Operationen in Mazedonien**!

go1422 und in Bosnien—Herzegowina1423

, in der Demokratischen Republik Kon-
als gemeinsame Aktionen beschlossen. Es ist auch
allgemein anerkannt, dass die EU spatestens seit dem Vertrag von Amsterdam in Form
der gemeinsamen Aktion auch militdrisch und auch im Rahmen der GSVP handeln

darfl4*,

Die Einfihrung des Begriffs der Mission in Art. 42 ff. EUV andert an dieser Rechtslage
nichts. Gegen eine Einstufung der Mission als eigenstandige Handlungsform spricht
schon die fehlende nahere Ausgestaltung. Einzige relevante Bestimmung ist insofern
Art. 43 Abs. 2 HS. 1 EUV. Dieser besagt aber nur, dass der Rat die Beschliisse liber Missi-
onen zu féllen hat. Vor dem Hintergrund der ohnehin bestehenden allgemeinen Zustan-
digkeit des Europdischen Rats und des Rats fiir Beschliisse im Rahmen der GASP bedeutet
dies aber nur eine konkrete Zuweisung der Beschlusskompetenz an den Rat und eben
nicht den Europédischen Rat. Dariiber hinaus schlieRt Art. 31 Abs. 4 EUV in Ubereinstim-
1425

mung mit der alten Rechtslage
nerell aus'**®. AuBerdem ist Titel V Kapitel 2 Abschnitt 1 EUV, in dem sich die Vorschrift

Beschlisse mit militarischen Beziigen gerade nicht ge-

zu den moglichen Handlungsformen, Art. 25 EUV, befindet, mit Allgemeine Bestimmun-

1421 Gemeinsame Aktion 2003/92 GASP — Operation Concordia.
1422 Gemeinsame Aktion 2003/423 GASP — Operation Artemis.

1423 Gemeinsame Aktion 2004/570 GASP — Operation Althea.

1424 Bashlinskaya, Die Européische Sicherheits- und Verteidigungspolitik, S. 164 m.w.N.

1925 vigl. dazu: Graf von Kielmansegg, Die Verteidigungspolitik der Europaischen Union, S. 258 f.

1428 calliess, Die neue Europaische Union nach dem Vertrag von Lissabon, S. 391.



237

gen Uberschrieben, was den Schluss nahelegt, dass die Handlungsformen des Art. 25 EUV

auch im Rahmen der GSVP zur Anwendung kommen sollen.

D. Moglichkeiten der Strafverfolgung festgenommener Piraten

Hinsichtlich der Aburteilung festgenommener Piraten stellt sich natiirlich die Frage, vor
welchen Gerichten diese erfolgen soll. Das SRU verleiht das Recht zur Aburteilung vor-
rangig demjenigen Staat, der die Piraten ergriffen hat. Dieser hat aber unter Umstanden
gar kein Interesse, von diesem Recht Gebrauch zu machen. Daraus ergeben sich zwei
praktisch bedeutsame Fragen. Zum einen ist zu untersuchen, inwiefern es zulassig ist,
festgenommene Piraten zur Aburteilung an andere Staaten zu Uberstellen und welche
rechtlichen Vorgaben und Schranken dabei zu beachten sind. Zum anderen soll auch der
Frage nachgegangen werden, ob die Aburteilung von Piraten auch durch ein internatio-
nales Gericht erfolgen kann und ob es bereits ein solches gibt, das fiir diese Aufgabe ge-

eignet ist oder, ob hierfiir ein neues internationales Gericht geschaffen werden sollte.

|. Uberstellung zur Aburteilung an Drittstaaten

Zunachst fallt auf, dass offenbar keiner der an den verschiedenen Anti-Piraterie-

Missionen im Golf von Aden beteiligten Staaten besondere Bemiihungen zeigt, der Pira-

1427

terie verdachtige Personen vor seine nationalen Gerichte zu stellen™". Nicht zuletzt liegt

dies darin begriindet, dass die meisten europdischen Staaten beflirchten, die Piraten

1428

kénnten dort spatestens nach VerbiBung ihrer Strafe Asyl beantragen™". Schlimmsten-

falls konnte die Aussicht, iber den Umweg der Verhaftung und Verurteilung dauerhaft

nach Europa zu kommen, sogar noch einen zusatzlichen Anreiz fir den Einstieg in die

1929 " vielmehr wurde und wird versucht, lokale Drittstaaten mit dieser

Aufgabe zu betrauen. Entsprechende Abkommen bestanden bzw. bestehen mit Kenia'**,

1431 1432 1433 Eq stellt sich

Piraterie bieten

den Seychellen und Mauritius™°, sowie seit Neuestem mit Tansania

1927 yigl. ausfuhrlich: Bartels-Leipold, Internationaler Gerichtshof firr Piraterie, S. 92 ff.

128 Arnauld in AVR 47 (2009), S. 454 (469); Schmahl in ASR 136 (2011), S. 44 (61).
129 Trésoret, Seepiraterie, S. 587.

1430 ABI. 2009, L 79, S. 49 ff. Dieses Abkommen wurde von Seiten Kenias im Jahr 2010 wieder ge-
kiindigt (BT-Drucks.. 17/8941, S. 1).

1431 ABI. 2009, L 315, S. 37 ff.
1432 ABl. 2011, L 254, S. 1 ff.
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hierbei zum einen die Frage, auf welcher Grundlage diese Drittstaaten ihre Jurisdiktion

1434

Uber mutmalRliche Piraten ausliben™"". Zum anderen ist zu fragen, ob seitens der an der

Pirateriebekampfung unmittelbar beteiligten Staaten, insbesondere Deutschlands, weite-

re rechtliche Vorgaben beachtet werden missen.

Ausgangspunkt der Frage, ob und wenn ja auf welcher Grundlage eine Ubergabe von
mutmallichen Seerdubern an einen Drittstaat zum Zwecke der Aburteilung erfolgen darf,
muss zunichst das Volkerrecht sein. Auf dieser Ebene statuiert Art. 105 S. 2 Alt. 1 SRU

das Recht, aber eben nicht die Pflicht, festgenommene Piraten durch die Gerichte des

1435

Ergreiferstaats abzuurteilen™". Hieraus wird in Kombination mit dem Weltrechtsprinzip

tiberwiegend gefolgert, dass eine Ubergabe an einen Drittstaat zur Aburteilung zulissig

ist'*®. Zuzugeben ist hierbei allerdings, dass dies nicht ohne Weiteres aus Art. 105 S. 2

Alt. 1 SRU abzulesen ist. Dieser beschrankt sich darauf, eine solche Uberstellung lediglich

1437 1438

nicht zu verbieten™’. Wie schon angedeutet™" ergibt sich diese Md&glichkeit aber aus

der Zusammenschau von Art. 105 S. 2 Alt. 1 SRU mit dem Weltrechtsprinzip und nicht

11439

zuletzt auch der Zusammenarbeitspflicht aus Art. 100 SR . Es ist daher festzuhalten,

dass Art. 105 SRU insgesamt die Moglichkeit der Ubergabe von der Piraterie verdichti-

gen Personen an Drittstaaten zum Zwecke der Aburteilung keinesfalls ausschlieRt**.

1433 ABI. 2014, L 108, S. 1 ff.

3% Nicht eingegangen werden soll hier auf den Einsatz sogenannter Shiprider, also Vertretern der

Ubernahmebereiten Drittstaaten, die auf den Schiffen der Anti-Piraterie-Missionen eingesetzt
sind und so ohne Ubergabe unmittelbar die eigene Hoheitsgewalt Uber festgenommene
mutmalliche Piraten begriinden sollen (hierzu und zu den daraus resultierenden Rechtsprob-
lemen umfassend: Geif8/Petrig, Piracy, S. 85 ff.).

1435 5 0. Teil 3, A, I., 2., b), ee).

1436

Trésoret, Seepiraterie, S. 576; Geif3/Petrig, Piracy, S. 150; Kref3 in Weingartner, Die Bundes-
wehr als Armee im Einsatz, S. 95 (117).

7 Guilfoyle in 1CLQ 59 (2010), S. 141 (144); Bartels-Leipold, Internationaler Gerichtshof fur Pira-
terie, S. 155; a.A:. Sterio in AMULR 59 (2010), S. 1449 (1469) allerdings ohne Begriindung.

1438 5 0. Teil 3, A, I., 2., b), ee).
139 Treves in EJIL 20 (2009), S. 399 (402); Geif/Petrig, Piracy, S. 150.

1449 Epenso: Schmahl in AGR 136 (2011), S. 44 (61); Ladiges in NZWehrr 2012, S. 56 (63). Etwas
anderes gilt im Anwendungsbereich des SUA-Ubereinkommens. Art. 10 i.V.m. Art. 6 SUA-
Ubereinkommen verbietet eine Auslieferung an einen Drittstaat ohne die Zustimmung des
nach Art. 6 SUA-Ubereinkommen vorrangig jurisdiktionsberechtigten Staates (Treves in EJIL 20
(2009), S. 399 (411)). Allerdings spielt das SUA-Ubereinkommen hier kaum eine Rolle, s.o. Teil
3, A, L
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Dennoch wird auch vereinzelt die gegenteilige Auffassung vertreten. Argumentiert wird
hier unter anderem mit dem Prinzip der universellen Jurisdiktion selbst. Dieser unterliege
zwar das Delikt der Piraterie, daraus folge aber, dass eben nur Piraten durch jeden Staat
abgeurteilt werden konnen. Die Feststellung, ob sich ein Festgenommener tatsachlich
der Piraterie schuldig gemacht hat, obliege daher den Gerichten des Ergreiferstaates,

1441 Dass

weshalb sich eine Uberstellung von der Piraterie lediglich Verdichtigen verbiete
es sich hierbei allerdings um einen Zirkelschluss handelt, liegt auf der Hand. Die Feststel-
lung, ob ein Verdachtiger sich des ihm vorgeworfenen Delikts tatsachlich schuldig ge-

1442 pie dargestellte Ansicht

macht hat, ist notwendiger Bestandteil jedes Strafprozesses
liefe auf eine gekiinstelte und unnodtige Aufspaltung des Verfahrens hinaus, wonach zu-
nachst die Gerichte des Ergreiferstaats liber das Vorliegen des Tatbestands zu entschei-
den hatten, wahrend im Anschluss daran die Moglichkeit bestiinde, den Angeklagten an
einen anderen Staat zu (iberstellen, dessen Gerichte dann (nur) noch (ber die Strafe zu
entscheiden hatten. Es ist mehr als fernliegend, dass Art. 105 SRU tatsichlich ein solch

sonderbares Verfahren etablieren wollte**,

Ferner wird mit der Entstehungsgeschichte von Art. 105 SRU argumentiert. Die Vorliu-
ferbestimmung, Art. 43 des UNCLOS I-Entwurfs, enthalt u.a. das Recht zum Aufbringen

1444

von Piratenschiffen und zur Aburteilung der Seerauber ™. Im Kommentar der Volker-

rechtskommission heillt es dazu: “This right cannot be exercised at a place under the

1445 " Aus dieser Auslegung, die ohne weiteres auf Art. 105

jurisdiction of another state.
SRU Ubertragbar sei, folge, dass eben nur der Ergreiferstaat das Recht zur Aburteilung
hat und dieses auch nur selbst ausiiben darf***. Auch diese Argumentation verfingt im
Ergebnis nicht. Zunachst einmal erhellt beim Lesen des fraglichen Passus recht schnell,
dass hier nur bestimmt wird, dass der Ergreiferstaat seine Jurisdiktion liber den Verhaf-

teten nicht innerhalb des Geltungsbereichs der Jurisdiktion eines anderen Staates ausii-

Y4 Fischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 481 (514).

1442 Boylke, Strafprozessrecht, Rn. 3.

1443 kref in Weingartner, Die Bundeswehr als Armee im Einsatz, S. 95 (117); das andert freilich

nichts daran, dass vor einer Ubergabe einige Vorpriifungen durch den Ergreiferstaat vorge-
nommen werden mussen, dazu gehort aber eben gerade nicht das Vorliegen des Tatbestands,
sondern allenfalls des Tatverdachts (Trésoret, Seepiraterie, S. 579).

1444 yslkerrechtskommission in YBILC 1956 Vol. Il, S. 253 (283).
1445 yglkerrechtskommission in YBILC 1956 Vol. Il, S. 253 (283).
1498 Fischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 481 (514 f.).
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ben darf'**’. Das wire etwa vorstellbar, wenn die Gerichtsverhandlung direkt auf dem
ergreifenden Schiff stattfinden soll, sich dieses aber gerade in fremden Hoheitsgewas-
sern befindet. AuBerdem muss beachtet werden, dass Art. 43 UNCLOS I|-Entwurf ver-
schiedene Rechte enthalt, die sprachlich als ein ,right” zusammengefasst werden. Es ist
also schon zweifelhaft, ob sich die Einschrankung in Art. 43 S. 2 UNCLOS I-Entwurf Gber-

1448 Dariiber hinaus bleibt festzuhalten, dass

haupt auf das Jurisdiktionsrecht bezieht
selbst wenn Art. 43 S. 2 UNCLOS I-Entwurf im Sinne einer Jurisdiktionsbeschrankung auf
den Ergreiferstaat gemeint sein sollte, ein entsprechender Hinweis hierauf in Bezug zu
Art. 105 SRU fehlt***. Daher kann diese Interpretation von Art. 43 UNCLOS I|-Entwurf

eben nicht ohne weiteres auf Art. 105 SRU tibertragen werden.

Auf europarechtlicher Ebene befasst sich Art. 12 der gemeinsamen Aktion mit der Frage
der Strafverfolgung von festgenommenen Personen. Nach Art. 12 Abs. 1 der gemeinsa-
men Aktion kdnnen diese Personen entweder den Behorden desjenigen Staates liberge-
ben werden, durch dessen Schiff die Festnahme erfolgt ist oder an jeden anderen Mit-
gliedstaat oder auch jeden Drittstaat Gbergeben werden. Dies stellt allerdings nicht we-
sentlich mehr als einen Verweis auf Art. 105 SRU dar, denn die gemeinsame Aktion be-
zieht sich insgesamt in erster Linie auf die Kompetenzen aus dem SRU und konkretisiert
diese zum Teil in Bezug auf die an der Operation beteiligten Staaten. Danach bieten we-
der Art. 105 SRU noch Art. 12 der gemeinsamen Aktion eine regelrechte Rechtsgrundlage
fur die Uberstellung festgenommener Personen, sondern stellen lediglich klar, dass dies
nicht ausgeschlossen ist. Die eigentliche Rechtsgrundlage fiir die Uberstellung bilden die

bereits erwihnten Abkommen*°.

Bei der Frage nach den rechtlichen Grenzen solcher Ubergaben von Personen muss zu-

nachst aus formeller Sicht gefragt werden, ob sich Konsequenzen aus dem Unterschied

1451

zwischen formeller Auslieferung und formloser Uberstellung ergeben ™. Aus vélker-

rechtlicher Sicht besteht kein Vorrang der formlichen Auslieferung gegeniiber einer

147 KreR in Weingéartner, Die Bundeswehr als Armee im Einsatz, S. 95 (117).

148 Trésoret, Seepiraterie, S. 580.

1449 gref in Weingartner, Die Bundeswehr als Armee im Einsatz, S. 95 (117).

130 Gejf/Petrig, Piracy, S. 199. Wiederum gilt etwas anderes im Anwendungsbereich des SUA-

Ubereinkommens, hier wird Art. 11 Abs. 2 SUA-Ubereinkommen als ausreichende Rechts-
grundlage angesehen, allerdings nur wenn beide beteiligten Staaten Vertragsstaaten des SUA-
Ubereinkommens sind (Tiribelli in ORIL 8 (2005/06), S. 133 (149)).

%1 Hierzu: Geif3/Petrig, VN 2010, S. 3 (7); diesen Unterschied an sich wohl verneinend: Trésoret,

Seepiraterie, S. 576.
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formlosen Uberstellung, solange auch letztere durch entsprechende Vereinbarungen ge-

1932 Allerdings kénnte sich auf nationalrechtlicher Ebene etwas anderes aus dem

regelt ist
IRG™*>3 ergeben. Nach § 1 Abs. 1 IRG richtet sich der Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland
nach dem IRG. Dieses stellt sodann Verfahrensregelungen hierfir auf, wobei es aus-

1434 Allerdings konnte das IRG in den

schlieB8lich von der (formlichen) Auslieferung spricht
hier zur Diskussion stehenden Fillen gar nicht anwendbar sein. Entsprechend der Uber-
schrift des zweiten Teils wird iberwiegend angenommen, der Anwendungsbereich des
IRG sei nur in Fallen der Auslieferung aus Deutschland heraus in das Ausland eréffnet™*>>.
Richtigerweise wird man den Anwendungsbereich aufgrund der Schutzbedurftigkeit der
auszuliefernden Person jedenfalls dann auch auf deutsche Schiffe zu erstrecken haben,
wenn es etwa um die Auslieferung eines Passagiers oder Besatzungsmitglieds geht.
Wenn aber eine Person nur aufgrund ihrer Festnahme auf ein deutsches Schiff gelangt ist
und sich evtl. auch nur relativ kurze Zeit auf diesem aufgehalten hat, wird man wohl sa-
gen konnen, dass der Bezug zu Deutschland in diesem Fall nicht stark genug ist, um den

1456

Anwendungsbereich des IRG zu eréffnen™°. Dementsprechend spricht auch aus natio-

nalrechtlicher Sicht nichts gegen eine bloRe Ubergabe festgenommener Piraten.

Aus verschiedenen volkerrechtlichen und nationalrechtlichen Bestimmungen ergibt sich
im Gesamtbild aber jedenfalls in materieller Hinsicht ein Regelungsrahmen, den deutsche

Behérden bei der Uberstellung von mutmaRlichen Piraten zu beachten haben®*’. A

m
deutlichsten kommen die Grenzen der Uberstellungsmoglichkeit in Art. 12 Abs. 2 der
gemeinsamen Aktion zum Ausdruck. Dieser bestimmt, dass eine Uberstellung nur erfol-
gen darf, wenn zuvor mit dem betreffenden Drittstaat die Bedingungen hierfiir dahinge-
hend festgelegt wurden, dass fiir die Uberstellten nicht das Risiko der Todesstrafe, Folter
oder anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung
bestehtl458 1459

. Dieser sogenannte Non-Refoulement-Grundsatz="" ist Ausfluss der internati-

52 Guylfoile in ICLQ 59 (2010), S. 141 (152).

143 Gesetz Giber die internationale Rechtshilfe in Strafsachen.

% Der Anwendungsbereich des IRG ist hier auch nicht wegen § 1 Abs. 3 IRG gesperrt, weil Art.

105 SRU zwar deutsches Recht geworden ist, aber eben keine Rechtsgrundlage fiir eine Aus-
lieferung bzw. Uberstellung bietet.

15> Metgenberg in ZStW 52 (1932), S. 802 (814).

1436 Krefs in Weingartner, Die Bundeswehr als Armee im Einsatz, S. 95 (118).

%7 Nicht eingegangen wird hier auf Art. 16 Abs. 2 GG, da die Moglichkeit, dass ein deutscher Pi-

rat im Rahmen der Operation Atalanta aufgegriffen wird, wohl eine rein theoretische ist (vgl.
hierzu aber: Trésoret, Seepiraterie, S. 582 f.).

38 Treves in EJIL 20 (2009), S. 399 (411 f.).
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onalen Menschenrechtskataloge, insbesondere von IPBPR, EMRK und der UN-Anti-Folter-

1460

Konvention™™". Dass sich die entsprechenden Verpflichtungen nicht darin erschopfen,

dass die Staaten selbst niemanden einer entsprechenden Behandlung unterziehen dir-
fen, sondern auch sicherstellen miissen, dass dies durch keinen anderen Staat in Féallen
der Auslieferung geschieht, ist durch die Rechtsprechung von EGMR und BVerfG mehr-

fach klargestellt worden*®*,

Der EGMR hélt insbesondere Art. 3 EMRK fiir anwendbar und das hierin enthaltene Ver-
bot der Todesstrafe bzw. Folter oder unmenschlichen Behandlung fiir verletzt, wenn eine

Auslieferung erfolgt, obwohl der Auszuliefernde dadurch Gefahr [duft, einer der genann-

1462

ten Behandlungen unterzogen zu werden . Darlber hinaus hélt der EGMR auch eine

Verletzung von Art. 6 EMRK und des darin enthaltenen Rechts auf ein faires Verfahren

fir denkbar, wenn zu befiirchten steht, dass dem Auszuliefernden im Empfangerstaat ein

1463

fairer Prozess verweigert wirde ™. Das BVerfG hat klargestellt, dass die menschenrecht-

lichen Mindeststandards Uber Art. 25 GG Eingang in die nationale Rechtsordnung der
Bundesrepublik Deutschland gefunden haben und daher unmittelbar von deutschen Stel-

1464 Dasselbe gilt fur

len zu beachten sind und zwar auch in Bezug auf Auslieferungsfalle
andere fundamentale Grundsatze des deutschen Verfassungsrechts wie etwa die Abkehr

von der Todesstrafe in Art. 102 GG*®°,

Allerdings besteht grundsatzlich die Moéglichkeit, die Gefahr einer Verletzung dieser men-
schenrechtlichen Mindeststandards dadurch auszuschlieBen, dass der Empfangerstaat
eine Zusicherung dahingehend erteilt, rechtsstaatliche Grundsatze zu beachten und von

der Verhdngung oder jedenfalls der Vollstreckung der Todesstrafe im Einzelfall abzuse-

1466

hen ™. Entsprechende Zusicherungen hat sich die EU in den von ihr mit Drittstaaten ge-

schlossenen Abkommen zur Uberstellung von mutmaRlichen Piraten erteilen lassen*®’.

159 Geif3/Petrig, Piracy, S. 207.
1480 greR in Weingartner, Die Bundeswehr als Armee im Einsatz, S. 95 (118).
181 rischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 481 (513).

1462 EGMR, Urt. v. 07.07.1989, Appl. No. 14038/88 (,Soering“); Urt. v. 28.02.2008, Appl. No.
13229/03 (,,Saadi“).

1463 EGMR, Urt. v. 07.07.1989, Appl. No. 14038/88 (,Soering*).

14%4 BVerfGE 63, S. 332 (337); 75, S. 1 (18 ff.).

% Arnauld in AVR 47 (2009), S. 454 (475).

1488 vigl. EGMR, Entsch. v. 16.10.2006, Appl. No. 1104/04 (,G.S.B.0.“).
17 Gathii in AJIL 104 (2010), S. 416 (433 f.).
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Eine solche Zusicherung muss aber dennoch seitens des Ausliefererstaates auf ihre Ver-

1468

trauenswiirdigkeit hin iberprift werden™". Zudem ist es no6tig, dass der Ausliefererstaat

das Recht und die Méglichkeit bekommt, die Einhaltung der Zusicherung effektiv zu kon-

1469

trollieren™. In Anbetracht dieser strengen Malistdbe muss die Situation von Haftlingen

in Kenia als diesen menschenrechtlichen Mindeststandards nicht genligend charakteri-

1470 In der Konsequenz wird die Uberstellung von mutmaRlichen Piraten an

1471

siert werden

Kenia im Schrifttum nahezu einhellig als unzuldssig betrachtet™’". Dieser Auffassung hat

sich mittlerweile auch die Rechtsprechung angeschlossen®*’?.

Allerdings hat sich das Problem insoweit erledigt, als eine Uberstellung an Kenia wie be-

reits angemerkt nicht mehr erfolgt1473

. Das ist im Ergebnis auch zu begriiBen. Zwar hat in
diesem Fall Kenia von sich aus die Zusammenarbeit aufgekiindigt. Jedoch ware andern-
falls angesichts der gezeigten menschenrechtlichen Problematik eine Einstellung der
Uberstellungen seitens der EU zu fordern gewesen. Obwohl gerade die Haftbedingungen
in Kenia anscheinend eine gewisse Abschreckungswirkung auf die somalischen Piraten
entfaltet haben””, kann dies natiirlich angesichts des hohen Stellenwerts, den die Men-
schenrechte in Deutschland und der EU innehaben, kein Argument sein. Selbst wenn si-
chergestellt werden kdnnte, dass ein Empfangerstaat alle menschenrechtlichen Garan-
tien einhalt, konnte sich hieraus unter Umstanden ein weiteres Problem ergeben. Wenn
namlich ein Staat vor diesem Hintergrund die ihm Uberstellten mutmaRlichen Piraten
hinsichtlich der Verfahrens- und Haftbedingungen besser behandelt als seine eigenen,
,hormalen” Kriminellen, wiirde dies zur Herausbildung einer Zwei-Klassen-Justiz fihren,

was im Grunde ebenfalls nicht gewollt sein kann*”>.

1968 EGMR, Urt. v. 28.02.2008, Appl. No. 13229/03 (,Saadi“).
1469 EGMR, Entsch. v. 16.10.2006, Appl. No. 1104/04 (,G.S.B.0.“).

1470 Hierzu umfassend: Trésoret, Seepiraterie, S. 589 ff.; Krefs in Weingartner, Die Bundeswehr als

Armee im Einsatz, S. 95 (119).

Y1 Fischer-Lescano/Kreck in AVR 47 (2009), S. 482 (518); Trésoret, Seepiraterie, S. 592 ; Ladiges
in NZWehrr 2012, S. 56 (63); die RechtméaRigkeit der Uberstellung an Kenia jedenfalls bezwei-
felnd: Schmahl in AG6R 136 (2011), S. 44 (91); Kref8 in Weingértner, Die Bundeswehr als Armee
im Einsatz, S. 95 (120); Kénig in NordOR 2011, S. 153 (154).

172 yG Koln, Urt. v. 11.11.2011, Az.: 25 K 4280/09.

73 5.0. Teil 4, D., |.

147% shortland/Vothknecht in DIW Wochenbericht 7/2011, S. 2 (4).
Y7 kénig in NordOR 2011, S. 153 (154).
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II. Aburteilung durch einen internationalen Gerichtshof

Eine viel diskutierte Moglichkeit, die Strafverfolgung von Piraten zu intensivieren und
dem Problem der fehlenden Motivation einzelner Staaten hierzu Herr zu werden ist, die

strafrechtliche Verurteilung von Piraten in die Hande eines internationalen oder interna-

1476

tionalisierten Gerichtshofs zu legen™". Im Wesentlichen werden vier Modelle ins Spiel

gebracht, die sich durch unterschiedliche Ansatze bzgl. der Tragerschaft flir das Gericht
bzw. hinsichtlich der Frage, ob ein bestehendes Gericht mit der Aburteilung von Piraten

befasst werden kann oder hierzu ein neues Gericht geschaffen werden muss, unterschei-

1477

den™"’. Sofern die Zustdndigkeit eines bestehenden Gerichts begrindet werden soll,

werden hierflir vor allem der IStGH in Den Haag oder der ISGH in Hamburg vorgeschla-

gen1478. Auf den ersten Blick erscheinen beide Gerichte als geeignet, da sich der IStGH

mit Strafrecht und der ISGH mit Seerecht befasst und die Piraterie in beide Kategorien
eingeordnet werden kann. Schon auf den zweiten Blick zeigen sich allerdings einige gra-
vierende Probleme, die jedenfalls einer schnellen, wenn nicht lGberhaupt einer Anbin-
dung von Piratenprozessen an einen der beiden internationalen Gerichtshoéfe entgegen-
stehen. So verhandelt der IStGH, wie schon erwahnt, Fille von Volkerstrafrecht. Die Pira-

1479

terie ist aber, wie gezeigt, gerade keine Volkerstraftat™ ". Selbst wenn man dariber hin-

wegsadhe, bliebe zundchst noch das Problem, dass das Statut des IStGH gedndert werden

miusste, da die Zustandigkeit des IStGH auf die in Art. 5 IStGH-Statut genannten Strafta-

1480

ten beschrankt ist™"" . Das stellt insofern ein Problem dar, als schon in der Vergangenheit

die Erweiterung der Zustandigkeit des IStGH mehrfach diskutiert, im Ergebnis aber immer

abgelehnt wurde®*®.

1476

Krefs in Weingéartner, Die Bundeswehr als Armee im Einsatz, S. 95 (121); Petrig in ZStW 122
(2010), S. 291 (296); Schiedermair in A6R 135 (2010), S. 185 (205 f.).

7 Insgesamt gibt es noch mehr Denkansatze hierzu, vgl. nur: UN-Doc $/2010/394, S. 1 f; aus

Grinden der Vereinfachung und weil sich einige Modelle in vielerlei Hinsicht dhneln, soll sich
hier aber auf einige Beispiele beschrankt werden.

1978 Geif3/Petrig, Piracy, S. 182 f.; Schiedermair in AR 135 (2010), s. 185 (205 ff.); speziell fiir den
IStGH: Dutton, Bringing Pirates to Justice, S. 26.

179 5 0. Teil 2, B., 1., 3., b), bb).

1980 kaul in HuV-1 1998, S. 138 (138); zur Frage, ob die Piraterie, obwohl sie keine Volkerstraftat
darstellt, in den Katalog des Art. 5 IStGH-Statut passen wiirde: Schiedermair in A6R 135
(2010), S. 185 (207); Dutton, Bringing Pirates to Justice, S. 28 ff.

181 Ambos, Internationales Strafrecht, § 7, Rn. 275.
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Auch der ISGH erweist sich bei ndherem Hinsehen als wenig geeignet zur Verurteilung

von mutmaRBlichen Seerdubern. In die Zustandigkeit des ISGH fallen Streitigkeiten Uber

1482

die Auslegung und Anwendung des SRU zwischen dessen Mitgliedsstaaten™"°-. Dariiber

hinaus ist das Verfahren vor dem ISGH als kontradiktorisches ausgestaltet, dessen Par-

1483

teien nur Vertragstaaten des SRU sein kdnnen™**°. All diese strukturellen und materiellen

Unterschiede zwischen der Arbeitsweise des ISGH und dem eines Strafgerichts lGiberwie-

gen letztendlich das vermeintlich verbindende Element des Seerechts, das ein Abhalten

von Piraterieprozessen vor dem ISGH zunéchst als sinnvoll erscheinen lasst™*®.

Eine weitere Moglichkeit ware die Einrichtung eines Ad-hoc-Tribunals der Vereinten Na-
tionen nach dem Beispiel der Gerichte fiir das ehemalige Jugoslawien und fiir Ruanda.
Solche Ad-hoc-Tribunale sind nichts anderes als MalRnahmen nach Kapitel VII UNCh, die
dort jedoch nicht explizit aufgefiihrt sind™®. Typisch fir solche Ad-hoc-Tribunale ist, dass

sie aullerhalb ihres rdaumlichen Zustandigkeitsgebiets errichtet und ausschlie8lich mit

1486

Mitteln und Personal der UN ausgestattet werden . Derartige Ad-hoc-Tribunale wur-

den in der Vergangenheit jedoch nur zur Aburteilung schwerer Menschenrechtsverlet-

1487

zungen eingesetzt " '. Der UN-Sicherheitsrat hat in seinen Resolutionen betreffend der

Situation in Somalia festgestellt, dass aufgrund der lokalen Gesamtsituation, deren Aus-

1488

wuchs die exzessive Piraterie ist, eine Bedrohung des Weltfriedens vorliegt™". Damit

steht dem UN-Sicherheitsrat ein Handeln aufgrund von Kapitel VIl UNCh grundsétzlich

1489

offen™""". Die Handlungsmoglichkeiten nach Kapitel VIl UNCh sind prinzipiell sehr vielfal-

tig, sodass es mit der Friedenssicherungsfunktion des UN-Sicherheitsrats auch gut ver-
einbar ware, ein Gericht zur Aburteilung von Seerdubern, die jedenfalls mittelbar eine
Bedrohung des Friedens darstellen, zu errichten, auch wenn Seerduberei an sich kein

1490

Kriegsverbrechen ist™". Allerdings bliebe die Gefahr z.B. des Asylmissbrauchs auch im

Y82 Talmon in JuS 2001, S. 550 (553).
18 Talmon in JuS 2001, S. 550 (555).

%84 Epenso: Kref3 in Weingartner, Die Bundeswehr als Armee im Einsatz, S. 95 (122).

18 Krisch in Simma/Khan/Nolte/Paulus, UNCh, Art. 41, Rn. 26.

1486 Bartels-Leipold, Internationaler Gerichtshof fir Piraterie, S. 182.

1987 vigl. Safferling, Internationales Strafrecht, S. 58 ff.
188 S.0. Teil 3, A, II.

1489 Bartels-Leipold, Internationaler Gerichtshof fiir Piraterie, S. 218.

1490 yigl. Krisch in Simma/Khan/Nolte/Paulus, UNCh, Art. 41, Rn. 26; insofern bedarf es auch keiner
Versuche, die Piraterie oder jedenfalls einzelne der dabei ausgelibten Verbrechen in die Ndhe
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Falle eines solchen Ad-hoc-Tribunals fiir Piraterie bestehen, da auch solch ein Gericht

irgendwo seinen Sitz haben muss und dies typischerweise nicht in Somalia sein wiir-
de1491.

SchlieBlich bestiinde noch die Moglichkeit der Einrichtung eines internationalisierten

1492

Gerichts mit starker Einbindung der regionalen afrikanischen Staaten™""“. Derartige Ge-

richtshofe hat es in der Vergangenheit schon haufiger gegeben. Beispielhaft zu nennen

sind etwa die besondere Strafkammer an einem nationalen Gericht in Osttimor und vor

1493

allem die speziellen Strafgerichtshofe fiir Sierra Leone und den Libanon™". Die Beset-

zung der genannten Gerichte setzte sich stets sowohl aus Richtern aus verschiedenen

1494

UN-Staaten als auch aus Richtern aus dem betreffenden Staat zusammen™""". Zum Teil

sind solche Gerichte so angelegt, dass sie sowohl liber VerstolRe gegen internationales als
auch gegen nationales (Straf-)recht urteilen kénnen, zum Teil wenden sie auch aus-

1495 |nsbesondere in Afrika kann die Einrichtung solcher

schlieflich nationales Recht an
internationalisierter Gerichte anstelle von rein internationalen Gerichten eine gute Lo6-
sung sein, um die betroffenen Staaten mit ,ins Boot” zu holen und ihnen auch die nétige

149 Ansonsten besteht angesichts der

verantwortungsvolle Rolle zuteil werden zu lassen
kolonialen Vergangenheit der betroffenen Staaten die Gefahr, dass ein Handeln allein
durch internationale Organe als Einmischung von auBen betrachtet wird und unliebsame

Erinnerungen weckt?’.

Auf der anderen Seite dirften die betroffenen Staaten (insbesondere Somalia) auch nicht

in der Lage sein, die notige Gerichtsbarkeit allein aufzustellen und auszuiiben, sodass die

von Kriegsverbrechen zu riicken (so etwa: Guilfoyle in MJIL 151 (2010), S. 141 (151 f.); Bartels-
Leipold, Internationaler Gerichtshof fiir Piraterie, S. 220.).

91 56 auch: Trésoret, Seepiraterie, S. 593.

1992 piese Art Gerichtshof wird auch oftmals als ,Hybridgericht” bezeichnet, weil sie sich dadurch

auszeichnet, dass es sich um eine Mischung aus nationalstaatlichem und internationalem Ge-
richt handelt (Lee, Hybrid Tribunals to Combat Regional Maritime Piracy, S. 14).

193 irsch in Ahlbrecht/B6hm/Esser/Hugger/Kirsch/Rosenthal, Internationales Strafrecht in der

Praxis, Rn. 1155.

9% Bartels-Leipold, Internationaler Gerichtshof fur Piraterie, S. 193 ff.

1495 Bartels-Leipold, Internationaler Gerichtshof fiir Piraterie, S. 194, 197.

9% | ee, Hybrid Tribunals to Combat Regional Maritime Piracy, S. 14.

Y97 collins/Hassan in JMLC 40 (2009), S. 89 (91, 111 f.) mit Beispielen aus dem siidostasiatischen
Raum.
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1498 Diese konnte

Unterstlitzung durch die Staatengemeinsachaft unabdingbar erscheint
sich allerdings im Laufe der Zeit von personeller und finanzieller Unterstlitzung hin zu
rein finanzieller Unterstiitzung entwickeln, sodass die betroffenen Staaten letztendlich
die Moglichkeit bekommen kdnnten, die Aburteilung und anschlieBende Inhaftierung im

1999 |nsofern erscheint der Ansatz ei-

Ergebnis doch auf eigene Faust zu bewerkstelligen
nes solcherart internationalisierten Gerichtshofs fiir Piraterie tatsachlich als der Vielver-

sprechendste.

[Il. Zwischenergebnis

Festzuhalten ist zunachst, dass die (bliche Praxis, festgenommene Seerduber an Dritt-
staaten zum Zwecke der Aburteilung zu Uberstellen, rechtlich grundsatzlich zulassig ist.
Beschrankungen ergeben sich insoweit weder aus dem SRU noch aus dem deutschen
Recht. Obwohl dem Grunde nach zwischen Uberstellung und Auslieferung unterschieden
werden muss, spricht in den fraglichen Fillen nichts gegen eine einfache Uberstellung.
Materiell sind jedoch die Menschenrechte der Gefangenen zu beachten. Das flhrt insbe-
sondere dazu, dass sichergestellt werden muss, dass kein Gefangener nach seiner Uber-
stellung die Todesstrafe, Folter oder unmenschliche Haftbedingungen befiirchten muss.
Hierzu ist es notig, dass der jeweilige Empfangerstaat entsprechende Zusicherungen ab-

gibt, die aber von den Uberstellerstaaten auch iiberpriift werden miissen.

Angesichts dieser Schwierigkeiten muss die Moglichkeit, die Piraten vor ein internationa-
les bzw. internationalisiertes Gericht zu stellen, ernsthaft erwogen werden. Es bediirfte
hierfiir jedoch der Errichtung eines neuen Gerichts, da die bereits bestehenden interna-
tionalen Gerichte nicht auf Piraterieprozesse ausgerichtet sind. Es ware zwar theoretisch
moglich, ein spezielles UN-Tribunal nach dem Vorbild bereits bestehender Gerichte zu
errichten, hieraus wiirden sich jedoch weitere praktische Schwierigkeiten ergeben. Will
man, was vorzugswiirdig erscheint, erreichen, dass Somalia sich selbst um seine Piraten
kiimmert, scheint der beste Weg dahin ein internationalisierter Spezialgerichtshof zu
sein. Dieser ware in Somalia selbst zu errichten und vorrangig mit somalischen Richtern
zu besetzen, die jedenfalls zu Anfang durch internationales Personal unterstiitzt werden
sollten. Spater kénnte sich die internationale Unterstitzung auf finanzielle Hilfen be-

schranken.

1498 Bartels-Leipold, Internationaler Gerichtshof fir Piraterie, S. 216.

1499 Krefs in Weingartner, Die Bundeswehr als Armee im Einsatz, S. 95 (123).
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E. Rechtliche Einordnung des Einsatzes privater Sicherheitskrifte

Ein weiterer praktisch sehr bedeutsamer Aspekt der Pirateriebekdampfung rund um So-
malia ist der Einsatz privater Sicherheitskrafte zum Schutz von Schiffen. Auch hierbei
handelt es sich im Prinzip keineswegs um ein neues Phdnomen. Der Einsatz privater
Soldner gegen Piraten findet sich schon im Mittelalter, wobei der Einsatz hierbei aller-

1500

dings im staatlichen Auftrag erfolgte™ . Die Mdéglichkeit, private Handelsschiffe durch

bewaffnete private Sicherheitskrdfte zu schitzen, wurde aber auch in der jingeren Ver-
gangenheit vermehrt diskutiert und zum Teil auch genutzt®*°*. Vorbild ist hierbei der in
den letzten Jahren sprunghaft angestiegene Einsatz privater bewaffneter Sicherheitskraf-
te in allen moglichen Bereichen, woraus sich mittlerweile ein eigenstiandiger, weltweit

1502

tatiger Gewerbezweig entwickelt hat™™*. Dieser Gewebezweig befindet sich seit mehre-

ren Jahren in einem stetigen Wachstum und kann, verglichen mit anderen Branchen,

1303 verantwortlich fir diese Entwicklung ist

sprunghaft steigende Umsatze verbuchen
eine Reihe von Faktoren, die kennzeichnend fiir die heutige aullen- und sicherheitspoliti-
sche Situation vieler Staaten sind, wie z.B. schrumpfende Personalstiarke des eigenen
Militérs bei gleichzeitig steigender Einsatzbelastung oder die schwache Position vieler
Regierungen, die von einem Biirgerkrieg bedroht sind oder sich bereits in einem solchen

befinden®%,

Es verwundert daher nicht, dass insbesondere die sprunghaft ansteigende Piraterie rund
um Somalia dazu gefiihrt hat, dass sich die in diesem Bereich tdtigen Unternehmen dazu

entschlossen haben, auch spezielle Sicherheitsdienstleistungen auf Schiffen anzubie-

1505
n

te . Es gibt mittlerweile zahlreiche solcher Anbieter und ihre Dienstleistungen wur-

den und werden von Reedereien, deren Schiffe die somalischen Gewaésser passieren

1506

mussen, regelmalig in Anspruch genommen™"". Diese Entwicklungen sind aus deutscher

Sicht interessant, da sich in allen hiervon betroffenen Bereichen ein Bezug zu Deutsch-

1300 Fin Beispiel findet sich bei: Bracker in Roder, Piraten — Abenteuer der Bedrohung?, S. 111

(112 f.).

130 poder in Roder, Piraten — Abenteuer oder Bedrohung?, S. 10 (15 f.).

1302 vl zum Aufbliihen des privaten Sicherheitsgewerbes in jiingster Vergangenheit: Cullen in

Berube/Cullen, Maritime Private Security, S. 25 (25).

1393 Boemcken in Forster/Jansen/Kronenbitter, Riickkehr der Condottieri?, S. 297 (304 f.).

1504 Wulf in Forster/Jansen/Kronenbitter, Rickkehr der Condottieri?, S. 311 (314 f.).

1395 cullen in Berube/Cullen, Maritime Private Security, S. 25 (31 f.).

1% kneissler, Piratenterror, S. 200 ff.
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land herstellen ldsst. So bieten auch deutsche Sicherheitsunternehmen spezielle Sicher-

1507

heitsdienste fur den Schutz von Schiffen an™>"". Sowohl fur deutsche als auch fur auslan-

dische Sicherheitsunternehmen sind deutsche Staatsangehorige als Sicherheitskrafte

1308 " schlieRlich nehmen auch deutsche Reedereien diesen Schutz gern in An-

1509
h™".

tatig

spruc

In der Literatur wird zum Teil inbrlnstig fir einen groflangelegten Einsatz privater Si-

1510

cherheitskrafte zur Pirateriebekampfung geworben™"". Diese Vorgehensweise ist aller-

dings sowohl aus tatsdchlicher als auch aus rechtlicher Sicht nicht unumstritten. So wer-

den allein schon die Erfolgsaussichten dieser Art des Schutzes vor Piratenangriffen in

1511

Zweifel gezogen™"". Argumentiert wird hierbei vor allem mit einer drohenden Eskalation

der Lage, wenn sich Handelsschiffe gegen Piratenangriffe mit Waffengewalt zur Wehr

1512

setzen™"". Es wird beflirchtet, dass die Piraten als Reaktion hierauf ihrerseits den Einsatz

von Waffengewalt verstirken und in Zukunft etwa sofort zu Beginn eines Uberfalls das

1513

Feuer auf das Uberfallene Schiff und dessen Besatzung eroffnen kénnten™"". Als Konse-

quenz aus diesen Uberlegungen raten sowohl die IMO als auch der Verband Deutscher

Reeder ausdriicklich vom Einsatz privater bewaffneter Sicherheitskrdfte auf Handelsschif-

1514
b

fen a . Das hat jedoch nichts daran dandern kénnen, dass die Nachfrage nach mariti-

men Sicherheitsleistungen weiter gestiegen ist und so der Sicherheitsbranche weiterhin

1515
d

zahlreiche Auftrage garantiert sin . Allerdings gilt es auch zu beachten, dass die Pra-

senz schwer bewaffneter Sicherheitskrafte an Bord eine gewisse Abschreckungswirkung

entfaltet, die anders als beflirchtet zu einer Deeskalation der Lage fihren kann, indem

1516

die Piraten dadurch von einem geplanten Angriff ablassen™"". Tatsdchlich entspricht dies

Y97 Wurm in Der Freitag 46/2012, S. 06 (06).
1308 BT Drs. 17/5549, S. 1.

139 ylrich in Der Spiegel 25/2011, S. 60 (60).
119 Bornick in FLIIL 17 (2005), S. 259 (266 ff.).

1 Dies gilt auch fir die hier nicht weiter behandelte Frage der Bewaffnung der Schiffsbesatzung

selbst, hierzu nadher: Trésoret, Seepiraterie, S. 359.

1312 poder in Roder, Piraten — Abenteuer oder Bedrohung?, S. 10 (15).

1313 \MB, Annual Report 2008, S. 40.

1314 1m0, Piracy and armed robbery against ships, S. 12, Rn. 63; Trésoret, Seepiraterie, S. 360.

1315 Van Hook in Berube/Cullen, Maritime Private Security, S. 65 (69).

118 shortland/Vothknecht in DIW Wochenbericht 7/2011, S. 2 (4); In diese Richtung schon: Stiles
in SUffTLR 27 (2003/04) S. 299 (314).
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1517

der bisherigen Einsatzerfahrung der Sicherheitskrafte™"’. Der Erfolg scheint diesem Kon-

zept Recht zu geben, so hat es bisher noch keinen erfolgreichen Piratenangriff auf ein

Schiff gegeben, das durch private Sicherheitskrafte geschutzt war™®2.

Nicht von der Hand zu weisen sind allerdings die diversen juristischen Probleme, auf die
in diesem Zusammenhang hingewiesen wird. Diese lassen sich in zwei Hauptkategorien

einteilen. Zum einen geht es dabei um die Frage, ob und wenn ja nach welchem Recht

1519

das Vorhandensein von Waffen an Bord von Schiffen Gberhaupt erlaubt ist™"”. Zum an-

deren stellt sich das Problem der rechtlichen Verantwortlichkeit fir den Einsatz dieser

Waffen™?. Hierzu ist zunichst zu sagen, dass eine wie auch immer geartete Bewaffnung

1521

von Handelsschiffen aus rein vélkerrechtlicher Sicht unproblematisch erscheint™*". Ins-

besondere wird ein Handelsschiff dadurch nicht zum Kriegsschiff oder erhdlt automatisch

Kombattantenstatus. Beim Befahren fremder Kiistengewdsser miisste jegliche Bewaff-

1522

nung allerdings offen gezeigt werden™**. Hier liegt aber auch die Quelle der Probleme

aus nationalrechtlicher Sicht. Handelsschiffe, auch bewaffnete, geniefen eben nicht die

Immunitat, die Kriegsschiffen im Hinblick auf die Jurisdiktion zukommt®®®. Das bedeutet,

dass sie sich in Bezug auf das Mitfihren von Waffen abgesehen von den Gesetzen ihres

Flaggenstaates auch an die Gesetze des jeweiligen Kistenstaates zu halten haben™?*.

1525
.D

Insofern ist das Tragen bzw. die Einfuhr von Waffen zumeist streng verboten as

Problem wird in der Praxis allerdings oft dadurch umgangen, dass die mitgefiihrten Waf-
fen vor dem Einlaufen in einen Hafen vernichtet, oder in , schwimmenden Waffenkam-

mern“ verstaut werden®?®,

Y Ulrich in Der Spiegel 25/2011, S. 60 (62); Kneissler, Piratenterror, S. 205 f.
B Wurm in Der Freitag 46/2012, S. 06; BT-Drs. 17/10960, S. 1.

1319 Arnguld in AVR 47 (2009), S. 454 (466).

1320 1\B Annual Report 2008, S. 40.

1321 Arnauld in AVR 47 (2009), S. 454 (466).

1322 Trésoret, Seepiraterie, S. 359.

1323 Heintschel von Heinegg in Graf Vitzthum, Handbuch des Seerechts, Kapitel 7, Rn. 19.
1524 stiles in SuffTLR 27 (2003/04) S. 299 (314).
152> stiles in SuffTLR 27 (2003/04) S. 299 (314); IMB Annual Report 2008, S. 39 f.

1326 http://augengeradeaus.net/2013/11/erste-private-armed-security-zur-schutz-vor-piraten-fur-
deutsche-schiffe-zugelassen/ (Artikel vom 04.11.2013, zuletzt abgerufen am 04.02.2015).
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Aus Sicht des deutschen Rechts ist zundchst einmal festzustellen, dass die Ubernahme

von Sicherheitsaufgaben durch private Unternehmen nicht generell unzuldssig ist™?’.

Zwar ist die Garantie von Sicherheit dem Grunde nach eine hoheitliche Aufgabe, daraus
ergibt sich aber nicht, dass diese Aufgabe nicht auch von privater Seite wahrgenommen

werden dirfte. Hierflir spricht schon, dass der Staat immer nur ein gewisses MaR an Si-

1528

cherheit garantieren kann™>". Dem Einzelnen steht es jedoch schon von Verfassung we-

gen zu, fiir sich ein héheres Mal an Sicherheit zu beanspruchen und auch selbst fiir des-

sen Realisierung zu sorgen1529

. Auch das staatliche Gewaltmonopol geht nicht soweit,
dass es die gewaltsame Verteidigung privater Rechtsgiiter durch Private generell aus-
schlieRt™*. Vielmehr verbietet sich aufgrund des staatlichen Gewaltmonopols allenfalls
eine Ubertragung von hoheitlichen Aufgaben mit Anordnungs- oder Zwangsbefugnissen

1531

auf Private ™", Speziell im Hinblick auf private Sicherheitskrafte mit militarischem Poten-

zial ist jedoch zu sagen, dass Art. 87a Abs. 1 S. 1 GG jedenfalls einer volligen Privatisie-

1532 Auf der Ebene des einfachen

rung der Verteidigung in Deutschland entgegenstiinde
Rechts sind bewaffnete Sicherheitsdienstleistungen von privaten Anbietern allerdings
einer Vielzahl von Regelungen unterworfen. Zunachst einmal kommen privaten Sicher-

1533 Vielmehr sind sie zum

heitskraften grundsatzlich keine hoheitlichen Aufgaben zu
Schutz der Rechtsgiiter ihres Auftraggebers nur in dem Male berechtigt, wie dieser es
auch selbst wéare. Das bedeutet vor allem, dass den Sicherheitskraften nur die allgemei-
nen Not- und Selbsthilferechte vor allem aus dem Straf- und dem Zivilrecht zukom-

men1534.

Aber auch dariiber hinaus ist das Anbieten und Ausiiben von Sicherheitsdienstleistungen
(zumal ,mit der Waffe in der Hand“) strengen gesetzlichen Regelungen unterworfen. Die
Grundlage hierfir bildet § 34a GewO, in waffenrechtlicher Hinsicht ergdnzt vor allem
durch § 28 WaffG. Nach § 34a GewO bedarf ein Sicherheitsunternehmer fiir seine Tatig-

keit einer Erlaubnis. Beschaftigt er fir die tatsdchliche Durchfiihrung der Sicherheitsauf-

1327 Brinktrine in Stober, Der Schutz vor Piraterie und maritimem Terrorismus, S. 39 (42 ff.).

1328 vigl. Roggan in KJ 2008, S. 324 (327).
1329 pjeroth/Schlink/Kniesel, Polizei- und Ordnungsrecht, § 5, Rn. 54 f.

1339 Brinktrine in Stober, Der Schutz vor Piraterie und maritimem Terrorismus, S. 39 (42 f.).

131 k6nig/Salomon/Neumann/Kolb, Piraterie und maritimer Terrorismus, S. 40.

1332 Heck in Weingartner/Krieger, Streitkrdfte und nicht-staatliche Akteure, S. 177 (180 f.).
53 Stober in NJW 1997, S. 889 (893).

153% Arnauld in AVR 47 (2009), S. 454 (466); Roggan in KJ 2008, S. 324 (328).



252

gaben Personal, so darf dieses keine Eigenschaften aufweisen, die die Erteilung der Er-
laubnis ausschlieBen wiirden. Darlber hinaus wird fir die Durchfihrung bestimmter Ta-
tigkeiten eine Sachkundeprifung verlangt1535. § 28 WaffG bestimmt in erster Linie, dass
ein Bewachungsunternehmer ein Bedirfnis zum Erwerb, Besitz und Flihren von Schuss-
waffen hat, wenn er entsprechende Auftrage ausfiihrt. Die Berechtigung des Unterneh-
mers erstreckt sich auch auf dessen Personal, wenn dieses vorher durch die Waffenbe-
horde Uberprift wurde. Wurde die Regelung des § 34a GewO schon fiir die Reglementie-
rung der Durchfihrung von , herkdmmlichen” Sicherheitsaufgaben durch Private fir un-

1536

zureichend gehalten™°, so hat sich diese Erkenntnis in Bezug auf die Regelung des

Schutzes von Schiffen vor Piratenangriffen durch Private endgiiltig durchgesetzt1537.

Als Konsequenz hieraus hat die Bundesregierung einen Gesetzesentwurf erarbeitet,

1538 \Wesentliche

durch den die GewO und das WaffG entsprechend modifiziert werden
Neuerung ist die Einfihrung des § 31 GewO, der eine eigenstandige Erlaubnispflicht fir
die Durchfiihrung von Bewachungsaufgaben auf Seeschiffen statuiert. Die wichtigsten
Anderungen gegeniiber § 34a GewO sind, dass das Bundesamt fiir Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle zur zentralen Behérde fir die Erteilung dieser Erlaubnis erklart wird®.
Weiterhin wird das Verfahren zur Erteilung dieser Erlaubnis detailliert durch eine Rechts-
verordnung des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Technologie geregelt. Durch den
neu geschaffenen § 28a WaffG wird die Berechtigung zum Erwerb, Besitz und Fithren von
Waffen an die Erlaubnis nach § 31 GewO gekoppelt und schlieBt die Erlaubnis zum an
Bord bringen von Waffen nach § 29 WaffG mit ein. Der Bundestag hat das Gesetz am
13.12.2012 verabschiedet™. Es ist am 01.08.2013 in Kraft getreten™*'. Zwar wird das
Gesetz zuweilen als Legalisierung des Soldnertums oder gesetzliche Befreiung des Si-

cherheitsgewerbes vom ,, Rambo-Ruch” kritisiert'>*?

. Es stellt angesichts der bisherigen
Erfahrungen mit der Tatigkeit privater Sicherheitsdienstleister zum Schutz vor Piratenan-

griffen jedoch einen Schritt in die richtige Richtung dar. Die praktischen Verhiéltnisse be-

1335 yigl. umfassend: Roggan in KJ 2008, S. 324 (325 f.).
1338 stober in NJW 1997, S. 889 (889 f.).

1337 BT-Drs. 17/10960, S. 1; Kénig/Salomon/Neumann/Kolb, Piraterie und maritimer Terrorismus,

S. 40.
1538 BT-Drs. 17/10960, S. 7.

1539 BT-Drucks. 17/10960, S. 10.

1549 plenarprotokoll 17/214, S. 26350.

1541 BGB. Teil I, 2013, S. 362 ff.

2 Wurm in Der Freitag 46/2012, S. 07; BT-Drucks. 17/4673, S. 3.
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legen, dass der Einsatz von privaten Sicherheitskraften nicht nur ein immer beliebter

werdendes Mittel ist, sondern eben auch ein durchaus Erfolg versprechendes, zumal die

staatlichen Bemihungen nicht ausreichen, um umfassenden Schutz zu garantieren1543.

Dementsprechend ist es sinnvoll, den Einsatz privater Sicherheitskrafte einerseits zu un-

1544

terstlitzen, andererseits aber auch rechtlich zu regeln™"". Nationales Recht kann dabei

aber nur ein Aspekt sein. Gerade im Hinblick auf die steigende Relevanz privater Sicher-

heitskrdfte und die aulRenpolitische Bedeutung der EU erscheint eine europarechtliche

Regulierung des privaten Sicherheitsgewerbes wiinschenswert™>*.

Es bleibt allerdings die Frage nach der (straf-)rechtlichen Verantwortlichkeit von Sicher-
heitskraften, die etwa bei der Verteidigung eines Schiffs gegen einen Piratenangriff Sa-
chen oder Personen beschadigen bzw. verletzen oder sogar téten. Derartige Vorkomm-

nisse sind natirlich nicht auszuschlieBen, vielmehr hat es solche Vorfalle durchaus schon

1546

gegeben™". Im Grundsatz ergeben sich keine Besonderheiten im Hinblick auf die Juris-

diktion Uber solche Vorfdlle. Diese kann, wie immer, an die Staatszugehorigkeit des
Schiffs, von dem aus geschossen wurde, anknilpfen, aber auch an die Staatsbiirgerschaft

des Taters oder des Opfers. Dariiber hinaus kann eine Jurisdiktion auch durch den Staat

1547

begriindet werden in dessen Hoheitsgewdassern sich der Vorfall ereignet hat™"". Ein rein

tatsachliches Problem, das sich insbesondere im letztgenannten Fall ergeben koénnte, ist

jenes, dass das Schiff Gber langere Zeit in einem Hafen festgehalten wird, da entspre-

1548

chende Ermittlungen durchgefiihrt werden missen™"". Freilich werden sich die Sicher-

heitskrafte bei der Abwehr eines Piratenangriffs in der Regel zu Recht auf Notwehr bzw.

1549

Nothilfe berufen konnen™™"". Ohnehin dirften sich die Féille, in denen eine juristische

3% Das raumen mittlerweile auch die politisch Verantwortlichen ein (vgl. Walter in Die Polizei

2012, S. 1 (6)).

1>% Wichtig ist hierbei, dass aufgrund des Flaggenprinzips die deutschen Regelungen bzgl. privater

Sicherheitsdienste auch fiir auslandische Sicherheitsunternehmen gelten, die ihre Dienste auf
deutschen Schiffen verrichten. (Kénig/Salomon/Neumann/Kolb, Piraterie und maritimer Ter-
rorismus, S. 38).

1>% Vorschlage hierzu wurden im Rahmen eines europaweiten Forschungsprojekts erarbeitet (vgl.

die Darstellung bei: Marauhn in Weingartner/Krieger, Streitkrdfte und nicht-staatliche Akteu-
re, S. 161 (173 ff.).

% Wurm in Der Freitag 46/2012, S. 07; hier waren die Tater allerdings keine privaten Sicher-

heitskrafte, sondern Soldaten.
14750, Teil 2, A, I, 2., a), aa).
> |MB Annual Report 2008, S. 40.

1% kénig/Salomon/Neumann/Kolb, Piraterie und maritimer Terrorismus, S. 45 ff.



254

Aufarbeitung tatsachlich stattfindet, in Grenzen halten. In Somalia gibt es ohnehin keine

funktionierende Justiz*>*°

. AulBerdem diirfte es nicht zu erwarten sein, dass seitens des
Kapitdns eines Schiffs oder gar des Kommandanten eines Sicherheitsteams Anzeige ge-
gen eine Sicherheitskraft, die von der Waffe Gebrauch gemacht hat, erstattet wird. Sol-
che Falle diirften daher kaum bekannt werden. Das ist zwar nicht zu begriRen und recht-

lich hochst bedenklich, aus rein praktischen Griinden jedoch kaum zu verhindern.

1530 Vgl. Bartels-Leipold, Internationaler Gerichtshof fiir Piraterie, S. 123; Kontorovich in ASIL in-

sights 13 (2009), S. 2.
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Schlussbetrachtung

Das wichtigste Fazit, das nach den erfolgten Untersuchungen gezogen werden muss, ist
ein ernilichterndes, wenn auch nicht liberraschendes: Piraterie ist ein Phdanomen der See-
fahrt, das es immer gab und vermutlich auch immer geben wird. Piraterie ist mit der See-
fahrt anscheinend untrennbar verbunden. Aktuell manifestiert sich diese Erkenntnis vor
allem im Erstarken der Piraterie an der Westkiste Afrikas. Dies scheint eine direkte Reak-
tion auf die energischen Bemihungen zur Bekampfung der Piraterie an Afrikas Ostkiiste

Zu sein.

Die historischen und soziologischen Betrachtungen haben gezeigt, dass es bestimmte
Faktoren gab und gibt, die zu jeder Zeit das Aufbliihen von Piraterie beglinstigt haben.
Ebenso hat sich aber gezeigt, dass ein entschlossenes Vorgehen gegen Piraterie in der
Regel zum Erfolg flihrt. Jedoch sollte beachtet werden, dass letzteres nur eine Bekamp-
fung des Symptoms, nicht der Ursachen darstellt. Momentan stellt sich die Lage also der-
art dar, dass eine Fortsetzung der Operation Atalanta und auch der weiteren Anti-
Piraterie-Missionen angezeigt ist. Ansonsten steht, trotz der Erfolge, die die Operation zu
verzeichnen hat, zu befiirchten, dass es binnen kiirzester Zeit zu einem erneuten Auf-
flammen der Piraterie in Somalia kommen wird. Daneben diirfte es nur eine Frage der
Zeit sein, bis Uber weitere Militaroperationen zur Pirateriebekdmpfung vor allem in den
Gewadssern um Westafrika nachgedacht werden wird. Bei der Planung und Ausgestaltung
dieser Missionen kdonnen die bisher in Ostafrika durchgefiihrten Missionen als Blaupau-

sen dienen. An der rechtlichen Ausgangslage dirfte sich dabei nichts dndern.

Vor dem Hintergrund der aktuellen weltweiten Entwicklungen werden Auslandseinsatze
der Bundeswehr mit hoher Wahrscheinlichkeit in Zukunft eine weitaus bedeutendere
Rolle spielen, als sie es im Moment ohnehin schon tun. Die oben zusammengefassten
Grundprinzipien solcher Einsdtze kénnen allgemeine Giltigkeit beanspruchen und sind
keineswegs auf die in dieser Arbeit fokussierten Anti-Piraterie-Einsdtze beschrankt. Vor
allem die in dieser Arbeit und auch zahlreichen anderen Abhandlungen aus jingster Zeit
richtigerweise vertretene Einordnung der EU als System gegenseitiger kollektiver Sicher-
heit i.S.v. Art. 24 Abs. 2 GG er6ffnet eine Reihe von zusatzlichen denkbaren Szenarien fir
kiinftige Auslandseinsitze der Bundeswehr. Praktisch bedeutsam werden diese Uberle-
gungen vor dem Hintergrund des offensichtlich von deutschen Spitzenpolitikern zuletzt
angestrebten groBeren Engagements Deutschlands auf dem Gebiet der weltweiten Si-
cherheitspolitik. Die neu aufgekommenen Konflikte der letzten Jahre zeigen, dass dies
nicht nur Wiinsche und Gedankenspiele sind. Zu nennen sind hier vor allem die Krise in

der Ukraine und die Bedrohung durch den sogenannten Islamischen Staat.
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Daneben sollte aber nicht vergessen werden, dass die Piraterie nicht zuletzt durch die
politischen und sozialen Umstande in Somalia ausgeldst wurde. Entsprechendes gilt fir
zahlreiche andere Krisen weltweit. Es gilt daher auch stets, diese Ursachen als Haupt-
problem zu erkennen und anzugehen. Die ersten Schritte hierzu sind gemacht. Es gibt
Entwicklungshilfe, Projekte in der Entwicklungszusammenarbeit und die Unterstiitzung
fir Somalia beim Aufbau eines funktionierenden Sicherheitsapparats. Letztendlich zeigt
sich bei solchen Projekten leider allzu haufig, dass der Erfolg trotz groRen Einsatzes aus-
bleibt. Ohne Erfolge auf diesem Gebiet kann aber langfristig keine Beendigung der Pira-

terie erreicht werden.
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Zusammenfassung der Arbeit in Fragen und Antworten

Die Arbeit hat sich verschiedene Fragestellungen zum Gegenstand genommen und ver-
sucht, Antworten hierauf zu finden und zu formulieren. Zum Abschluss sollen einige der
behandelten Fragen und deren Antworten noch einmal zusammenfassend dargestellt
werden. Aus Griinden der Ubersichtlichkeit und zur Vermeidung von Wiederholungen

soll sich dabei auf wenige zentrale Fragen konzentriert werden.

Welche Faktoren begiinstigen das Aufkommen von Piraterie?

Es gibt einige Umstande, die Piraterie begiinstigen. Diese Umstdnde lassen sich mit eini-
gen Satzen zusammenfassen und es lasst sich feststellen, dass diese Faktoren in der lan-
gen Geschichte der Piraterie stets die gleichen waren und bis heute sind. An erster Stelle
steht dabei eine nicht funktionierende Staatsmacht. Diese bewirkt, dass sich Piraten kei-
ne Sorgen machen missen, bei ihrer Tatigkeit durch staatliche Mallnahmen einge-
schrankt oder zur Verantwortung gezogen zu werden. Das Fehlen staatlicher Strukturen
fihrt meistens auch zu weitverbreiteter Armut, aufgrund nicht vorhandener Méglichkei-
ten, den Lebensunterhalt auf ehrliche Weise zu verdienen. Das wiederum ist ein bedeu-
tender Faktor, der Menschen dazu motiviert, sich der Kriminalitdt zuzuwenden. SchlieR-
lich ist es die pure Gelegenheit, die Piraterie beglinstigt. Diese ergibt sich normalerweise
daraus, dass lohnenswerte Ziele, also Schiffe, in kurzer Distanz zum Festland der jeweili-
gen Region vorbeifahren. Als letzter Faktor ist eine vorhandene seefahrerische Tradition
zu nennen. Denn nur wer fundierte Kenntnisse der Seefahrt besitzt, kann sich letztend-

lich als Pirat betatigen.

Was bedeutet dies bezogen auf Somalia?

Somalia ist deshalb als Ausgangspunkt fiir Piraterie pradestiniert, weil die meisten der
genannten Faktoren auf dieses Land zutreffen. Eine geordnete Staatlichkeit existiert in
Somalia seit jahrzehnten nicht mehr. Das Land befindet sich in einem permanenten Bir-
gerkrieg mit wechselnden Parteien, in dessen Schatten sich alle moglichen Arten von
Kriminalitat entfalten konnen. Zum Teil haben die Biirgerkriegsparteien auch durchaus
ein Interesse hieran. Diese politische Situation hat zwangsweise auch zur Folge, dass we-
der ein funktionierender Polizeiapparat, noch eine arbeitsfahige Justiz vorhanden sind.
Dementsprechend brauchen Kriminelle und eben auch Piraten keinerlei Verfolgung zu
beflirchten. Hinzu kommt, dass die Bewohner der somalischen Kiste fahige Seefahrer

sind. Die meisten von ihnen verdienten ihren Lebensunterhalt mit Fischerei, bevor sie
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sich der Piraterie zuwendeten. AulRerdem ist Somalia geographisch giinstig gelegen.
Durch die Nahe zum Golf von Aden, durch den eine der wichtigsten Seehandelsrouten
der Welt verlauft, kommen lohnende Angriffsziele in Form von Frachtschiffen den soma-
lischen Piraten quasi bis vor die ,, Haustir”. SchlieRlich ist es auch die von den politischen
Umstdanden verursachte Armut der somalischen Bevélkerung, die dazu fihrt, dass sich

die dortigen Menschen der Piraterie zuwenden.

Wie wird Piraterie vélkerrechtlich beurteilt?

Piraterie ist schon seit der Antike ein Verbrechen, das in den Augen der gesamten
Menschheit als verwerflich angesehen wird. Daher gilt Piraterie seit jeher und bis heute
als vélkerrechtswidrig. Auspragungen dieser Anschauung finden sich heute im SRU, wenn
dieses etwa in Art. 100 die Pflicht aller Staaten zur Bekdmpfung der Piraterie fest-
schreibt. Deutlich zeigt sich der Charakter der Piraterie als Verbrechen gegen die gesam-
te Volkergemeinschaft auch daran, dass die Art. 100 ff. SRU jedem Kriegs- oder Staats-
schiff erlauben, gegen jedes Piratenschiff vorzugehen, unabhangig davon, welche Flagge
die jeweiligen Schiffe filhren. Auch darf jeder Staat, der Piraten festgenommen hat, diese

unabhdngig von ihrer Staatsburgerschaft verurteilen.

Aus der Volkerrechtswidrigkeit folgt allerdings nicht, dass Piraterie, in modernen Katego-
rien ausgedriickt, den Charakter eines volkerrechtlichen Verbrechens hat. Einerseits ist
zwar der Tatbestand der Piraterie volkerrechtlich kodifiziert, nicht aber die Bestrafung
oder das hierzu fihrende Verfahren. Letztere Aspekte sind aber fiir die Annahme eines
volkerrechtlichen Verbrechens, nebem einem Tatbestand nach volkerrechtlichen Nor-
men, zwingend erforderlich. Daneben sind die moéglichen Vélkerrechtsverbrechen heut-
zutage in Art. 4 IStGH-Statut abschliefend aufgezahlt. Danach gibt es als volkerrechtliche
Verbrechen nur Volkermord, Agression, Verbechen gegen die Menschlichkeit und Kriegs-
verbrechen. Die Piraterie lasst sich nicht hierunter fassen. Sie ist vielmehr ein volker-
rechtliches Delikt. Dieses zeichnet sich durch einen volkerrechtlichen Tatbestand aus, der
die Verletzung wichtiger Rechtsgliter der Staatengemeinschaft zum Gegenstand hat. Ver-

folgung und Ahndung werden jedoch den einzelnen Staaten Uberlassen.
Welche Regelwerke gibt es, die sich mit Piraterie befassen?

Auf vélkerrechtlicher Ebene bildet das SRU das zentrale Regelwerk fiir das internationale
Seerecht. Auch in Bezug auf die Piraterie und deren Bekampfung finden sich die heute
maRgeblichen Regelungen im SRU. Das Vorgingeriibereinkommen des SRU, das HSU,

enthielt bereits die meisten Bestimmungen zur Piraterie und deren Bekampfung, die zum
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Teil wortgleich in das SRU Gibernommen wurden. Beide Ubereinkommen sind als volker-
rechtliche Vertrage grundsatzlich nur fir die jeweiligen Vertragsstaaten bindend. Es gibt
einige Staaten, die nur eines der beiden Ubereinkommen unterzeichnet haben. Daher ist
das HSU, obwohl es eigentlich durch das SRU abgeldst werden sollte, auch heute noch
nicht vollig obsolet. Die Bestimmungen des HSU haben vielmehr nach wie vor Giltigkeit
fur die Staaten, die zwar dem HSU, nicht aber dem SRU beigetreten sind. Weiterhin exis-
tiert das SUA-Ubereinkommen. Dieses nimmt zwar eigentlich nicht die Piraterie, sondern
den maritimen Terrorismus in den Blick. Jedoch sind die Bestimmungen des SUA-
Ubereinkommens ihrem Wortlaut nach auch auf die meisten Fille von Piraterie anwend-
bar. Weiterhin existieren in verschiedenen nationalen Rechtsordnungen Vorschriften,

betreffend die Piraterie.

Was regelt das SRU in Bezug auf Piraterie?

Die Wichtigste Regelung beziiglich der Piraterie ist Art. 101 SRU. Hier wird ndmlich der
Tatbestand der Seerduberei auf volkerrechtlicher Ebene statuiert. Einschrankende
Merkmale sind dabei vor allem das Erfordernis von zwei beteiligten Schiffen und die Tat-
ausfihrung auf Hoher See oder einem sonstigen Ort, der keiner Hoheitsgewalt unter-
liegt. Weitere wichtige Bestimmungen sind Art. 105 und 110 SRU. Hier werden Kriegs-
schiffen und, unter bestimmten Umstdnden, sonstigen Staatsschiffen verschiedene Be-
fugnisse zum Vorgehen gegen Seerduberei eingerdumt. Als zentraler Programmsatz kann
Art. 100 SRU bezeichnet werden, wonach alle Staaten bei der Bekimpfung der Seerdube-
rei in groRtmoglichem Malle zusammenarbeiten. Diese Bestimmung unterstreicht den
Charakter der Piraterie als gegen die gesamte Staatengemeinschaft gerichtete Tat. Dem-
zufolge soll auch die gesamte Staatengemeinschaft gegen Piraterie vorgehen. Als direkte
Pflicht der Staaten entspringt Art. 100 SRU allerdings nur das Verbot, Seerduberei aktiv
zu unterstiitzen. Zur aktiven Bekdampfung von Piraterie, wie es etwa rund um Somalia

geschieht, ist allerdings kein Staat aufgrund von Art. 100 SRU verpflichtet.

Wie unterscheidet sich Piraterie von anderen Phéinomenen?

Es gibt in der Seefahrt zahlreiche Vorkommnisse, die oberflachlich betrachtet einen
Uberfall eines Schiffs auf ein anderes darstellen, Kampfhandlungen von Kriegsschiffen
einmal ganzlich auBer Acht gelassen. Diese oberflachliche Betrachtungsweise muss je-
doch prazisiert werden, um die verschiedenen Phdanomene des Seerechts unterscheiden
und letztendlich die Piraterie herausfiltern zu kénnen. Es gibt zwei Merkmale anhand
derer sich Piraterie von anderen Vorfdllen auf See unterscheiden ldsst. Dies sind die

staatliche Beauftragung einerseits und die nicht vorhandene Eigennitzigkeit anderer-
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seits. Wahrend auf die Piraterie keines dieser Merkmale zutrifft, erfiillen die anderen

Phdanomene des Seerechts zumindest eins davon.

Piraterie ist niemals staatlich autorisiert und erfolgt zu rein privaten Zwecken, in aller
Regel zur personlichen Bereicherung. Demgegeniber zeichnet sich Kaperei gerade durch
die Autorisierung durch einen Staat aus. Staatspiraterie und Prisenrecht werden gerade
von staatlicher Seite ausgefiihrt und verfolgen schon deswegen auch keine privaten Zwe-
cke. Seefreischarlerei und maritimer Terrorismus kdnnen zwar nicht staatlich autorisiert
sein, verfolgen aber keine privaten, sondern ,hohere” Zwecke, sei es die Durchsetzung
einer, wie auch immer gearteten, |Ideologie oder die Unterstiitzung eines Staates im

Krieg.

Was wird zur Bekimpfung der Piraterie von Somalia unternommen?

Seitdem der UN-Sicherheitsrat sich im im Jahr 2008 erstmals mit der Piraterie rund um
Somalia befasst hat, wurden verschiedene Schritte zu deren Bekdampfung in die Wege
geleitet. Den Ausgangspunkt hierzu bilden die ersten Resolutionen des UN-
Sicherheitsrats aus dem Jahr 2008, worin die Staatengemeinschaft einerseits zum Vorge-
hen gegen die somalische Piraterie aufgefordert wird und andererseits auch eine speziel-
le Rechtsgrundlage fiir dieses Vorgehen innerhalb der somalischen Hoheitsgewasser ge-
schaffen wird. Auf dieser Grundlage entstanden sodann verschiedene Militdroperatio-
nen. Diese wurden und werden unter anderem von der NATO, der EU, aber auch von
einzelnen Staaten innerhalb spontan gebildeter Koalitionen gefiihrt. Das militarische
Vorgehen bildet den absoluten Schwerpunkt der Anti-Piraterie-MaRBnahmen von staatli-

cher Seite.

Was ist der politische Hintergrund der Operation Atalanta?

Die Operation Atalanta ist eine Militdroperation der EU im Rahmen der GSVP. In diesem
Rahmen ist sie die erste maritime Militdroperation. Die EU stitzt sich bei dieser Operati-
on auf die Resolutionen des UN-Sicherheitsrats betreffend die Piraterie rund um Somalia
als volkerrechtliche Grundlage. Nétig ist eine solche spezielle volkerrechtliche Grundlage
jedoch nur fiir das Tatigwerden innerhalb der somalischen Hoheitsgewasser. Auf Hoher
See bilden die Piraterievorschriften des SRU die nétige vélkerrechtliche Ermichtigung zur
Pirateriebekampfung. Die GSVP als solche ist ein Rahmen innerhalb dessen die Mitglieds-
staaten der EU ihre Militarkrafte bindeln und koordiniert einsetzen kdnnen. Anders als
in anderen Politikbereichen der EU findet jedoch keine Ubertragung von Hoheitsrechten

der Mitgliedsstaaten statt. Die GSVP ist somit intergouvernemental und nicht supranati-
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onal ausgestaltet. Als Folge dessen ist eine Beteiligung an Militdroperationen der EU fiir
die Mitgliedsstaaten freiwillig und erfordert die Einhaltung der nach nationalem Recht
fir den Einsatz der Streitkrafte geltenden Regeln. Die Operation Atalanta wurde im Jahr
2008 als gemeinsame Aktion nach Art. 12, Art. 14 EUV a.F. initiiert. Durch die zwischen-
zeitlich eingetretene Reform der EU durch den Vertrag von Lissabon und die verschiede-
nen Verlangerungsbeschlisse, richtet sich die Operation Atalante nunmehr nach Art. 25

lit. b) sublit. i) EUV und ist eine dort genannte von der EU durchgefiihrte Aktion.

Wonach bestimmt sich die Beteiligung Deutschlands an der Operation Atalanta?

Zunachst muss betont werden, dass ein unilaterales Vorgehen der Bundeswehr gegen
Piraten, egal wo auf der Welt, nicht zulassig ist. Deutschland darf sich aber gem. Art. 87a
Abs. 2, 24 Abs. 2 GG an solchen Anti-Piraterie-Missionen beteiligen, die im Rahmen und
nach den Regeln solcher Systeme gegenseitiger kollektiver Sicherheit durchgefiihrt wer-
den, in denen die Bundesrepublik Mitglied ist. Dazu zahlen die UN, die NATO und die EU,
welche die Operation Atalanta durchfiihrt. Solche Einsatze bedirfen dem Grunde nach
eines Mandats des UN-Sicherheitsrats. Eine Ausnahme besteht aber dann, wenn eine
anderweitige volkerrechtliche Ermachtigung zum Einsatz militarischer Mittel vorliegt. Auf
Hoher See bilden die Piraterievorschriften des SRU eine solche Ermaichtigung. Daher
konnen solche Anti-Piraterie-Missionen, die sich auf die Hohe See beschrianken, ohne
weiteres von der NATO bzw. der EU initiiert werden. Fiir Einsatze in Kistengewdssern
oder sogar auf dem Landgebiet anderer Staaten bedarf es jedoch einer gesonderten Er-
machtigung. Diese kann wie im Falle Somalias durch ein Mandat des UN-Sicherheitsrats
erteilt werden. Denkbar ist aber auch eine individuelle Vereinbarung der betroffenen
Staaten mit der NATO oder der EU.

Welche Grundrechte miissen beachtet werden?

Grundrechte existieren grundsatzlich auf allen drei hier betrachteten Ebenen, namlich
dem Volkerrecht, dem Europarecht und dem nationalen Recht. Im Volkerrecht stehen
hier der IPBPR und die EMRK im Mittelpunkt. Europarechtlich ist die EUGrCh bedeutsam
und im deutschen Recht das Grundgesetz. Alle diese Grundrechtskataloge spielen auch
beim Anti-Piraterie-Einsatz der Bundeswehr vor Somalia eine Rolle. Die genannten Re-
gelwerke haben auch Giiltigkeit flr Militarpersonal und auch dann, wenn dieses weit
weg von Deutschland und Europa tatig wird. Das Humanitdare Voélkerrecht hat hierauf
keinen Einfluss. Zum Einen ist es auf den Kampf gegen Piraten vor Somalia nicht an-

wendbar, weil hier weder ein internationaler, noch ein nicht internationaler, bewaffneter
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Konflikt vorliegt. Zum anderen vermag aber das Humanitare Vélkerrecht, auch in Fallen

in denen es anwendbar ist, die Grundrechte nicht auller Kraft zu setzen.

Konkret betroffen sein kénnen vor allem die Grundrechte auf Leben, auf kérperliche Un-
versehrtheit und auf Freiheit der Person. Dabei ist das Grundrecht auf kérperliche Unver-
sehrtheit das einzige Recht, dass sich nicht in allen relevanten Regelwerken findet. Auf
volkerrechtlicher Ebene existiert kein solches allgemeines Grundrecht, es findet sich we-
der in der EMRK, noch im IPBPR. Da jedoch deutsche Soldaten genauso an die EUGrCh
und das Grundgesetz gebunden sind, haben sie im Ergebnis, neben dem Recht auf Leben
und dem Recht auf Freiheit der Person, auch das Recht auf kdrperliche Unversehrtheit in
jedem Fall zu beachten. In formaler Hinsicht sind vor allem die zuldssigen Zeitraume fur
eine vorlaufige Freiheitsentziehung von Bedeutung. Hier macht zwar das Grundgesetz in
Art. 104 Abs. 3 die strengsten Vorgaben, indem es eine Hochstdauer von 48 Stunden
festschreibt. Dies ist aber nicht in jedem Fall die duBerste Grenze. Vor allem bei Aus-
landseinsatzen sind die Gegebenheiten vor Ort zu bericksichtigen und ggf. die Frist des
Art. 104 Abs. 3 GG nach volkerrechtlichen Grundsatzen zu modifizieren. In Fallen, die sich
auf See abspielen kann damit auf den volkerrechtlichen in EMRK und IPBPR fetgeschrie-
benen Mindeststandard zuriick gegangen werden. Auch danach muss eine Festnahme

aber so schnell wie moglich richterlich Gberprift werden.

Welche Mdéglichkeiten gibt es, Piraten zu verurteilen?

Im Grunde gibt es drei Moglichkeiten, festgenommene Piraten einem Strafprozess zuzu-
fuhren. Der Prozess kann vor den Gerichten des Staates stattfinden, dessen Schiff die
Piraten festgenommen hat. Die Krafte dieses Staates kénnen die Piraten aber auch an
einen anderen Staat zum Zwecke der Verurteilung lberstellen. SchlieRlich besteht die
Moglichkeit ein internationales Gericht durch die UN einzurichten, vor dem die Piraten-

prozesse stattfinden kdnnen.

Was sind die jeweiligen Vor- und Nachteile?

Die Festnahme wird in aller Regel durch Militarkrafte eines westlichen Staates erfolgen,
weil diese vor allem an den verschiedenen Anti-Piraterie-Missionen beteiligt sind. Den
festgenommenen Piraten in diesen Landern den Prozess zu machen hat daher zunachst
den Vorteil, dass Strafprozesse dort nach rechtsstaatlichen Grundsatzen ablaufen und
den Angeklagten keine menschenunwirdige Behandlung oder Bestrafung droht. Auf der
anderen Seite besteht die Beflirchtung, dass die Piraten nach ihrem Prozess Asyl in dem

Land, in das sie jeweils gebracht wuden, beantragen kdnnten. Die Erfolgsaussichten der-
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artiger Antrage sind angesichts der Lage in Somalia eher gut. Eine Antragstellung ist nicht
zu verhindern, da es fur die Durchfihrung eines Strafprozesses z.B. in Deutschland un-

umganglich ist, die Angeklagten auch nach Deutschland zu bringen.

Demgegeniiber bietet eine Uberstellung an einen Drittstaat zum Zwecke der Aburteilung
den Vorteil, dass die westlichen Staaten nach der Uberstellung direkt nichts mehr mit der
weiteren Behandlung der festgenommenen Piraten zu tun haben. Das birgt allerdings
auch die grofRte Gefahr. Die Staaten, an die Piraten bisher Giberstellt wurden oder wer-
den stehen nicht gerade in dem Ruf, fiir eine menschenwiirdige Behandlung von Strafge-
fangenen oder den Grundsatzen der Rechtsstaatlichkeit genligende Strafprozesse einzu-
treten. Zwar missen die westlichen Staaten, die ihrerseits diesen Grundsatzen verpflich-
tet sind, dafiir sorgen, dass es keine Verletzungen dieser Grundsatze durch die Drittstaa-
ten gibt. Das birgt jedoch weitere Unsicherheiten. Zum einen wird sich hier meist mit
einer Verpflichtungserklarung des jeweils betroffenen Staates begniligt. Zum anderen
fuhrt eine Erfiillung dieser Verpflichtung, etwa durch besondere Haftanstalten fiir Pirate-
rieverdachtige oder den Ausschluss der Todesstrafe flir ebendiese, zu einer Zwei-Klassen-

Justiz, was auch nicht zu begrifRen ist.

Dieses Problem wiirde auch durch die Errichtung eines eigenen internationalen Gerichts-
hofs fiir Piraterie nicht unbedingt geldst. Dies jedenfalls dann nicht, wenn dieser in ei-
nem afrikanischen Land errichtet wiirde. Auch in diesem Fall missten sowohl der Pro-
zess, als auch die Haft internationalen Rechtsstaats- und Menschenrechtsstandards ge-
niigen, die in dem jeweiligen Land fir , gewdhnliche” Kriminelle nicht unbedingt einge-
halten werden. Wirde ein solcher Gerichtshof in einem westlichen Land eingerichtet,
bestiinde wieder das geschilderte Asylproblem. Ein internationaler bzw. internationali-
sierter Gerichtshof hatte aber den Vorteil, dass die von der Piraterie unmittelbar be-
troffenen Lander, allen voran Somalia, in die Lage versetzt werden konnten, dem Prob-
lem selbst Herr zu werden. Diese Lander bekamen die Hoheit Gber die Verfahren und

wirden vonseiten des Westens lediglich bei der Durchfiihrung unterstutzt.
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Gegen Ende der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts riickte eine lange
in Vergessenheit geratene Bedrohung fur die Seefahrt schlagartig
wieder ins Bewusstsein der Offentlichkeit: Die Piraterie. Uberfélle von
Seeraubern, vor allem auf Frachtschiffe, begannen sich zu haufen.
Die Vorfalle, um die es in der Berichterstattung der Medien ging,
spielten sich vor der Kiste Somalias ab. Diese somalische Piraterie
wurde schnell zu einem derart gro3en Problem flr die Wirtschaft der
westlichen Welt, dass bald Uber MaBBnahmen zu deren Bekampfung
nachgedacht wurde. Als Mittel der Wahl wurden hierfiir Kriegsschiffe
ausgemacht. In der Folge startete die EU die erste maritime
Militaroperation in ihrer Geschichte, an der sich auch Deutschland
von Anfang an beteiligte. Diese Militaroperation, ,Atalanta“ genannt,
wirft verschiedene rechtliche Fragen aus verschiedenen Ebenen des
internationalen und nationalen Rechts auf, deren Beantwortung sich
das vorliegende Werk zum Ziel gesetzt hat. Neben der Bekampfung
der somalischen Piraterie und deren Methoden werden dabei auch
die historischen und soziologischen Hintergriinde dieser Bedrohung fur
den freien Welthandel beleuchtet.

Logos Verlag Berlin ~ ISBN 978-3-8325-4646-5



	
	Einleitung 

	Teil 1: Piraterie als historisches und aktuelles Phänomen 
	A. Zur Geschichte der Piraterie 
	I. Antike 
	II. Mittelalter 
	III. Neuzeit 
	IV. Moderne 

	B. Das aktuelle Geschehen 
	I. Zu den Hintergründen der Piraterie vor Somalia 
	II. Die aktuelle Situation 

	C. Bewertung der aktuellen Situation vor sozialhistorischem Hintergrund 

	Teil 2: Piraterie als rechtliches Phänomen 
	A. Abgrenzung zu anderen Aspekten des Seerechts 
	I. Kaperei 
	II. Seefreischärlerei 
	III. Staatspiraterie 
	IV. Prisenrecht 
	V. Maritimer Terrorismus 
	VI. Zwischenergebnis 

	B. Die rechtliche Behandlung der eigentlichen Piraterie 
	I. Das Völkerrecht 
	II. Das nationale Recht 
	III. Zwischenergebnis 


	Teil 3: Piraterie als zu bekämpfendes Phänomen 
	A. Die rechtlichen Grundlagen der Pirateriebekämpfung 
	I. Das Seerechtsübereinkommen 
	II. Die Resolutionen des UN-Sicherheitsrats 
	III. Das SUA-Übereinkommen 
	IV. Zwischenergebnis 

	B. Die Umsetzung 
	I. NATO-Operationen 
	II. Combined Maritime Forces 
	III. Die EU-Operation Atalanta 


	Teil 4: Piraterie als Ursache verschiedener Rechtsprobleme 
	A. Zuständigkeit der Bundesmarine 
	I. Der grundsätzliche Einsatzbereich der Bundeswehr 
	II. Der erweiterte Einsatzbereich der Bundeswehr 
	III. Zuständigkeit der Bundesmarine vor diesem Hintergrund 
	IV. Zwischenergebnis 

	B. Grundrechte 
	I. Anwendbarkeit der Grundrechtsregime 
	II. Bedeutsame einzelne Grundrechte 
	III. Zwischenergebnis 

	C. Formelle Probleme nach Europarecht 
	I. Inbezugsetzung zu GASP und GSVP 
	II. Keine eigenen Instrumentarien im Rahmen der GSVP 

	D. Möglichkeiten der Strafverfolgung festgenommener Piraten 
	I. Überstellung zur Aburteilung an Drittstaaten 
	II. Aburteilung durch einen internationalen Gerichtshof 
	III. Zwischenergebnis 

	E. Rechtliche Einordnung des Einsatzes privater Sicherheitskräfte 


